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>Regensburger, Dr. Keimei, Westreicher, . 
Huber, Dr. Halder, Dipl.-Ing. Dr. Leitner, 
Dr. Lanner und Genossen an den Bundes­
minister für Bauten und Technik betreffend 
Salzstreuung auf Bundesstraßen (69/J) 
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tor Keimei, Westreicher, Dipl.-Ing. Dok-

tor Leitner, Dr. Lanner und Genossen an 
den Bundesminister für Landesverteidigurig 
betreffend Neuregelung der Bezüge des Kader­
personals des Bundesheeres (71/J) 
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an den BundesminiSter für Land- und Forst­
wirtschaft betreffend Bewilligung von Agrar­
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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i tz end e: PräS'identBenya, Zweiter führen. Das bedeutet, -diese Anfrage als dring­
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. lich zu behandeln. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 7. und 8. Sit­
zung vom 2. Dezember 1971 sind in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanständet geblieben und gel­
ten daher als genehmigt. 

Da dieser Dringlichkeitsantrag von 20 Abge­
ordneten unterstützt ist, ist ih.m ohne weiteres 
stattzugeben. 

Ich werde die Behandlung die'ser dringlichen 
Anfra'ge an den Schluß der Sitz'ung, jedoch 
nicht über die fünfte Nachmittagsstunde hinaus 
verlegen. 

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Hauser. Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (2 und Zu 2 der 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich -gebe bekannt, daß die Regie­
rung.svorlage: 

Bundesgesetz, mit dem die Bundesgendar­
merie betreffende Bundesgesetze geändert 
werden (49 der Beilagen), 
eingelangt ist. 

Beilagen): Bundesflnanzgesetz fiir das Jahr 
1972 (80 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein. Gegenstand ist der Bericht des Finanz­
und Budgetausschusses über die Regierungs­
vorlage (2 und Zu 2 der BeiLa'gen): Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1972 (80 der Beila­
gen), 

Ich werde diese RegierungsvorlJage gemäß Generalbericht sowie Spezialdebatte über 
§ 41 Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der die 
nächsten Sitzung zuweisen. 

Den Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im 
Jahre 1970 (111-7 d. B.) weise ich dem Außen­
politischen Ausschuß zu. 

Das Ersuchen des Bezirksgerichtes Gleisdorf 
um Aufhebung der Immunität des Abgeord­
netenzum Nationalr,at Othmar Tödling wegen 
Dbertretung des § 11 Lebensmittelgesetz weise 
ich dem Immunitätsausschuß zu. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es ist mir der Vorschlag zuge­
kommen, gemäß § 73 Geschäftsordnungsgesetz 
über die in der heutigen Sitzung eingebrachte 
Anfrage der Abgeordneten Dr. SChwimmer 
und Genossen an den Herrn Bundesminister 
für soziale Verwaltung betreffend Lockerung 
der Ruhensbestimmungen eine Debatte ab zu-

Beratung.sgruppe I: Oberste Organe, 

Beratungsgruppe 11: Bundeskanzleramt mit 
Dienststellen, Sta:atsdruckerei, 

Beratungsgruppe IV: Inneres. 

Ich darf zu den Budgetverhandlungen fol­
gendes bemerken: Gemäß § 46 Albs. 2 Ge­
schäftsor,dnungsgesetz habe ich festzustellen, 
welche Teile der Vortage bei der Spezial­
de:batte für sich oder vereint zur Beratung 
und Beschlußfassung kommen. 

Die Beratung in der Spezi,aldebaUe wird 
nach Bel!atungsgruppen durchgeführt. Eine 
Aufstellung über die im Einvernehmen mit 
den Parteien vorgenommene Gruppeneintei­
lung ist allen Ahgeordneten des Hauses zuge­
gangen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. 
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Präsident 
Die ParteIen sind weiters übereingekommen. 

von einer Generaldebatte .A:bstand zu nehmen. 
Dafür wird aber den Abgeordneten die Mög­
lichkeit gegeben, anläßlich der gemeinsamen 
Verhandlung über die Gruppen I und 11 ge­
gebenenfalls zu Fragen Stellung zu nehmen. 
die ansonsten Gegenstand einer General­
debatte wären. 

Entgegen allen . früheren GepflogenJheiten 
hält diesmal die Beratungsgruppe XIII, Bau­
ten und Tedmik. mit 6 Stunden und 55 Minu­
ten den Rekord. an den sich der Bundesminister 
mit der Anfrage'beantwortungszeit von 3Stun­
den und 14 Minuten anschließt. 

In diesen vielstündigen Beratungen, die 
sachlich geführt wurden, gab es 44 Wortmel-

Die Debatte über die Gruppen I, 11 und IV dungen von Vertretern der Zentralstellen, dar­
soll einvernehmlich unter einem abgeführt unter des Prä'sidenten und des Zweiten Präsi­
werden. Wird dagegen ein Einwand erho- denten des Nationalrates, des Präsidenten des 
ben? - Das ist nicht der Fall. Rechnungshofes, des Bundeskanzlers, des Vize-

kanzlers, der Bundesminister und des Staats­Die Abstimmung über die einzelnen Bera-
sekretärs. tungsgTuppen erfolgt. sobald die Debatte über 

eine Beratungsgruppe abg,eschlossen 1st. 

Die Abstimmung über die Entschließungs­
anträge erfolgt nach der dritten Lesung. 

Ich hitte nunmehr den Herrn Generatbericht­
e.rstatter, Abgeordneten Jungwirth, um seinen 
Bericht. 

Generalberichterstatter Jungwirth: Herr 
Präsident! Hohes Haus I Als Generalbericht­
erstatter obliegt es mir, die Beratungen über 
das Budget für das JaJhr 1972 einzuleiten. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in der 
Zeit vom 18. November 1911 bis 1. Dezember 
1971 den von der Bundesregierung dem Hdhen 
Haus am 4. November 1971 zugeleiteten Ent­
wurf des Bundesfinanzgesetzes 1972 samt sei­
nen Anlagen der Vorberatung unterzogen. 

Gestatten Sie mir, eine kurze Bilanz über 
diese Vorberatungen zu ziehen. In sieben 
ganztägigen und zwei halbtägigen Beratungen 
wurden die 14 Beratungsgruppen des Bundes­
finanzgesetzes sowie das Bundesfinanzgesetz 
1972 selbst, der Systemisierungsplan der 
Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge, der Dienst­
postenplan 'und erstmals der Systemisierungs­
plan der Datenverarbeitungsanlagen des Bun­
des eingehend diskutiert. 

Die Ausschußdauer, ahne Einbeziehung der 
Vorberatung der notwendi'gen Budgetneben­
gesetze, betrug 62 Stunden und 25 Minuten. 
Zieht man einen Vergleich zu den Vorbera­
tungen für das Budget 1911 mit 77 Stunden 
und den Vorberatungen für das Budget 1970 
mit 59 Stunden, so kann man diesen Vorbera­
tungen die Gründlichkeit nicht absprechen, 
UInSO mehr als sich die Abgeordneten der 
Regierungspartei mit 56 Wortmeldungen ein­
schliießlich der Berichterstatter einer weisen 
Zurückhaltung befleißigten (ironische Heiter­
keit und Zwischenrufe bei der aVp), um 4ie 
beiden Oppositionsparteien in ihrem Frage­
recht nicht zu behindern, was durch die 
172 Wortmeldung·en der Abgeordneten . der 
beiden Oppositionsparteien zweif.elsohne zum 
Ausdruck kommt. 

Und nun zum Bundesvoranschlag selbst. Ein 
Vergleich der Schluß summen des Bundesvor­
anschlages 1972 gegenüber dem Bundesvoran­
schlag des laufenden Finanzjahres ergibtfol­
gendes Bild: 

Ordentliche Gebarung: Ausgaben im Jahre 
1972: 118.803 Millionen Sdlilling, 1971: 
107.055 Millionen Schi'lling, das ist ein Unter­
s.roied von 11 Prozent; Einnahmen: 1972: 
112.863 Millionen Schilling, 1971: 100.875 Mil­
lionen Schilling, ein Plus von 11,9 Prozent. 
Der Abgang beträgt 1972 5940 Millionen Schil­
ling, 1971 6180 Millionen Schilling. 

Die außerordentliche Gebarung stellt sich 
folgendermaßen dar: Ausga1ben: 4017 Millio­
nen Schilling im Jahre 1972, 3690 Millionen 
Schilling im Jahre 1971, was ein Plus von 
8,9 Prozent bedeutet. Die Einnahmen der 
außerordentlichen Gebarung: im Jahre 1972 
125 Millionen Schilling, im Jahre 1971 40 Mil­
lionen Schilling. ein Plus von 212.5 Prozent. 
In der außerordentlichen Gebarung ergibt sich 
im Jahre 1972 ein Abgang von 3892 Millionen 
Schilling, im Jahre 1971 ein Abgang von 
3650 Millionen Schilling. Der Gesamtgeba­
rungsa1bgang beträ'Q't da:her im Jahre 1972 
9832 Millionen Schilling, im Jahre 1971 
9830 MiLlionen Schilling. 

Die ordentliche und außerordentliche Geba­
rung hat Ausgaben von 122.820 Millionen 
Schilling im Jahre 1972. 1971 waren es 
110.745 Millionen Schilling, das ist ein Plus 
von 10.9 Prozent, und Einnahmen von 
112.988 Millionen Schilling im Jahre 1972 
gegenüber 100.915 Millionen Schilling im Jahre 
1971, was eine Steigerung von 12 Prozent 
bedeutet. Der Gesamtgebarungsabgang beträgt 
somit 1972 in der ordentlichen und außer­
ordentlichen Gebarung 9832 Millionen Schil­
ling, im Jahre 1971 waren es 9830 Millionen 
Schilling. 

Bei der Erstellung des Bundesvoranschlages 
ging es der Bundesregierung vor allem darum, 
den nominellen Ausgabenüberhang wie im. 
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Jungwlrth 
Vorjahr mjt 9,8 Milliarden Schilling zu .limi­
tieren. Dem. Budgetkonzept I·ag daher die in 
Aussicht genommene Verlängerung der Wirk~ 
samkeit der Sonderabgabe von .a.:lkoholischen 
Getränken auf. der Einnahmenseite zugrunde, 
wäihrend für die Ausgabenseite niedrigere 
Ansätze der kürzungsfähigen Ermessens­
kredite - rund 10 Prözent unter den' Vor­
anschlagsansätzen 1971 -, Einsparungsmaß­
nahmen beim PersonaLaufwand - insbeson­
dere 2prozenUgerErsparungsabstridl - und 
Maßnahmen auf dem Fin:anzsdluldensektör -
Konvertierung und Vorziehung von Finanz­
schultdentilgungsz·ahlungen in das Jahr 1911 -
die notwendige Herabsetzung der Gesamt­
ausgaben bewirken sollten. 'Bei Finanz­
sd:l:uldentilgungen von rund 5,1 Milliarden 
Smilling und Berück.simtigung solm.er nimt 
im Inland wirksam weI1dender Ausgaben und 

. Einnahmen entspricht der nominelle Aus­
gabenübeI1hang der Regierungsvor1age einem 
inlandwirksamen Ausgabenübersdluß von nur 
etwa 2,2 Milliarden Schilling. 

Im Rahmen dieses Budgetkonzeptes sah sich 
die Bundesregierung im einzelnen vor fol­
gende Hauptaufgaben gestellt: 

1. Mehrausgaben von 3,8 Milliarden Sdlil­
Ung im Personal.aufwand, hauptsäcblim aus 
den Auswirkungen der 'Bezugsneuregelung 
und -valorisierung, und von 4 Milliarden 
Schilling bei den "Gesetzlimen Verpflimtun­
gen", hievon rund 1,7 MilliaIlden Smilling für 
Sozialversicherung und Kriegsopferversor­
gung, 700 Millionen Schilling beim Familien­
lastenaus'gleich, 500 Millionen Schilling für 
den Unterrichts- und W.issen'smaftssektor, je 
200 MiHionen Schilling für den Finanzaus­
gleich und Finanzschuldendienst sowie 
100 Millionen Schilling für die Landesverteidi­
gung, mußten in erster Linie berück.sidltigt 
werden; 

2. Mehrausgaben von rund 800 Millionen 
Schilling nach Maßgabe gleicbhoher zweck­
gewidmeter Mehreinnahmen für den Bundes­
str.aßenbau und die Fernsprechautomatisierung 
mußten gleichfalls zwangsläufig einbezogen 
weIden; 

3. weitere unabweisliche, zur Fortführung 
der Hoheits- und Betriebsverwaltung notwen­
dige sowie im Zuge von Umstrukturierungen 
sich ergebende Mehrefiiordernisse von netto 
rund 2,9 MUliarden Schilling, vor allem für die 
Sdhwerpunktlbildungen im SoziaI.bereidl, auf 
dem Unterrichtssektor, weiters für Wissen­
schaft und Forschung, für den Umweltschutz, 
die Wirtschaftsfördemng sowie schließlich für 
den Agrarsektor und die uandesverteidigung 
- 1,1 MilliaIlden Sd:l:illing -, iür die lau­
fenden und Investitions-Ausgaben der Bundes-

betriebe - 900 MiUionen ,Scb.i1ling -,. für 
Kapitalbeteilig~gen und Ibauliche Maß­
nahmen .-,500 Millionen Schilling; -'--c sowie 
für Maßnahmen der Landesverteidigung 
- 200 Millionen Schilling -, mußten im trag­
baren Budgetrahmen ihre Bedeckung finden; 

4.zwangsläufi·g eJ1gab sich eine Ausweitung 
der Gesamtausgaben- und Gesamteinnabmen­
summe von je 600 Millionen Schilling durch 
die Ausweitung von Rücklagen-, fonds- und 
sonstigen Durchlaufergebarungen. 

Für die Bedeckung der Mehrausgaben boten 
sich Mehreinnahmen wie ·folgt .an: Bei den 
Offentlichen Abgaben fast 8,4 Milliarden 
Schilling und bei den übrigen Einnahmen 
3,1 Milliarden Schilling,. hievon bei den 
Bundesbetrieben 1,1 MHliarden Schilling, beim 
Familienlastenausgleidl 100 Millionen Schi!­
lin·g und Jbei den· Durchlaufergebarungen 
600 Millionen Schilling, insgesamt somit 
12,1 MHliarden Schilling. Mit diesen MEilhr­
einnahmen, durm die die Gesamteinnahmen 
1972 - auf die Basis des voraussichtlidlen 
Jail.resergebni·sses 1971 bezogen - nur ·etwa.s 
mehr als 9 Prozent höher und somit im Rah­
men der für 1912 zu erwartenden nominellen 
Wamstumsrate des Bruttonationalproduktes 
liegen, konnten die vorerw~ten Mehraus· 
gaben gleicher Höhe bedeckt werden. 

Gemäß Artikel II ades Bundesfinanz­
gesetzes 1912 ist ein Konjunkturausgleich­
Voranschlag in der Hölhe von .2114,5 MiJllionen 
Smi1ling vorgesehen. Sollte die wirtschaft· 
liche Abschwächung im J.ahre 1912 ein Aus­
maß erreichen, das einen Einsatz zusätzlicher 
Bundesmittel zur Konjunkturbelebung erfor­
dert, so ist hiezu mit dem Artikel 11 ader 
Bundesminister für Finanzen mit Zustimmung 
des Nationalrates unter gewissen Voraus· 
setzungen ennächtigt. Auf diese Weise kann 
er den Konjunkturausgleich-Voranschlag ganz 
oder teilweise durm die Zustimmung zu Uber­
sdlreituDJgen 'der im Konjunkturausgleich­
Voranschlag angeführten finanzgesetzlichen 
Ansätze des Bundesvor.anschla-ges 1912 in 
Höhe einheitlicher Hundertsätze bis zu dem im 
Konjunkturausgleich-Voranschlag vorgesehe­
nen Höchstausmaß wirksam werden lassen. 

Im Laufe der Sitzungen des Ausschusses 
wurden 33 Anträge gestellt. Zur Vorberatung 
dieser Anträge wurde ein Unteraussmuß ein­
gesetzt, dem die Abgeordneten Dr. Broesigke, 
Gratz, Dr. Haidei, Jungwirth, Lane, DDr. Neu: 
ner, Sandmeier, Dr. Tun und Wielandrier 
angehörten. 

Das Ergebnis der AussdlUßberatungen be­
züglich des Bundesvoranschlages ist den 
Berichten der Spezialberimterstatter zu ent-

-
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Jungwlrth 
nehmen, denen auch die vom AussdlUß zu den Die Beratungsgruppe 11 umfaßt: Kapitel 10: 
einzelnen Gruppen des Bundesvoranschlages Bundeskanzleramt niit Dienststellen, Kapi-
angenommenen Anträge beigedruckt sind. tel10: Staatsdruckerei. 

Bemerken möchte ich noch, daß die Bera­
tunysgruppe I - Oberste Organe -. ein­
stimmig, die übrigen Beratungsgruppen des 
Bundesvoranschlages, das Bundesfinanzgesetz, 
der Systemisierunysplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfa'hrzeuge des Bundes, der System i­
sierungsplander Datenverarbeitunganlagen 
des . Bundes sowie der Dienstpostenplan mit 
Me'hrheit besdllossen wurden. Aus den Be­
schlüssen des Finanz- und Budget.ausschusses 
ergaben sich keine Änderungen der Sdlluß­
summen des Bundesvoranschlages 1912. 

Hohes Haus! Abschließend erlaube ich mir 
zu beantragen, in die Spezialdebatte über den 
Bundesvoransdllag 1912, Anlage I des Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1912, einschließlich 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages, An­
lage II, einzugehen. 

Präsident: Wie schon erwähnt, soll von 
einer Generaldebatte Abst.and genommen 
werden. 

Ich bitte daher jene Damen unKl Herren des 
Hauses, die dem Antrag des General'bericht­
erstatters auf Eingehen in die Spezial debatte 
ihre Zustimmung 'geben, sich von 'den Sitzen 
zu erheben. ~ Angenommen. 

Spezialbedatte 

Beratungsgruppe I 

Kapitel 01: Präsldentsdlaftskanzlel 

Kapitel 02: Bundesgesetzgebung 

Kapitel 03: Verfassungsgeridltshof 

Kapitel 04: Verwaltungsgeridltshof 

Kapitel 06: Redlnungshof 

Beratungsgruppe 11 

Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit Dienst­
stellen 

Kapitel 10: Staatsdruckerei 

Beratungsgruppe IV 

Kapitel 11: Inneres 

Präsident: Wir gehen in die Spezialdebatte 
ein und gelangen zu den Beratungsgruppen I, 
11 und IV, über die die Debatte unter einem 
abgeführt wird. 

Die Ber-atungsgruppe I umfaßt: Kapitel 01: 
Präsidentschaftskanzlei, Kapitel 02: Bundes­
gesetzgebung, Kapitel 03: Verfassungs­
gerillitshof, Kapitel 04: Verwaltungsgerichts­
hof, Kapitel 06: Rechnungshof. 

Die Beratungsgruppe IV umfaßt: Kapitel 11: 
Inneres. 

Spezialberichterstatter zu den Beratungs­
gruppen I und 11 ist der Herr Albgeordnete 
Wielandner. Ich ersuche ihn um seine beiden 
Berichte. 

Spezialberimterstatter Wielandner: Herr 
Präsident I Hohes Haus I Meine . sehr g.eehrten 
Damen und Herren I Im Namen des Finanz­
und. Budgetausschusses erstatte ich den 
Spezia~bericht ·zur Beratungsgruppe I: 
Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei, Kapitel 02: 
Bundesgesetzgebung, Kapitel 03: Verfassungs­
gerichtshof, Kapitel 04: Verwaltung.sgerichts­
hof, und Kapitel 06: Remnungshof. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe I zusammengefaßten 
fip.anzgesetzlichen Ansätze des .Bundesvoran­
sChlages für das Jahr 1972 in seiner Sitzung 
vom 18. November 1911 einer Vorberatung 
unterzogen. 

Für da·s kommende Jahr sind bei diesen 
Budyetkapiteln Gesamtausgaben von 235,551 
MHlionen' Smilling veranschlagt. Hievon ent­
fallen 81,46 Millionen Schilling auf persön­
liche, 141,357 Millionen Schilling auf sachliche 
laufende Ausgaben und 6,14 Millionen Schil­
ling. auf die Vermögensgebarung. Gegenüber 
dem laufenden Jahr ergibt sich eine Gesamt­
erhöhung vc;m 23,181 Millionen Schilling. An 
Gesamteinnahmen werden in dieser Bera­
tungsgruppe 3,953 Millionen Smilling erwar­
tet; das sind um 412.000 S mehr al,s im tau­
fenden Jahr. 

Bei Kapitel 01, Präsidentschaft.skanzlei, sind 
zusammen 14,504 Millionen Schilling, das sind 
905.000 S mehr, als für 1971 'budgetiert ist, vor­
gesehen. An Einnahmen wird mit 88.000 S ge­
rechnet. Die Steigerung des Per·sonal­
aufwandes um 568.000 S ist ,auf generelle 
Bezugserhöhungen für Bundesbedienstete 
zurückzuführen. Die um 331.000 S ihöheren 
Sachaufwendungen sind überwiegend durch 
Mehrkosten für offizielle StaatS'besuche be­
dingt. Die Einnahmen von 88.000 S sind an­
nähernd gleich.geblieben. Für Agenden der 
Ehrenzeichenkanzlei sind Ausgaben von 
830.000 S vorgesehen. 

- -Bei -KapiteT 02,Buildesgesetzg~bung, 'sind 
zusammen 149,193 Millionen Schilling veran­
schlagt; das sind um 15,209 Millionen Schilling 
mehr, als für 1911 vorgesehen i·st. Auf den 
Nationalrat entf.allen hievon 136,165 Mi1lionen 
Schilling, auf den Bundesrat 13,628 Millionen 
Schilling. Die Einnahmen sind mit 2,812 Mil-
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lionen Schilling.' ~ 340.000 S höher als im 
laufenden· Jahr präliminiert. Die Steigerung 
des Personalaufwandes um 2,953 Millionen 
SchilliDJg ist auf die allgemeinen Erhöhungen 
der Bezüge für Bundesbedienstete und auf 
beabsichtigte Peronalvermehrurlgen zurück­
zuführen. Der Sachaufw.and verzeichnet bei 
Titel 021, Nationalrat, eine Erhöhung von 
104,428 Millionen Schilling auf 115,807 Mil­
lionen Schilling, bei Titel 022, Bundesrat, eine 

. solche von 12;751 Millionen SchiLling auf 
13,628 Millionen Schilling. Dieser Memrauf­
wand ist im wesentlichen durch die ErhÖlhung 
der Entschädigungen der Organe der Bundes­
gesetzgebung im Zusammeniliang mit Bezugs­
eFhöhungen der öffentlich Bediensteten sowie 
die Intensivierung der parlamentarischen 
Tätigkeit und höhere Beiträge für Offentlich­
keitsarbeit bedingt. 

Bei Kapitel 03, Verfassungsgerichtshof, sind 
Gesamtausgaben von 6,379 Mitlionen Schil­
ling, das sind um 612.000 S mehr als im lau­
fenden Jahr, vorgesehen. An Einnahmen sind 
67.000 S budgetiert. Die Steigerung des Per­
sonalaufwandes um 300.000 Sauf 2,34 Mil­
lionen Schilling 'ist einerseits auf die all­
gemeinen Bezugserlhöhungen für Bundes­
bedienstete, aber auch - ebenso wie eine 
Erhöhung der Sachaufwendungen um 
312.000 Sauf 4,039 Millionen SdliUing - auf 
die vermehrte Inanspruchnahme dieses Ge­
richtshofes zurückzuführen. Die Einrichtung 
von Amtsräumen im Zuge der Generalsanie­
rung des Amtsgebäudes ,in Wien I, Juden­
platz 11, bedingtebenfaHs.Erhöhungen. 

Bei Kapitel 04, Verwaltungsgerichtshof, sind 
zusammen 21,45 Millionen Schilling, das sind 
um 1,534 Millionen Schilling mehr als für 
1971, veranschlagt. An Einnahmen wird mit 
749.000 S gerechnet. Das Mehrerfordernis bei 
diesem Kapitel ist vor allem auf die Erhöhung 
des Personalaufwandes von 17,895 Millionen 
Schilling auf 19,489 Millionen Schillin'g infolge 
der allgemeinen Bezugsel'lhöhungen für 
Bundesbedienstete zurückzuführen. Der Sach­
aufwand ist dagegen mit 1,961 Millionen 
Schilling etwas vermindert. 

Bei Kapitel 06, Rechnungshof, sind zusam­
men 43,431 Millionen Schilling, das sind um 
5,521 Millionen Schilling mehr als im lau­
fenden Ja!hr, vqrgesehen. Die Einnahmen sind 
mit 237.000 S gegenüber dem laufenden Jahr 
geringfügig herabgesetzt. Das Mehrerfordernis 

--beim-Penonalaufwand -in -der Höhe von 
4,825 Millionen Schilling hat seine Ursache 
in den allgemeinen . BezugseIlhöhungen für 
Bundesbedienstete sowie in. einer Zunahme 
der Anzahl der PrüfungSlbeamten, die im Inter­
esse einer· verstär~ten Prüfungstätigkeit not­
wendig ist. 

In der Debatte, die sich. an die Ausführungen 
des Spe~ialberichterstatters anschloß, er-griffen 
die Abgeordneten Dr. Koren, Dr. Broesigke, 
Gratz, Dr. Kranzlmayr, Sandmeier, DDr. Neu­
ner, Stohs, Dr. Heinz Fischer, Ofenböck, Glaser 
und DDr. König das Wort. 

Die aufgeworfenen Fragen wurden -durch 
den Präsidenten des Nationalrates Benya, den 
Zwei ten Präsidenten des Nationalrates' Doktor 
Maleta, den Präsidenten des Rechnungshofes 
Dr. Kandutsch sowie Staatssekretär Doktor 
Veselsky beantwortet. 

Bei der am 1. Dezember 1971 durchgeführten 
.AJbstim~ung wurden die finamgesetzlichen 
Ansätze der Beratungsgruppe I in der Fassung 
der Regierungsvorlage einstimmig angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t r a ,g, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Dem Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei, 

dem Kapitel 02: Bundesgeset~gebung, 

dem Kapitel 03: Verfassungsgerichtshof, 

dem Kapitel 04: Verwaltungsgerichtshof, 
und 

dem Kapitel 06: ReChnungshof, 

des Bundesvoranschlages für das Jahr .1972 
(2 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Ich komme zum Spezialbericht ,über die 
Beratungsgruppe II: Kapitel 10: Bundes­
kanzleramt mit Dienststellen, Kapitel 70: 
Staatsdruckerei. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe II zusammengefaßten 
Kapitel 10, Bundeskanzleramt mit Dienst­
stellen, und 70, Staats druckerei, des Bundes­
voranschlages für das Jahr 1972 am 18. No­
vember 1971 der Vorberatung unterzogen. 

Bundeskanzleramt 

1m Titel 100 "Bundeskanzleramt" wurde 
eine EIIhöhung des Personalaufwanrles von 
60,5 Millionen Schilling auf 66,1 Millionen 
Schilling vor'genommen, bedingt durch die 
EIIhöhung des veransChlagten Standes um 
7 Bedienstete, davon 4 Fachleute für Daten­
verarbeitung, Veranschlagung der Unfallver­
sicherung für die pragmatischen Bediensteten 
sowie die. allgemeinen Bezugserhöhungen. 

. . - --
Der Sachaufwand konnte bei mehreren An­

sätzen vermindert werden, sodaß ,sich fol­
gendes Bild ergibt: 

1970.: 119,6 Millionen Schilling, 1971: 
129,7 Millionen Sdlilling, 1972: 116,4 Millionen 
Schilling. 
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Wielandner 

Somit ist eine Verminderung gegenüber 
1970 Von 3,2 Millionen Schilling und 1971 von 
13,3 Millionen Sdlilling festzustellen. Diese 
Tatsache ist umso erfreulicherj als erstmals 
ein Ansatz für Familienpolitik vOI"gesehen ist. 

Die Einnahmen sind bei diesem Titel von 
14,2 Millionen Sdlilling 1970 auf 17,3 Mil­
lionen Schilling 1972 voraussidltlich steigend 
zu beurteilen. 

Beim Ansatz 1001 ist der Aufwand der 
Sektion Wirtschaftliche Koordination im 
Bundeskanzleramt - Sektion V - einschließ­
lich der Osterreichischen Delegation bei der 
OE CD in Paris ver,anschlagt. 

Unter den "Gesetzlichen Verpflichtungen" 
ist ausschließlich der Mitgliedsbeitrag Oster­
reichs für die OECD ver~nschlagt. 

Für Leistungen im Rahmen des Abkommens 
zwischen der österreichiscben Bundesregierung 
und der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der friedlichen Verwendung der 
Atomener:gie ist unter den "Sonstigen Auf­
wandskrediten" Vorsorge 'getroffen. 

Die Mittel zur Bestreitung des Aufwandes 
der Sektion Verstaatlichte Unternehmungen 

, sind unter Paragraph 1002 mit 6,686.000 S ver­
anschlagt, von weldlen 5,200.000 S auf den 
Personalaufwand entfallen, wobei der bei der 
Veranschlagung zugrunde gelegte Personal­
stand um einen Bediensteten gegenüber dem 
Vorjahre verringert worden ist. Im Ver­
waltungsaufwand sind weiters 1,370.000 S, bei 
den Anlagen '108.000 S und bei den Aufwands­
krediten 8000 S vorgesehen. 

Staatsarchiv und Archivamt 

Im Titel 101 sind lediglich Erhöhungen des 
Personalaufwandes wegen der üblichen Be­
zugserhöhungen und der Veranschlagung von 
Unfallversicherungsbeiträgen vorgesehen. 
Auch die Erhöhung des Sachaufwandes ist auf 
die im Vorjahr eingetretenen Preis erhöhungen 
insbesondere auf dem Brennstoffsektor und 
den Mehraufwand für Fachliteratur zurück­
zuführen. 

sowie der land- und forstwirtschaftlichenBe­
triebszählung zurückzuführen .. 

Osterreichische Staatsdruck.erei 

Eine Gegenüberstellung der Voranschläge 
1971 und 1972 ergibt folgendes Bild: 

Personalaufwand: 1911 122,1 Millionen 
Schilling, 1972 144,0 Millionen Schilling; 
Sachaufwand: 1971 130,0 Millionen Schilling, 

·1972 145,6 Millionen Schilling. 

Die P,ersonalkosten stiegen insbesondere auf 
Grund gesetzlicher Maßnahmen und kollektiv­
vertraglicher Vereinbarungen. 

Im Sachaufwand sind bei den Anlagen ver­
mehrte Ausgaben hauptsächlich für Rest­
zahlungen im Zusammenhang mit der An­
schaffung von drei großen Druckmaschinen 
notwendig. 

Zur betriebs wirtschaftlichen Situation ist 
anzuführen, daß die Bilanzergebnisse der 
letzten Jahre als sehr günstig bezeichnet 
werden können. Dieser Wirtschaftserfolg wird 
jedoch nur beibehalten oder sogar noch aus­
gebaut werden können, wenn die Staats­
druckerei die staatlichen Großaufträge mög­
lichst vollzählig erhält und durch gezielte In­
vestitionen in der Lage ist, die in Umstellung 
befindliche Verwaltung mit den im Zusammen­
hang mit der modernen Bürotechnik erforder­
lichen Druck.erzeugnissen zu versor'gen. 

An der Debatte des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Beratungsgruppe II be­
teiligten 'sich außer dem Spezialberichterstatter 
die Abgeordneten Dr. Kotzina, Doktor 
Broesigke, Dr. Kranzlmayr, Robert Weisz, 
Dkfm. Gorton, Sandmeier, DDr. Neuner, 
Burger, Hellwagner, lug. Rudolf Fischer und 
Oferrböck.. Bundeskanzler Dr. Kreisky nahm 
sehr ausführlich zu den während der Beratung 
aufgeworfenen Fragen Stellung. Der Sitzung 
wohnte auch Staatssekretär Dr. Veselsky bei. 

Bei der Abstimmung am 1. Dezember 1971 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der 
Beratungsgruppe II unverändert mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Ferner wurde eine E n t s chi i e ß u n g 
Statistisches Zentralamt der Abgeordneten Dr. Broesigke, Jung-

Der Titel 102 verzeichnet folgende Steige- wirth und Sandmeier vom Ausschuß mit 
rungen: Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Personalaufwand: 1971 99,0 Millionen Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
-SchiUin9r19'l2.103rO-Mi!liQnen-Sc;hillingtSadl~- -den A nt rag, der Nationalrat wolle~·besdllie­
aufwand: 1971 54,5 Millionen Schilling, 1912 ßen: 
73,9 Mi~lionen Schilling. 1. Dem Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit 

Die Erhöhung. des Personalaufwandes ist Dienststellen, und dem Kapitel 70: Staats­
auch auf eine Personalvermehrung um druckerei mit dem dazugehörenden Konjunk-
50 Bedienstete zur AufaI'lbeitung der Volks- turausgleich-Voranschlag des Bundesvor­
zählung, der Häuser- und Wohnungszählung anschlages für das jahr 1972 (2 der Beilagen) 
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WielandDer 
wird die ver~assungsmäßige Zustimmung er- (Meidlinger Kaserne), Flughafen Salzburg/ 
teilt. Maxglail, Flughafen. Innsbruck/Kranebitten, 

2. Der dem schriftlichen Bericht beigedru<k.- Flughafen Graz/Thalerhof, Flughafen Klagen­
ten Entschließung trete ich als Berichterstatter furt/Wörthersee und Flugplatz Hohenems/ 
bei. Dornbirn verteilt. 

Ich beantrage, über die Beratungsgruppen I 
und 11 in die Spezialdebatte einzugehen. 

. Präsident: Ich ersudle . nun den Spezi,al­
berichterstatter zu Gruppe IV - es ist dies 

. der Herr Abgeordnete Robak - um seinen 
. Bericht. 

Spezialiberichterstatter Robak: . Herr Präsi­
dentl HO!hes Haus I Ich bringe den Bericht des 
Finanz- und Budgetauss&ussesüber. das 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1972, Beta­
tungsgruppe IV, Kapitel 11: Inneres. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat das in 
der Beratun'gsgruppe IV enthaltene Kapitel 11, 
Inneres, des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1972 in seiner Sitzung am 18. November 1971 
der VOJ1beratung unterzogen. 

Bei Kapitel 11 sind im Bundesyoranschlag 
197i für das Bundesministerium für Inneres 
insgesamt Ausgaben. von 3.192,322.000 S vor­
gesehen. Hievon entfallen auf den Personal­
aufwand 2.622,461.000 S, also 82,1 Prozent, und 
auf den Sachaufwand insgesamt 569,861.00 OS, 
somit 17,9 Prozent. 

Trotz Senkung des Dienstpostenstandes um 
29 gegenuber dem Jahre 1971 erfahren die 
Personalkredite gegenüber dem Vorjahr in­
folge der durchgeführten Bezugserhöhung eine 
Steigerung um 155,963.000 S. 

Für den Zivilschutz stehen im Jahre 1972 
4,346.000 S zur Vertfügung. Mit diesen Kredit­
mitteln sollen die Lehrgänge für alle mit 
~ivilschutzaufgaben betrauten Personen fort­
gesetzt, die Strahlenspürtrupps weiter ausge­
bildet und ausgerüstet und Förderungsmittel 
für den Zivilsdmtzveliband und für die Feuer­
wehren bereitgestellt werden. Aus dem vor­
erwähnten Betrag müssen auch die Aufwen­
dungen anderer Ressorts für Zivilschutzmaß­
nahmen bestritten werden. 

Für Wahlkosten ist im Jahre 1972 ein Betrag 
von 10,829.000 S vorgesehen. Aus diesen Kre­
diten sollen die Kostenersätze ·an Gemeinden 
für die Nationalratswahlen - Restersätze für 
die Nationalratswahl 1970, einschließlich 
Wiedemolungswahl, und Ersätze für die 
Nationalratswahlam 10. Oktober 1971 - be­
deckt werden. Außerdem sind hierin auch 
Restkosten für die 1971 durchgeführte Wahl 
des Bundespräsidenten sowie der Kostenersatz 
an die Gemeinden für die Führung der Wähler­
evidenz .inbegriffen. 

Der Sach.aufwand für das Osterreidlisch.e 
Polia:eikontingent in Cypern ist mit 
6,930.000 S veranschlagt. Gegenüber 1911 be­
deutet dies eine Erhöhung um 1,192.000 S. Die 
Erhöhung ist auf eine Verstärkung des Kon­
tingentes von bisher 45 auf 55 Mann zurück.­
zuführen. 

Titel 113 enthält an sachlichen Aufwen­
dungen für die Bundespolizei einen Gesamt­
betrag von 227,389.000 S. 

Für den Sachaufwand stehen dem Bundes­
ministerium für Inneres im Jahre 1972 
569,861.000 S, das ist um 57,742.000 S mehr als 
19.71, zur Verfügung. Von dieser Steigerung 
entfallen auf den Verw,altungsaufwand Der Ansatz .~m Verw~ltungsaufwand is~ um 
40,966.000 S (rund 11,2 Prozent), auf die An- 13,972.000 S ho~er. als 1m Ja~re 1971. DIeser 
lagenkredite 10,076.000 (rund 22 Prozent), Me!lfaufwand 1st 1m wesent11~en durch den 
auf die Förderungsausgaben 4,907.000.s (rund' weIteren Ausbau der elektromschen Daten-
20,1 Prozent) und auf Aufwandskredite verarbeitungsanlage des Bundesministeriums 
1,793.000 S (rund 2,3 Prozent). für Inneres begründet. Außerdem werden im 

Jahre 1972 durch die Änderung der Reise-
Bei Titel 110 sind 39,316.000 S für den Auf- gebührenvorschrift, durch die Gewährung von 

wand der Zentralleitung veranschlagt. Fahrtkostenzuschüssen gemäß BGBl. Nr. 73/ 

Beim Titel 111 sind für den Zwec:kaufwand 
des Bundesministeriums für Inneres 
29,923.000 S vorgesehen. Hievon entfallen auf 
die Flugpolizei unrl den Flugrettungsdienst 

_. __ .. _7-.281.000.-8 .. ______ . ___________ . ____________ . - ,.-- -

Der Flugpolizei werden im Jahre 1971 ins­
gesamt 9 Hubschr,auber, 5 zweisitzige Einsatz­
flugzeuge und. 1 Schulflugzeug zur Verfügung 
stehen. 

Zur EIIhöhung der Aktionsfähigkeit sind die 
Flugzeuge auf die sechs Einsatzstellen Wien 

1971, durch die Gewährung eines Kostenbei­
trages für die städtische· Sicherheitswache in 
Waidhofen/Yibbs sowie 'durch allgemeine 
Preis- und Kostensteigerungen zusätzliche 
M!tte1.lJ.e~9.tigt. A1l.~ _ Q~~ Jl1qien,~~~teIJJ,J,l1g VOR 
zusätzlidlen Kraftfahrzeugen erfordert einen 
Mehraufwand. 

- Mit dem für Mietzinsvorauszahlungen vor­
gesehenen Betrag von 1,150.000 S können 
1972 einige Wachzimmer neu angemietet 
werden. 
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Robak 
Die Anlagenkredite, die gegenüber 1971 um 

4,542.000 S erhöht wurden, sind vorwiegend 
zur Beschaffung von Kraftfahrzeugen und 
Fernmeldeeinrichtungen bestimmt. Die Ver­
besserung der M-otorisierung und der nach­
richtentedmischen Ausstattung ist im Hinblick 
auf den weiter sinkenden Personalstand der 
Sicherheitswache in Wien und mit Rücksicht 
auf die. notwendige Anpassung an die Erfor­
dernisse des zunehmenden Straßenverkehrs 
unbedin.gt erforderlich. Auch für die Einrich­
tung dei- neuen Bundespolizeidirektion Wien 
wurde finanziell vorgesorgt. 

Die Aufwandskredite der Bundespolizei er­
fahren eine Steigerung um 1,342.000 S, die sich 
vor allem durch Mehrausgaben' für Kenn­
zeichentafeln für Kraftfahrzeuge, für Polizei­
arrestanten und für Zaihlungengemäß Kraft­
fahrgesetz 1967 ergibt. 

Im letzten Jahr hatte die Polizei zwei Todes­
. opfer in Ausübung des Dienstes zu beklagen, 
77 Beamte erlitten in AusÜlbung des Dienstes 
schwere und 575 Beamte leichte Verletzungen. 

35 Polizeibeamte sind derzeit dem Osterrei­
chischen Polizeikontingent in Cypern dienst­
zugeteilt. 

Bei Titel 114 ist der Sachaufwand der 
Bun~esgendarinerie mit 247,131.000 S veran­
schlagt. 

Der Ansatz im Verwaltungsaufwand ist um 
25,265.000 S höher als im Jahre 1971. Die 
Erhöhung ist vor allem auf die Novellierung 
der RGV 1955, die Gewährung von Fahrt­
kostenzuschüssen gemäß 21. Gehaltsgesetz­
Novelle, die erhöhte Inanspruchnahme der 
Leistungen der Post und den erhöhten Miet­
aufwand für Gendarmerieunterkünfte zurück­
zuführen. 

Die Anlagenkredite belaufen sich im Jahre 
1912 auf 31,021.000 S und sind somit um 
4,982.000 S hÖ/her als 1911. 

Im Bereiche der Bundesg,endarmerie konnte 
im Jahre 1911 die Vollmotorisierung erreicht 
werden. Es verfügt nun jede Gendarmerie­
dienststelle mindestens übet ein mehrspuriges 
Kraftfahrzeug. Derzeit sind ins·gesamt 
2285 Kraftfahrzeuge im Einsatz. Hievon sind 
268 Fahrzeuge für dßn Funkpatrouillendienst 

. bestimmt. Im Jahre 1972 ist der AustausCh 
von etwa 105 Kraftfahrzeugen geplant. 

2300 Beamte und 1022 Kraftfahrzeuge zur 
Uberwachung des Straßenverkehrs notwendig. 

Auch der alpine Rettungsdienst erfordert oft 
den tagelangen Einsatz von Gendarmerie­
beamten. Bei 1006 alpinen Einsätzen der 
Bundesgendarmerie wurden 1003 Personen 
lebend oder tot -geborgen. 

Um auch in Hinkunft den sicherheitsdienst­
lichen Aufgaben im alpinen Bereich gerecht 
werden zu können und darüber hinaus im 
Interesse des Fremdenverkehrs an der Siche­
rung. vor Berggefahren sowie im Falle von 
Katastrophen an einer möglichst sdmellen und 
umfassenden Hilfeleistung mitwirken zu 
können, ist es notwendig, die Alpinausbil­
dung zumindest im gleichen Umfang wie in 
den Vorjahren fortzusetzen. 

Die Zusammenlegung von kleineren Gen­
darmerieposten, die den unerläßlichen Anfor­
derun·gen an Erreichbarkeit, Sdmelligkeit des 
Eingreifens und Schlagkraft in keiner Weise 
mehr entsprechen, soll weiter fortgesetzt 
werden. 

Mit den für 1972 für Mietzinsvorauszahlun­
gen vorgesehenen Krediten von 4,000.000 S 
können neuerlich für etwa 10 bis 12 Gen­
darmerieposten neue zweckentsprechende 
Unterkünfte angemietet werden. 

Seit 1945 wurden 157 Gendarmeriebeamte 
im Dienst getötet und 1692 schwer verletzt. 

15 Gendarmeriebeamte sind derzeit dem 
OsterreichLschen Polizeikontingent in Cypern 
dienstzugeteilt. 

An sachlichen Ausgaben für "Besondere 
Einrichtungen" sind bei Titel 115 insgesamt 
15,060.000 S veranschlagt. 

Für die gesamte Flüchtlingsbetreuung wur­
den für das Jahr 1972 14,168.000 S veran­
schlagt, das sind. um 2,058.000 S weniger als 
im J.ahre 1971. Der Voranschlag basiert auf der 
Annahme, daß durchschnittlich 800 Flüchtlinge 
zu betreuen sein werden. 

Derzeit werden zur Unterbringung von 
Flüchtlingen die Lager Traiskirchen, Kreuzen 
und die Pflege anstalt für chronisCh Kranke in 
Thalham, Oberösterreich, geführt. . 

An Aufwendungen für das affentliche Denk­
mal und für das Museum Mauthausen sind 

. . insgesamt sachliChe Ausgaben in der Höhe 
Die Aufgaben der Bundesgendarmene zel- _YQD.J192.00QSyerJinsdllagt.. 

-gen Welterliin-elIiesfärK-srei,'genae-renaenZ. 
So ereigneten sich zum Beispiel im Jahre 1970 
im Bereiche der Bundesgendarmerie 81.895 
Verkehrsunfälle, bei denen eine große Anzahl 
von Todesopfern zu beklagen war. Allein im 
Bundesland NiederösterreiCh waren zu den 
Oster- und Pfingstfeiertagen je etwa 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß durch 
die Erhöhung der Anlagenkredite eine weitere 
Verbesserung der technischen Ausstattung der 
Exekutive möglich sein wird. Die Kredite des 
Verwaltungsaufwandes und die Aufwands­
kredite . werden trotz ihrer Erhöhung nur dazu 
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ausreichen, die Verwaltung im notwendigen bracht hat: der Bereitschaft, mit den Oppo­
Ausmaß weiterzuführen. sitionsfraktionen dieses Hahen Hauses zu­

In der Debatte, die sidl an die Ausführungen 
des Speziarberichterstatters anschloß, ergriffen 
die AbgeordnetenDr. Kranzlmayr, Doktor 
Broesigke, Ortner, Sandmeier, Steiner, 
DDr. König, Vetter, Hahn und Dr. Fiedler das 
Wort. Der Bundesminister rur Inneres Rösch 
nahm zu den aufgeworfenen Fragen Stellung. 

sammenzuarbeiten und Entg-egenlkommen IZU 

gewähren. 

Der Herr Generalberichterstatter hat f'est­
gestellt,daß die Aibgeordneten der Regie­
rungspartei bei den Wortttletdung·en im 
Finanz- und Budgetausschuß ,große ZurüCk­
haltung geübt hätten und daß das V:er.hältnis 
zwischen Oppositions- und Regierungsfrak­

Bei der Abstimmung am 1. Dezem:ber 1911 tionsfragen etwa 2 : 1 gewesen Iwäre. Ich bin 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der der M-eiIllUng, -daß das' ein ridltiges Verhältnis 
Beratungsgruppe IV mit Stimmenmehrheit an- 7lWischen den Opposihonsaibg-eordneten und 
genommen. den Abgeordneten der Regierungspartei ist. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit Es ist nUn ein.mal die AU'fgabe<l.er Oppo-
den An t rag, der Nationalrat wolle be- sitionsparteieri, den Bundesfina:nzgesetzent­
schließen: wurf 1912 in seinen Auswirkungen und Kon-

Dem Kapitel 11: Inneres mit dem dazu- sequenzen ~u prüfen. Da:bei zeigt sich ein 
gehörigen Konjunkturausgleidl-Voranschlag sehr wesentliches Oharakteristikum, nämlich 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1912 das Spannungsverhältnis ,zwischen gesell!­
(2 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige schaftspolitischen Vorstellungen der SoziaU­
Zustimmung erteilt. sUschen Partei in Konfrontation mit der 

finanz-und 'budgetpolitischen Realität. 
Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 

bitte, ich, in die Spezialdebatte einzugehen. Das Beratungsergebnis im Pinanz- und Sud-
getaiUs.sdlUß beweist, daß man die Feststellun­

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. gen des Herrn Bundeskanzlers in der Regie-
Zum Wort gemeldet ist der Herr Albgeordnete rungseIlklärung hinsidltlieb der Zusammen­
Peter. Ich erteile es ihm. anbeit mit den Oppositionsparteien als eng 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! begrenzt und oft kaum erkennbar bezeichnen 
Meine Damen und Herrenl Der Entwurf zum muß. Das in den Beratungen des Finanz- und 
Bundesfinanwgesetz 1972 war IlIUn zwei Budgetaussebusses ,gewährte Entgegenikom­
Wochen lang auf dem Prüfstand des Aus- men der Regierungspartei:war ,sehr eng 'ge­
schusses. leb habe die Aufgabe, namens der zogen. Eine eventuelle· Ausbaufähigkeit der 
freiheitlichen Fraktion ,am Beginn der Budget- Zusammenarbeit zwischen SPO-Alleinregi'e­
debatte im Plenum eine kur,ze Zwisebenbilanz rung und , Opposition tiür den weiteren Ver­
zu zielhen. lauf der Legislaturperiode läßt sich heute 

Bevor ieb das aber tue, darf ieb meiner Ver- weder erkennen noch heurteilen. Eines, Herr 
wunderung darüber Ausdruck ,verleihen, daß Bundeskanzler, vermissen wir beim Bundes­
man vom. SpezialberictIterstatter zur Haus- finanzgesetzentwurf 1972, nämlich jene Trans­
halts-gruppe Inneres mehr über das von ihm parenz, die Ihnen ,angeblich so selhram Her­
behandelte Kapitel erfahren konnte, als im zen liegt und die Sie immer wieder betonen. 
ArbeUsbe'helfenthalten ist. Dem Herrn Bundesfinan~inister muß man 

Hier komme ich wieder auf die alte Klage einen sehr nachhaltig·en Vorwurf machen und 
der Abgeordneten aUer Fraktionen zurüCk, eine .selhr ·entscheidende Kriti'k an seinem Bun­
daß die !\lns zur Ver.fügung g-estellten AI1beits- desfinanzgesetzentwurf 1912 anbringen. Es hat 
:behelfe nicht mehr ausreichen uIid daß gerade im HohEm Hause Ibisher kaum ein Budget 
die unzulängliche Anlag,e des AI1beitsbehelfes ge,geben, das so wenig transparent war! wie 
eine Flut von Fragen nach sich izi'eht. das -erste Budget der Regierung Kr·eisky II. 

Die Beratungen im Hauptausscbuß haben das 
Die freiheitlichen Abg,e,ordneten haben sich g,estern unmißverständlich unterstroichen. Ich 

am ;Beginn dieser Gesetzgebungsperiode für weiß nicht, wie Sie ,darüber deIllken, Herr 
eine 'konstruktive Opposition entschieden. Sie Bundeskanzler, -aber idl Ikann die Auftfas,sung 
setzen nicht ein Nein um des Neins IWiUen .. des Bundesfinanzministers nicht teilen, daß 

-··----&e-trete-n-'n-aneran ulePrufung ae-sJ3ündes;; mänBetrage vo:ii 'hunderten' Mii1{onenSchil--­
finanzgesetzentwurfes 1912 OIhne Vorurteile ling, über die man im Haushaltsjahr 
meran.- 1972 zu disponieren hat, nicht im Budget erl.aß-

Es gilt nun die Frage IZU prüfen, inwieweit bar macht. Ich weiß, daß· man diesem Vor­
das Kabinett Kretsky II bereit war, ·dem zu wurf mit formalrechtlichen Gründen begegnen 
entsprechen, was der Herr ·Bun:deskanzler in kann und daß man sagen kann: Unser jetziges 
seiner Regierungserklärung :zum Ausdruck ge- Haushaltsrecht si-eht eben nicht vor, daß die 
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Verwaltungssdmlden im Bundesfinanzgesetz­
entwurf ausgewiesen werden. Dieses Argu­
ment besteht formalrechtlich zu Recht. Man 
kann ihm formal nichts entgegensetzen, 
ClIber ,der Finanzminister weiß s·ehr wohl, daß 
er damit über eine budgetäre Entlastung ver­
fügt, die .große Beträge umfeißt. 

Das IZiweite, worum sich der Herr Bundes­
finanzminister im Bundesfinanzgesetzentwurf 
1972 nicht bemüht hat, war, daß er zum Bei­
spiel Mehreinnalhmen aus der Tabaksteuer im 
Ausmaß von rund 450 Millionen SchHling, die 
er im Jahre 1972 zu gewärtigen hat, gar nicht 
auszuweisen versuchte, was ,auchcLurch die 
gestrigen Beratungen im Hauptausschuß ex­
·pressisverbis unter Bew,eisgestellt wurde. 
Somit kommt man IZU der ,Bruchlinie, die sich 
schon am Beginn dieser Geset:zgeJbungsperiode 
im Ka'binett Kreisky II ,zeigt. Die Bundesregie­
Iung wußte sehr wohl, wann und wie sie die 
Tabakpreise zu errhöhen :gedenikt. Die iBundes­
regieTlUng wußte sehr wohl, zu welchem Datum 
sie \dtese exorbitante Tabakpreiserhöhung in 
die Tat umzusetzen gedenkt. Man komme uns 
hier nicht mit eingekleideten, ,alber nicht ;gtich­
hältigen Ausreden, wie sie uns der Finanz­
minister gestern im Hauptausschuß dargeboten 
hat. Allein die Antwort auf die Frage: "Mit 
wieviel ,Mehreinnaihmen rechnen Sie aus der 
Tabaksteuer auf Grund dieser Preiserhöhung 
im Jahre 1972?" war ,so präzise, daß die Vor­
bereitung derselben von langer Hand sichtbar 
wurde. 

Somit kommt man überhaupt /Zum Schlüssel 
des Wesens des - sehr sympathischen -
Finanzministers, der sich manchmal bewußt 
untransparent in seinen AUfgaJbeIllber,eichen 
gibt. Dr. Androsch wirkt manchmal wie eine 
Sphinx, indem er nämlich entweder fast nichts 
oder nichts sagt. ,Er wirkt nicht selten wie 
j'enes ägyptische Steinbild in' Löwengestalt 

handen sind. Wir konnten uns mit den Stim­
men .aller Fra!k.tionen auf die Haushaltsgruppe 
"Oberste Organe"einigen. Wir haben dann 
in einem entscheidenden Punkt - vom frei­
Iheitlichen Standpunkt aus - die Mehrheits­
partei von der Richtigkeit einer FPO-Forde­
rung zu überzeugen versucht und es auch ver­
mocht, nämlich bei der Haushaltsgruppe 
"Justi'Z". Und wir st~hen nicht ,an /Zu er.klären, 
daß die Haushaltsgruppe "Wissenschaft und 
Forschung" gegenüber dem Haushatltsja!hr 
1971 eine entscheidende und. damit wesent­
lich·e Ver.bessel'l11ng eI1f.ahren hat. Daher .wird 
das Nein der freitheitlichen Ahgeordneten zum 
Bundesfinanzgesetz 1972 ein überaus differen­
ziertes, aber uIlJIIlißlVerständliches Nein zum 
Bundesfinanzgesetz 1972 sein. Wir hejahen 
das Kapitel "Oberste Organe", wir sUmmen 
der Haushaltsgruppe "JusUz" und ebenso der 
Haushaltsgruppe "Wiss,enschaft und . For­
schun.g" zu. Wir Fr,ei!heitlichen lehnen ·aber 
den gesamten Budgetentwurf für 1972 ab und 
unterstr,eichen mit Nachdnud(, daß der ersten 
sozialistischen Alleinregierung, die mit .abso­
luter M~hrheit ausgestattet ist, kein Stein aus 
der Krone ·gefallen wäre, wenn sie in dem 
einen oder anderen Punkt größ.ere Zugeständ­
nisse gegenüber den Oppositionsparteien zu 
machen !bereit Igewesen wäre. 

Wenn ich mit einigen Gedanken zur Haus­
halts·gruppe "Oberste Or,gane" SteHung neh­
men darf, so spiegelt sich eigentlich darin 
die BereitschaftaUer drei P,arlamentsparteien, 
die offenen Probleme des östeneichischen 
Pa-rlamentarismus in Angriff zu nehmen und 
sie in einer übersehbaren Zeit zu lösen, wi­
der. Das Ja der FPO-Fr,aktion lZudieser Baus­
haltsgruppe ist auch Ausdruck der' Zuv·ersicht, 
daß lange Zeit hindurch offene Probleme nun­
mehr. nicht nur in Angriff genommen, son­
dern in absehbarer Zeit . auch ,gelöst werden. 

mit Menschenkopf. Der Ahgeordnete rSchlein- Wir Freiheitlichen unterstreichen sowohl 
zer hatte ,gestern .g,eradezu Mühe, notdürfUgste die positive HaUung des Herrn Präs~denten 
Antworten vom Finanzminister im Hauptaus- des Nationalrates. als .auch dte der Ibeiden 
schuß hei der Ubernaihme von Haftungen grö- anderen Nationalmtsfra'ktionen zur Parla­
ßeren Ausmaßes zu erhalten. Das tLexikon mentsreform und vertreten die Auffassung, 
sagt, daß die Sphinx ein Symbol des Sonnen- daß alles, was getan werden muß, auf der 
gottes ist. (Heiterkeit) Ich hoffe nicht des Grundlage einstimmiger Beschlüsse ·erfolgen 
so.zialistischen Sonnengottes auf dieser Regie- soll. Ich Igebeaber namens der freiheitlichen 
rungsbank. (Zwischenruf des Abg. Dr. G r u- Abgeordneten der EIiwartung Ausdruck, daß 
be r.) Der Sonnenkönig, Herr Abgeordneter wir in einem J,ahr, wenn neuerdings die HalUs­
Gruber, soll jemand .andererals Dr. Androsch halts'gruppe "Oberste Organe" diskutiert 
sein! Alber es könnte ,sein, daß der junge wil1d, mit der Farlaments- und der Geschäfts-

... ..Einanzmin.is1er.....1leL ... 5onn.engott des 'Sonn - OIdnungsreforilU ... einen . ...entsrlleidenden Schritt 
königs i·st. Aber das sei dahingestellt. Ich wHI vorangekommen sind. 
keine weiteren Uberlegungenzum Thema 
Sonnenkönig-Sonnengott anstellen. Im Kapitel "Justiz" soll unser Ja ·auch mit 

der Bereitschaft .aUer drei Nationalratsfrak­
Wir Freiheitlichen ba:ben also sehr ein- tionen zu kontruktitver Zusammenarbeit 

gehend geprüft, wo kooperative Ansätze im identifiziert werden, um .wesentliche PrOlbleme 
Ralhmen des Bundesfinanzgesetzes1972 vor-, auf dem Gebiet unser.es Rechtsw·esens zu 
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lösen. Wir veriJinden damit . die Enw;artung , 
daß wir innerhalb :eines J,ahres auch auf die­
.sem Gebiet einen entscheidenden Schritt vor­
ankommen. 

Das freiheitliche Ja rur HauSIhaltsgruppe 
'"Wissenschaft und Forschung" ,soll 'Von der 
Bundesregierung aber. nicht mißverstanden 
wer-den. Mit unserer Zustimmung 'zum Kapitel 
"Wissenschaft und Forschung" wollen. wir 
keinesfa.Ils zum Ausdruck bringen, daß wir 
etwa mit allem zufrieden wären, was ,auf die­
sem Gebiet ibis jetzt getan wurde. Es ·gilt 
hier zu unterstreichen, daß viele Probleme der 
Wissenschaft und ForschnIng offen sind und 
daß wir sie in absehbarer Zeit einer Lösung 
zufuhren müssen. 

Daher zu di'es,en dr'ei HauSIhaltsgruppen 
ebenso wie !Zum Grünen Plan ein Ja der frei­
heitlichen Abgeofodneten, alber ein Nein !Zum 
gesamten Bundesfinanzgesetz 1912 in 'zweiter 
und in dritter L,esung. 

Im darf an den Vorwurf erinnern, den der 
frühere Klubobmann der soziaHstischen Frak­
tion Vizekanzleraußer Dienst Dr. Pittermann 
nicht einmal, sondern Jahre hindurch ·gegen­
über der OVP-Alleinregierung er.hoben hat. 
Er bezeichnete' die Klaüs-Politik als eine 
Husm-musch-politik. Herr BundeSlk,anzler, 
seien Sie nicht ungehalten, wenn ich Ihnen 
eine nicht mind·er harte Kritik in Ihr sozialisti­
sches Sta.mmbuch schretben muß, Die Firma 
"Husch-Pfusch" der Osterreichischen Volks­
partei i,st durch die Firma "Pfusch und Hudl" 
der Sozialistisch·en Partei OsterreiChs ersetzt 
worden. (BeUall bei der FP.o.) 

treibender, auf dem Gebiet der Preispolitik 
sind im Interesse der Konsumenten mit Nach­
druck zu ahnden. Aber wer ahndet die 
Uibergriffe jener sozialistischen Preistreiher, 
die' auf dieser RegierungsbaIllk. sitzen? 
(Neuerlicher Beifall bei der FPtJ und bei Ab­
geordneten der OVP.) Da stimmt doch etwas 
nicht an dieser Politik! 

Erinnern wir uns an diegestr.igen Bera­
tungen im Hauptauss~uß. Am Donnerst,ag 
kam ein MinisterratS/beschluß über die Er­
höhung der Rauchwaren imUmlaufwege zu­
stande. Am Freitag wurden wir in der Präsi­
diaHmnferenz mit dem :Erg,ebnis dieses Um­
laufbeschlusses des Ministerrates 'konfron­
tiert. Alle drei KLubobleute sagten in der 
gestrigen Hauptausschußsitzung ja 'zur Be­
handlung dies'es Regierungsantr,a.ges. 

Ich räume ein, daß es von meinem Stand­
punkt aus ein leichtfertiges Ja zur Behandlung 
dieser Materie gestein im Hauptausschuß des 
Nationalrates gewesen ist. Warum? Ich kam 
nämlich. erst beim Studium der zu behandeln­
den Materien ·rum Wochenende drauf, was 
die Bundesregierung allen AJbgeordneten die­
ses Hohen Hauges zuzumuten beabsichtigt. 
Und das Ärgste ist ja durch die Einsicht des 
sozialistiJsch'en Klubobmanne's fürs erste durch 
Zurückstellung auf die nächste Sitzung noch 
hintangehalten worden, nämlich jener Ermäch­
tigungsbeschluß an den Finanzminiister, vor 
al,lem bei in Osterreich hergestellten Lizenz­
waren, bei Zigaretten, um sage und schreibe 
5 bis 30 S pro Stück nach eigenem Ermessen 
zu erhöhen. So etwas ist in diesem ,Parlament 

~en. ~leiChen VODWurf, den sei~e~zeit die noch niCht d,agewesen! Herr Bund,eskaIlizlerl 
s~~lahsllsCh.en Abge~.rdneten, als s~e In ?,ppo- Da stimmt etwas an der Kreisiky-Linie nicht 
sillon waren, gegenuber der Allemr~gl'erung mehr. Das ist nicht jener Dr. Krei-s'k.y, wie 
Klaus erhoben haben, muß man mIt genau wir ihn. IZUr Zeit der sozialistischen 'Minder­
dersetben Qualität der ArgumentegegenÜ:ber I heitsregieruDg kennengelernt !haben. 
der sOIZi..alistischen Melh.I'heitsrelgierung er­
heben. Man muß diesen Vonwurf ,erlhebenl 
Warum, Herr Bunde,skaruz.ler? Weil Sie eine 
Demagogie betreiben, die es in diesem Haus 
noch niCht gegeben hat. 

Gestern vormittag hat die SPO-iMehr­
heil die Ztgaretten-, Tabak- und Zi-garren­
preise bis 'Zu 30 ,Prozent erhö'ht. Damit hat 
sich die Regierung Kr,eislky TI als einer der 
eklatantesten Preistre1ber der Zweiten Repu­
bUk Osterreich erwiesen. (Beifall bei der FPO 
und bei den 'Abgeordneten der OVP.) 

W'enn der Herr Generalberichterstatter sagt: 
die sozialistismen Abgeordneten herben sich 
beim Fra·gen zurückgehaltenl,dann frage iCh: 
Na, was sollen sie denn tun, Herr General­
berichterstatter, wenn die SPO-Fraktion das 
Budget nom vor W,eihnachten verabsdliedet 
haben will? Zurückhaltung der Regierungs­
fraktion, damit die Spremer der Oppositions­
fraktionen Gele.genheit Ihatten, sich zu infor­
mieren und die ~bereits bekundete AJbsicht, 
das Budget vor Weihnachten zu vera.bschie­
den, in ,die Tat um~usetzen . 

. _--.-_. ---'-"-'-'--'-"'M"T"'Iltrrt-a'-g-l~s"7't-d""a-n-n-von der Spo ... Fraktlon (!er- ---- - ..----------.----- ----... 

Szenenwechs,el, der Tapetenwechsel durch- Jetzt zurück zur Prelstrei'bereidemagogie 
geführt worden. - Im JusUzausschuß :sind der sozialistischen AUeinregierung. Das, Herr 
die sozialistischen Pr·eistreiber am Nadlmittag Bundeskanzler, was Sie mit der Novellierung 
zu roten PreisJbekämpferngeworden, indem des Preisregelungsgesetzes Illnd mit der 
sie das Preistreibereigesetz ·zu versChärfen N ovellierung des Preistreibereigesetzes an­
versuchten. Ubergriffe· einzelner Wirtschafts- streben, ist reine Demagogie, ist reines Augen- . 
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auswisdlen ,der österreichischen Offentlich­
keit.· (Bei/al bei deI Fp·tJ. und bei Abgeord­
neten der tJvP.) , Sie sind ein Meister der 
angewandtenMassenpsychologie, Sie verste­
hen es ausgezeidlnet, die Probleme der 
OffentlidJ.keitso d'aI1zulegen, daß Ihnen diese 
die 'so dargestellten Probleme abnimmt. ' 

noch aus grundsatzpolitischen Erwägungen 
kann die freiheitliche Fraktion dem nicht zu-
sti.mmen,was die sozialistische Me:hrheits­
re.gierungan Abänderungen ibeim Preistreibe­
rei-und beim Preisregehingsgesetz haben 
will. 

limes Klima und eine g,anz angenehme Tem­
peratur. So kommt mir· der ,gestrige Tag im 
Hauptausschuß ,und im . JustilZausschuß vor: 
Am Vormittag mit den Stimmen der SPO­
Mehrheit Ta.bak- und ZigareUenpreiserhöhun­
gen bi'S zu 30 Prozent, am NadJ.miUag dem­
agogisches Preisl>ekämpiiungstlheater der ,glei­
chen SPO-Fraktion. So werden Sie nicht in der 
Lage .gein, Herr Kan~le~, die offenen Probleme 
zu lösen. 

Es sdJ.aut beinahe so, aus, als .ob die zw,ei 
Begriffe Preisregelungsgesetz und Preistreibe .. 
reigesetz so etwas wie die neue sozialistisChe 

Die Lesart wird dann nach der Beschluß- Zauberformel.· seien. AJber den Preisanstieg , 
Herr Bundeskanzler, den ,- werden Sie nicht fassung dieser Materien von sozialistischer 

S~ite so sein, daß die 'Zwei Oppositionspar­
teien sd;mld seien, wenn die Pr-eise in o.ster­
reiCh nicht wirkungsvoll bekämpft werden 
können. 

wegzaubern können. Der ist eine so hein­
harte, eine .so unerfreuliche und unerquick­
liche Realität für den österreichischen Konsu­
menten, daß Sie sich -' und davon bin ich 
über:z;eugt - mit diesem 'Prablemnoch ein-

Nun sei einmal die andere Seite der gehender werden auseinandersetzen müssen, 
Medaille aufgezeigt, Herr ,Bundeskanzler" Sie als Sie ,es in diesem Hohen Hause rur Zeit 
werden keine Preislawine stoppen kö~en, der Minderheitsregierung und zur Zeit der 
Sie werden keine erhöhten Preise wirksa:m Mehr'heitsregierung bis Jetzt getan haben. 
bekämpf,en können, wenn ISie mit einem so 
einseitig,en Preisbekämpfungs-Instrumenta- Für jeden sachlidJ. vertretbaren Weg zur 
rium arbeiten, wie Sie dies :beabsichtigen. Mit Bekämpfung der Preislawine, !für jeden Weg, 
preispolitischen Maßnahmen allein wird auch der nicht dirigistische Maßnaihmen in sich 
ein Kabinett Kreisky II der Teuerungsla:wine birgt, erhalten Sie ein freiheitliches Ja, um 
nicht !Zu steuern vermögen. dem Konsumenten die notwendige Entlastung 

Und weil Sie es bis heute unterlassen zu bringen. Aber zu jedem sozialistischen 
HQlkus,pO'kus auf dem Gebiet der Preis­

ha,ben, dem Hohen Haus,e :zu sagen, IwelChe 
bekämpfungspoliti'k setzen wir ein unalxling-

zusätzlichen Maßnahmen Sie dort ,zu ergrei- bares Nein der Freiheitlichen Partei. 
fen beabsichtigen, 'Wo ,sie -unerläßlich notwen-
dig sind, muß idJ. Sie neuerdings fragen: Wann Meine Damen lInd Herren! Wer ist denn 
werden Sie uns den Katalog der wetübewerbs- nun eigentlich der Preistreiber Nummer eins? 
fördernden Maßnahmen für die österreichi- Als Preistreilber Nummer eins haben wir 
scheWirtschaft vorlegen? Ohne Zielvor- gestern den Finanzministei' im Hauptaussdtuß 
stellungen der sozialistischen Mehrheitsregie- keimengelernt. Die weiteren Preistrei!ber 
rung 'zu diesem Thema wird eine sozialisti- Nummer zwei, drei und so Iweiter sitzen auch 
sche Mehrheitsregierung die iPreise in Oster- ~uf der RegierungSlbank. Strompr-eiserhöhun­
reich nie in den Griff bekommen. Die ofreilheit- . gen, Tariferhöhungen ~ an das wird der 
liehe Zustimmung erhalten Sie zur Bekämp- Familie asteneicher 1972 als "Geschenk" der 
fung des Preisauftriebes überall dort, 'Wo sie sozialistischen Mehriheitsregierung ins Haus 
sachlich ,g.erechtfertigt -ist. Aber Sie werden stehen. Wie schützen wir die Familie Oster­
überall dort eine Abloo.nung von seiten der reicher vor den soziaUstischen Preistreibern 
freiheitlichen Abgeordneten erihalten, wo Sie auf der Regierungsbank? Das ist eine Frag·e, 
siCh lediglich auf sozialistische Experimente die wir Ihier im HOihen Haus .im Interesse aller 
'beschränken. Und was Sie -1m Zusammenhang Staatsbür-ger 7lU beantworten haben. 
mit dem Preisregelung-sgesetz und dem 'Preis-
treibereig-esetz bis Jetzt dem Nationalr,at an Eines, Herr ,Bundeskanzler, sei Ihnen noch 
Novellierungsgedanken vorgeschlägen haben, mit NaChdruck in Erinnerung gerufen. Sie 
das, Herr Bundeskan~ler, ist aussdlließlich ein ha:ben die Taktik des Nieder.stimmens mit den 
sozi.alistisches Experiment, das wir -Freiheit- 93 Mandaten ]hrer Mehrheit während der Bud-

.. _,_~lehneILmÜssen. (Beifall,ll.eLd.eLEEDetber~.!!l,W~!! _~_J?!".~~:l~i~1:1,- __ IEiQe ____ MelJ,I __ 4,~Jj:J. 
Herr Bundeskanzler, ist ,aber nicht immer die 

Gestatten Sie mir noch einen Vergleich lZur beste und überzeugendste Antwort im Rah-
Brudgetpolitik des Finanzmini·sters. Doktor men eines demokratischen Gedankenaustau­
Androsch kommt mir so vor, als hätte er den sches. 
einen Fuß auf dem heißen Ofen, den anderen 
Fuß in der Tiefkühltruhe, und schickt <Sich Meine Damen und Herren! Die Haltung der 
an zu behaupten, das gä'be ein ganz erträg- FPO-A'bgeordneten zur Preis situation ist klar. 
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Peter 
Sie ,lautet: Sdlam den Preistreibern der pri­
vaten. Wirtsdlaft,aber genauso Smadl den 
sozialistismen Prei'streibern in der -Bundes­
regierungl (Bei/all bei ,deI FPp.) 

Präsident: Als nädlsterRedner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Withalm gemeldet. Bitte. 
(Abg. Dr. G r u b er: Niemand spricht tür 4as 
Budget? Das ist eine Mehrheit! Demokratie ist 
eine Diskussion! - Abg. Dr. Fis ehe I: 
Wir sagen in einer Rede doppelt soviel wie 
Sie, Herr KolJege! - Abg. G las e I: Das 
letzte Mal mit dem Rösch-Plan, hat alles nicht 
gestimmt, was Sie gesagt haben! - Abg. Dok­
tOI F i 8 ehe r: Natürlich! - Abg. S k r i te k: 
Das ist eine Riesenübertreibungl) 

Ahgeordneter Dr. Withalm (OVP): Hohes 
Haus I Meine Damen und Herren I Die Sozia­
listisme P,arteieI1hielt am 10. Oktober 1971 
eine einmalige Chance. Zum ersten Mal. in 
der Geschichte der Republik Osterreidl erhielt 
eine Partei die absolute Mehr!heit der Stim­
men. 

Das war nur dank zweier Voraussetzungen 
möglim: . 

Die erste Voraussetzung war, daß 
die Sozialistische Partei in der Zeit ihrer Min­

eine der Voraussetzung·en, von denen ich -ge­
sprochen habe. Paradox ist nur, daß wir es 
waren, die diese Voraussetzung .für die :Sozia­
listische Part~i schaffen mußten. ' 

Die zweite Voraussetzung war das liberale 
Image, das sich Dr. Kr·eisiky beziehung,sw.eise 
seine Partei zu 'geben v-erstanden hat. Mit 
einer Politik, wie sie Vizekanzler Häuser ver­
tr.at, wäre keine absoL'Ute Mehrheit der So:zia­
listischenPartei zu Iholen gewesen. Alber jeder 
fragt sidl nun: Welches diesenbeiden Gesich­
ter d,er Sozialistischen Partei ist das wahre: 
das Uberale Image des Dr. Kreisky oder das 
weniger liberale Image des V~ze'kaDzlers Ing. 
Häuser? 

Dr. Kreisky erklärte während ·der Zeit der 
Minderheitsregierung, niemand braUche sich 
zu fürchten, er mache keine sozialistische Poli­
tik, von einem sozialistischen Budget könne 
keine Rede sein. Dazu liege - so sagte Dok­
tor Kreisky ~ kein Auftrag des Volkes vor. 
So bekam Dr. Kr,eisky am 10. Oktober 1911 
die absolute MeihI1heiti nicht zuletzt also dank 
des Umstandes, daß es geheißen hat, von 
einer s,ozi'alistischen Politik könne 'keine Rede 
sein. 

derheitsregierung das ernten konnte, was di'e Nun stehen wir am Beginn -der Budg.et­
OVP-Alleinregierung in der Zeit von 1966 bis debatte, und die Frag.e liegt nahe, in welche 
1910 gesät hatte. (Beifall bei der OVP. - Richtung die österreichisme Politik in den 
Heiterkeit bei der SPO.) nädlsten vier Jahr,en gehen iWird. 

Zur Steuerung der historischen Wahrheit 
stelle idl folg·endes fest: Nidlt das war wahr, Wir halben die Regierungserklärung gele-
was die Sozialisten bei Ubernahme der Regie- sen,' wir haben die Budgetrede gehört. Meine 

Damen und Herren I Ich habe mir die Mühe rung gesagt hatten, daß sie nämlidl eine kata-
genommen, sowohl die Budgetrede als auch 

strophale Budgetsituation vorgefunden hät- die Regierungserklärung vor allem im Hin­
ten, sondern, meine Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion, mit dem Bud.get blick auf ihre ges·ellschaftspolitischen Zielset-
1970, das noch von uns ersteHt worden war, zungen unter die Lupe zu nehmen. Dr. Kreisky 
ließ sich _ wie es sich dann gezeigt hat. _ spraCh in der RegierungseI1klärung davon, daß 
recht gut leben. sich die Bundesregi·erungbei ihrer Reform-

arbeit von sozial,demokratischen Grundsätzen 
Die Sozialistische Partei übernahm die Re- leiten lassen werde. Dr. Androsch redete von 

gierung in derZeit einer Hochkoonjunktur. Die gesellschaftspolitischenWertvorstellungen, 
OVP-Alleinreglerung mußte antreten zu einer die bei Erstellung des Budg,ets maß'geblich 
Zeit, wo siCh bereits eine Rezession aJhzu- gewesen seien. Es handelt sich im einen wie 
zeiChnen beg.ann. Wir übergaJben jedenfalls im anderen Fall um reine SchI.Ciigworte, um 
1910 ein -geordnetes Staatswesen und eine ganz aHg.emein gehaltene Redensarten, jedoch 
blülhende Wirtschaft. Und, meine Damen und nicht um konkrete Aussagen, wie die Politik 
Herren, eine blühende, WirtschaJft war ndch der nächsten J.alhre tatsächlich afllsselhen soll. 
nirgends - noch nie und nir'gendwo - das 
Er;gebnis womöglich einer einjähri,gen Arbeit, Wie schauen denn die sozialdemokratischen 
wie man auch eine blühende Wirt,schaft nicht Grundsätze und die .gesellschaftspolitischen 
in einem einzigen Jahr zugrunde ridlten kann. Wertvorstellungen des FinaIlJZIIlinisters aus? 

Meine Damen und Herren! ,Erinnern Si.e sich Meine Damen und Herren, was verstehen Sie 
----------~n d.ie lWirtscGaftswamstums,geset-ze,--d4e wi-f- . c!~-.!l!.l!t~LQ~_ isJ __ Qi.f:!_-.E!:.C!'Y~ __ cJ~ßi~1!_ heute 

1966 hier in di-esem Hohen Hause vera:bschie- viele Osterreicher stellen, und deshalh stelle 
ich im Namen dies·er vielen Osterreicher diese det haben. Was mußten lW,ir uns damals bezüg-

lich dieser Gesetze anhören! Und nicht zuletzt Frag·e heute hier von diesem Rednerpult . aus. 
dank dieser Gesetze kam es zur Hoch'kon- Aber vorerst einig.e Feststellungen: Die 
junkturin Osterreich. Es war eine langfri1stig.e österreichische Bevölkerung hat die Soziali­
und mühsame Arbeit notwendig. Das war di,e stische Partei mit der ,albsoluten Mehnheit aus-· 
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Dr. Wlthalm 
g,estattet. Dar.aus resultiert in einer parI amen- Mein.e Damen und Herrenl Diese Frage 
tarischen Demokratie das Recht, allein zu kommt nicht von ungefähr. Wenn der Dritte 
regieren, mit allen Konsequenzen, die sich Präsident des Nationalrates in einem Zei­
daraus für Gesetz·g,ebung. und Vollziehung tungsinterview erk.lärt hat, man iWerde sehen, 
er:gelben. Das ist 'Völlig uIllbestritten und für o'b es ein bißchen mehr Sozialismus ..sein kann, 
jeden Demokraten eine Se,lbstverständlichk.eit. oder wenn der neue Unterrichtsminister gleich 

Das war bei der Osterreidlischen Volks- bei se'iner ersten IErklärung noch vor seiner 
partei im J.ahre 1966, als wir über 85 Man- Angelobung ·gesagt hat: "in der Kultur- und 
date verfügten, gar nicht anders. Trotzdem Bildungspolitik ist noch viel an sozialdemo­
haben 'wir damals den Sozialisten ein Ange- kratisch'em Gedankengut zu verwirklichen", 
bot wegen Fortsetzung der Koalition ge- dann haben wir ein Recht darauf, diese Frage 
madlt. Die Sozialisten ha;benlsich damals auf nidlt nur zu stellen, sondern auf diese Frage 

auch eine offene und ehrliche Antwort zu einemelgens 'Zu 'diesem Z.weck einberufenen 
beikommen. Parteita'g entschlossen, die Koalition mit u!ls 

nicht mehr fortzusetzen. Ich kann nur immer In diesem Zusammenhang ist es sicher sehr 
wieder die Feststellung treffen: Meine Damen interessant, was Karl Cz,ernetz in der "Zu­
und Herren I Damals hat Sie niemand, so wie kunft" geschrieben hat. Ich zitiere - er führt 
Sie es -behauptet haben, in die Opposition dort wörtlich folgendes aus: 

gedrängt. "Wir haben von den Wählern den Auftrag 
Die 85 Mandate, die die Osteneichische zur Modernisierung o.sterreichs erhalten. Für 

Vollkspart,ei damals . hatte, ha;ben uns nicht weitere, darüber hinausgehende Maßnahmen 
ermächtigt, ausschließlich partei politisch zu ,zur Schaffung neuer ,sozialistischer Gesell­
denken, iifUsschließlich parteipolitisch 'zu han- schaftsstrukturen im Sinne unseres Grundsatz­
dein und lediglich Gesetze zu beschließen, programmes, haben wir kein Mandat verlangt 
die womöglich nur unser,er Weltanschauung und wir hahen keines erhalten." 
entsprochen hätten. Wir leben nun einmal in Es freut mich ~. leider ist Karl Czernetz 
einer pluralistischen Gesel,lschaft.· Das galt nicht im Saal -, daß ausgerechnet er diesen 
damals, das gilt heute! Und in einer pluralisti- Satz g,eschrie:ben hat. Gerade von ihm,' dem 
sehen Gesellschaft ist ,eine Politik für das man immer nachsagt, er sei ein alter Marxist, 
ganze Volk zu machen. (Beifall bei der OVP.) hätte ich diese Feststellung nicht unbedingt 
Es ist ,ständLg ein Ausgleich zu suchen, und er,wartet. Umso wertvoller ist sie. 
er kann auch - wie sich gezeigt hat - gefun-
den werden. Darauf haben wir -besonderen Aber bei aller W·ertschätzung für den Kol­
Wert gelegt, besonderen Wert auch oof die legen Czernetz, mich interessiert doch in erster 
Zl,lsammenal'lbeit der Sozialpartner. Linie die Meinung des Vorsitz·enden der 

Regierungspartei, vor allem aber interessiert 
Meine Damen und Herren! In dem Zusam- mich die Meinung des Bundeskanzlers der 

menhang eine Bemerkung. Sinn'Voll und er- neuen österreichischen :Bundesregierung. 
folgreich w.ird eine Zusammenarbeit der VieUeicht werden wir heute im Zuge dieser 
Sozialpartner nur dann sein, ,wenn sie auf Debatte die Meinung des Bundeskanzlers er­
freiwilliger ,Basis erfolgt. Wir halben zumin- fabren können. 
dest - das kann ich sagen - den redlichen 
Versuch unternommen, uns strikte nach die- Da Jedoch bis heute klare Äußerungen DO'k-
sen Grundsätzen zu halten. tor Kreiskys nicht vorliegen, müssen wir uns 

selbst bemühen, Klarthei t zu schaffen. Was 
Damit ibin ich bei der entscheidenden Frage liegt nun näher, meine pamen und Herren, 

an die Bundesregierung und an die Mehr- als daß 'wir uns in Ländern umselhen, in denen 
heitsfra.ktion in diesem Hohen Hause: Wie- Sozialdemokraten seit ,längerer oder kürzerer 
halten Sie 'es in dieser Frage? -Fühlt sich diese Zeit an der Regierung sind? Es ist sicher nicht 
Regiemng auf Grund des Vertrauensrvorsmus- abwegig, aus der dortigen Praxis gewisse 
ses, den sie am 10. Oktober 1971 von der Schlüsse per analogiam auf das e:u ,ziehen, 
österreichischen Bevölkerung erhalten hat, was uns in nächster Zeit ins Haus stehen 
unter Bed,achtnahme auf den Umstand, daß könnte. Es 1st ja wirklich nicht anzunehmen, 
sie wohl über die Mehrheit, aher doch ledi.g- daß die österreichischen Sozialisten womög­
lich über 50,04 Prozent der ;gültigen Stimmen lieh .genau das Gegenteil von dem tun werden, 

__ '~fgQ~llf[.l;Q~9J-l;tr-i -fbI-€Ql-Ir@E1grnfl1tg,iffgt-t 4'UHIJ:'Nd~y~eHIIlJ3p>fjflll<ia8hHt;ee~t,.-ee±lin±te:!-.t~r· ~wC;::.a.s~ih:fe F afteifieunae- in -Sdiweden uiid in 
tik für aUe Osteneicher zu machen, oder hält der BundesrepubUk :Deutschland tun. 
sie sich womöglich für ber·echtigt beziehungs-
weis·e ermächtigt, ·nunmehr - im Besitze der Wir alle kennen die besondere Vorliebe 
absoluten Mehrheit - j-ahrzehntealte Träume des Bundeskanzlers ,für alles, was aus Schwe­
in Erfüllung gehen zu lassen, nämlich soziali- den kommt. Warum auch nicht? Schließlich 
stische Gesellschaftspoliti:k 'Zu machen? hat Dr. Kreisky seine Lehrjahre in Schweden 

-
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Dr. Withalm 
verbracht. (Mg. Dr. Tu 11: ·Es ist nichts 
Schlechtes!) Ich sage gar nicht, daß .. .das etwas 
Schlechte.s ist, Herr Kollege ·Dr. TuB, ich ·regi.,. 
s~.ri.ere nur mit großem Interesse,. !was die 
schwedischen Sozialdemokraten .. für Pläne 
haben. 

Da liegt ,Vor mir - das wi:vd Sie sicherlich 
interessieren-die Broschüre "Ungleicl1Jheit 
im Wohlfahrtsstaat", de.r AI'Va-Myrda.:l-Report 
d-er schwedischen Sozialdemokraten. ICh halbe 
das mit allergrößlein Interess·e studiert, es 
ist wirklith eine .sehr intere~sante Broschüre. 
Wenn Sie gestatten, 'werde ich Dhnen einiges 
daraus zitier-en. Es heißt zum ,Beispiel gleich 
inder Einleitung auf Seite 17 ~ ich darf 
zitieren-: 

"In die Vorstände der privaten Großbanken 
wurden ,bel'eits Bea:uftra-gte des Staates. ent­
sandt, die Iücht nur als Kontrolleür.e fungie­
ren, sondern auch Einfhiß auf dieVor.berei­
tung u;nd Ausführung von GesChäften nehmen 
sollen. Das Industrieministerium hat ferner 
Pläne ausgearheitet,- wonach der Staat auch 
in die zwanzig größten Wirtschaftsunterneh­
men Vorstandsmitglieder delegiert. Das Apo­
thekennetz wurde zum 1. Januar 1971 verstaat­
licht. ZJugleich 'brachte der Staat die Ar.znei­
mittelproduktion unter seine Kontrolle." 

Meine Damen und - Herren I Wer erinnert 
sich hier nicht an Ausführungen des Vize­
kallJZlers Ing. Häuser vor \wenigen Wochen? 
Aber vielleicht, Herr Vizekanzler, eine rein 
zufällige Parallele, vielleicht. (Abg. G I Cl t z: 
Dieses Argument hat Ihnen schon vor den 
Wahlen nichts genützt! Warum es jetzt nach 
den Wahlen wiederholen?) Nach den Wahlen 
hat Vizekanzler Häus-er gesagt, er stünde nicht 
mehr dazu, aber auf dem GeweI1kschaftsbund­
kongreß war es, glaube ich, eindeuUg so, daß 
Vizekanzler Häuser, in einem Interview be­

Dies alles verlangt eine 'umfassenderePla-' 
nung, mit d-er, den. Wdhnungs~; Dienstlei­
stungs- und ·MHie.UJbedürfnissen 'untersdlied­
licher Gruppen entsprochen wer.den· kann. Das 
gilt sowohl' für neue ,wie für vorhand-ene 
Wohngebiete. 

Das ergäJbe auCh eine- stärkere Rationalisie­
rung; Der Wohnungs service . könnte beis-piels­
weise auch auf Reinigung, Wäschedienst lind 
Entgegennalhmevon Waren und BenachriChti': 
gungen aus.gedehnt werden. . Die Räume für 
die Schulspeisung dienen an :einigen Orten 
heute schon als 'Restaurants ,für· die '. alten 
Leute und könnten vielleicht sog.ar -zum· Ge­
meinschaftsrestaJUrant eines Wohngebietes 
werden." 

Meine Damen .und Herrenl So ähnlidiE~ 
Dinge habe ich -einmalerlebt, als ich in Israel 
in einern Kibbuz war, -.Mein Bedarf ist dies­
bezüglich lebenslänglich gedeckt. (Heiterkeit 
bei der avp.) 
. Auf Seite 90, wenn ich weiter zitieren darf, 

heißt es: 

-"Man muß. davon ausgeben, daß das ge­
samte Wohngebiet auf kommunalem Boden 
angelegt wird, der nicht nur Eigentum der 
Gemeinden bletbt, sondern den sie. auch ver­
walten." 

Wer erinnert sich in diesem Zusammenhang 
nicht an verschiedene Aus-sagen, unter ande­
rem auch des Bundeskanzlers zur Fr.a-ge eines 
Bodenbeschaffungs- und Assanierungsgeset­
zes? Wer erinnert sich nicht an die Salzburger 
Tagung der Jungen Generation der Soziali­
ostischen Partei: "Inhumanität UIhSerer Städte"? 
Darauf komme iCh dann noch zu sprechen. 

Wenn Sie gestatten, bleibe ich noch ein 
bißchen 'beim Gleichheitsprogramm. Auf 
Seite 92 heißt es: 

fragt, damals erklärt hat,. es sei viel,leicht nicht "Planung ist eine Frage der Lenkung. . .. 
ganz ausgeschlossen, daß man diesen Gedan- Wenn die Gleichheitsziele der Sozi-aldemo­
ken eines schönen Tages auch in Ostern~~ich ,kratie erreicht werden sollen, ist jedoch eine 
ventilieren könnte. (Abg. lng. H ä u s e r: Darf koordinierte gesellschaftliche Planung für die 
ich Sie fragen, ob Sie das, was Sie hier be- gesamten LebenS/bedingungen der Menschen 
haupten, auch beweisen können, oder ob Sie notwendig." 
sich nur auf Zeitungen stützen?) Ich !weiß 
nicht, ob Sie die Zeitungsmeldung-en demen- Meine Damen und Herrenl Weiter auf 
tiert haben, Herr Vizekanzler Häuser, mir ist Seite 93: 
nicht bekannt, daß Sie -entgegnet haben (Bei- "Ungefähr 40 Prozent des Wohnungsbestan­
fall bei der OVP), in den Zeitungen ist das des an Mehrfamilienhäusern ist immer noch 
gestanden, und solange das in der Zeitung 
steht, hat es für mich Gültigkeit. 

Privatbesitz; Eigentümer sind sowohl private 

Wenn Sie gestatten, zitiere ich weiter aus 
dem Gleichiheitsprogramm der schrwedischen 
SozialdemO'kraten. Dort heißt es: 

. ~ ... _ .Hausbesitzer als auch..Wohnungsunternehmen 
und Versicherungsgesellschaften. Auf 
lange Sicht muß erreicht werden, daß kom­
munale, gemeinnützige und genossens<haft­
liche Wohnungsunternehmen die Wohnungs­
versorgung steuern. Wenn die Neubauten, 
besonders die für größere integrierte Wohn-

"Der· Bedarf an Gemeinschaftseinrichtungen 
ist groß und wächst ständig weiter. 

-
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Dr. Withalm 
bereiche,systematisch in kommunale oder komme ich noch zu sprechen, Herr Klub­
gemeinnützi'ge Hände gelangen, wäre das eine obmann Gratz. Sie müssen ein bisserl war­
vom allgemeinen sozialen und besonders vom ten, ich komme darauf noch zu sprechen. 
gleichheitspolitischen Gesichtspunkt aus .... zu (Abg. G rat z: Wir reden ja von SchwedenJ -
begrüßende Entwicklung." Abg. \Dr. G r u b e r: Sie sinddagegenJ Sie 

Meine Damen und Herren I Ich kann nur 
sagen: Nachtigall, iCh hör dir trapsen, wenn 
ich verschiedene Ausführungen in einem Zu­
sammenihang mit dem Bodenbeschaffungs- und 
Assanierungsgesetz sehe. 

Noch eine kleine Kostprobe zur Auflocke­
rung. Auf Seite 101 heißt es in diesem Gleich-
heitsprogramm: . 

haben also eine andere AnsichtJ) Ich rede ja 
von Parallelen; die heute schon festzustellen 
sind. 

Meine Damen und Herrenl Dazu hat Thomas 
Chorherr in einem Artikel in der "Presse", 
und zwar am 28. Oktober 1971, folgendes aus­
geführt. Er schrieb damals: 

"Alles für die Chancengleichheit, wenn sie 
"Da es immer gebräuchlicher wird, daß sich hÖlhere und bessere Bildung bringt. Alber alles 

die Eltern in Aufsicht und Erziehung der Kin- gegen sie, wenn sie nur zum Vorwand dient, 
der ablösen, erscheint es nach und nach als im Sinne der Egalisierung das Niveau zu sen­
selbstverstän:dlich, daß das Recht auf Befrei- ken, damit eben leder seine Chance hat." Ich 
ung von Arbeit im Zusammenhang mit der habe dem nichts hinzuzufügen. 
Geburt eines Kindes zwischen den Eltern auf- Meine Damen und Herrenl Die von mir ge-
geteilt wird." brachten Beispiele sind nur eine bescheidene 

Meine Damen und Herren! Da steht uns Blütenlese aus dem wirklich hochinteressan­
Männern noch einiges ins Haus, wie ich hoffe. ten. Gleichheitsprogramm der sch,wedischen 
(Heiterkeit bei der OVP.) Vielleicht ein Sozi'aldemokraten. 
Karenzurlaub. Ich bedauere nur, rein alters- Ich habe den Einwand gehört, Sie sagen: 
maßig gesehen, was mich anbelangt, daß ich Was geht denn das uns an, das ist doch das 
diesbezüglich nicht mehr allzu viele Chancen Programm der schwedischen Sozialdemokra­
haben dürfte. (Neuerliche Heiterkeit bei der ten. Meine Damen und Herren! So billig kom­
OVP. - Abg. Dr. Hertha F ir nb erg: Sie men Sie nicht davon. Die schwedische Sozial-

_ können es auf die Großeltern ausdehnen!) demokratische Partei ist nicht irgendeine 
Aber eines möchte ich in dem Zusammen- sozialdemokratische Partei, genaus'o wie, auch 

hang noch erwähnen, das mir im Gleichheits- die österreichische Sozialdemokratische Partei 
programm der schwedischen Sozialdemokraten in der Zwisch,enkriegszeit nicht irgendeine 
ganz besonders in die Augen gestochen ist. sozialdemokratische Partei war, denn nicht 
Auf Seite 50 heißt es: umsonst hat diese österreichische Sozialdemo-

kratische Partei in der Zwischenkriegszeit den 
" ... es gibt nach sozialdemokratischer Auf- Titel "Austromarxismus" geführt und sich, 

fassung keine Berechtigung dafür, daß die mit glaube ich, diesen Titel auch verdient. 
Gesundheit, Begabung und Leistungsvermögen 

Meine Damen und Herrenl Ich erwarte nun extrem gut Ausgerüsteten einen höheren 
Lebensstandard und größere Ohancen bekom- keineswegs, daß der Bundeskanzler heute wo-
men sonen als die übrigen." (Abg. Dr. K oh 1- möglich erklärt, er 'bekenne s'ich zum 
mai er: Da liegt der Hase im PfefferJ) Gleich!heitsprogramm seiner von ihm so sehr 

geschatzt:en schwedischen !sozialdemokrati-
Meine Damen und Herren! Wenn man die- schen Freunde. So unvorsichtig ist Dr. Kreisky 

sen Grundsatz bis zur letzten Konsequenz nicht, da kennen wir ihn viel zu gut. Ich 
durchdenkt und womöglich auch anwendet, erwarte auch nicht, daß der BundeskanZiler 
dann kann hier nicht mehr von einem Gleich- heute erklärt, daß das, was sein schwedischer 
heitsprogramm, sondern nur mehr von Gleich- Kollege Olof Palme bezüglich dieses Gleich­
macherei gesprochen werden. (Zustimmung bei heitsprogramms erklärt hat, auch für ihn Gel­
der OVP.) Mir ,scheint das das sicher.ste Mittel tung habe, obwohl wir wissen, wie sehr Bun­
zu sein, gerade die Talentiertesten unseres deskanzler Dr. Kreisky ßeinen schwedischen 
Volkes geradezu mit Gewaltaußerhalb der Kollegen Palme und dessen Ansichten und 
Grenzen, unseres Landes zu drängen. (Abg. Auffassungen schätzt. 
G rat z: Sie sprechen derzeit vom schwedi-

---sch-::-e-n-'-:V=-,o~lk:=-,-=--n":'ich~t'-=v:c.::o.c:.n=--':u:c.:n=-=s-=e-r::.cem'---'-=V--=0::C::1:-k:-=:J-:;':) ~B=-i:-t-"'te-=-:?:-t---:PctJer--t)r.-Kleisky sdrätzt--niUrt-nur-ilIDIIIe"; 
(Abg. G rat z: Sie wollten sagen: des schwe- er sChätzt 'auCh ganz besonders seinen deut­
dischen Volkes, nicht unseres Volkest _ Abg. schen Kollegen Bundeskanzler Willy Brandt. 
Dr. G r u b e r: Herr ,Gratz, distanzieren Sie Da fand nun vor zirka 14 Tagen in Bonn ein 
sich denn? Sagen Sie es!) Ja, ja, siCher, wenn außerordentlicher Parteitag der Sozialdemo­
Sie das eines schönen Tages ... Alber darauf kratischen Partei Deutschlands statt. Ich habe 

11 
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niCht nur das Gleichheitsprogramm der sChwe­
dischen Sozialdemokraten wirk!1ich sehr genau 
studiert, ich habe mit allergrößtem Interesse 
auch den Verlauf dieses außerordentlichen 
Parteitages der deutschen Sozialdemokrati­
schen Partei vor zirka 14 Tagen verfolgt. 
Uber den Verlauf dieses Parteitages ,schrieb 
die Hamburger "Welt", und zwar in ihrer 
Ausgalbe vom 22. November 1971. Ich darf 
zitieren, es heißt hier: 

"Die Besdllüsse des SPD-Parteitages machen 
den gemäßigten Kräften der linken Mitte das 
Leben schwer. Bei der Steuerreform, der 
Medienpolitik und in der Frage der Abtrei­
bung kamen Vorstand und Ministerflügel in 
Bedrängnis .... Töne des Ressentiments und 
der Intoleranz halten Einzug in die deutsche 
Politik ... Die marxistisdle Gegenreformation 
marschiert. ... Eine Wende hat sich voll­
zogen." (Abg. S t r ö er: Sagt "Die Welt"!) 
Sagt "Die Welt". Ich habe ja gesagt, ich zitiere 
aus der' "Welt". (Abg. Dr. G ru be r: Ganz 
so weit rechts steht "Die Welt" nichtI) Seien 
Sie beruhigt, Herr Kollege Ströer, ich werde 
nom andere Zeitungen zitieren, unter ande­
rem eine,die Sie sicherlidi sehr gut kennen, 
die Sie besonders interessieren wird, die 
"Arbeiter-Zeitung". Auch die "Ar.beiter-Zei­
tung" werde ich dann zitieren. Aber 'Vorläufig 
bleibe ich, wenn Sie gestatten, nom bei der 
"Welt". Es heißt weiter in der "Welt" - und 
jetzt würde ich meinen, das könnte auch für 
den Bundeskanzler Osterreichs nicht ganz 
uninteressant sein, was "Die Welt" hier über 
Willy Brandt, den deutschen Bundeskanzler, 
smreibt (Zwischenruf des Abg. P a y) -: 

"Wer so lange" - passen Sie auf, meine 
Damen und Herren, das ist auch für Sie nicht 
uninteressant, Herr Kollege Pay - "und so 
inbrünstig von .Demokratisierung' sprach wie 
der Kanzler" - gemeint ist hier Brandt -
"von Emanzipation und Mitbestimmung, von 
der Dauerprüfung, der jede Autorität zu unter­
werfen sei, darf sich nicht wUIlqern, wenn er 
von den Umstehenden beim Wort genommen 
wird." 

"Der Ruf des Kanzlers nam einem ,Mehr 
an Demokratie' kam aus dem Parteitag als 
ein ,Mehr an Glekhheit' zurück, Das führende 
Motiv war nicht so sehr die notwendige Be­
kämpfung der öffentlichen Armut als der 
Kampf gegen den ,privaten Reichtum', die 
Exekution eines egaIistiscben Gerechtigkeits­
begriffs , der den einzelnen sdlröpft, ohne die 
Gemeinsdlaft zu nähren." 

Meine Damen und Herren! Aber nidlt nur 
die konservative - wie Sie vielleicht sagen 
würden - Zeitung "Die Welt" mödlte ich 

zitieren; in der Ausg,abe der "Wochenpresse" 
vom 24, November 1971 stand folgendes: 

"In der Bonner BeethoiVenhalle hat die 
Mehrheit der Delegierten auf dem SPD-Son­
derparteitag den Weg nach weiter links ange­
treten - aber auf. leisen Sohlen." (Abg. 
G rat z: Nur Töne aus dem Trockendock!) 

Ich bin der Meiung, gar so leise sind' die 
Sohlen gar nicht gewesen, auf denen dieser 
Weg nach weiter links angetreten worden ist. 
(Abg. S t r ö e I: Wir sind Kummer gewöhntf) 

Aber, Herr Kollege Ströer, zu Ihrem Miß­
vergnügen muß ich noch einmal "Die Welt" 
zitieren, und zwar die Ausgabe voin 20./21. No­
vember 1971. (Abg. Dr. Fis ehe I: Wie 
wäre es mit dem "OVP-Pressedienst"?) Dort 
heißt es unter dem Titel "Steuern als Strafe": 

"Der Parteitag hat die Weichen gestellt im 
Sinne jener gleichmacherischen Gerechtigkeits­
vorstellungen der entschieden nach links 
orientierten Delegierten von der Basis der 
Partei." . 

Und weiter: 
"Das steuerpolitische Konzept der SPD getit 

weit über die schon sehr problematischen 
Steuerreformvorschläge der SPD-PDP-Bundes­
regierung hinaus. Die Gleichmacherei - falsch 
verstaiidene Gerechtigkeit - wurde zum Prin­
zip erhoben." 

Meine Damen und Herren! Wem drängt 
sich, 'W,enn man das liest, nicht IUDwillk.ürlich 
der Vergleich mit der SPO-Regierung auf, die 
etwa die Abschaffung der Kinderfreibeträge 
plant? Aber wozu brauche ich hier von Planen 
reden - in der vorigen Woche wurde bereits 
ein Exempel statuiert, was die SPO-Regierung 
unter GleidIheitspolitik versteht. Ich spreche 
von der Haushaltsgründungshilfe in Höhe von 
15.000 S. (Abg. R öse h: Einstimmig beschJ.os­
sen!) 

Warum war wohl die Sozialistische Partei 
Osterr,eichs sosehr gegen die Wahlmöglich­
keit. Herr Innenminister Rösch, zwischen 
baren 15.000 S und der steuerlichen Ab­
schreibemöglichkeit? Man hätte es doch 
jedem ... (Zwischenrufe bei der SPO.) Nein. 
die Frage haben Sie nicht beantwortet. Sie 
sind von unseren Rednern immer wieder ge­
fragt worden: Nehmen Sie doch Stellung -
warum nicht die Alternative? (Abg. B 1 e c h a: 
Wir haben dazu Stellung genommen!) Sie 
waren_ der letzte, Herr Kollege Bledla, der 
dazu Stellung genommen hätte. Man hätte es 
dodl wirklich jedem Heiratswilligen überlas­
sen können, ob er sidl für die eine oder für 
die andere Möglühkeit entscheidet. Wir leben 
ja sdlließlich in einer Demokratie, und in 
einer Demokratie soll und kann ja niemand 
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zu seinem Glück gezwungen werden. (Abg. 
Ni t tel: In dieser Demokratie hat die Hälfte 
davon keine Möglichkeit gehabt! - Abg. 
Dr. G r u b er: Der Kollege NUte1 hat noch 
gar nicht begriffen, worum es geht/) Aber 
dafür war die Sozialistische Partei unter kei­
nen Umständen zu haben. Warum wohl, meine 
Damen und Herren? Ich werde versuchen, dar­
auf eine Antwort zu geben. Man würde es 
sich, glaube ich, zu ·einfach machen . . . (Abg. 
Ni t tel: Sie machen sich's manchmal ein­
Jach!) Passen Sie auf, was ich jetzt noch sage, 
vielleicht werden Sie es dann verstehen, Herr 
Kollege Nittel, wenn Sie es bis jetzt noch 
nicht verstanden haben sollten. (Beifall bei 
der OVP.) 

Man würde es sich, glaube ich, zu einfach 
machen, wenn man sagte, der Finanzminister 
wollte es sich möglichst billig machen, nämlich 
insofern ibillig, als die Heiratskandidaten, die 
über 5000 S monatlich v.erdienen, dadurch, daß 
ihnen die steuerliche Abschreilbemöglichkeit 
genommen wird, faktisch für die Bezahlung 
der 15.000 S an alle Heiratswilligen aufkom­
men. Der Finanzmini,ster und die Sozialistische 
Partei schmücken sich in diesem Fall mit frem­
den Federn. Von einem Geschenk an die Hei­
ratswiUigen kann ja ü1berhaupt nicht die Rede 
sein. Die bezahlen sich das selbst, meine 
Damen und Herren. 

Aber es geht der Sozialistischen Partei in 
diesem Fall um wesentlich mehr. Es handelt 
sich hiebei, also bei dem in der vergangenen 
Woche beschlossenen Gesetz, um einen kla's­
sischen Fall der Umverteilung mit gesell­
schaftspolitischen Zielsetzungen (Zwischen­
rufe bei der SPO), um einen typischen Fall 
von Gleichmacherei. (Abg. Ni t tel: Wir 
haben ein schlechtes Gesetz verbessert! -
Abg. M ars c h: Warum haben Sie dann zu­
gestimmt?) Jetzt sind wir Ihnen sehr dankbarl 
Sie bekennen sich also dazu, daß das ein 
typischer Fall von Gleichmacherei ist. Dafür 
sind wir Ihnen sehr dankbar. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren I Es handelt sich 
hiebei um 'den ersten Fall von Gleichmacherei, 
der leider Gottes nicht der letzte bleiben wild. 
Es muß eben bei Ihnen alles über einen Lei­
sten geschlagen werden. (Abg. M ars c h: 
Warum haben Sie dann zugestimmt?) Meine 

über diese Gesetzesvorlage hier. Dann ,haben 
Sie den Standpunkt, den Ihre Kollegen vor­
getragen haben, hoffentlich gehört, und auch 
den Standpunkt, der von unseren Kollegen 
überzeugend dargelegt wurde. Dem habe .ich 
nichts hinzuzufügen. (Beifall bei der .oVP.) 

Aber wenn Sie gestatten, meine Damen und 
Herren, darf ich v.i'elleicht noch ein bißchen 
beim SPD-Parteitag verweilen. Es war wirk­
lich sehr interessant, es war hochinteressant, 
was dieser Parteitag gebracht hat, und. man 
konnte unwahrscheinlich viel lernen, wenn 
man die Zeitungen gründldch studiert hat -
niCht nur die "Welt", Herr Kollege Ströer, 
CIIuch andere Zeitungen (Abg. R ö sc h: Die 
"Wochenpresse"/), zum Beispiel die "Frank­
tiurter AUgemeine Zeitung". Ich weiß nicht, 
wie die Ihnen liegt (Abg. S t r ö er: Die ist 
etwas besser/), wahrscheinlidl auch nicht be­
sonders, aber auch hier finden sich recht inter­
essante Ausführungen, zum Beispiel in .qer 
Ausgabe vom 22. November 1971 unter dem 
Titel "Mit dem Vorzeichen des Soziali,smus": 
Brandt "mußte die Genossen dringend ernnah­
nen" (Abg. Ni t tel: Sie müssen die "Frank­
fur(er" zitieren, denn mit dem "Volksblatt" 
haben Sie wenig Freude/) - Herr Kollege 
Nittel, wenn Sie das auch mitbekommen, wäre 
das gar nicht schlecht für Sie -, "die ökono­
mischen Fakten zu berücksidltigen und an das 
Wahlprogramm zu denken". 

Ich bin sehr neug~er::i.g, wie lange es bei uns 
dauern wird, bis man auch in unseren Zei­
tungen lesen wiro, daß Dr. Kreisky seine 
Genossen dr.ingend ermahnen mußte, daß sie 
die ökonomischen Fakten berücksidltigen und 
an dias Wahlprogramm denken sollen. (Abg. 
G rat z: Posthorn töne aus dem Trockendock!) 

Aber - und jetzt, Herr Kollege Ströer, 
komme ich zu dem, was .ich zuvor angekündigt 
babe - ich habe nicht nur deutsche Zeitungen 
gelesen, sondern auch österreichiscb.e Zeitun­
gen haben sich mit diesem SPD-Parteitag be­
schäftigt. Das tat audl die "Arbeiter-Zeitung". 
Interessant war ja nur, wdre die "Arbeiter­
Zeitung" das getan hat. Vor mir liegt die 
Photokopie einer' Ausgabe der "Arbeiter­
Zeitung" vom 21. November 1971. Schon der 
Titel ist interessant: "W,ir müssen auch 
WalMen gewinnen." Untertitel: "SPD-Partei­
tag: Bei den Steuerreformplänen versagten die' 
Bremsen." 

Damen und Herren! Ich glaube, die Frage Und J' etzt, meine Damen und Herren, darf ich 
------~ä··~~~~·~~~~hUert~·~~~·~~~~~~~~~n. 

(Abg. Ni t tel: Sie hatten die Mehrheit und 
haben davon nicht Gebrauch gemacht? - Abg. 
Se k an i n a: Herr Kollege Withalml Jetzt 
erklären Sie noch, warum Sie zugestimmt 
habenI) Herr Kollege Sekanina! Ich nehme 
an, Sie waren vorige Woche bei der Debatte 

"Der SPD-Sonderparteitag, der Samstag in 
der Bonner' Beethoven-Halle zu Ende ging, 
war zweifellos der heißeste und der theorie­
bewußteste Nadlkriegsparteitag der deutsdlen 
Sozialdemokraten. 
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Mehr noch: Die lange Basisarbeit der Jung­

soziali:sten (Jusos) ... ist nunmehr auch ,im 
Bewußtsein der älteren und auf kommunaler 
Ebene arbeitenden Partedmitglieder zum 
Tragen gekommen." 

Ich zitier.e weiter: "Das unsichtbar über dem 
Parteitag schwebende Motto ,Offentliche Ar­
IIlJUt und pr.ivater Reichtum' " ... 

schrieb unter dem Titel "Mut iost nicht alles" 
folgendes: 

"Die Frage bleibt DlUr, ob in einer empfind­
liChen Wlirtschaft, in der Unternehmer das 
Interesse an Investitionen verHeren oder ab­
wandern können (und die SPD will an 'dieser 
Freiheit niCht rütteln), die Erhöhung der 
Millionärssteuer wirklich auf Dauer Gewinn 
brdngt. Sicherlich, der Mut zur Offenheit, zu Es heißt dann weiter: 

I eLner höheren Sozialmoral, w.ie er sidl bei 
. "BeschwiChtungen aus dem, Vorstand frJUCh- dem P.arteitag äußerte, vermag mitunter mit­

teten niChts. Die jungen Delegierten: ,Wir zureißenj alber ob ihn auch die in einer Welt 
wollen Steuergerechtigkeitl' der Konsumgläubigkeit lebenden Massen so-

Nur Willy Brandt, ~arl Schiller und Herhert gleich zu honorieren wissen, bleibt aJbzu­
Wehner stimmten einsam am Vorstandstisch warten." 
gegen die steuerpolitische Radikalkur." Meine Damen. und Herren I Auch der Mut 

"Schiller, der von den steuerpolritischen des Chefredakteurs der "Arbedter-Z.eitung", 
Initiativen der Delegi'erten ,überrollt' wuroe, des Herrn Manfred Schauch, i,st w,irklidl be­
räsonierte resigniert: ,Was die woUen, list ja achtllich, wenn er den Satz geschrieben hat -
e,ine ganz andere Republik: ich muß ihn noch eintn·al wiederholen -: "Die 

Fr.age bleibt nur, ob die Erhöhung der 
Millionärssteuer wirklich auf Dauer Gewinn 
bringt." "-'- Tempora mutantur, kann man hier 
nur sagen. 

Bundeskanzler < Brandt, der wegen seiner 
Toleranz geruhmt . wird; versuchte dann die 
Delegierten iIi die· Wirkldchkeit zurück.zuholen. 

Nun sagte Brandt, eingedeckt mit teilweirse 
gesellschaftspoHtisch weitreichenden Resolu­
tionen zur Steuerreform und Medienpolitik, 
er betrachte die Entschließungen des Partei­
tages lediglich als Empfehlungen. Er erinnerte 
die progressiven Delegierten an das Jalhr 1913, 
dem Jahr der deutschen Bundestagswaihlen: 
,Genossen, wir wollen nicht nur die Verhält­
nisse ändern - wir müssen außerdem noch 
Wahlen gewinnen.' " 

Ich glaube, hier hatte Schiller recht. 

Noch deutlicher drückte sich Herbert Weh-
ner aJUS, der laut "Frankfurter Allgemeine< Zei­
tung" folgenden Diskussionsbeitrag lieferte -
es heißt in der "Frankfurter Allgemeinen Zei­
tung" vom 22. 11. 1971: 

"Wehners DiskussionSbeitrag verdient es, 
genau gelesen zu werden. Wehner sagte näm­
Hch, daß er diese Steuersätze für falsch halte. 
Er hämmerte nur den Delegierten ein, daß es 
eine politische Torheit wäre, schon heute so 
weitrelichende Entsche~dung,en zu treffen." 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, man 
muß die "Arbeiter-Zeitung" wiirkHch richtig 
lesen können, dann kommt deutlich zum Aus­
druck, mit welchem Mißbehagen der Parteitag 
der deutschen Freunde dr,außen in ·Bonn von 
der österreichischen SoZJialdemokr:atie verfolgt 

Meine Damen und Herrenl Ich darf vielleicht 
jetzt auch noch das Resümee, das.der Chef­
redakteur der "Arbeiter-Zeitung" in einem 
Leitartikel vom 21. November 1911 gezogen 
hat, ganz kurz zitieren. Manfred Scheuch 

Meine Damen und Herren! Soweit der SPD­
Parteitag beziehungsweise das Gleicillh.eits­
programm der schwedischen Sozialdemo­
kraten. Alber ich habe schon Ihren Einwand 
gehört: Wir leben nicht in Schweden, wir 
leben nicht in DeutsCh1:and, wir leben - viel­
leicht sagen Sie: Gott sei Dank - in Oster­
reich. - Unbestritten. Wenn wir aber hier 
in Osterreich vorläufig noch ... (Abg. G rat z: 
Das "vielleicht" war eher eine Beleidigung! -
Abg. Dr. Kor e n: Sie wissen, worauf es sich 
bezogen hat/) Nein. Ich glJaube, wir können 
sagen, das war keine Beleidigung, das war 
auch nicht so gemeint, sondern wenn ·ich es 
ehrlich vergleiche, darin sage ich: Vielleicht 
sind wir wirklich in Osterreich glücklicher als 
dort, denn ... (Abg. G rat Z: Sie haben 
gesagt, daß wir vielleicht sagen können: Gott 
sei Dank sind wir in österreich!) 

Wenn Sie das bereits ·auf Ihre PoHtik be­
ziehen, zeigt d'als, Herr Kollege Gratz, daß S.ie 
vielleicht nicht das alleIlbeste Gewissen haben. 
Da kann .ich aber nichts dafür. (Zustimmung 
bei der öVP.) 

Wenn aber hier in Osterreich - und da sage 
ich: vorläufig noch - keine präziseren An­
gaben und Aussagen gemacht werden als die 
sozialdemokratischen Grundsätze des lßundes­
kianzlers oder die ge.sellsmaftspolitisdlBD 
Wertvorstel1ungen des ,Flinanzministers, dann 
ist es nur natürlich, wenn wlir uns das Recht 
nehmen, unsererseits einen Beitrag zur Be­
griiffserläuterung zu leisten. Wir führen hier 
einen, wenn Sie so sagen woUen, IndilZlien­
prozeß, beziehungsweise ich zeige PraUelen 
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auf, meine Damen und Herren. Ohne daß 
nämlich die Regierungstätigkeit nüch richtig 
begonnen hat, zeigen sich bereits jetzt hoch­
interessante Parallelen zu dem, was sich in 
Schweden tut und was sich in der Bundes­
republik Deutschland tut. Ich denke, um nur 
einige Beispiele, wirklich nur einige Beispiele 
ru nennen, etwa !an die· Wohnungspollitik, an 
verschiedene Vorlagen des Justizminister~ums 
mit starkem gesellswaftspoliUschem Gehalt, 
an die Abtreibung, an die Abschaffung der 
Kinderfreibeträge, an die Tarifkorrekturen nur 
für Unselbständige. Ich könnte jetzt nom eine 
Menge vün Beispielen aufzählen. Anläßlich 
der Kommunalpolitischen Konferenz - da 
wird jetzt Küllege Dr. EiJscher aufpas'sen -
der "Jungen Generation" .der Sozialistischen 
Partei in Sal:zJburg im. November dieses Jahres 
sind auch einige Äußerungen gefallen, die 
nicht gerade dazu angetan waren, BeIlUIhigung 
zu verbreiten. 

Ich messe hier den klassenkämpf-erschen 
Tönen eines jungen Mannes oder einiger 
junger Männer - das w.ar im Fernsehen, 
ich glaube, an einem Sonntag, zu sehen -
keine übermäßige. Bedeutung bei, wO' einer 
zum Beispdel damals gesagt bat, er hätte nichts 
Besonderes für diejenigen Leute übri·g, die sich 
ihr Geld im Schlaf verdienen. Ob das meinet­
wegen auch auf·· einen zutrifft, der sein Geld 
auf einem Spareinlagen!buch hatl' der kann joa 
a.uCh nichts dafür, wenn ihm die Zinsen gut­
geschrieben wevden, da kann ·er ruhig schlafen 
dabei, das gesChieht dann -autümatisCh. 

Aber wesentlich interessanter auf dieser 
Kommunalpülitischen Konferenz der "Jungen 
Generatiün" der Sozialistischen Partei Wliiren 
die Auseinandersetzungen, die harten Aus­
einandersetzungen 'Zwischen dem Baruten­
minister und den mehr oder weniger jugend­
lichen Sozialisten in Salzburg. 

In diesem Zus'ammenhang - das wrunde im 
Fernsehen wiedergegeben - richtete ein Herr 
Robert Sterk in einem Leitartikel ,in der 
"Arbeiter-Zeitung" heftige Angriffe gegen das 
Fernsehen, beziehungsweise wi,e eben dies·e 
Kommunalpolitische Tagung im Fernsehen 
wiedergegeben wurde. Es hieß hier unter 
anderem folgendermaßen - ich darf wd.·eder 
zitieren -, "Arbeiter-Zeitung" vüm 23. No­
vember 1971: 

"e-DJau 'ler a le SüZl . IS IS e ' nl 
ei~usetzen: Es geht darum, der OffentHchkeit 
ki1larzmmachen, daß die Dilllge in Wirklichkeit 
viel mefer liegen: in einem inhumanen System 
- konkret in Osterreich: 25 Jahre OVP-Herr­
schaft -, das die So.zialisten durch gesell­
sch·a.ftliche Reformen überwinden wüllen.·· 

Meine Damen uJ;ld Herren I Ich kenne den 
HeIlfD. Rübert Sterk nicht. Nach seinem Bild 
hier in der "Arbeiter-Zeitung" nehme ich an, 
daß er ,nicht wesentlich älter ist als die Zweite 
RepUibli!k, er muß es alsO' wissen. 

Aber jetzt Scherz beiseite. Wenn ein Herr 
Rübert Sterk schreibt, "daß die Dinge in Wirk­
lichkeit viel tiefer Hegen: in einem inhumanen 
SY'stem - konkret in Usterreich.: 25 Jahre 
OVP-HerrsChaft -", muß ich sagen: Wir 
können uns gar nicht entschieden genug da­
gegen verwalhren, daß ein junger Mann die 
Zeit - meine Damen und Herren, das war 
keine OVP-Herrsd:l!aft, 'sondern das war 
KoaJitionsreg.ierung - von 1945 bis 1966 als 
inhumanes System. bezeichnet. fBeifall bei der 
OVP.) Ich nehme an, Sie wehren sich dagegen 
genauso, wie uns wir da'gegen wehren. (Abg. 
Dr. Sc h 1 ein zer: Neue Linie, neuer Stil! 
Gestern im Hauptausschuß: "Transparenz"!) 

Apropüs inhumanes System. Herr Kollege 
Dt. Fischer, Sie waren ja iri Salzburg dabei. Ich 
glauJbe, der Titel in Sa~burg war "Kampf 
g,egen die Inhumanität der Städte", das war, 
g1Jaube dch, ja der Angelpunkt Ihrer Aus­
führungen persönlich und auch der der 
anderen Jugendlichen -in Salzlburg. Ich muß 
sagen, die Kommunalpülitische Tagung' der 
"Jungen Generation" der Sü7liaHstischen Par­
tei OsterroeiChs hat ja mittlerweile bereits 
einen spektakulären Erfülg im Kampf gegen 
die inhfumanen Städte eIlZielt, dadurch näm­
lich, daß mittlerweile in Wien beschlüssen. 
wurde, den Straßenbahntarif nicht unwesent­
lich zu erhöhen. (Zustimmung bei der OVP.­
Abg. G I atz: Das hat mir jetzt noch gefehlt, 
das habe ich geahntl) 

Meine Damen und Herren! Absdtließend 
möchte ich folgendes festJhalten: Ich habe mim 
mit dem Gleimheitsprogramm der sChwedi­
schen Soz'taldemokraten um.d mit dem SPD­
Parteitag nicht deshalb besChäftigt, um heute 
womöglich eine Solidar-itätserklärung Doktür 
Kreiskys und der Sozialistischen Partei zu 
provozieren. Wenn Sie sich soliidari's.ieren, 
wird es uns recht sein; wenn Sie sagen, Sie 
hätten damit nichts ZlU tun, wird eis uns auch 
recht sein, meine Damen und Herren. Beides 
werden wir mit großem Interes'se registrieren. 

Also das g,laube ich nicht, daß wir das 
provozieren können, sO' primitiv bin weder ich, 
noch halte ich Dr. Kreisky für so primitiv, 
daß er hic et nune et coram pu'blico womögliCh 
verkünden wird, er bekenne sich Zium Gleich-

elsprogramm er s we 'lS en oZla emo­
kraten. Ich wüllte lediglich P,arallelen ati.f­
zeigen, die heute schon unüberhöllbar und un­
übersehbar sind. 

Meine Damen und Herren! Ob diese 
Parallelen rufällig sind oder nicht, das ist eine 
andere Frage. Ich bin jedenfalls nicht so naiv, 

-
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anzunehmen, daß, wenn Dr. Kreisky, P,alme 
und Brandt zusammenkommen, die drei 
Herren womöQ1lich riur JUIQ'eooerinnerungen 
auffrischen werden. Das, glaube ich, nimmt 
niemand an. 

W·as wir von Bundeskanzler Dr. Kreisky 
erwarten, ist folgendes: Dr. Kredsky ist vor 
qie Wähler hingetreten unid hat erklärt: "Gebt 
mir die absolute Mehrheit, damit wir die 
begonnene Arbeit fortseta;en können, denn", 
so sagte er 1970, ,,1aßt Kr,eisky und sein Team 
arbeiten.". Und 1971: "Das modeme Osterreich 
braucht die Regierung Kreisky". Dr. Krcisky 
hat im Wahlkampf nicht gesagt: "Gebt mir die 
absoJrute Mehl1h.eit, damit wir das soziaHstische 
Osterreich bauen können", ein so~iaHstisches 
Osterreich etwa Il'ach den Vorstellungen, wie 
si-e Vizekanzler Häurser ,für Teilbereiche mit 
dJankJen,swerter Offenheit im letzten Stadium 
des Wahlkampfes entwickelt hat. Die Ant­
wort des Bundeskanzlers war damals, im 
Wahlkampf wohlgemerkt, klar und deutlich. 
Hoffentlich war sie nicht nur wegen des Wahl­
kampfes klar und deutlich. 

Deshalb gestatten wir uns, an den Bundes­
kanzler noch ·einmal die Frag·e ~u stellen: 
Bekennen Sie sich 7lur pluralistischen Gesell­
schalftsordnung? Wenn j'a, fühlen Sie sich auf 
Grund .des Wählerentscheides vom 10. Ok­
tober 1971 berechti-gt, sozialistische Gesell­
schaftspolitik zu betreiben? Und wenn ja, dann 
machen Sie transparent, was Sie konkr-et dar­
unter verstehen I Oder 'betr-achten Si,e dien 
Wählerauftrwg nicht Vlielmehr aLs eine Ver­
pflichtung, eine Politik für a:lle Osterreicher, 
wie immer ,sie weltanschaulich ausgerichtet 

den Vorwurf gemacht, mit uns hätte man nicht 
reden können, wir hätten brutal von den 
MögLichkeiten, die uns auf Ground unserer 
85 Mandate gegeben waren, Gebrauch 
gemacht. 

Meine Damen und Herren, Budgetverhand­
lungen 1967, also 1966 für das Budget 1967. 
Dama1s stellte die Soziali'Stisme Parte-i 40 An­
träge. Uber do~ese 40 . Anträge wurde im 
Budgetunterausschuß 43/4 Stunden ver-handelt. 
Unid . von diesen 40 Anträgen wurden 
14 zum Teil unverändert, rum Teil in, modifi­
zierter Form angenommen. (Abg. Doktor 
Fis c her: Das waren gute Anträge!) 

1971 - für das Jahr 1972 -: Dauer der 
Beratungen für 33 Anträge 22 Minuten. (Abg. 
Dr. Fis c h·e r: Und schlechte Anträge!) 22 von 
den 33 Anträgen stammten von der Oster­
reichischen Volkspartei, 10 von der Freiheit­
lichen Partei und einer von der Sozilalisti'schen 
Partei. (Zwischenruf des Abg. Dr. G r u b er.) 

Meine Damen und Herren! Das bedeutet, 
daß ,für die Behandlung eines Antrages im 
Jalhre 1971 40 Sekunden zur Verftügung ge­
standen sind. Theorie und Praxis der par­
lamentarischen Demokratie ändern sich eben 

1966 w.ar die Oppositionspartei die 
Sozialistische Partei, 1971 war sie Regierungs­
partei. - nicht unwesentlich. (Präsident Dok­
tor Mal eta übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herrenl Die Fraktion der 
Osterreichisch.en VoHcspartei lehnt daher das 
Budget für das Jahr 1972, mit der einzigen 
Ausnahme .der Gruppe I, ab. (Beifall bei der 
OVP.) 

sein mägen, zu betreiben? Das ganze öster- Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
reichische Volk erwartet eine klare und ~ine ist der Atbgeordnete Dr. Tull. Ich erteile es 
deutliche, eine offene und ehrliche Antwort. ihm. 

Und rum Schluß noch einige Sätze. Meine Abgeordneter Dr. Tull (SPO): Hohes Hausl 
Damen und Herr,en, daß wir einem Budget, Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Ahge­
dessen Grundlage sozi,a1lisHsche gesellschafts- ordneter Dr. Withalm, ich möchte Ihnen gleich 
politische WertvoI1stellungen sind, nicht Z'll- einleitend bestätigen: Sie werden von uns 
stimmen können, bedarf wohl keiner näheren kein Solidaritätsmanifestbekommen. Denn 
Begründung (Abg. R Ö 8 C h: Dem letzten tiber eines, Herr Abgeordneter Dr. Withalm 
haben Sie auch nicht zugestimmt/), ganz abge- und meine Damen und Herren von der Oster­
sehen davon, Idaß von einer Kooperations- reichischen Volkspartei, müssen Sie sich im 
beziehungswe,ise Kompromißbereitschaft der klaren sein: Wir österreichischen Sozialisten 
Regiel1ungsfraktion keine Spur zu entdecken sind eine eigenständige Partei. (Abg. Dokt,or 
war. Meine Damen und Herren, wenn heute Mus s i 1: Seit wann?) Wir mach!en unsere 
der Generelberichterstatter Jungwirth gemeint Politik für Osterreich, für die Frauen und 
hat, die sozialistischen Abgeordneten hätten Männer dieses Volkes! (Beifall bei der SPO.) 

---------sSlif(:dl!l-1ee'iH'ftH'e~,,~ ..... fiTe~i:Ssee-iZ61:l1:ll'l19ii~~del!fffb'Na:tll:t1ttlt:l'BB!.gff''-'-'-;a:tltl;llfr€e!l'r±tle~gH;;-r "'SeH-Wir-ha!ben genügend sdlöpfeIi.sdre Kläfte, 
kann man wirklich sagen, daß das :stimmt. um nicht wahllos einfach nach Schablonen 

handeln und kopieren zu müssen. (Zwischen-
Ich darf, was die KooperationsbereitschJaft ruf des Abg, GI ase r.) 

betrifft, von der der Bundeskanzler und auch 
andere prominente Sozialisten gesprochen Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 
haben, auf folgendes verweisen: Si.e haben im Zusammenhang mit den Ausführungen des 
uns in der Zeit, in der wir allein r,egierten, Herrn Abgeordneten Dr. Withalm doch einiges 
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Grundsätzliches 5'agen. Sie haben wieder ein­
mal versucht, das alte Problem der Verstiat­
li chung , der Verstaatlichungsabsichten, wie sie 
angeblich bei uns noch bestünden, im Zusam­
menhang mit der Debatte vor dem 10. Oktober 
1971 heraufzubeschwören. (Abg. Doktor 
W i t h alm: Die Verstaatlichung habe icP gar 
nicht erwähntI) 

Ich möchte Ihnen doch eines sagen, Herr 
A:bgeordneter Dr. Withalm: Das ist wahr­
lich ein abgestandener und kalter 
Kaffee. Die Frauen und Männer der RepU'blik 
Osterreich haben Ihnen am 10. Oktober 1971 
mit über 50 Prozent der abgegebenen Stimmen 
für die Sozialistische P.artei Osterreichs be­
wiesen, wie wenig glaubwürdig und wie 
wenig überzeugend Ihre diesbezüglichen Be­
hauptungenund Verdächtigungen gewesen 
sind. (Zustimmung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Sie haben heute 
aus den Ausführungen des Abgeordneten 
Dr. Withalm, der hier einen sehr weltweiten 
Exkurs vorgenommen hat, sehr viel über 
Probleme der Gesellschaftspolitik vernommen. 
Ohne midl im einzelnen mit diesem Problem­
kreis zu beschäfUgen, möchte ich doch eines 
feststellen, Herr Abgeordneter Dr. Withalm: 

Wir vertreten den Standpunkt, daß es wahr­
lich keine Schande ist, bestimmte gesellschaft­
liche Wert- und Zielvorstellungen zu haben, 
für diese einzutreten und alles zu unter­
nehmen, um diese auch der Verwirklichung 
zuzuführen. Es ist immerhin besser, gesell­
schaftspolitische Wert- und Zielvorstellungen 
zu haben und sie zu verfolgen, als nur einen 
plumpen Tanz um das Goldene Kalb vorzu­
führen, eine Glorifizierung der kalten Herzen 
und eine V.erherrlidlung antiquierter Ideale 
hier vorzunehmen. 

Meine Damen und Herrenl Der Herr Abge­
ordnete Dr. Withalm hat uns gesagt, wir 
sollen doch heute offen sagen, was wir wollen, 
welChe Ziele wir verfolgen. - Ja, das wollen 
wir Ihnen unumwunden sagen, ' denn wir 
haben ja bisher immer offen ausgesprochen, 
was wir wollen. (Zwischenruf des Abg. 
G 1 ase r.) Wenn wir zum Beispiel der Mei­
nung waren, wir können keine Steuern sen­
ken, dann haben wir das offen und ehrlich 
ausgesprochen und uns nicht zu einer solchen 
in unseren Augen wahrlich nicht seriösen 
Politik hinreißen lassen, wie Sie es im Herbst 
des Jahres 1967 getan haben, als Sie zunächst 
eine Lohnsteuersenkung durchgeführt haben 
und dann nach dem Paukenschlag Ihres 
damaligen Finanzministers Dr. Koren im 
Februar 1968 verschiedene Steuern sehr 
exorbitant erhöht haben. Ich will nur einige 
erwähnen: die Umsatzsteuer; Sie haben da-

mals die Sonderabga!ben eingeführt; die Auto­
sondersteuer; die verschiedenen anderen Ab­
gaben und nicht zuletzt auch die Sonderabgabe 
auf Alkohol, fiber die Ja bereits hier vor 
einigen Tagen gesprochen worden ist. 

Wir haben den Mut, offen zu sagen, meine 
Damen und Herren, wie wir uns - wirtschaft­
lich gesehen - eine moderne Politik für 
diesen Staat vorstellen. Wir haben klare Vor­
stellungen. WÜ sag·en, was wir wollen. 

Sie sagen, Herr Abgeordneter Dr. Withalm, 
wir hätten bisher nur sehr wenig aufgezeigt, 
wie wir uns eine Politik für das ganze Volk 
vor:stellen und wie wir eine solche in Angriff 
nehmen beziehungsweise durchführen wollen. 

Ja wir haben bereits entsprechende Taten 
gesetzt. Wir haben bewiesen, daß das, was 
Sie in den vergangenen Jahren immer wieder 
behauptet haben, nämliCh wir seien bauern­
feindlich, wir seien gegen das bäuerliche 
Element in diesem Staate, nirnt stimmt. (Abg. 
F ach leu t n er: Zwei Milliarden Schilling 
Belastung!) Wir haben Ihnen bewiesen, und 
zwar durch die Erhöhung der Mittel für den 
Grünen Plan und durch ein modernes Berg­
bauernprogramm, wieviel Verständnis wir für 
die Sorgen der Bergbauern und die Nöte der 
österreichischeri Bauern haben. (Abg. F a c h-
1 e u t ne r: Was Sie da daherreden!) Noch nie 
waren die Mittel für den Grünen Plan so hoch 
wie im Budget für das Jahr 1972, (Abg. Fa c h-
1 e u t ne r: Noch nie war die Inflationsrate 
so hoch! - Weitere Zwischenrufe bei der 
OVP. - Präsident DI. Mal eta gibt das 
Glockenzeichen.) 

Sie werden auch heuer wieder das traurige 
Spiel wiederholen, das Sie bereits vor einem 
Jahr hier aufgeführt haben. Sie werden gegen 
einen Betrag von über 1 Milliarde Schilling, 
der den Bauern dieses Landes zukommen soll, 
stimmen! 

Wir haben gezeigt, daß wir für die Wünsche 
des österreichischen Fremdenv,erkehrs aufge­
schlossen sind, daß wir hier neue Wege gehen 
wollen durch unsere Aktionen. (Abg. G r a f: 
Bei deI Alkoholsondcrsteuer haben Sie es be­
wiesen!) Hs handelt sidl zum Beispi,el um 
die Aktion Komfortzimmer, und so weiter. 
(Abg. A. Sc h lag e r: Vor sechs Jahren 
haben Sie noch gesagt, wir wollen kein Volk 
von Stubenmädchen!) 

Wir haben bewiesen, wieviel Verstän is 
wir für die Belange der österreichischen Ju­
gend haben. Und wenn hier von Gleich­
macherei gesprochen wird, so muß dem doch 
eines entgegengehalten werden: Nicht Gleich­
macherei, nicht nach Schablonen vorgehen. 
sondern gleiche Chancen I Und diese sozialisti-

----,---
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sche Regierung hat in den letzten Monaten 
bewiesen, daß .sie für dieses so. bedeutsame 
Anliegen der österreidJ,ischen Jugend größtes 
Verständnis JJ.at. 

Wir haben bewiesen, daß wir für die 
Pensionisten, für die Rentner eintreten, indem 
wir ihnen entspremende Mittel bereitgestellt 
ha'ben. (Abg. G 1 ase r: Ruhensbestimmun­
gen!) 

Ich glaube, meine Damen und Herren, sagen 
zu müssen, daß wir wahrlich in diesen 
wenigen Monaten bewiesen haben, was wir 
uns auf wirtschaftliChem Gebiete vorgestellt 
~ahen, wie wir vorgehen wollen und welChe 
Ziele wir verwirklichen, um ein modernes 
Osterreich für alle Bürgerinnen und Bürger 
dieses Staates, für alle Bevölkerungsschicb,ten 
einzurichten, um so den Wohlstand zu mehren, 
um so die Grundlagen für eine moderne 
Sozialpolitik und eine moderne Kultur- und 
Bildungspolitik in diesem Lande zu gewäihr­
leisten. (Zwischenruf des Abg. G 1 ase r.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute 
die Gelegenheit, nachdem wir nun das Budget 
im Finanz- und BudgetaussChuß zwei Wochen 
hindurch beraten konnten, noch einmal eine 
Zusammenfassung der Standpunkte, die die 
einzelnen Fraktionen bezogen haben, darzu­
legen. 

Sowohl der Finanzminister als auch wir, 
die sozialistischen Redner, haben in der ersten 
Lesung - beziehungsweise der Herr Finanz­
minister in seiner Einbegleitungsrede - sehr 
deutlich den WunsCh ausgesprochen, man 
möge doch im Zuge der Verhandlungen ent­
sprechende Alternativen vorlegen und Ab­
änderungsanträge einbringen, weil unserer­
seits die Bereitschaft besteht, in einer gemein­
samen Debatte das Beste, das möglichst Beste 
aus diesem Budget herauszuholen. 

NaCh .A!bschluß der Beratungen im Finanz­
und Budgetausschuß und am Beginn der Haus­
debatte ist es wohl notwendig, dom noch 
einmal ganz kurz die Standorte zu fixieren, 
eine Bestandsaufnahme durchzuführen und ein 
Resümee der vergangenen Verhandlungen zu 
ziehen. 

Der Pressedienst der Osterreichischen 
Volkspartei vom 17. November dieses Jahres 
hat in einer Aussendung erklärt: "Voranschlag 
1972 - ein Phantasiebudget. - Es ist 
umealistisdI, unsozial und: lelsttlngsfemdhdi '. 

schaftlichen Entwicklung, die jedoch einen ent­
smeidenden Einfluß auf den Bundeshaushalt 
nehmen werde. Das Budget sei nidlt 
realistism erstellt worden, da die Einnahmen 
bis zur Grenze des Möglichen angenommen 
sind, die Ausgaben eher vorsichtig, wahr':' 
scheinlich sogar unterpräliminie'rt worden 
sind." 

Ich möchte in Verfolgung meiner Absicht 
klar feststellen: Gesunde . Finanzen sind 
unserer Meinung nach die Basis einer moder­
nen Wirtschaftspolitik, die die Geldwert­
stabilität und das Wirtschaftswachstum opti­
mal zu kombinieren vermag. Die Konsequenz 
nach der Eskalation der Budgetdefizite der 
Jahre 1966 bis 1970 ist, den von der sozialisti­
schen Bundesregierung eingeleiteten Konsoli­
dierungsprozeß unserer Staatsfinanzen fort­
zusetzen. Während, andere Volkswirtschaften 
sich bereits auf einer Ta1fahrt befil'lden, wächst 
unsere österreichische Wirtschaft dank der 
weitestgehend hausgemachten Konjunktur 
weiterhin relativ kräftig. Die Wachstums-, 
Produktions- und Wahlstandsindikatoren be­
rechtigen uns daher auch für das Jahr 1972 
zu ei~em gedämpften Optimismus. Durch eine 
ziel'bewußte WirtsChaftspolitik soll - und 
dafür werden wir uns mit aller Vehemenz 
einsetzen - das Wohlstandsgefälle Oster­
reichs gegenüber verschiedenen anderen 
Industriestaaten entsprechend ahgebaut wer­
den. 

Wenn sich auch Osterreich dank der vor 
einigen Monaten eingeleiteten Finanz-, Bud­
get- und Wirtschaftspolitik bereits auf einer 
Uberholspur befindet, sollten wir dennoch 
nicht leichtfertig in eine Selbstsicherheit und 
Selbstgefälligkeit verfallen. Dei Vor­
anschlag 1972 ist entgegen den Behauptungen 
der Osterreichischen Volkspartei kein Phan­
tasieprodukt, sondern das Ergebnis einer 
nüchternen, einer sachbezogenen und einer 
verantwortungsbewußten Einsmätzung der 
gegenwärtigen Wirtschaftslage. Und so wonen 
wir das Budget 1972 als wichtigstes Instru­
ment der Konjunktursteuerung verwenden. Da 
es kein Gesundbeten in der Wirtsmaft gibt, 
'da es darüber hinaus ·aber aum k'einen Selbst­
reinigungsprozeß, keine Selbstreinigungs­
kräfte bei einem eventuellen Konjunkturein­
bruch gibt, kommt dem Konjunkturausgleims­
budget, wie es der Finanzminister erstellt hat, 
besondere Bedeutung zu. 

Das Budget ist also auf die zu erwartende 
Nam diesem. Pressedienst hat· der Herr Konjunkturlage im Jahre 1972 ausgeridJ.tet. 

Abgeordnete Dr. -Koren unter anderem fol- Jetzt geht es darum, dieses Budget konjunk-
gendes behauptet: . turgereCht zu exekutieren. 

"Der Budgetentwurf berücksichtigte über- Die Verhandlungen, die im Finanz- und 
dies in .. keiner Weise die Änderung der wirt- Budgetausschuß in den letzten Tagen gefUhrt 
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worden sin-d, die Argumente, die seitens der 
Oppositionsredner verwendet wurden, konn­
ten unsere wirtschaftspolitischen Auffassun­
gen nicht erschüttern, sie vermochten aber 
auch nicht unseren budgetpolitischen Stand­
punkt zu widerlegen. Auch die Richtigkeit 
unserer gesellschaftspolitischen Wert- und 
Zielvorstelluugen ist im Laufe der letzten zwei 
Wochen der Ber.atungen im Finanz- und 
Budgetausschuß von den Damen und Herren 
der Osterreichischen Volkspartei nicht wider­
legt worden. 

Im Verlaufe der Verhandlungen haben die 
bei den Oppositionsparteien insgesamt 32 An­
träge eingebracht. Die meisten davon waren 
Entschließungsanträge, in denen verschiedene 
Wünsche und Anliegen formuliert worden 
sind. Nur Wnf Abänderungsanträge sind ein­
gebracht worden: zwei der Freiheitlichen 
Partei Osterreichs und drei der Osterreichi­
schen Volkspartei. Das ,i'st die wahre mate­
rielle Ausheute Ihrer Bemühungen aus dem 
Budget 1972. 

Zwei OV.P-Abänderungsanträge waren 
redlnerisch fehlerhaft, sodaß sie nicht berück­
sichtigt werden konnten. Ein Antrag - sage 
und schreibe: ein Antrag! - aus dem ganzen 
Bündel von insgesamt 33 Anträgen war 
unseres Erachtens sachlich richtig, sodaß wir 
unserem Vorsatze entsprechend, unserem 
Worte gemäß diesem Antrag heigetreten sind 
und so dieser Antrag ein gemeinsamer Antrag 
aller drei Parteien geworden ist. (Zwischenruf 
des Abg. San dm eie r.) 

Interessant - ich komme jetzt noch im 
einzelnen auf alle Anträge zu sprechen, Herr 
Kollege Sandmeier! -, interessant ist in die­
sem Zusammenhang doch eines festzuhalten: 
Im Gegensatz zum vergangenen J aihr haben 
Sie, meine Damen und Herren, heuer keinen 
Minderheitsbericht vorgelegt. Bedeutet das, 
daß Sie unserem Wirtschafts- und unserem 
gesellschaftlichen Gesamtkonzept nichts ent­
gegenzusetzen hatten? Nur drei Anträge, wie 
gesagt, haben Sie im Rahmen dieses Budgets 
vorlegen können, die wir nach sachlicher, nach 
gewissenhafter und 'gründlicher Uberprüfung 
als richtig 'befunden haben und denen wir 
beigetreten sindl (Abg. Dr. K e i me 1: Ganze 
22 Minuten!) Zwei Anträge von der FPO und 
ein Antrag der Osterreichischen Volkspartei! 
(Abg. Dr. K ei m e 1: Herr Kollege Tull! In 
22 Minuten "sachlich" überprüftl) Wir haben 
Gelegenheit gehabt, diese Anträge nicht in 
22 Minuten zu überprüfen, sondern wir :halben 
uns die Mühe genommen, Antrag um Antrag 
genau rzu überlegen, 'genau zuü'berprufen. 

Nun bin ich gerne :bereit, wenn Sie von 
Husch-Pfusch reden, auf die einzelnen An-. 
träge, auf Ihre Anliegen, auf Ihre Wünsche, 
-die Sie im Zuge der 'Budgetverhandlungen 
geäußert halben, eiuzugehen. Da gibt es ein­
mal Wünsche, die ich schlicht als ein glattes 
Eingeständnis jahrelanger Versäumnisse der 
Osterreichischen Volkspartei ·bezeichnen muß. 

Hier heißt eIs hetspielsweise, daß der Herr 
.A!bgeordnete Dr. Halder auf den enormen 
Raumbedarf 'der österreichischen Hochschulen 
hingewiesen hat, zu dessen Befriedigung eine 
Summe von mindestens 5 Milliarden ,Schilling 
für das nächste Dezennium erforderlich sein 
werde. Ich frage Sie, meine Damen und 
Herren: Glauben Sie, daß in dieser Regierung 
Zauberer sitzen, die jetzt innerhalb von 12 
oder 18 Monaten' alles das bewerkstelligen 
können, was Sie, was Ihre Minister in J ahr-
2lehnten versäumt haben? Das ist 'beim beaten 
Willen wahrlich nicht möglich. 

Oder: Der Herr Abgeordnete Vetter zeigte 
auf, in welch beschämendem Zustand sidl die 
Bezirksgerichte im Waldviertel !befinden. Ja, 
es gi'bt viele Bezirksgerichte in einem äußerst 
schledlten Bauzustand. Aber es ist doch nicht 
innerhalb von 18 Monaten so weit gekommen, 
daß sich die Bezirksgerichte in einem so 
katastrophalen Zustand 'befinden. 

Oder: Da sagte am 22. November ein Abge­
ordneter ... (Zwischenrufe bei der OVP.) -
Herr Kollege I Finan2lminister ist immer ein 
Vertreter der Osterreichischen Volkspartei 
gewesen, erst seit -dem Jahre 1970 ist ein 
Sozialist Ressortc:hef der Finanzen. - na sagte 
am 22. November ein Abgeordneter der Oster­
reichischen Volkspartei: "Es fehlt noch immer 
ein neues Finanzierungssystem ~ür den 
Bundesstraßenbau. .. Nun dürfen Sie dreimal 
raten, wer dieser OVP-Abgeordnete ist, der 
sich hier 'an die Klagemauer stellt unid. mit Fug 
und Redlt sagt: Ja, es gibt noch kein solches 
Finanzierungsprogramm. Es ist kein Gerin­
gerer als Herr .A:bgeordneter Dr. Vinzenz 
Kotzina, jener Abgeordnete Dr. Vinzenz 
Kotzina, der seinerzeit Staatssekretär im 
Bundesministerium für Handel und Wieder­
aufbau gewesen ist, der selbst vier J crhre 
hindurch, von 1966 bis 1970, für dieses Ressort 
verantwortlich gezeichnet hat. 

Es gab auch sogenannte Alibianträge, damit 
man eben unter allen Umständen etwas sagt. 
So wird beispielsweise· der Sozialminister au -
gefordert, endlich etwas Zl,l unternehmen, um 
das Landärzteproblem einer Lösung zuzu­
führen. Das wird noch im Pressedienst 'der 
Osterreichischen Volkspartei als eine ful­
minante . Leistung die~er. Frau Abgeordneten 
hingestellt, wobei doch jeder .A:bgeordnete 
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wissen muß, daß dafür nicht der Sozialminister Schilling . für diesen Zweck aufgewendet 
zuständig ist, sondern zunächst die Gemeinden worden, während im Budget 1972 eine Erhö­
beziehungsweise die iLänder. hung von rund 10 Millionen Schilling vor-

N achdem der Sozialminister im Finanz- und gesehen ist. 
Budgetausschuß d,arauf erwidert hat, macht Meine namen und Herren! Wer erinnert 
man sich nun über ihn im ·Pressedienst noch sich nicht an den heftigen und vehementen 
lustig. Widerstand, den die Herren der Osterreichi-

Es wird beispielsweise verlangt, mehr schen Volkspartei unserem Projekt: kosten­
Mittel für die GesundenuntersuchungJugend- loses Schulbuch, Freifahrten, entgegenge'bracht 
licher im länidlidl'en Raum bereiflzustel- haben? In den Ausschußverhandlungen hat 
len. Natürlich ist das widltig. Das w.issen wir man alles ins Treffen geführt, man :hat den 
ganz genau. Aber wenn der Herr Sozia'lmini- privaten Buchhandel mobilisiert, man hat die 
ster den interpeUierenden .A!bgeordneten an Elternvereinigungen ins Feuer geschickt, das 
die Bauernkrankenkasse als die zuständige dürfe nicht gemacht werden, das entspräche 
Stelle verweist, schreit man Zeter und Mordio keinesfalls den Intentionen der Osterreichi­
und versucht, es als einen geradezu unsozialen schen Volkspartei. Und nun bringen Sie einen 
Alkt hinzusteHen. Entschließungsantrag Nr. 10 ein, der sich mit 

Dann gab es weiters verschiedene Anträge, dem Problem der Einführung des kostenlosen 
die im Grunde genommen nur Material waren, Schulbuches beschäftigt. (Abg. Li b a 1: Das 
um große Propagandaaktionen in der Offent- war audz der Gruber, nidzt wahr?) 

lichkeit zu starten. Aber· nicht genug damit. Wir haben noch 
Da wird beispielsweise verlangt, man möge weitere sehr interessante Anträge aus der 

die Ausbildungskapazitätfür Kindergärtne- Bauernsdlaft vernommen. (Abg. Dr. G r u b er: 
rinnen erhöhen. Das verlangte der Herr Abge- Man soJ1te nur über das reden, was man ver­
ordnete Dr. Gruber. Er übersah aber vollends stehtl) Da wird beispielsweise ein Ent­
oder war vielleicht darüber nicht iDiformiert - schließungs antrag eingebracht {Abg. Li b a 1: 
ich ·will nichts Böses behaupten, ich will ihm Der Antragsteller war der Gruber!), der die 
nichts unterstellen; alber Sie wissen es doch Umwandlung der Zuschußrenten in Bauern­
ganz ,genau -, daß sich zum Beispiel folgende pensionen zum Inhalt hat. Was hat nicht der 
Anstalten im Bau befinden: die Bundes- Osterreichische Bauernlbund im Jahre 1951 
bildungsanstalt für Kindergärtnerinnen in alles aufgeboten und aufgeführt, um zu ver­
Wien - Fertigstellung 1912, die Bundes- hindern, daß diese Zuschußrenten eingeführt 
bildungsanstalt für Kindergärtnerinnen in werden! Was. hat man damals nicht alles 

. Klagenfurt - Ferti'gstellung 1913. Sie wissen gesagt: Die Sozial,isten versuchen, die Renten­
ganz genau, daß folgende Bildungsanstalten psychose aufs Land zu bringen! Die freien 
gegründet worden sind: 1910 Mistelbach und Bauern brauchen keine Rente, sie wehren sich 
St. Pölten, 1972 Oberwart und Ried im Inn- gegen die Kollektivisierung auf dem Landel 
kreis, daß weitere Gründungen von Bundes- (Zwisdzenrufe des Abg. Dr, Mus s i 1.) Sie ist 
bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen vor.: eingeführt worden, Herr A:bgeordneter Doktor 
gesehen sind, so in Zwett! oder Horn, in Mussil, und wir freuen uns, daß es uns 
Salzbur,g - wobei der Standort noch nicht gelungen ist (Abg. D e u t s eh man n: Was 
fixiert ist; in der Steiermark in Hartberg; in haben Sie tür Bedeckungsvorschläge in der 
Kufstein und voraussichtlich in Feldkirch. Zeit von 1966 bis 1970 eingebradzt?), Sie zu 

Oder: Da wird beispielsweise das Problem überzeugen, diese Zuschußrenten einzuführen. 
der Förderung der LändeI1bühnen und der (Beifall bei der SPO. - Ruf bei der OVP: 
Förderung der Privattheater als ein besonders Wer hat es tatsächlidz eingeführt?) 
wichtiges Anliegen für sidl reklamiert. Es 

Wie schaut es aber aus, meine Damen und stimmt, wir verfolgen dieses Problem mit 
größter Aufmerksamkeit. Wir haben wieder- Herren? Die Sozialisten waren hier Weg­
holt - gerade unser Sprecher Luptowits _ bereiter und Bahnbrecher gegen Ihren Wider-

stand. Natürlich, wir können Ihnen doch die in den vergangenen Jahren die Notwendigkeit 
aufgezeigt, daß hier etwas geschehen müßte. Protokolle der damaligen Sitzungen vorlesen . 

. _~ _____ ~~z~w~1~·s~dz~e=n=r~u~f~e=d:ie8:-:· jA=b:f-' ~H~a~h::inii.' ~u~n~d~e~s~i~st~Dt>IDarlIi,aelul1StrnkieÖn!~n,eiEn~StnietteferS"ltd:1s[Jteml:alenn;'rwue:arSl1ajEl*lensffiIIhn· reer _____ _ 
auch etwas geschehen! Sie sollten sich das 
schon genau ansehen, meine Damen und 
Herren, ehe Sie Zwischenrufe machen. Bereits 
im 'Budget 1971 ist der Betrag - im Budget 
selbst - um 3 Millionen Schilling erhöht 
worden, und im 2. Budgetüberschreitungs­
gesetz sind noch einmal 4 Millionen 

ha:ben. 

Was hat diese Zuschußrentenversicherung 
alles bisher für die Bauern erlbracht? Von 
1958 bis 1970 :betrug der Rentenaufwand in der 
landwirtschaftlichen Zuschußrentenversiche­
rung rund 5,3 Milliarden. Die Beitragsleistun-
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gen der Versicherten erreichten in -diesem Zeit-
raum lediglich 1,4 Milliarden. Wir haben 
nichts dagegen, wenn im gegebenen Zeitpunkt 
auch darüber verhandelt und. gesprochen 
wird, daß diese Zuschußrenten in eine Bauern­
pension ungewandelt 'werden. 

Aber eines ist schon nackte Demagogie: 
Wenn Sie das einerseits beantragen, aber 
genau wissen, daß allein dieser Antrag dem 
Staat Mehrausgaben von 1,8 Milliarden ver­
ur:sachen wÜlde, und gleichzeitig gegen das 
angelblich so hohe Defizit in der öffentlichkeit 
Sturm laufen. ,So geht es nicht, meine namen 
und Herren! Sie müssen schon den Mut haben, 
wenn Sie etwas verlangen, auch zu sagen, 
woher man es nehmen soll. (Ruf bei der OVP: 
Es wurden Bedeckungsvorschläge einge­
brachtI) Sie haben es jedenfalls dieses Mal 
vorgezogen, keine Bedeckungsvorschläge ein­
zubringen, weil Sie ja letztes Mal mit Ihrem 
Bededmngsvorschlag kläglich SChiffbruCh er­
litten haben. (Abg. L i baI: Dafür ist das 
Schiit im Hafen in der Reparatur, da war der 
Gruber Steuermann! - Weitere Zwischen­
rufe. - Präsident Dr. Mal eta gibt das 
Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren! Es soll aber 
auch ... (Abg. Deutschmann: Weil das 
Rauchen so schädlich ist, wird man 110 Mil­
lionen für die - Modernisierung der Tabak­
fabriken gebenl) Herr Kollege, ich muß Ihnen 
in diesem Zusammenhang doch auch etwas 
sagen: Wir müssen uns in diesem Staate doch 
auch einmal überlegen, was uns die Gesund­
heit des Volkes wert ist. Und wenn wir 
wissen, daß wir für die Gesunderhaltung ent­
sprechende Geldbeträge brauchen, dann müs­
sen wir auch den Mut haben, dem Volke zu 
sagen, woher wir diese Gelder nehmen wollen. 
Und wir können Ihnen nur eines sagen: Seien 
Sie vorsichUg mit dieser allzu durchsichtigen 
Propagandaaktion, . die Sie heute hier jetzt 
losgebrochen haben (ironische Heiterkeit bei 
der aVp), seien Sie vorsichtig, daß Sie sich 
nicht selbst den Weg der Zustimmung zu 
einem Ministerium für Umweltschutz und 
Gesundheitswesen verbauen, denn letzten 
Endes wird die Gesunderhaltung etwas kosten, 
und wir alle zusammen werden bereit sein 
müssen, entsprechende Opfer zu bringen! 
(Beifall bei der SPtJ.) 

In diesem Zusammenhang muß noch etwas 
gesagt werden: Ich glaube, Herr Abgeord­
neter Peter unterliegt ,beZiüglich des Ermächti­
gungsantrages, über den er gesprochen hat, 
einem Trugschluß; er sprach dabei von den 
im Lizenzverfahren hergestellten Zigaretten. 
Es geht aber nicht um im Lizenzverfahren 
hergestellte Zigaretten, sondern um impor-

tierte Zigaretten und Zigarren. Dom gerade 
bei diesen importierten Rauchwaren 'haben 
wir auf die Preisgestaltung keinerlei Einfluß. 
(Abg. Me 1 t er: Herr Dr. Tull! Um die Preis­
treiberei geht es!) Ich glaUlbe, über das 
Prolblem Preistreiberei und· Preispolitik wer­
den wir uns ja im Laufe der nächsten Woche 
hier sehr ausführlich unterhalten. 

Sie werden :zur Kenntnis nehmen müssen: 
Es besteht schon ein Unterschied '" (Abg. 
D e u t ß C h man n: Preistreiberei! - Abg. 
Dr. Mus si I: Die SPO-Regierung ist Preis­
treiber Nummer 11 - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Maleta: Am Wort ist der 
Abgeordnete Dr. Tull! 

Abgeordneter Dr. Tull (fortsetzend): Herr 
A:bgeordneter~ Dr. Mussill Es besteht ein 
wesentlimer Unterschied - das wissen Sie 
nur allzu gut; das brauche ich gerade Ihnen, 
der Sie auf diesem Gebiet Experte sind, nicht 
zu sagen - zwischen Tarifregulierungen und 
Preisbildung. (Ruf bei der avp: Bei Ziga­
retten?) Herr Dr. Mussi1! Sie wissen auch ganz 
genau (Abg. Se k an i n a: Er weiß überhaupt 
nichts!), daß jede TariferhÖ'hung erst nach 
sor,gfältigster Uberprüfung aUer Unterlagen 
erfolgen kann (Abg. Dipl.-Ing. T sc h i d a: 
Jetzt, vor Weihnachten!), während es bedauer­
licherweise unzählige undisziplinierte Außen­
seiter gegeben hat, die unter Umgehung der 
Paritätischen ungerechtfertigte Preisemöhun­
gen vorgenommen halben. Und gegen diese 
Außenseiter richtet sich unsere Absicht I So 
etwas soll in Hinkun:ft vereitelt werden I 
Darum geht es, sehr geehrter Herr Doktor 
Mussil! (Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! So müssen wir 
nun zusammenfassend feststellen, daß von 
Ihren Anträgen nicht viel übriggelblie'ben ist. 
(Abg. D e u t sc h man n: Ein teures Christ­
kindl heuer!) 

Herr Albgeordneter Dr. Koren hat in seiner 
Rede anläßlich der ersten Lesung viel ange­
kündigt. Wir haben uns viel erwartet. Heute 
müssen wir sageri: Ein Berg kreißte, und ein 
Mäuslein ward ,geboren! 

Sehr bescheiden war€n Ihre Beiträge zur 
Bedeckung der von l'hnen vorgebrachten 
Wünsche, deren Erfüllung Milliarden gekostet 
hätte, ohne daß Sie sagten, woher der liebe 
Wei:hnachtsmann das Geld zur Befriedigung 
dieser WÜDsme nehmen soll. So leimt kann 
man es SI 

Dr. Mussil! 
Ich glaube, meine Damen und Herren, Sie 

müssen somit zur Kenntnis nehmen: Unserer­
seits war der gute .Wille da, über Ihre Vor­
schläge und Anträge, soweit diese konstruktiv 
waren, zu verhandeln. Aber Sie haben zu-

-
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wenig solme Anträge vorgelegt. (Abg. Doktor Albgeordneter Dr. Broeslgke (FPO): Herr 
W i t haI m: . 40 Sekunden! Weitere Präsident! MeineiDamen und Herrenl Im darf 
Zwischenrufe.) zunächst zu den Worten meines Vorl"edner.s 

Prasident Dr. Maleta: Bitte sich ein bisserl einige kurze BemeI1kungen machen. 
zu beruhigen!-

Abgeordneter Dr. Tull (fortsetzend): ICh war 
selbst dabei - Herr AJbgeordneter Dr. Wit­
halm, Sie waren damMs nicht im Hause I -, 
als Abgeordneter Machunze als Obmann des 
Finanz- und Budgetaussdlusses uns im Unter­
aussmuß empfing und sagte: kbgelehnt, abge­
lehnt, abgelehnt I Darüber brauchen wir gar 
nicht mehr zu reden! Ausl Wenn Sie wollen, ist 
es gut, wenn nicht, dann lassen Sie es seinl -
So war es damals! Nicht nur "Schluß der 
Debatte" seitens eines Kern, sondern eine 
älhnlidle Vorgangsweise auch im Unteraus­
schuß des Finanz- und Budgetausschusses! Das 
ist die Wahrheit, Herr Abgeordneter Doktor 
Witlhalm! So war es damals. Sie waren be­
dauerlimerweise nicht dabei, alber vielleicht 
können Ihnen das andere bestätigen. 

So können wir sagen ... (Abg. Dr. K e i­
me 1: Wo haben Sie die Münzen für die 
Hochschulen verhandelt?) Herr Abgeordneter 
Dr. Keimell Wir haben Ihnen doch gesagt, daß 
wir jeden einzelnen Antrag, den Sie einge­
bracht haben, in unserem Klub - in unserem 
Klub I - sehr eingehend beraten. Wann wir 
das machen, darüber sind wir Ihnen ja keine 
Rechenschaft schuldig. Wir ibrauchen Ihnen 
doch keine Redlensdlaft darüJber abzulegen, 
wann wir un'sere Klubsitzungen abhalten, 
Herr Kollege! - Natürlich haben wir darüber 
gesprochen. Herr Kollege I Sie werden doch 
nicht annehmen, daß wir einfach in den Unter­
ausschuß gegangen sind, dhne uns der Trag­
weite Ihrer 'Anträge bewußt gewesen zu sein. 

So müssen wir ·sagen: Sie haben wohl 
Anträge eingebracht, aber man konnte diese 
Anträge bedauerlicherweise nicht ernst neh­
men. Denn Anträge, die Ausgaben von Mil­
liarden Schilling vorsehen, aber keinen kon­
kreten Bedeckungsvor:schlag enthalten, können 
nicht als ernst bezeichnet werden. (Lebhafte 
Zustimmung bei der Spö.) 

So kann man nur sagen: Für Sie, meine 
Damen und Herren von der Osterreichischen 
Volkspartei, gilt (Abg. Se k an in a: Mit der 
avp geht es immer mehr bergab!) das alte 
Wort: Gewo en u d eicht 'befunden! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Or. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Im erteile 
es ihm. (Weitere Zwischenrufe bei SPö und 
öVP.) Am Wort ist Dr. Broesigke! Das andere 
ist j~tzt schon erledigt! (Heiterkeit.) 

Die schon in der EiDlbegleitungsrede des 
Herrn Finanzministers entha<ltene be:zieh.ungs­
weise von Herrn Dr. Tull übernommene Be­
hauptung, daß mit diesem .Budget ein Konsoli­
dierungsprozeß der Staatsfinanzen eingeleitet 
worden sei, ist schlicht und ·einfach unrichtig. 

Das ist ziffernmäßig leimt zu belegen: Mit 
Ende des Jahres 1972 wird der Schuldenstand 
hölher sein, als er am ,Ende des Jaihres 1971 
war. 

Das Defizit ist größer, der Budgetrahmen 
hat .sich erweitert. Der Anteil der öffentlichen 
Hand am Volksei:n!k.ommen, am Bruttonational­
produkt, ist nicht wesentlich geändert worden. 
Es zeigt sich als.o genau dassel'he ,Bild wie 
bisher: daß der Staatshaushalt r·estlos· Üiber­
fozJdert ist. 

Auch die Be!hauptung, diesoes Budget wäre 
konjunkturgerecht, ist nicht richtig( denn in 
·der Zeit der Hochkonjunktur müßte ein Budget 
zumindest inlandswirksam ausgeglichen sein. 
Selbst in den Erläuterungen zum Budget ist 
ausgerechnet, daß diese·s Ziel um 21/4 Milliar­
den Schilling verfehlt Iwurde. 

Nun .zum Thema der Preise. Hier macht man 
es sidl sehr ·einfach: Wenn die anderen Preise 
erhöhen, dann' ist es Preistreiberei, rwenn man 
sie a'her selber erhöht, dann -spricht man von 
Tarifregulierung. Wenn die anderen die Preise 
erhöhen, gesmieht dies aus "niederen ,Moti­
ven", wenn man sie a'ber 'se,lbst erhöht, dann 
hat man die Sachlage genau überprüft und 
alles genau ausgerechnet und weiß, 'daß die 
Erhöhung volkswirtschaftlich Igerechbfertigt ist. 
Sehen Sie, das ist Demagogie, das ist man­
gelnde Transparenz. 

Wenn man heute ;der Bev;ölkerung Oster­
reichs die Wahrlheit sagt, ,wenn man sagt: Wir 
haben dieses Geld notwendig für die und die 
Zw~ck:e, und aus diesen Gründen müssen wir 
erhöhen, so ist dasein~usehen. Wenn man 
aber am Vormittag die EI1h:Ölhung vornimmt 
und am Nachmittag überPreistretber schreit 
und dirigistische Maßnahmen verlangt, so ist 
das ein Widersprudl, der einf,ach nicht aufge­
klärt werden kann, umso mehr als heutzutage 
leider die öffentliche Hand mit den Preiserhö-

ungen u era an er, p~tze 1st un voran­
geht; nimt nur /bei den TaJbakwaren - das 
war nur ein besonders deutliches Beispiel da­
für, wie es gemacht wird -, nicht nur !bei den 
Bahntarifen, sondern ·aucb :bei den Str,aßen­
banntar1foen in Wien. Dazu 'kommt noch, daß 
alle jene Preise oder eine große Anzahl.davon, 
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bei denen es ohnehin derzeit eine amtliche 
Preis regulierung gibt, nunmehr erhöht werden 
sollen. Ich braruche die Liste bier nicht wieder 
aufzuzählen, denn wir weI1den ja Gelegenheit 
haben, uns in einem anderen ZusammeDJhang 
mit dies·en Dingen zu bef,assen. 

Ich glaube also, am Anfang müßte eine 
klare AUskunftserteilung ii:ber die wirkliche 
Lage durch die ,Bund·esregierung erfolgen, nicht 
vom angeblichen Konso.lidierungs'Prozeß und 
vom konjunktur'ger·echten Staatshaushalt ge­
sprochen werdenj und dann müßten die wir.k­
lichen Maßnahmen erörtert 'Wer.den und nicht 
joene Scheinmaßnahmen, 'Von denen man alUs 
propagandistischen Gründen hehauptet, daß 
sie wirksam sein wür.den, wenn eine verfas­
sungsbildende Mehrheit in diesem Hause die 
Grundlage dafür schafft. 

Nun alber einiges zum Kapitel I, . Oberste 
Or'gane. Idlglaube, daß hier beim Kapitel I 
ein Pun.rk.t f.ehlt, der ,wahrsdleinlich gar nichts 
kosten würde oder ~nur einer 'Evi'denzpost 'be­
dürfte. Das ist die Verbesserung der Qualität 
der österreichischen Gesetzgebung, iWOIbei ja 
die Ges-etzg-ebung 'bekanntlich nicht in dem 
Au:genblick ·beginnt, da sich das Parlament mit 
einer Materie befaßt, sondern sie beginnt mit 
der Ausarbeitung der Regierungsvorla,gen und 
der BeschlußfasSIUng in der Bundesregierung. 
Unsere Gesetzgebung ist d~durch belastet, daß 
die Formulierung ,der ·Gesetze mangelhaft ist, 
daß sie in schlechtem Deutsch a:bg.efaßt, daß 
sie den Staatsbürgern einfach nicht v:erständ­
lich sind. 

Ich möchte als Beispiel das Bundesfinanz­
gesetz für 1972, nämlich die einleitenden ge­
setzlichen Bestimmungen selbst anfÜlhren. Neh­
men Sie sich folg.enden Satz im Artikel H her: 
"Derartige Maßnahmen :sind ausschließlich aus 
Gründen des Zurümbletbens der Aus.wirJvung 
des Ersparungsabstricfl.es im Personalaufwand 
und des unabweisbaren Mehrbedar,f.es Ibei An­
sätzen ~ürgesetzliche Verpflichtungen im Sach­
aufwand ,gegenüber dem Voranschlag" - IUnd 
jetzt Atem holen - "zu verfügen." Ich würde 
behaupten, daß das .weitgeihend unverständlich 
ist, daß jeder Volksschullehrer derartig,e Sätze 
rot anstreichen würde und !daß hier dem Erfor­
dernis einer klaren Gesetzgebung in keiner 
Weise entsprochen ist. 

W·eiters: Der Abs'atz (4) ist heute bereits 
überholt. Er ihat heute keinen praktischen In­
halt mehr. Trotzdem hat es niemand der Mülhe 
we ' n, emen n r gen, 
ihn zu streichen. Das müßten ja bekanntlich 
di,e machen, die dieses .Budget annehmen wol­
len. 

Der Artikel HI stellt eine Geschwulst dar. 
Die beginnt auf Seite 2 und zieht sidJ. über 

;fünf Spalten bis auf Seite 4 thin, sie enthält 
außerdem den DI'IUckJfehler vom Dienst im 
kbsatz (8), der auch bisher IZwar festgestellt, 
aber nicht korrigiert wurde. 

Ich habe das nur als kleines Beispiel für die 
Güte und Qualität der österreichischen Gesetz­
gebung .angeführt. Ich weiß nun genau, daß 
die Ding,e selhr kompliziert sind und daß es 
s·ehr schwierig ist, sie in die entspredlenden 
Formulierungen zu bringen. Das alles sei zu­
,gegeben. .Alber so, /Wie es hier gemacht wird, 
müßte es nicht 'sein. 'Ein Land, da;g heute noch 
den Rechtsgrunldsatz hat, -daß sich niemand mit 
Unlkenntnis des Gesetzes entschuldigen Ikann, 
müßte besonders darauf dringen, daß klar zwn 
Alusdruck kommt, 'was der Gesetzgeber will 
und /Welche Vorstellung,en er mit seiner Vor­
schrift veI'bindet. Es ist zur Mode g.ew.orden, 
hierher zu kommen und darüber zu joammern, 
daß da's Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch 
aus dem Jalhre 1811 veraltet ist. - Zugegeben. 
Aber selben Sie sich einmal dieses Geset~s­
werk an. Sehen Sie sich die deutliche und klare 
Gesetzessprache an, und ,sie werden darin ein 
Vorbild darur finden, 'wie eine Gesetzgebung 
beschaffen sein 'sollte. 

Wir hahen im Finan.z- und Budgetausschuß 
einen Antrag bezügUch d·er 'Einsetzung einer 
Verwaltungsrm:orm.kommission gestellt und 
diesen Antr,ag dann dahi'ng,ehend abgeändert, 
daß die ,bestehende Verwaltungsreformkom­
mission um,eine Reilhe von ISpezialisten el1W'ei­
tert werden möge, die zur Bew,ältigung dieses 
Themas nun einmal erforderlich sindjeiner 
der Anträge, die im 'Finanz- und Budgetaus­
schuß angenommen wurden. Nun, glauhe ich 
aber, und das ist nicht nur meine persönliche 
Meinung, sondern wird von .Fachleuten geteilt, 
daß am Beginn jeder Verwaltungsr·eform die 
Rechtslbereinigung stehen muß, ,denn ein ge- . 
rüttelt Maß von dem, was !Wir kritisieren, 
wenn lWir nach der Verwaltungsreform rufen, 
geht nicht auf Tätigkeiten der Verwaltung 
zurück, sondern auf Tätigkeiten des Geset.z­
gebers oder überhaupt auf die Tatsache, daß 
der Rechtsstoff in Usterreich 'so umfangreich 
und so unübersichtlich ist, ,daß naturgemäß 
schon deshalb ein .groß,er Verw,altungsaUJflWand 
el1forderlich ist, jedenf.alls ein größ·erer, als er 
el1forderlich wär.e, wenn man eine klare Zu­
sammenfassung des .geltenden Rechtes errei­
chen könnte. Andere Staaten sind uns hier 
mit einem ,guten Beispiel ·vorangeg·ang·en. 

über diese Frage nicht etwa seit heuer oder 
seit dem vorigen Jathr, sondern schon seit 
etwa 10 JaJhren. Ungefälhr seit di,esem Zeit­
puIllkt wird immer wieder auf die Notwendig­
keit autimerksam gemacht. Geschehen ist b1s­
ther nichts, obwohl dies, wie schon eI'Wähnt, 
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eine grundleg,ende Voraussetzung der Ver.wal- sich nicht .tür eine Volksabstimmung eig-nen, 
tungsreförm ist. weil si'e zu kompliziert, zu ,unübersichtlich 

Eine grundlegende Voraussetzung wäre aber 
auch eine Neuregelung des Bundesgesetzblat­
tes. Es ist vöHig klar, daß d'as !Bundes,gesetz­
blatt in der deneit~g.en ,Form viel zu umfang­
reich ist, weil durch die 'groß-e Anzahl der 
Vorschriften, die 'Publiziert -werden, ein Band 
oder 2JWei Bände pro J.ahr ja nicht mehr ge­
nügen. Es wird ja die ISeitenzaJhl immer größer 
und der ReChtsstoff auch hier immer unklarer. 

Der einzige Beitrag zu diesem Thema ist 
aber leider eine Regierungsvorlage - die sich 
auch durch schlechtes Deutsch auszeichnet, i·n­
dem sie von "deutschsprachiger" Ubersetzung 
spricht, o.bw.ohl man bekanntlich sagen muß 
"Ubersetzung in die deutsche Spradle" oder 
"ins Deutsche", wie man will -, die nur das 
bisherige System des IBundesgesetzblattes des­
ihallb erg,änzen wHI, weil sich auf Grund eines 
Vertrages mit der SChweiz gezeigt hat, daß 
es in der der.zeitigen Form in diesem speziellen 
Fall nidlt l7JU mamen ist. 

Ich glaube aber, man müßte etwas Derartiges 
zum Anlaß nehmen, um sich nun die Frage 
vorzulegen, ob man das Bundesgesetzblatt 
nicht auf eine völlig neue Grundlage stellen 
sollte, auf -eine Grund,lage, die die Ubersicht­
licb!keit gewährleistet. Machen Sie sich einmal 
die Mühe, in einem RechtSibereidl, in dem eine 
große Anzahl von Gesetzesänderungen erfolgt 
ist, f.estzusteHen, wie 'genau der Rechtszustand 
in einer bestimmten ,Frage ist. Es ist das eine 
Allbeit, die Stunden dauert, nur aus dem ein­
fachen Gl1unde, weil man sich nicht dazu ent­
schließen kann, eine neue und :bessere Form 
des Bundesg-esetzblattes einzutiülhren. 

Nun ein weiteres Problem. IB-s wurde in der 
Regierungserklärung auch eine große AnzaJhl 
geseHschaftspolitischer Maßnahmen bea:bsich­
tigt. Ich rwill hier keine Einzelbeispiele rbrin­
gen, sondern nur eine grundsätzliche Betr.ach­
tung da:zu anstellen. Ich -glaube, -daß, wenn 
man das Gesetz Jeweils dem Rechtsgefühl der 
Bevölkerung anpaßt, das ein natürlicher und 
sehr einfacher Vorgang ist. ,In einer plurali­
sUsdlen GeseHschaft - davon wurde ja heute 
schon gesprochen - liegen die !Dinge aber 
nicht so einfach, weil der Gesetzgeber vi'elfach 
in Gefahr kommen kann, RechtsvorsChriften 
:ru erlassen, di,e nidlt 'so ganz den Wünschen 
der Bevölkerung ents'prechen, auch dann, wenn 
sim hi:er im Nationalrat ,eine Mehrheit dafür 

sind, nicht auf Ja oder Ne.in zugespitzt werden 
können, 'auch wenn es sich um ein ganzes Ge­
setz ~andelt. Alber hestimmte Fragen von 
wesentlicher Bedeutung, die die Bey,ölkenung 
bewegen, könnte man, wenn sie hier entschie­
den werden, ohne weiteres einer Volksabstim­
mung unterziehen. Ich bin keineswegs' dafür, 
daß in Osterreich, wie es etwa in der Schweiz 
der Fall ist, das Instrument der -VQlksabstim­
mung allzu oft angewendet wird. Alber das ist 
das andere Extrem. Wir haben uns übeIihaupt 
noch nie getraut, eine Frage durch eine Volks­
abstimmung klären zu lassen, obwOlhI es sicher 
eine ganze Reihe von Materien in der Ver­
gangenheit ,gegeben hätte, bei denen man die 
Dinge sehr einfach demparteipolitischen Streit 
hätte entziehen können, !Wenn man das Volk 
hätte /Über die Frage entscheiden lassen. 

Ich glaube, daß es im Zusammenhang mit 
der Rechtslbereinigung alber -auch erforderlich 
wäre, an eine Rechtsbereinigung auf dem Ge­
biete des Verfassungsrechtes zu gehen. Wir 
halben heute den Text der Bundesverfassung. 
Wir hahen nom immer die Staatsgrundgesetze 
aus dem Jahre 1861. Wir halben Verfassungs­
hestimmungen in einer großen Anzahl von 
Gesetzen, und wir haben schließlich eine große 
AnzaJhl von verfassungsändernden Staatsver­
~rägen. Es ist also so, daß auch hier die Rechts­
materie denkbar unüber,simtlich ist. 

Ich weiß, welche rechtlichen Probleme an 
der von uns wiedenholt geforderten Wieder­
verlautbarung der BundesveI1fassung hängen. 
Aber es müßte doch ein Weg gefunden wer­
den - fUnd das ist gar keine parteipolitische 
Frage -, die V:erfassung:s.bestimmungen dieses 
Landes zus,a,mmenzufassen, sodaß sie für den 
StaatSbürger 'klar sind. Denn - das hat ja 
schon Franz von Zeiler anläßlich der Schaf­
fung des ABGB -gesagt - Gesetze sind nicht 
in erster Linie dazu da, um RechtsstreiUg.kei­
ten zu klären, ,sond,ern sie sind dazu da, daß 
sich der Bür,ger über seine Rechte und Pflichten 
orientieren kann. Na, kann das heute der 
Staatsbürger Osterreichs, kann er sich fiber 
seine Rechte und Pflichten orientier,en - im 
BunrlesgesetZlblatt, in den geltenden Gesetzen 
in den sch-önsten Ausgaben mit allen zusam­
menhängenden Vorschriften? Er kann es natür­
!idl nicht! Und das henbeizufürhren, wär,e auch 
eine Aufgabe, der sidlein moderner Gesetz­
geber untetziehen müßte. 

In der Debatte rur Regierungserklärung 
Und hier, glaube ich, wäre das am Platze, wurde sehr viel von den Kontrollrechten der 

was es in Osterreich seit der Errichtung der Opposition ,gesprochen. Nicht nur deslhalb, 
Republik noch nie gegeben hat, und das ist weil wir in diesem Haus Opposition sind, 
die Anwendung des Instruments der Volks,alb- sondern aus aUgemeinen GesichtspuIlikten sind 
stimmung. Es ist klar, daß bestimmte' Themen wir der Meinung, daß diese KontroHrechte 
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verstärkt werden müssen. Wir würden es be­
grüßen, wenn die Ankündigung des Klubob­
manns der Sozialistischen Partei hier WiIik­
lidllkeit werden würde, daß also solche ver­
stärkte Kontrollrechtegesmaffen werden. 

:zm der Ausweitun.g der KontrollIlechte, hier 
eine Änderung der formalen Bedinqungen zu 
sdlaffen. 

Es wird sehr viel von der Demokratisierung 
gesprochen. Die Demokr.atisienung äst zu einem 

Ich darf sofort ,eine Reihe von Beispielen Schlagwort geworden,das vielfach zu Miß­
aufzälhlen, IWO .es möglich und zweckmäßLg verständniJssen führt. Sicherlich wiIld es unbe­
wäre, solche zusätzlime Rechte zu schaffen. stritten seIn, daß man die Demokratie in ,allen 

Das ist zunächst einmal das Gesetzesprü­
fungsverfahren vor dem Verfassungsgerichts­
holf. Zum Untenschied von dem, w,as der Herr 
Abgeordnete Gratz in jener Debatte hier dar­
gelegt hat, bin ich -der Auffassung, daß man 
diese Frage nidlt vom Standpunkt der Fraktion 
sehen sollte, sondern vom Standpunkt des 
einIZeinen Abgeoldneten. 

Ich wäre der Meinung, daß man eine Rege­
lung schaffen müßte, nach der ein Abgeord­
neter, der hier im Hause seine verfassungs­
redltlichen Bedenken zu einer Gesetzesmaterie 
dargelegt und wegen dieser ver,~assungsrecht­
lichen Bedenken gegen das Gesetz gestimmt 
hat, das Riecht ellhält, das Gesetz vor dem 
Verfiassungsgerichtshof zu bekämpfen. Ähn­
lich lliegen die Dinge bei den Gesetzesmaterien 
in den LaDJdtagen, die dort rur Behandlung 
stehen. 

Es wird Ihnen bekannt sein, daß in der 
Bundesrep!l1blik jedermann ein Gesetz oder 
eine Verordnung vor dem dortigen Bundes­
ver,f.assungsgericht ankämpfien kann. Da's iJSt 
zweifellos eine große Ausweitung. Alber die 
Gesetzesprüfungsrechte, wie sie nach äster­
reichisrnem VerfasSlllngsrecht g'egeben sind, 
sind zu wenjg, sind zu eingeschränkt, und es 
w,ird vielfach davon auch' nicht GebraIUch ge­
macht. Es ist 7lUm BeiJspielbekannt, daß der 
Oberste Gerichtshof f.ast nie einen Gesetzes­
prüfungs·antrag steHt, obwohl er dazu berech­
tigt ist; der Verwaltungsg,erichllSihof tut dies 
öfters. 

Wenn man 'also den Krei's der Antragsbe­
rerntigten erweitert, etwa noch dem Rech­
nungsho.f - er hat in bestimmten Fällen An­
tr.agsreChte ~ ganz allgemein. 'ein solches Recht 
einräumt und eventuell den Kammern An­
tragsrechte gibt, so würde man damit einen 
wesentlichen BeHfiag zur Erweiterung der Kon­
trollrechte nicht nur einer Opposition, sonderll 
der Off.entlichkeit überhaupt leisten. 

Dazu kommt noch die MiniJster·anklage. An 
sich ist es ·eine selts'ame Sibuation, daß die 
Ministeranklage nur von jener Mehrheit er-
hoben werden kann, die den Minister g,este11t 
hat,aber nirnt von der MiIl!derheit. Da'S ist 
an sich paradox, weil 'auf diese Weise zw,ar 
rechtstheoretisch eine wundenschöne Regelung 
V'orliegt, die aber, auf die pnaktische Politik 
bezogen, völlig falsch ist. Es gehört ,also ,auch 

Bereichen des Lebens fördern 'und erweitern 
sollte. Gefährlich wird es aber dann, wenn 
man ein demokIatisches Madell !in einem Be­
reich zu kopieren versucht, wo es' völlig unge­
eignet ist. Dort wirkt sich ein der,artiges Be­
ginnen demokratiefeindlich aus. 

Nun ist es interessant, daß V'on Demokrati­
sienmg dort bisher nicht :diJe Rede war, wo es 
eigentlich am naheliJegendsten 'gewesen wäre, 
nämlich bei der regionalen Ver,waltung. Be­
kanntlich gi'bt es lSie auf Bezirksebene weit­
gehend überhaupt nicht, aber ,auch die Stadt 
Wien ist nicht bereit, bei ihren Bez'irksver­
tretungen eine echte Demokratisierung dnIrch-
7lUführen. Die Bezirksvertrerung ;in Wien hat 
keine echten Rechte, sondern nur Formalrechte, 
weil die Zentralstelle in Wien aUe Rechte 
an sich gezogen hiat. Das wären praktische 
Be-isp,iele der Demokratisierung, Beispiele, wo 
es wirklich möglidl wäre, die Dinge wei ter­
:zrutr,eiben, wo aber ansdleinend ,gar nichts ge­
schieht und auch keine Rede von irgellldwel­
chen ProJekten ist. 

Nicht viel anders ist es mit der Transparenz. 
Dieses Fremdwort wird bekanntlich vielfadl 
falsch gebraucht. Transparenz bedeutet, daß 
man etwas durch ein Medium hindurch noch 
sieht, wobei die Klarheit, mit· der es sicht­
bar ist, von dem Medium weitgehend abhängig 
ist. Nun ist es zweitiellos 'so, daß die Transpa­
renz der Dunkel!heit vor2lUZiiehen Lst. Aber 
k)are Sichtbarkeit bedeutet Transparenz noch 
lange nidlt. naher wären wJr in vi-elen Dingen 
nirnt für Transparenz,a1so nicht für ein Durch­
scheinen, sollldern für kloare !Simtbarkeit. Ge­
rade diese klare Sichtbar~eit ist es, die in 
ViiIelen Bel,angen auch heute fehlt - nicht nur 
beim Budget und nicht nur bei den Fmgen 
der Preise. 

Wir bedauern, daß unser Antrag bezüglich 
des Zwischenzeitengesetzes im AUSIschuß ab­
gelehnt wurde. Das wäre ~ein Antrag gewe­
sen, von dem der Herr Abgeordnete Dr. Tull 
behaupten könnte, daß er Mil],j.arden oder weiß 
Gott wieviel kosten würde. Das wäre nur 
etwas ganz Bescheidenes gewesen. Ich er-
wähne das nur als Beispiel, daß es nicht etwa 
so ist, als ob da ,irgendwelche großartige An­
träge, die den Staatshaushalt schwer belastet 
hätten, abgelehnt worden wällen, sondern es 
ist da eine Anz;ahl von Materden s'ehr sChnell 
und ohne genoaJUe Prüfung sofort vom Tisch 
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gefegt worden, und zw.ar nimt deswegen, weil 
diese Anträge samlich nicht gerechtfertigt 
waren, sondern weil man es aus irgenJdwel­
ehen Gründen eben nimt machen wollte. 

Ich habe bereits im Aussdruß· darauf hinge­
wiesen, daß bei der letzten Budgetdebatte eine 
Resolution bezüglich Klarstellung auf dem Ge­
biete des Umweltschutzes, die wir eingebracht 
haben, einstimmig besChlossen wurde. Hier 
muß ich das wiederholen, was ich schon im 
Ausschuß gesagt habe: Eine diesbezügliche 
k1~are Zusammenstellung, ein Gutachten des 
Verfassungsd,ienstes liegtb~sher nüht vor, ob­
wohl dies eine der wesentlichen Vorausset7Jlln­
gen für die Schafiung des beabsichtigten neuen 
Ministeritims wäre. 

Ich glaube, daß hier die Klärung der Kom­
peteIlZ'en im Vordergrund ZiU stehen ·hat. Auf 
die IOärung der Kompetenzen, das heißt. auf 
die genaue Feststellung, was derzeit beruglich 
der Zuständigkeit remtens ist, muß eine 
Modemisierung der Kompetenzen folgen. 
Denn es ist klar, daß das, was der Verf.assungs­
gerichtshof nach der\T.el'lsteinerungstheorie für 
das Jahr 1925 ·als richtige Kompetenz fest­
stellte, d~n heutigen Problemen auf diesem 
Gebiet überharu.pt nimt mehr Remnung zu 
tIlagen geeignet .i'st. 

Es müßte also auf diesem so wimtigen Ge­
biet, das weite Kreise der Bevölkerung heute 
interessiert und 'beschäftigt - Gott sei Dank, 
daß dieses Interesse endlim wachgerufen 
wurde -, eine Klärung und auch eine ·eheste 
Änderung der Kompetenzen erfolgen. Wenn 
in dem beabsichtigten neuen Mi,nisterium nur 
eine Art Sammelstelle entsteht, wo koordiniert 
wird, wo festgestellt wird, für das sei der 
zustänmg, dem dürfe man alber nicht drein­
reden, ohne daß das Minlstenium selbst eine 
echte Einflußmöglichkeit hiat, so ist es heute 
schon unschwerabz1.l!Sehen, daß zwar ein zu­
sätzliches Ministerium da ist, daß ,aber man­
gels Klärung und Vorhand:enseins entspre­
chender ZusU~ndigkeiten dann doch nur sehr 
wenig oder gar nichts geschieht. 

Ich darf absdüießend noch ~u einem Pro­
blem Stellung nehmen, das ,ist die Frage des 
sogenannten - ich 'b~tone das Wort ,,'Soge­
nannten" - Ombudsman. Es ist k~ar, daß 
Osterreich nicht Einrichtungen aDlderer Staaten 
e.infach kopieren kann, weH diese Einrichtun­
gen auf ganz anderen rechts- und verfassungs­
mäßigen Verhältnissen beruhen. So i.st es klar, 
daß der smwedi·sChe oder 'dänische ~er nor-
wegi,sche Ombudsman oder die Einr,ichtung 
in England nicht auf österreichische Verhält­
nisse übertragen werden kann. Was unserer 
Meinung nach alber das Wertvolle an dieser 
Diskrussion gewesen ist und w,as uns schon 
vor Jahren bewogen ihat, eine diesbezügliche 

Forderung aufrustel1en,· das war, daß wir er­
kannt haben, wie lückenhaft das Rechtsschutz­
sy'Stem des österreichischen Rechts .ist. Diese 
Lücken, d,ie hi,er bestehen, . sollten durch die 
neue Einrichtung, wie immer sie heißt, ge­
schlossen werden. 

Wir glauben, daß es zuwenig ,ist, wenn man 
nur eine Art Beschwel'deausschuß in Ausge­
staltung des Petitionsrechtes des Nationalflates 
sch·affen würde. IdlglaJUbe, das wäre nicht 
zielführeoo; es wäre vielleicht sehr nüt.rz:lich, 
wenn man demagogisch ,immer auf diesen 
Beschwerde·ausschuß verweisen. und .so tun 
kann, als ob damit alles in schönster Ordnung 
wäre. Es müßte aber schon mehr geschehen 
auf den Getbieten, wo heute der Rechtsschutz 
in Osterreich noch immer nicht entsprechend 
gewährleistet ist. 

Wir glauben also, daß gerade bei diesem 
Kapitel Oberste Organe ein reidlibJaltiges Pro­
gramm g·egeben. wäre, . daß es zahlreiche Auf­
gaben gäbe, wo wirklich im Interesse ,der 
Weiterentwicklung unseres VetfassiuD'glSrech­
tes, aber auch des einfachen Rechtes zusätzliche 
Einrichtungen und Reformen geschaffen wer­
den müssen. Wir bedaJUem aber, daß wir bis­
herauf diesem Gebiet außer dem neuen Ent­
wurf über die VolksanwjlJtschaft nichts gehört 
und nichts gesehen haben, daß also hier nur 
a.Illgemeine Formulierungen wie die schon er­
wähnten schönen Worte Demokratisierung umd 
TraßlSparenz ge'braucht wurden, daß a.ber die 
konkreten Vorschläge, die <la's mit Leben er­
füllen können und erfüllen müssen, ibis rur 
Stunde fehlen. 

Wir werden, wie sdlon gesagt, 'dem Kapitel I 
unsere Zustimmung geben, die anderen beiden 
Kapitel jedoch ablehnen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat 'sich der Herr Abg'eordnete Dr. Fischer. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fisdler (SPO): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
mödlte in meinem niskussionsbeitrag zum 
Bwdgetkapitel Oberste Organe und zu der da­
bei :zu führenden Gener.a,ldebatte ~u vier kon­
kr,eten Punkten 'Stellung nehmen: erstens zu 
der Budgetde.batte als solcher, ~eitens zum 
Verhältnis Regierung und Opposition, das bier 
immer wieder angezogen wird, drittens in 
kurzer Weise zu den Austiülhrungen des Herrn 
A:bgeordneten Peter und viertens zu den ge-.. . 
kanzlers Dr. Withalm. 

Kollege Dr. Gruber, der die Diskussion fiber 
diese Punkte uligiert hat, ist zwar niCht da, 
aJber vielleicht hören er und einige ander,e es 
wenigstens im Restaurant aus dem Lautspre-

-
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cher und können sich dann an -der Debatte 
darüber /beteiligen. 

Zum ersten Punkt möchte ich sagen: Es ist 
meine. feste Uberzeugung, und ich glaube, daß 
diese Uiberzeugung von vie,lten geteilt wird, 
daß die Budgetde.batte, wie wir sie führen, 
extrem unrationell und extrem unökonomisch 
ist. Wir alle wissen, daß die jetzige Form 
der BUdgetdebatte aus einer Zeit stammt, wo 
es die mündliche Fragestunde noch nicht geg,e­
ben hat, wo im J81hresdurchsdmitt nicht wie 
jetzt etwa 570, sondern nur rund 95 sduHtliche 
Interpellationen gestellt wurden, wo die Bun­
desregierung dem Nationalrat jährlich nicht 
wie jetzt ungefähr 50 Berichte, ·sondern nur 
knapp die HäHe davon 'Vorgelegt hat und wo 
die Budgetdebatte die, wenn schon nicht ein­
z1ge, so doch wichtigste Geleg,elllheit zur Dis­
kussion über di'e Politi'k, zum Fr,agen, zur In­
formation, 'Zur Konfrontation und zur AJUsein­
andersetzung war. 

Zweifellos ist das heute nicht mehr der Fall, 
und trotzdem schleppen wir die iBudgetdebatte 
als Ü'berproportional großen ,Ballast mit uns 
fort. 

Die AussdlUßberatungen sind - jeder, der 
sich einmal daran !beteili.gt !hat, weiß das -, 
vor allem was den Inhalt und die Ziffern des 
Budgets .betrifft, sehr wenig ergielbig, und sie 
werden es auch in ZuJkunft nicht sein. 

Es stellt sich daher die 'Frage, warum nicht 
so wie in anderen Par.lamenten, so 'wie das im 
Deutschen Bundestag der Fall ist, das Budget 
im Ausschuß, in größere Gruppen !Zerlegt, in 
zwei o.der drei Tag,en ziffemmäßig durchbe­
raten wird. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von 
der· Opposition, d·agegen einwenden sollten, 
daß anläßlich der Budgetberatungen ja doch 
eine ganze Reihe von Informationen erteilt 
werden, die mit dem Budget vielfach gar nicht 
in unmitte1barem ZusammenJhang stehen -
der Herr Bautenminister Moser hat, der Be­
richterstatter hat das erwähnt, ich glaube drei 
Stunden Informationen ülber die Tätigkeit sei­
nes Ressort,s ge gehen -, so scheint mir das 
kein Ge.genbeweis zu sein. Im Gegenteil: die 
Unrationalität der Budgetdebatte im Aus­
schuß liegt ja ,gerade darin, daß sich diese 
Informationen in anderer Weise viel besser 

W i t h alm: Kollege Dr. Fischer! Den Vor­
schlag habe ich bereits als Klubobmann ·im 
Jahroe 1968 gemachtI) Herr Kollege Dr. Wit­
halml !Das ist ja das Tragische, daß in der 
OVP zum Bei,spi-el Dr. Koren - er ist- auch 
nicht da ~ sympathisch augenzwinkernd sagt: 
Ja, der Vorschlag ist ja 'sehr gut, aber jetzt 
sind wir in der Opposition und Jetzt können 
wir auf einen solchen Vorschlag nicht ein­
gehen. 

Ich glaube, wenn die Regierungspartei, 'wenn 
Kollege Gratz in seiner Rede iilber den eigenen 
Schatten springen kann, indem sie sagt: Wir 
bek,ennen uns nach .wie vor in vollem Umfang 
zu den Kontrollrechten, die lWir als Opposi­
tionspartei gefordert halben, dann würde doch 
der nunme'hrigen Oppositionspartei !keine 
Perle aus der Krone fallen, wenn sie sich 
nach wie vor vollinhaltlich zu jenen Ideen 
bekennt, wo wir inhaltlich völlig einer Mei­
nung sind. (Zustimmung bei der Sp.o. - Abg. 
Dr. W i t h cil m: Dazu stehen wir ja!) Woran 
scheitert es dann? (Abg. Dr. W i t haI m: Mit 
den Augen gezwinkert hat damals DI. Pitter­
mann!) Und jetzt? (Abg. Dr. W i t h alm: Es 
muß ja nicht scheitern, wir sind nach wie vor 
zu dem bereit, was wir vor drei Jahren gesagt 
haben! - Abg. G rat z: AusgezeichnetJ) Herr 
Dr. Withalm, ich freue mich, daß es ein steno­
graphisches Protokoll gibt, denn da wird es 
drinnenstehenj und ich seihe w.irklich eine 
Möglichkeit zu einem Durchbruch für eine 
Neugestaltung der Budgetdebatte im kommen­
den Jahr. (Abg. Dr. Kranzlmayr: Das 
haben wir doch bei der ·ersten Lesung genauso 
deponiert, Herr Kollege Fischer!) Ja, ·aber Herr 
Kollege, Sie ihaben sich dann doch gegen die 
Zusammenfassung ,in größere Gruppen ge­
wehrt. 'Es ist ja nicht da'zu g.ekommen, Sie 
werden doch nicht sagen, daß ·es an uns ge­
'scheitert ist. (Abg. Dr. W i t haI m: Das muß 
man grundsätzlich lösen! Zu einer grundsätz­
lichen Lösung sind wir bereit! - Abg. 
G rat Z: AusgezeichnetJ) Also gut. Der Herr 
Klulbobmann Gratz hat den Komimentar, der 
dazu erforderlich ist, bereits gegeben, nämlich 
das Wort: aus-gezeichnet. Es wird also da-ru 
kommen. Ich lege gleich meine weiteren Be­
merkungen auf diesem Sektor !Zur Seite und 
hoffe nur, daß ich sie nicht im nächsten Jahr 
wieder iherausneihmen muß. 

geben ließen, etw,a in der Weise, daß ein Ich gehe daher gleich zum lPmllkt 2 über, 
Minister "seinem" AusschJuß, lWenn ich so zu den Bemerkungen Ülber das Verhältnis . . , 
leider noch 1m Zusammenhang mit irgendeiner trachte es, me,ine Damen und Herren, als selhr 
Vorlage, wie der AJbgeordnete Czernetz leid- nützlich, daß nun beide großen Parteien das 
voll erweise weiß und immer wieder betont - Padamentaus allen denkbar,en Perspektiven 
über die Durchführung der RegierungseI'iklä- kennen, aus der Perspektive einer Koalitions-

. rung Rechenschaft gibt und über seine näch- partei, ,aus der P.erspektilv-e einer Regierungs­
sten Vorhaben Auskunft erteilt. (Abg. Doktor partei und aus der Perspektive einer Opposi-

18 
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tionspartei. (Abg. Dr. W i t haI m: Eine Kon­
zentration wäre auch noch eine Möglichkeit! 
"Alle Perspektiyen" stimmt nichtI) Was den 
Approach einer Konz-enttatioIliSregierung 
geg.enüber dem Parlament 'betrifft, wäre ·er 
wahrscheinlich kaum ein -anderer als der -einer 
großen Koalition. D-enn ob ihi-er auf der Regie­
rungs'bank 90 oder 1 00 Prozent sitzen, wird 
wahrscheinlich kein so groß-er Unterschied 
sein. (Abg. Dr. W i t h alm: Da wären die 
Freiheitlichen dabei!) 

Ich glaube, daß es selbstVerständlich ist 
- und das Referat des [)r. W.ithaLm, das er 
heute hier gehalten hat, war eine Bestätigung 
dafür -, daß manches einen anderen Aikzent 
enhält, wenn man die Sache aus der Opposi­
tion sieht, als wenn man es 'V'on der Regierung 
sieht, unld umgekehrt. Darum - ich habe das 
vorhin schon gesagt - sind wir sehr stolz 
darauf, daß wir nunmehr als Regierungspartei 
vollinhaltlich dazu 'stehen, :was wir ·als Opposi.., 
tion in ibezug auf ParlamentsredIte, Kontroll­
tätLglkeit, Geschäftsordnungsreform und so 
weiter gesagt und geschrieben haben. 

Aber auch der jetzigen Oppositionspartei 
würde es guttun, jetzt nic:ht plötzlic.h eine 
Umkehr wenn sc:hon nic.ht aller, so doc.h vieler 
Werte vorzunehmen Und gar so leic.hbfertig 
und vorsc.hnell den Vorwurf .zu erhelben, die 
Regierung respektiere den :Nationalrat im all­
gemeinen und die Opposition im besonderen 
in manc.hen Fällen zu wenig. 

Ich denke da etwa an d,ie Rede des Herrn 
Dr. Schleinzer in der Debatte über die· Regie­
rungserklärung, wo er die Feststellung des 
Bundeskanzler,s, daß sich die Regierung der 
Kontrol,le des Nationalrates fr-eiwillig und 
selbstverständlic.h untel1werfen werne, als so 
selbstverständlic.h bezeichnet hat, daß es gar 
keiner besonderen Betonung wert ist. 

Seither verg·eht kaum eine Sitzung, in der 
der Regierung nicht vorgeworfen wird, sie in­
formiere zu wenig oder zu :spät, es gebe nicht 
- Kollege Broesigke - ,genügend Transpa­
renz, auf mündliche oder schriftliche Anfragen 
werde nicht ausführlich 'genug geantwortet, 
das Instrument der dringlichen Anfrage werde 
nicht wichUg genug genOffiIQ.'en, (Abg. Doktor 
W i t h alm: Herr Kollege! Sie war,en gestern 
nicht in der Sitzung des Hauptausschusses, 
aber vorige Woche waren Sie da bei der dring­
lichen Anfrage an den Herrn Bundeskanzler! 
Stellen Sie sich vor Plader hätte sich das er-
laubt, was sich Lütgendorf vorige Woche er­
laubt hatt) 

Ihr-ern Arbeitspapier, das inzwisChen veröffent­
licht wurde und auf das in der politikiwissen­
schaftlidien Literatur mehrfach J3.ezug genom- . 
men wurde, die Sie sich damals als Reg,ie­
rungsp-artei zuredltgelegt haben. Das hat 
wörtliCh gelautet: "AI1beitsunterlage über die 
Gestaltung des Verhältnis'ses 'zwischen Regie­
rung und Parlament." Kon~ge Bauer oder 
Kollege König und andere werden das wahr­
scheinlic.h nic.ht kennen, aber Sie, Herr Do!ktor 
Withalm, kennen das sic.her. 

In dieser grundsätzlidlen Einstellung der 
OVP als Regierungspartei iwar übeI1haupt 
nichts von dem se·~bstv,erständlidl, wa'S Ihnen 
heute angeblich oder 'wirklich so selbstver­
,ständlidl zu sein sdleint. 1m Gegenteil: Wie 
war es denn damals um die Verhandlungs­
bereitsc:haft der Regierungspartei mit der 
Opposition in wiChtigen Fr.agen bestellt? Wie 
groß war denn der Spielraum der damaUgen 
Regierungsfralktion für inhaltliche Verhand­
lungen mit der Opposition? 

Sie haben sich schriftlich folgendes vorge­
nommen: "Der Kluh" der OVP "i,st von den 
von der Regierung als entsCheidend erac.hteten 
Bestimmungen eines Bundesgesetzes zu infor­
mieren; die .A:bgeordneren sollen eine Richt­
linie erhalten, wieweit sie -bei Verhandlung 
mit der Opposition Konzessionen machen kön­
nen." 

Das v-erstehe idl nicht als parlamentarische 
Verhandlung, sondern das verstehe ich als 
eine lange Leine, an der der Parlamentskluh 
der OVP dam,als freiwillig ge,laufen ist. (Bei­
fall bei der SP.O. - Abg. Dr. W i t haI m: Das 
waren nicht ßichtlinien, sondern Gedanken! 
Darüber ist diskutiert worden! Ich habe als 
damaliger Klubobmann sehr deutlich meine 
Meinung dazu gesagt!) , 

Herr Kollege! Es ist so, daß das im Titel 
bezeichnet wird als Erg-ebnis der Diskussion 
und daß das 'sc.hrtftlich so niedergelegt wurde. 
Ich will nicht mehr das Rednerpu'lt yerlassen, 
aber ich habe das iBuch da. 

Wie stand die OVP damals zu den Kontroll­
instrumenten der mündlichen und schriftlichen 
Anfrage, denen 'sich die Re'gierung selbst­
verständlich zu unterwerfen hat, Herr KoHege 
Dr. Witha.1m? 

"Mündlic.h'e und schriftliche Anfragen dienen 
zur Entlastung der" - eigenen - "Minister; 
die Erstellung soll daher g'efördert u aus-
gebaut werden." 

Herr Dr. Withalml Ich ,stelle mir momentan Wie war die Einstellung der OVP zur dr,ing-
etwa'S ganz anderes vor. Ich stelle mir .gerade lichen Anfrage, der schärofsten W·affe der Oppo­
die Semmeringtagung der OW im Jalhre 1967 sition, wie Sie immer wieder betonen? Idl 
vor und die Taktiik, die Sie sich damals in zitiere wörtlidl: 

-
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"Auch die OVP soll dringliche Anfrag-en zur gebungsperiode von der soziaUstischen Par­

Entschärfung der parlamentarischen Waffe lamentsfrakUon in Zusammenarbeit mit der 
stellen." Bundesregierung erzielt wurde. (Starker Bei­

-Das heißt, Sie halben sich vorgenommen, 
selbst dringliche' Anfragen, auch wenn es gar 
nicht sehr wicht.iog ist, ein:zubringen, um dieses 
Instrument abzuwerten und in seiner Bedeu-
tung zu r-eduzieren. 

Welche Taktik haben Sie 151ch vor'genommen 
zu den Diskussionsbeiträgen und AJusführun­
gen sozialisUscher Redn~r im Plenum des 
Nationalrates? Sie haben d.as ganz kalt über­
legt. 

"Stellungnahme zu Opposition: Selten; nie 
bei ersten Le,sungen. Die Regierungsmitglieder 
sollen eine einheitliche Sprache gegenüber der 
Opposition führen. 

Polemi.k: Präsident soll von Iden OrdnungJS­
bestimmungen zum Schutz der Minister Ge­
brauch machen." 

Und vielleicht noch ein letztes Zitat über 
die Haltung der OVP zur Frage der Informa­
tion an den Nationalrat, zur Frage der po'liti­
schen Transparenz. 

"Die Offentlicbkeit" - nicht das Parla­
ment - "muß von Bundesregierung unid. 
Klub auf kommende Gesetzesinitiativen 
vOJ.'1bereitet werden und mit den damit ver­
bundenen Fragen vertr·aut gemacht werden. 
(Die Möglichkeit·en der Offentlich!keitsarbeit 
durch die einzelnen Ressorts müssen politisch 
genützt werden; Bundespflessedierrst?)," 

Aber was den Nationalrat Ibezicllungsweise 
die Opposition betrifft, also jene Personen, 
auf deren Information Sie heute so besonderen 
WErt legen, da hat sich die OVP als Regie­
rungsparteieine beachHiche ZlUrü<khaltung 
vorgenommen: "Nur nach Abstimmung mit 
Bundeskanzler .. " miooestens einmal wäh­
rend jeder Session. Ohne Absprache mit den 
zuständigen Stellen sind Informationsge­
spräche mit der Opposition nicht möglich." 

Wenn ich mir das alle-s so vergegenwärtige, 
etwa auch den Passus - ,weil ich den Herrn 
Präsldenten Dr. Kandutsch sehe -, daß die 
Tätigkeit des Rechnungshofes sehr sorgfältig 
zu beobachten ist und der Eintritt ,geeigneter 
Persönlichkeiten in den Rechnungsthof zu för­
dern ist, dann weroen Sie v.ielleicht unsere 
Verwunderung verstehen, wenn man die par­
laments- und kontrollfl'eudigen Anlkündigun­
gen des Bundeskanzlers oder des KlubOtb-

lall bei der SPO.) 

Ich darf im dritten Teil ·ein paar gal1JZ kUl1ze 
Bemerkungen ;z.um Abgeordneten Peter 
machen. Ich fürchte, wir werden dieSle Diskus­
sion immer wieder 'führen müssen, ich weIde 
ihn nicht üJberzeugen können. Aber ich ,glaube, 
es ist schon notwendig, einige Klarstellungen 
vorzunehmen. 

Abgeordneter Peter hat kritisiert, daß Hun­
derte Millionen durch die Erhöhung von 
Zigarettenpreisen für den Staat im nächsten 
Jahr eingenommen werden und daß das im 
Budg.etentwul'f nicht aufscheint. 

Meine Damen und Herrenl Es gibt logisch 
nur zwei Möglichkeiten: Entweder es wäre 
im Budgetentwurf drinnen gewesen, oder es 
ist im Budgeten1lwurf nicht drinnen. Wäre es 
drinnen gewesen im. Budgetentwurf, in einem 
Budget, das die Re.güerung ·am Anfang oder 
Mitte Oktober beschlossen hat, 'was hätten 
Sie dann im Hauptausschuß gesagt, meine 
Damen und Herren von der FPO und von der 
OVP? Sie hätten gesagt: iDie Regierung nimmt 
bereits Beschlüsse der zuständig-en parlamen­
tarischen Gr-emien vorweg, sie tut so, a.ls :hätte 
ihr der HauptaussChuß bereits die Vollmacht 
gegehen, moit diesen ,Mehreinnahmen zu rech­
nen. Wir lassen uns das nicht gefallen, das 
ist eine Brüs'kierung des Hauptausschuss'8s I 
Erst wenn es hier im Hauptausschuß beschlos­
sen wird, :kann die Regierung damit rechnen, 
sonst werden doch die Beratungen im Haupt­
ausschuß zur Faree, hätten ISie 'gesagt. 

Alber wenn die Regierung das überlegt und 
daher di'e Einnahmen nicht ins Budget hinein­
nimmt, dann kommt die Klage über den Man­
gel an Transparenz, dann heißt es, hier werden 
Preis·e erhöht, werden Hunderte Millionen 
Mehreinnahmen geschaffen, und dieses Budget 
weist das gar nicht aus, dieses Budget ,ist gar 
nicht repräsentativ ,für die Vorhaben. Wo 
ble,ilbt der Grundsatz der Transparenz? (Abg. 
Dr. W i t halm: Herr Kollege Fischer!) Bitte 
seihr. (Abg. Dr. W it haI m: Wo steht ge­
schrieben, daß der Hauptausschuß gestern zu­
sammentreten mußte? Er hätte doch schon vO'r 
vier Wochen zusammentreten können!) Herr 
Dr. Withalml Das steht geschrieben im Präs i­
dialprotokoll, wo Ubereinstimmung über den 

ringschätzig als selbstverständ'lich abtun will. Tagesolldnung des Hauptausschusses erzielt 
Wir haben nichts dagegen, wenn aus einem wurde. (Lebhafter Beifall bei der SPO. - Abg. 
Regierung,s-Saulus ein Oppo.sitions-Paulus Dr. W i t haI m: Der Herr Finanzminister hat 
wird, aber wir wollen auch diese Verwandlung gestern auf eine Frage im Hauptausschuß g~­
transparent machen, damit man den Fortschritt sagt, daß er sich seit eineinhalb Jahren mit 
richtig beurteilen kann, der in dieser Gesetz- dem Gedanken der Erhöhung der Zigaretten-

·1 
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preise beschäftigt hat! Da hätte er wesentlidt 
früher in den Hauptaussdtuß gehen können! 
- Abg. 0 f e n b ö c k: Sie hätten doch den 
Antrag stellen können, die Sitzung einzube­
ruJenl) Ja und? Hert Kollege Dr. Withalm, 
eines wäre sicher nicht gegangen: nämlich so 
zeitlich in den Hauptausschuß zu gehen, bevor 
man das Budget erstellt hat, weil Sie genau 
wissen, daß dies'es Budget, das wir hier ver­
handeln, in Wirklichkeit sdlon -in der vorigen 
Gesetzgebungsperiode fertiggestellt wurtI!! 
und aus verfassungsrechtlichen Gründen, auf 
die ich jetzt nidlt im. einzelnen eingehe 
(Abg. Dr. W i t haI m: Aber das ist nicht die 
Schuld der Opposition!), neuerlich eingebracht 
wurde. Herr Kollege, das jst die SdlUld des 
Verfasoongstermines, daß ein Budget bis zehn 
Wochen vor Schluß des Jahres vor,gel,egt wer­
den muß, und es ist, wenn Sie Iwollen, die 
Sdluld der Tatsache, daß eben dler Wahltermin 
nur zwei oder drei Wochen vor diesem lag. 
(Abg. Dr. W i t haI m: Das ist etwas anderes!) 
Eben. Und dieser Wahltermin hat sich doch 
als sehr guter WaJMtermin herausgestellt, Herr 
Dr. Witihalml (Beifall bei der S]>.O.) 

Aber ich wollte eigentlich noch eine zweite 
BemerkWlg' zum Herrn ... (Abg. Ha h n: Es 
fragt sidt nur, ob ihr immer 80 ein Glück habt! 
- A·bg. G rat z: Das ist doch eine Farce: Vor 
vier Wodten hätten Sie vielleicht zugestimmt? 
- Weitere ZwischenruJe.) 

Ich wollte also ,zur Fra:ge des Preistreiberei­
gese~es eine Bemerkung machen. Preistreibe­
rei- und Preisregelungsgeseta: sind Demagogie, 
sagt der Herr Albgeordnete Peter, mit preis­
politisdJJen Maßna!h:~en al1ein ,kann man den 
Preisall1ftrieb nicht stoppen. - Alber da gibt 
es ja auch wieder, wenn man ,bereit ist, logisch 
zu überlegen, nur 2'JWei Möglichkeiten: 

Entweder d-iesesPreisregelungsgesetz wird 
an der tatsächlichen Entwick.lung der Preise 
nichts ändern. <Dann sehe ich nicht ein, warum 
die Herren der FPO und die Herren der UVP 
einen solchen Spundus vor diesem Gesetz 
hruben und sich mit solmer. Massivität dagegen 
zur Wehr setzen. (Abg. Dr. Mus s i 1: Weil 
sich die Wirtschaft nicht schikanieren 1äßt/) 
Die arme Wirtschaft I 

Oder das Preisregelungsgesetz ist sehr wohl 
in der Lage, jene Wirkung 'zu erzielen, di,e wir 
erhoffen und die wir immer dahin geihend 
umschrieben haben, daß wir 'gesagt haben: Es .. ... . 
auch an jenen Verbesserungen interessiert, 
die wir damit erzielen können. Dann ist es 
nicht richtig, daß man das Preistreibereigesetz 
und das PreisregelungSJgesetz ibea;iehungsweise 
dessen Verschärfung als Dema,gogie bezeich­
net, sondern dann soll man den Mut und die 

Bereitschaft haben, uns dieses ven;chärfte, ver­
besserte Instrument· in dIe Hand a.:u geben, 
wenn wir es verlangen und wenn wir glauben, 
es ,zu brauchen. 

Damit, meine Damen und Herren, komme 
ich zum v,ierten Pun.'kt, der mir eigentliCh der 
wichtigste ist. In der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers hat esgeheiß,en: Die Regie­
rung wird sich von sozialdemokratischen 
Grundsätzen leiten lassen. - Diese ,Feststel­
lung hat eine ungeheure Faszination für die 
Opposition: Wie sozialistisch wiro die Regie­
rungspolitik s'ein? Wie soziaHstisch ist das 
Budget dieser Regierung?, fragen Sie. Der 
Herr Abgeordnete Kohlmailer hat diese Frage 
g,estellt. Auch der Kollege Blenk hat sich vor 
einigen Tagoen an di,esem Thema versucht, und 
der Aobgeordnete Dr. Wit'halm hat diese ge8ell­
schaftspolitische Frage heute in den Mitt~l­
punkt seiner Ausführung gestellt: Wird das 
eine Politik für al'le sein oder wird das eine 
sozialistische Politik 'sein, die zu einem soziali­
stischen Osterreich fülhrt?, lautet seine Frage­
stellung. Ich glaJUbe, daß diese ,Fragestellung 
als solche schon falsch ist. 

Auf die Frage, wie sozialistisch die Politik 
in den nächsten J ruhren sein - wild, werden 
interessanteIiWeise von konserv'ati<ver Seite 
die unterschiedlidlsten Antworten gegeben, 
je nadl Bedarf, Standort und Opportunität. 

Manche sagen: An dem Budget ist ja gar 
nichts Sozia.listisches, an der Politik ist ja 
gar nichts Wesentlidles neu, das ist ja !bloß 
eine Fortse~ung der bisherigen Politik. (Abg. 
Dr. W i t haI m: Wer sind die "manche"? Das 
sind Ihre Leute!) Nein, da gibt es auch Herren 
in der OVP, die sich sehr fortschrittlich vor­
kommen und soldle Formulierungen brin,gen 
- idl habe die Zitate mit, ich W1erde sie noch 
bringen, es w,erden keine Zitate vom OAAB­
Bundestag sein (Heiterkeit bei der SPO) - und 
in dieser W'eise argumentieren: 

Die anderen sagen: Hier werden gefährliche 
gesellschaftspolitische Tendenzen !wirksam, die 
schnurstracks zum sozialistischen Osterreich 
führen. In der gestern ersdlienenen Nummer 
von "Berichte und Informationen" finde iCh so­
gar auf die Frage: Wird Osteneüch soziali­
stisch? die Antwort: Osterreich ist schon 
längst sozialistisch, bevor die SPO die volle 
Madlt im Staat übernommen hat. Nicht nur 
die höhere Dynamik hat die Partei dahin ge­
bracht, sondern vor allem die Schwäche, 
GleichgüUigkeit und Konzeptionslosigkeit des 
Bürg,erwms. - Idl sage gleich, daß das nicht 
meine Meinung ist, daß ich sie nicht teile, daß 
ich sie nur beridltet haJbe. 

Ich glaube, meine Da.nl'en und Herren von 
der OVP, Sie finden deshalb keine v.emünftige 
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Antwort auf diese Ihre selbstgestellten Fra­
gen, weil Ihnen ... (Abg. Dr. W i t haI m: 
Die. Antworten wollen wir ja von Ihnen!) 
Alber Sie versuchen ja immer sie zu geben I 
Sie versuchen ja, mit Zitaten aus der "Frank­
furter Allgemeinen" uns eine Antwort zu 
unterlegen. - Sie finden deSlhalb keine ver­
nünftige Antwort, weil Ihnen der Maßstalb 
feJhlt, um sozialistische Politilk. zu beurteilen 
(Beifall bei der SPO), weil Si'esich, meine 
Damen und Herren, :einen Popanz als Sozialis­
mus aufbauen,. einen Pappkameraden, auf den 
man zwar trefflich schießen kann, der aber 
nur einen Nachteil hat, nämlich mit der Reali­
tät nichts zu tun zu haben. Die Politik schaut 
halt aus der "Trockendock--iPerspeiktiMe" anders 
aus, als sie sich j.emand, der' das nüchtern zu 
analysieren V'ersucht, vorstellt. (Abg. Doktor 
B 1 e n k: Da muß ich aber Sie selbst zitieren, 
Herr Fischer! - Abg. G rat z: Warum sieht 
man dann immer nur Schweden?) Herr Kollege, 
wenn Sie das nicht wahrhaben wollen oder 
wenn Sie die Tatsache bestreiten, daß es in 
der OVP eine arge Verwirrung über die Ein­
schätzung gesel'lschaftspolitischer Standorte 
gibt ... (Abg. Dr. B 1 e n k: Ich rede von Ihren 
eigenen Äußerungen und von denen des Dok­
tor Kreisky zum' sozialistischen Parteipro­
gramm!) Ich werde schon meine eigene Ant­
wort geben am Schluß. (Abg. Dr. Bau e r: Es 
sind jedenfalls unterschiedliche Auffassungen!) 
Si'e müssen nur ein bißchen Geduld halben. 

Ein Angestellter der OVP-Bundesparteilei­
\ tung, der von mir sehr geschätzte Dr. DLem 
schreibt: 

"Die OVP muß in den nächsten Monaten 
die Entscheidung ~wischen zwei für sie mög­
lichen Rollen tm politisch;en Leben Osterreichs 
treffen: will sie bürgerlich konservative Kon­
trollpartei" - ich habe stark den Eindruck, 
eine Mehrheit der Damen und Herren auf der 
rechten Seite in diesem Hause 'Will das -
"oder" will sie "fortschrittliche Gestaltungs­
partei in der urbanisierten IndustriegeseU­
schaft werden." 

"Nur wenn die OVP" - schr,eibt Dr. Diem 
weiter - "den Primat des politischen Gestal­
tungswillensauch in Fr.agen, die, wie man 
sagt, die heiligsten Güter der Person und der 
Nation betreffen (Beispiele sind ,Familienrecht, 
Bodenrecht" - Herr Dr. König, Bodenrechtl -, 
"indikative Wirtschaftsplanung), vor dem 

artikularistischen Erhaltun ,swillen aner-
kennt, kann" die OVP "sich als Alternative 
profilieren.' . 

Dr. Diem schreibt noch deutlicher: 

"Die OVP läuft" - Herr <Dr. Withalm, ich 
zitiere ,wirkliche OVP-Stimmen, nicht deutsche 
Zeitungen - "Gefahr, den Anschluß an die 

gesellschaftliche WiI1klidJikeit zu verlieren, 
wenn sie aus ideologischem Dogmatismus an 
manchen ilhr liebgewonnenen 'Wirtschafts- und 
sozialpolitischen Thesen festhält. Si'e wird sich 
k1ar werden müssen, daß Forderungen, wie 
die nach längerfristiger Wirtschaftsplanung 
... , Vereinheitlichung des Sozialversiche-
rungssystems, echter Ohancengleichiheit ... , 
stärkerer Sozialbindung des Eigentums ... , 
,breiter Vermögensstreuung, ... Mitbestim­
mung, Ausdruck irreversibler gesellschaft­
licher Entwicklung,en sind. Die Zeit der Macht­
zuteilung an politische Parteien kraft ihrer 
Legitimität, also ihrer Berufung 'Zur Verant~ 
wortung (kraft Gewohnheit, ist endgültig vor­
beL" 

Was mich an diesen Stimmen im Lager der 
OVP so interessiert, ist die Tats-ache, daß 
dann ein Dr. K'laus ein Buch schreibt, aus dem 
man eigentlich den Eindruck gewinnen müßte, 
daß' das ganze nur eine politisch fortschritt­
liche Mimikry ist, daß in WirklichJkeit die 
OVP im. Kern doch eine stockkonservati'Ve 
Partei ist, die sich nur tarnt. -( Aobg. H ahn: 
Das haben wir bei den PersonaIvertretungs­
wahlen gesehen I) Denn Klaus schreibt ~us·am­
me·nfassend als seine politische El1fa.hrung: 
"Hat die ... " (Abg. Dr. B 1 e n k: Ich dachte, Sie 
wollen sich mit der Linie der SPt) jetzt aus­
einandersetzeni) Ich halbe gedacht, wenn .ich 
Ihnen ein Zitat von Dr. Klaus vortrage, rwird 
Sie das interessieren, aber Sie wollen nur 
ablenken davon. (Heiterkeit und Beifall bei 
der SPt). - Abg. Dr. Bau e r: Kollege Blenk 
hat das Buch schon gelesen/) Kollege Blenk 
hat das Buch schon geles·en, aber wie ich 
der "Wochenpresse" entnommen habe, gehört 
er da eher zu einer Minderheit in der OVP 
(Heiterkeit), weil dort zu lesen ;war, daß die 
meisten Herren, zum Beispiel Herr Dr.· Mock, 
wenig Zeit für so etwas haben und sich das 
für die Weihnachtsfeiertage .aufheben. (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Warum reden Sie zur Minder­
heit und nicht zur Mehrheit?) 

Aber dieses schöne Klaus-Zitat ,wiU ich 
doch nicht unvorgelesen zur Seite legen, es 
lautet nämlich: "Hat die ängstliche Verleug­
nung des konservativen 'Elements, das Be­
kenntnis zur progressiven Richtung (das um so 
inbrünstiger verlautet 'Wurde, Je unglaUib~ 
würdiger es in manchem Munde klang) uns 
wirklich geholfen" - nämlich uns, der OVP -, 
"Wählermassen bei der Stange zu halten? Mit 

Das ,sind, gl'aube ich,. die beiden Pole, zw.i­
schen denen in der OVP die Diskussion ge­
führt wird. 
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Ich glaube nun, daß es einen qanzent- mindest hat es der OVP-Pressed.ienst so be­

scheidenden Unterschied Ziwischen Ihrer und hauptet. 
unser.er Betrachtung gesellschaftspolitischer Mir !fällt bei solchen Diskussionen immer 
Probleme gilbt. Eine konserv,ative Partei setzt eines ein: In dem Buch von ArtJh.ur Koestler 
iJhre Ziels'etzungen absolut, versucht, sie 'aus 
bestimmten ewigen Werten abzuleiten. Wir 
relativieren - und ich werde das gleich er­
klären - unsere Zielsetzunge,n. Wir wissen, 
daß das, was an kur.z- und mittelfristigen 
Zielsetzungen, Herr Kollege Blenk, gestern 
fortschrittlich war, heute unter Umständen 
nicht mehr fortschrittlich, sondern se'lbstlver­
ständlich ist und 7JUIIl AUgemeingut der Gesell­
schaft geworden ist,sodaß sich auch konserva­
tive Parteien dazu bekennen können. 

Wir wissen aber auch, d,aß das, w'as morgen 
fortschrittlich sein !Wird, heute vielifach noch 
als ,Idee von Außenseitern, als Utopie, als 
Idee von pro,gressi:ven Minderheiten; als Idee 
gilt, die nicht aUge mein Verständnis findet. 
Wir 'bekennen uns ,zu solchen progress'tven 
Ideen und vor allem zur Diskussion darüber. 
Wir bekennen uns beispi,elsweise auch zur 
Idee, Herr Dr. Withalm, der Humanisierung 
der Stadt und der Probleme, die darinnen 
He,gen. Wir neihmen gerne in Kauf, d'aß von 
seiten der OV.P alle möglichen Vorurteile 
gegen solche Ideen mobilisiert werden. Ich 
ha'be die Rede des Kollegen Schwimmer 'ZI\lm 
Bei'sptel noch im Ohr. Wir nehmen in Kauf, daß 
die Angst mancher Gruppen vor tiefgreifenden 
Veränderungen in der Gesellschaft -von Ihnen 
hochgespielt und kUIizfristig politisch ,ausge­
nützt werd,en kann. 

Wir nehmen zur Kenntnis, daß die OVP­
Jugendbewegung auf Ideen im ZusammeIllhang 
mit einem modernen Bodenbeschaffungsgesetz 
g,eradezu hysterisch reagiert, .von einer Her­
ausford,erung spricht, obwohl sie, Herr Doktor 
König, wirklich niemand herausfordern wollte. 
Die OVP-Jugend spricht von einer Bedrohung 
unserer Gesellsdlaftsordnung durch ,soge­
nannte progressive Gruppen in der SPO im 
Zus,ammenhang mit Zielsetzungen, die fast am 
gleichen Tag in der ,katho'lischen GraZier 
"Kleinen Zeitung" mit sehr ähnlichen Worten 
von Professor Bur,ghardt zur Diskussion ,ge­
stellt werden. (Abg. Dr. K ö n i g: Herr 
Kollege Fischer, sagen Sie das Ihrem Minister 
Moser, er ist anderer Meinung!) Herr Kollege, 
mit dem. verstehen wir uns ganz blendend, 
und wir sind auch der Meinung, daß ,er seine 
Ziele durchsetzen wird. (Zustimmung bei er 
SPO.) Herr Minister Moser wird seine Politik 
in diesem Zusammenhang durchsetzen, auch 
wenn Sie von einer Bedrohung unserer 
Gesellschaftsordnung, . von altmarxistischen 
Zielvorstellungen und von orthodox-marxisti~ 
schen Gedanken et ceter,a reden, oder zu-

"Sonnenfinsternis" ,gilbt es diesen interessan­
ten Dialog zwischen dem eingesperrten und 
dann später zum Tode verurteilten Alt­
bQ'lschelWilken Rubaschow und seinem stalini­
stischen Untersuchungsrichter Gletkin. Sie 
unteIihalten sich Ülber kurQ;- und lang,fristige 
Perspektiven. Und der Rubaschow sitzt in der 
Klemme, er hat I\lntecht, er wurde zum Tod 
verurteilt. Kann man mehr unrecht haben, als 
zum Tod verurtei'lt werden, !fragt ihn Gletkin. 
Rubaschow antwortet darauf: Wer letzten' 
Endes recht haben will, muß in Kauf nehmen, 
vorletzten Endes, zumindest scheinbar, unrecht 
zuhabi'm. 

Und mit sehr vielen progress1ven Ideen in 
der Gesellschaft ist es so. Es gilbt fast !keine 
wirklich weitreichende, wirklich entschiedene 
Neuerung, nicht nur .im Bereich der Politik, 
auch in anderen Bereichen, in der Kunst, in 
der Architektur et cetera, die nicht am Beginn 
als Idee von Außense'item abgestempelt wird. 
Das, ,glaube ich, sollte man gerade jemandem, 
der sich Jl\lgendfunktionär nennt, sag,en. 

Aber wir werden dennoch, meine Damen 
und Herren, und damit komme ich schon zum 
Schluß, die Geduld nicht verHeren. Wir wer­
den das Uberzeugen vor das Uberstimmen 
stellen. Wir werden permanent um einen 
Konsens für solche Zielsetzungen bemüht sein. 
Wir werden upsere sozialdemokratisch'en Ziel­
setzungen in jenem Tempo ... (Abg. Doktor 
BI e n k: Die Frage nach diesen Zielsetzungen 
haben Sie nicht beantwortet! Sie haben sich 
nur mit der OVP auseinandergesetzt/) Herr 
Kol.lege, da'g,ebe ich ,Ihnen nachlher ein Partei­
programm, eine Regierungserklärung, ein 
Protokoll der Debatte über die Regierungs­
erklärung. (Abg. Dr. B 1 e n k: Herr Kollege 
Fischer, wenn das gilt, ist die Frage beant­
wortet!) Haben Sie darangezweifelt, daß 
Parteiprogramm und Regierungserklärung gel­
ten? (Abg. Dr. B 1 e n k: Weil Sie sich nie 
d(lzU bekennen!) Herr KoUeg,e, das tue i~ 
zu jeder Tages- und Nachtzeit, mich zum 
Parteiprogramm und zur Regierungserklärung 
zu bekennen, damit fUhren Sie mich nicht 
in Verlegenheit. (Beifall bei der SP.O.) 

Wir werden unsere sozialdemokratisch'en 
Ziels,etzungen nur in jenem Tempo verwirk-
i en, in em es uns ge ingt, iese I een 

der Sozialisten zu Ideen der Mehrheit d,er 
Bevölkerung, 'zu Ideen der ganzen Gesellschaft 
zu machen. Insofern :kJönnen Sie ga-nz beruhigt 
se'in. Und seien Sie Ülbenzeugt, meine Damen 
und Herren von der OVP, daß sich diese 
Ideen rascher durms,etzen werden, als funen, 
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der konservativen Partei, Heb ist, und daß wir 
e'ine sozialistische Politik und zugleich im 
Sinne der RegIerungserklärung eine Politik 
im Interesse der ,großen Mehrheit der öster­
reichisdIen ,ßevöl'kerung und mit Zustimmung 
der österreichischen B-evÖ'1kerung betreiben 
können und 'auch ;betreiiben weroen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präs~dent Dr. Maleta: Zum Wort ,gemeldet 
ist der Abgeordnete Stohs. Ich erteile es ihm. 

.A!bgeordneter Stohs (OVP): Sehr geehrter 
Herr Präsident I Hohes Hausl Gestatten Sie 
mir, daß ich zur Gruppe Oberste Org.ane zu 
ZlWei Problemen Stellung nehme. 

Einmal zum Problem der stenographischen 
Protokolle des Nationalrates. 

Ich möchte vorausschicken, daß alle Damen 
und Herr'en des Stenographenamtes hohe 
Anerkennung v.erdienen :für die mustergültige 
Arbeit und Genauigkeit, die sie in den steno-

. graphischen Protokollen liefern. 

Aber ich muß tfeststellen, daß doch ein 
Mangel enthalten ist, wofür aber nicht diese 
Beamten verantwortlich sind, sondern das geht 
vielleicht mehr an den Präsidenten 'des 
Nationalrates. Wir müssen Jeststellen, ,daß in 
d,en Protokollen leider Gottes das Albstim­
mungserg'ebnis, wenn es sIch nicht um ein­
stimmige Abstimmungen !handelt, nicht ent­
halten ist. 

In Zeiten der Koalitionsregierung, wo die 
Abstimmungen ,fast aUe einstimmig waren, 
war es eine Selbstverständlichkeit, daß hier 
nichts Besonderes angeführt war. Aber jetzt, 
wo sich die Mehrheiten doch versmiedentlich 
ändern, wo das eine Mal die OVP mit der 
PPO oder mit der SPO stimmt - oder um­
gekehrt -, wäre es doch danlkenswert, wenn 
im Protokoll angeführt wäre, mit welchen 
Stimmen die Gesetze beschlossen worden sind. 

Es muß ja nicht die Anzahl der alb gegebenen 
Stimmen angeführt se'in,a:ber 'es soll auf­
scheinen, welche beiden Parteien - oder 
welche drei Parteien - dem Gesetz die Zu­
stimmung geg,eben haben. Wenn man nach 
Jahren nachschaut, ist man ,gezwungen, das 
Protokoll durchzulesen, um feststellen zu 
können, wie sich die ,einzelnen Parteien zu 
dem Gesetz v.e:r1halten halben. So heißt es zum 
Beispiel bei der Abstimmung: Da's ist die 
Mehrheit, oder: Das ist die 'Minderheit. Damit 
ist man eben ,g,ezwungen, das Protokoll durdI-

Ich möchte desha~ban dIe Herren Präsiden­
ten di'e Bitte richten, diesem Problem ict.och 
etwas Zeit zu widmen und rzu .prüfen, ob 
nicht eine Änderung vorg,enommen \Werden 
könnte. Ich !halbe unseren Klubobmann bereits 

darum ,gebeten. Alber er hat mir mitgeteilt, 
daß in d,er Präsidialkonferenz wenig Gegen­
rie'be bestand, hier eine Änderung durchzu­
führen. 

Das 'ZJweite PrOlblem, das mich berührt, i,st 
der Hohe RechnungShof. 'Ich 'stelle fest, daß 
für .den RechnungSihof im Laufe der 'V,ergan­
genen Jalhre immer mehr Mittel zur Verfiügung 
gesteHt wu:rden, -was wir als Osterreichische 
Vo~kspartei sehr begrußen. Wir begrüßen es, 
daß derP.ersonalstand von 1965 ,bis 197,1 'Von 
136 auf 195 Bedienstete erhöht wurde und 
der RechnungS'hcxf somit einen Zuwachs von 
59 Beamten ,e:r1halten hat. Es !besteht damit 
die Möglichkeit, eine verstäI1kte Kontrolle 
durchzuführen. 

Wir als Abgeordnete müssen dem Rech­
nungshof ,für 'die schwierige Arbeit, die die 
Prüfungs:beamten durchzuführen halben, unsere 
Anerkennung zollen. Ich mömte f,eststellen, 
daß ,wir ,von der Osterreichischen Volkspartei 
auch ,ber.eit sind, für die Aufhebung der Härten 
auf d·em Gebiet der Reisegebühren e'inzutre­
ten, die leider Gottes immer noch bestehen. 

Im glaube alber, daß ,es npttwendi,g ist, die 
Prüfung.serg;ebnisse 'besser auszunutzen, ins­
besondere auch hinsichtlich der Verwaltungs­
r,eform. Wenn man die Prüfung'Sberichtedurch­
liest, hat man doch den Eindruck, daß eigent­
lieb. kaum eine Kommission so viel Einsicht 
hat wie eben der Remnungshof. Es wäre des­
halb notw.endig, daß gerade die,sen Ergeb­
nissen hinsichtlich der ·absolut dringend durch­
zuführenden Verwaltungsreform mehr Beach­
tung gescheIllkt w'ird. 

Wir :können feststellen, daß ,der Herr ,Präsi­
dent I})r. Kandutsch im iBudgetausschuß ange­
kündigt hat, daß er die Vorlage eines Ent­
wurfes einer Novelle 'zum Rechnungs'hofg,es'etz 
in Ausarbeitung habe. Ich glaube, es ist 
wichtig, daß die bestehenden Lücken, die es 
im Rechnungs:hofgesetz ,g1bt, geschlossen wer­
den. Ich möchte den Herrn Präs'id,enten ibitten, 
insbesondere auch den Herrn Via:epr,äsidenten 
bei der Ausarbeitung dieses 'Entwu:rfes bei­
zuziehen. Ich hoffe, daß dies, so wie ,es in 
der GeschMtsordnung vorgesehen ist, auch 
geschieht und daß wir uns dann mit dieser 
Materie befassen können. 

Ich 'Verweise darauf,daß die o.sterreichisdle 
Volkspartei schon am 30. Jänner 1963 einen 
diesbezüglichen Antrag einge'bracht 'hat, der 
'ann aber 1eider nicht näher v.erfol t wurde 

und nicht mehr hehandelt rworden ist. nur 
seIhen Zeit ist vom se'inerze'itigen FPO-Abge­
ordneten Dr. Kandutsch ein Antrag ,einge­
bracht worden. In dies,em 'Antrag 'Von Doktor 
Kandutsch ,war die Rede da:von, daß er den 
RJechnungs'hof ,zu einemgerimtsähnlichen 

-
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Organ umgestalten wolle und daß er die 
Ol'Q'anisation 'So durchfüthren wolle, daß es 
eine Kollegialbelhörde werden solle. Bei der 
Debatte im Budgetausschuß halben wir fest~ 
gestellt, daß der Herr Präsident Doktor 
Kandutsch auf Grund der in der Zwischen~ 
zeitgem:achten ~rfahrungen seine Meinung 
geänldert hat. Wichtig ist vor allem, daß eine 
zwe<kmäßige Kombination gefund,en wird, die 
im Interesse des Rechnungshofes liegt, falls 
es zu dieser Novelle des Redmru.ng5hof~ 
gesetzes kommt. 

De"r Rechnungshof setbst, glaube ich, müßte 
in den \Berichten etrwasalktueller sein. Wir 
IDlÜssen !feststeHen, ,daß wir im Bericht immer 
zwei Ibis vi.er Jalhre, Ja sog·ar fünf oder noch 
mehr Jahre zurückgeben müssen. So etwas 
ist meht als aktuell zu IbezeIchnen. Es wäre 
deshalb notwendig, d·aß die Prüfungen in kür~ 
zeren Zeitalbständen durchgeführt werden 
können. Wir lWiss,en, welche Schwierigkeiten 
dies mit "sich bringt, inslbesondere wegen des 
immer noch bestehenden Personalmangels und 
wegen der Schw.ierigkeiten, die sich daraus 
ergeIben. 

Aber wir müssen darauf Wert l.egen, daß 
gerade der RechnungShof den Einldruck in der 
österreichischen Bevölkerung macht, den wir 
eI'iWarten, nämlich daß alle ,gleich 'behandelt 
werden. Wir stellen ~est, daß die westlichen 
Bundesländer,also die weiter v:on Wien ent~ 
fe rnt liegenden, alle .zweibis drei Jahre ge~ 
prillt werden, währenld Wien und die näher 
liegenden Bundesländer eine PDÜfungsdiffe~ 
renz von vier 'bis fünf Jahren haben. 

Nicht umsonst ist in der "Pl1esse" vom 
4. 8. 1971 ein Artikel mit der Ulberschrift 
lIner Rechnungshof veJ:lschontWien" gestan~ 
den. Wir haben auch im "profil:' vom Novem~ 
ber 1971 ;beziehungsweis'e ,in dem .beigefügten 
Ddkument Nr. 2 einen interessanten ~rfikel 
mit der Uber·schrilft "Geschäfte mit der Ge­
meinde Wien" g.elesen. Geradeso.Iche Dinge 
sind doch für Iden Rechnungshof Anlaß, daß 
er sich möglichst rasch mit solchen Unzuläng­
lichkeiten !befaßt und prüft, ob es WiJiklich~ 
keit ist, daß diese UnzulällJglichikeiten be­
stehen, oder ob es <falsch,e Aussagen sind. 

Ich gl'aube, daß ·g,erade währ,end einer 'Ein­
parteienregierung,gleich'gültig, welche Partei 
die Regierung stellt, die Kontrolle des Rech~ 
nungshofes 'an .Bedeutung ;zunimmt. Die OVP 
wird sich mit g"anzer Kraft dafür einsetzen, 
daß eine .. . 
uI1JSeren Rechnungshof ,gewähr.leistet ist. Unser 
Rechnungshof hat Ansehen auf der ganzen 
Welt, und wir OVP-Abgeordneten wollen 
dMiu beitrag,en, daß der Rechnungshof auch 
in Osterreich in seiner Bedeutung und in 
seinem Ansehen steigt. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: ~ Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dipl.~Vw. Josseck. Ich 
erteile ;es ihm. 

Abgeordneter Dipl.~ VolkiSwirt Josseck 
(,F,PO) : Herr Präsident I Meine Damen und 
BerrenlEs ist sehr erfreulich, daß gerade von 
seiten der Vol~spartei der Rechnungshof 'be­
sonders herausgestrichen !WUrde. Es freut mich 
das insofern, denn wir sitzen jetzt 4 Stunden 
hte'r, und . es wurde doch im wesentlichen 
polemisiert. Wenn auch Tatsachen gesagt 'WUr~ 
den, so darf man doch !feststeHen, daß sich 
die ganze Debatte in eine Länge zieht, wo 
man ,sich oft die Frage steHt: Ist es noch 
angemessen? 

Es freut midl ganz besonders, daß der Herr 
KoUege Dr. Fischer von der sozialistischen 
Fraktion alllch erkannt hat - wahrscheinUch 
liegt es daran, daß die Neuen hier im Haus 
nochn:icht so !betriebsblind sind -, daß hier 
hinsichtlich Geschäftsordnung etwas ~geschethen 
IDfUß. Ich persönlich finde diese GeschäJfts­
ordnung antiquiert und lVeI'lStaubt. (A'bg. Dok­
tOI Bau e I: Nicht nur Sie, Herr Kollege!) 

Zur Beratungsgruppe .I,zu der wir sprechen, 
wur-de hier auch iberei.ts zum Rechnungshof 
gesproChen. Erlauben Sie mi·r, daß ich niere 
auCh einiges sage. 

Wir entnehmen dem BeriCht des Fdnanz~ 
und Budg,etausschusses - und ich möchte 
sa,gen: es ist im positiven Sinne -, daß 
sow.ohl ibeim Ver.f.assungsgerichtslhof als auch 
beim Verwaltungsgedchtshof die Mittel für 
den Personal~ und Sachaufwand höher dotiert 
wur1den. In der Beg,rÜlldung hliezu steht, daß 
die vermehrte Inanspruchnalhme dieser Ge­
richtshöfe dies rechtfertige. ICh finde .auCh, 
daß dies eine gute Be.grundung ist, d,enneine 
erhöhte Inanspruchnabme dieser GeriChtslhöfe 
gewährt uns auch erhöhte Rechtssicherheit. 

Aber diese Folgerungen haben nach meiner 
Meinung auch für den Rechnungshof zu gel­
ten. Die Mehrerfordernisse beim Rechnungs­
hof sind in der Zunahme der Anzahl der 
Prüfungsbeamten zu sehen und zweifellos im 
Interesse einer verstärkten Prüfungstätigkeit, 
wenn auch noch immer zuwenig Personal vor­
handen ist. Ich glaube aber, hier ist jeder 
Sdlilling gerechtfertigt, denn er kommt be­
stimmt x~faCh wieder zurü<k. (Präsident 
Pro b stübernimmt den Vorsitz.) 

Bedauerlicherweise ist die Freiheitliche Par-

Alleingang geblieben, nämlich bezüglich der 
Tatsache der seinerzeit bereits sachlim wohl­
begründet vorgebrachten Forderung, dem 
Rechnungshofpräsidenten in diesem Haus ein 
Rechtfertigungsrecht einzuräumen. Es ist 
eigentUm erstaunlich, daß dies nicht sChon 
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längst g.esmehen ist. Ich meine, genauso wie 
ein Minister auf der RegierungSbank dben 
sitzt und dem Parlament Rede und Antwort 
steht, auch wenn er nicht Mitglied dieses 
Hohen Hauses ist, müßte man dasselbe Recht 
auch dem Präsidenten des Rechnungshofes 
einräumen. 

Wi1e Sie ja wissen, ist der österreichische 
Rechnungshof nach unserer Verfassung ein 
Organ dieses Parlaments, und in dieser Eigen­
schaft übernimmt er die Aufgabe, für das 
Parlament die Verwaltung und die von der 
öffentlichen Hand betriebene Wirtschafts tätig­
keit dahin gehend zu prüfen, ob der Staat 
und seine Organe im Sinne der Gesetzmäßig­
keit Y'erwaltet werden. 

. Aber noch wichtiger erscheint in diesem 
Sinne, daß besonders die Sparsamkeit, die 
Wirtschaftlichkeit und die Zweckmäßigkeit 
überprüft wird. Die Kontrolle ist bei diesem 
riesigen Umfang der Staatstätigkeit von über­
ragender Bedeutung. 

Gerade die Budgetdebatte ist jetzt auch der 
gegebene Anlaß, sich zu bemÜ'hen, ein bes­
seres Verhältnis zwischen dem Steuerzahler 
und dem Staat herzustellen. Es verdrießt den 
Steuerzahler ja nicht nur, daß er exor-bitanten 
Steuerbelastungen ausgesetzt ist, sondern es 
bleibt auch das Unbehagen beim Steuerzahler, 
ob seine dem Staat zur Verfügung gestellten 
Mittel auch optimal verwendet werden. Dieses 
staatspolitisch bedeutsame Problem zu lösen 
ist nach meiner Meinung niemand besser ge­
eignet als der Rechnungshof. Er kann aber die­
ser Aufgabe im bestmöglichen Sinn nur dann 
nachkommen, wenn das ganze Parlament da­
hinterstetht, wenn also der Nationalrat dem 
Rechnungshof der zu kontrollierenden Ver­
waltung gegenüber den Rücken stärkt und 
entschlossen ist, aus den oft sehr kritischen 
und unter Umständen unangenehmen Fest­
stellungen des Rechnungshofes die notwendi­
gen Konsequenzen zu ziehen. 

Es muß auch festgehalten werden, daß der 
Rechnungshof aus dem Funktionswechsel der 
Parteien nicht in Mitleidenschaft gezogen wer­
den darf. Ich meine, wenn heute eine Partei 
in der Opposition sitzt und morgen an der 
Regi'erung ist, dann wurde damit zweifellos, 
wie es sich x-mal erwiesen 'hat, ein Wandel 
der Meinungen vorgenommen. Ich muß Sie 
ausdrücklich davor warnen, daß Sie in diesen 
Meinun swandel den Rechnun shof mit hin-
einziehen. Dieser hat aus einem solchen Wan­
del herauszubleibenl 

Es darf auch nicht passieren, daß die Oppo­
sition glaubt, daß der Rechnungshof ein Organ 
der Opposition sei. Aber genauso wenig darf 
die Regierungspartei den Rechnungshof even-

tuell als FeindiJhrer Minister sehen, den man 
unter Umständen sogar bekämpfen muß. Sollte 
das der Fall sein, wäre der Verfassungs auf­
trag, im Rechnungshof ein Kontrollinstrument 
zu sehen, .zur Farce geworden. 

Daher müssen wir, egal welcher Couleur 
wir in diesem Haus angehören, dem Rech­
nungshof ausreichende Al"beitsgrundlagen 
und Arbeitsmöglidlkeiten geben. 

Es liegt uns auch bereits der Tätigkeits­
bericht des Rechnungshofes für das Verwal­
tungsjaihr 1970 vor, der zweifellos noch ein­
gehender Unter.sudlungen ibedarf und hier auch 
besprochen werden wird. Es ist festzustellen, 
daß von Fachleuten hervorragende Arbeit ge­
leistet wurde und daß bis ins kleinste Detail 
hinein geprüft wurde. 

Aber ich hatbe auch wie immer wieder, wenn 
man einen solcblen Rechnungshofbericht ein­
mal in .die Hand bekommt, festgestellt, daß 
sich ein solches Werk wie ein Kriminalroman 
liest. Man kann fast sagen: Hitchcock und 
Durbridge könnten sieb. ein Beispiel daran 
nehmen. Sie brau<hen auch nicht herzugehen, 
meine Damen und Herren, und hinten zu 
blättern anzufangen und eventuell zu lesen, 
wer der Mörder ist, nein: es genügt bereits, 
wenn Sie vorn aufsdllagen und auf Seite S, 
auf der ersten Seite des Tätigkeitsberichtes, 
schon den ersten Knüller vor sieb. haben, wenn 
ich mich so ausdrücken darf. (Zwischenruf bei 
der tJVP.) 

In diesem Bericht werden Namen nicht ge­
nannt. Es erscheint wie ein Schlüsselroman. 
Aber man weiß immeI1hin, wer damit gemeint 
~t. . 

Ich darf in diesem Zusammenhang mit dem 
RechnungSlhofibericht vielleicht den Spruch 
"Die Mörder sind unter uns" abwandeln und 
etwa sagen: Die Täter sind unter unsl 

In d,er Sitzung des Finanz- und Budgetaus­
schusses - es freut mich, daß Sie so positiv 
zum RechnungShof ge'sprochen haben, Herr 
Kollege -, in der die Obersten Organe behan­
delt worden sind, wurden von seiten der 
Osterreichischen Volkspartei dem ReChnungs­
hofpräsidenten Vorhaltungen gemacht und 
Fragen gestellt, w.arum ·bestimmte Gebiets­
körperschaften oder bestimmte Institutionen 
nicht geprüft wurden oder zuwenig oft ge-

.... . . . 
Frage war, so war doch der Vorwurf nicht 
zu überhören, mit welchem dem Rechnungshof 
vorgehalten wird, seine Kontrolltäti"gkeit sei 
zu einseitig. Es wurde dabei sogar auch 
namentlidl di'e Zentral.spaJ'ikasse der Gemeinde 
Wien genannt. 

-
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Dipl.-Vw • .Josse<k 
Meine Herren von der Volkspartei! Man 

sieht es einmal so und einmal von der anderen 
Seite. Das ist eben der Meinungswemsel, den 

. im vOI1hin angedeutet habe. Man kann aum 
sagen: Vor TisChe las man's anders!, denn 
im darf daran erinnern ... (Abg. S u p pan: 
Das ist aber ein Ausspruch Kreiskys!) Dann 
entschuldigen Sie, daß im ilhn in den Mund 
genommen habe; iCh habe ihn aber vorher 
auch schon 'einmal irgendwo gehört, glauben 
Sie mir das. (Neuerlicher Zwischenruf bei der 
OVP.) 

Wie lange mußte seinel1Zeit unter der gro­
ßen Koalition der Rechnungshofpräsident war­
ten, bis er seinen SondeI'bericht über die Lage 
im Rechnungshof dem Nationalrat zur Bera­
tung vorlegen duIlftel Nur der unermüdlichen 
Vorstellung des Rechnungshofes ist es zu 
verdanken, daß schließlich Personalaufstok­
kllmgen vorg,enommen werden konnten. 

ICh darf aber auch darauf hinweisen, daß 
ein Engpaß in der Kontrolltätigkeit noch lang 
nicht beseitigt ist. DieSbezüglich muß der 
Nationalrat bis zur vollen Entfaltung des 
Rechnungshofes noch einiges mehr tun. 

Ich darf auch daran erinnern, wie kleinlich 
die vergangene Mehrheit in diesem Haus w,ar, 
die es jetzt wieder völlig anders sieht - aber 
bitte, das sei Ihnen unbenommen, man kann 
die Meinung wechseln, man kann sich ja auch 
überzeugen lassen -, als Sie im Jahre 1967 
der Novelle zu den Reisegebühren Ihr Nein 
entgegenstellten. Sie erinnern sich, daß dieser 
einleuChtende, aber auch legitime Anspruch 
des Rechnungshofs, für Prüfungsbeamte den 
Tarif 11 der TagesgebÜ'hren abzuschaffen, von 
der Osterreichischen Volkspartei eben durch 
dieses Nein blockiert war. Heute werden noch 
immer diese Tagesgebühren nach einJer vier­
wöchigen Tätigkeit an einem Ort außerhalb 
des Wohnsitzes 25 bis 30 Prozent gekoürzt. 

Ich weiß zum Beispiel, daß im abgelaufenen 
Jahr die RechnungshoftJeamten länger als fünf 
Monate in Linz bei der VOEST geprüft haben, 
Ein solches riesiges Unternehmen läßt sich 
eben nicht in einem Monat abprüfen. Es 
wurde gIlündlich und zweifellos nacblha'ltig 
untersucht, und zwar nicht nur die Geschäfts­
führung, sondern auch der gesamte Geschäfts­
verlaU!f. 

Wir Freiheitlichen sind daher der Auffas­
sung, daß der gesamte Tarif 11 für Prüfer in 

tor Gas per s chi t z: Das steht im Pro­
gramm der Gewerkschaft der öffentlich Be­
diensteten!) Ja, das ist sehr gut. Ich habe 
ja schon voI1llin erwähnt, eine Meinungsände­
rung freut einen immer. (Abg. Dr. G r u be r: 
Je nachdem, wie die Meinungsänderung ist! 

Immer muß einem die Meinungsänderung 
nicht gefallen!) Aber in diesem Zusammen­
hang darf ich feststellen, daß sie mich fl'eut. 
Besonders wenn sie von Pr. Gaspersdütz 
kommt, glaube ich, daß sie auch zutreffen wird 
und nadrhaltig von der Osterreichischen 
Volkspartei weitemin verfolgt werden wird. 
(Abg. Li baI: Das ist eine andere Frage, ob 
sie nachträglich verfolgt wird!) 

Wir 'begrüßen aber auch einen Vorstoß der 
Sozialisten. Ich :darf auch die Herren von der 
SPO dahin gehend ansprechen: Ihr Klubob­
mann Gratz hat im Finanz- und Budget­
ausschuß auch einen diesbezüglichen Vorstoß 
gemacht, der ja nur begrüßenswert ist. Es 
besteht also zweifellos die Hoffnung, daß mit 
dieser Ungerechtigkeit aufgeräumt wird. 

Es muß aber auch unser Interesse erregen, 
daß der Rechnungshof - wite Ibereits auch 
erwähnt - selbst an einer Novellierung des 
Rechnungshofgesetzes arbeitet. Ebenso arbei­
teter an der Novellierung des fünften Haupt­
stückes der Bundesverfassung. Ich darf hiezu 
erinnern, daß der Verfassuugsgerichtshof im 
Jahre 1958, also vor 13 Jahren, als die Situa­
tion auch noch anders war, dieSle besonders 
wichtige Bestimmung des § 12 des Rechnungs­
hofgesetzes aufgehoben hat. Es handelt sich 
hiebei um die Frage der kontrollmäßigen Zu­
ständigkeit des Rechnungshofes für die Prü­
fung von Unternehmungen, die eben der Staat 
alleine führt oder an denen der Staat beteiligt 
ist. 

In diesen Jahren - es sind 13 Jahre, sagte 
ich - ,ist die gesellschaftliche und wirtschaft­
liChe Entwicklung so vorangeschritten, daß 
man nun häufig feststellen kann, daß die 
öffentliche und private Wirtschaft weitest­
gehend zusammengehen und es daher häufig 
gemischte Beteiligungsver,hältnisse an neu zu 
gründenden Unternehmen gibt. Wenn wir die­
sen Trend im Auge behalten, ist es notwen­
dig, diese längst fälHg gewordene Neuord­
nung des Rechnungshof.gesetzes 'herbeizufüh­
ren, 

Wir Freiheitlichen hoffen, daß alle Natio­
nalratsfraktionen im Rechnungshof ein Organ 
des gesamten Nationalrates sehen und daher 
diesen in die Lage versetzen, die gestellten 
Aufgaben im vollen Umfang, aber auch hin­
sichtlich der qualitativ erhöhten Anforderun­
gen, zu erf.üllen, Wir werden in der Hoffnung 
der r ü ung leser ors e ung em apl e 
Oberste Organe 'Zustimmen, (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner (Zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Ing. 
Fischer. Er hat das Wort. 
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Abgeordneter Ing. Rudolf Heinz FisCher wird, daß die unteren Gebietskörperschaften, 
(OVP): Herr Präsident I Hohes Haus! Zu den die Länder, R~~onen und vor allem die Ge­
Budgetkapiteln Oberste Organe und Bundesw me inden, mit Ider Erstellung der eigenen 
kanzler amt möchte ich meinen kritisch-kon- Raumplanung und des Flächennutzungsplanes 
struktiven Beitrag in der Form leisten, daß zu aIlbeiten beginnen können. 
ich mich auf drei Sachgebiete beschränke. 

Die nunmehr seit Feber dieses Jahres be­
stehende österreichische Raumordnungskonfe­
renz, aus Vertretern aller drei Ebenen: Bund, 
Länder und Gemeinden, zusammengesetzt, soll 
die Ausarbeitung eines Raumordnungskon­
zeptes und die dauernde Koordinierung der 
raumordnenden Maßnahmen zwischen den 
Gebietskörperschaften vornehmen. 

"Man muß sich vor Augen halten, meine 
Damen un/d Herren, daß bereits in der Regie­
rungserklärung der UVP-Alleinregierung vom 
20. April 1966 die Ausarbeitung von Maß­
nahmen zur Vel'1besserung der regionalen 
Strukturen enthalten war. Im Herbst 1966 
hat ein Expertenteam 'begonnen, umfassende 
Untersuchungen über die Bundesraumordnung 
auszuanbeiten die Ende 1968 dem Minister~ 
komitee für Raumordnung vorgelegt wurden. 
Diese Unterlagen wurden neuerlich von un­
a"bhängigen, wissenschaftlichen Experten be~ 
raten und überprüft, sodaß der Entwurf von 
Leitlinien und eines Aktionsprogramms fiür 
die Raumordnungspolitik Ende 1969 geneh~ 
migt werden konnte. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, die­
sen Zeitraum betrachten, so leuchtet es ohne 
weiteres ein, welche Zeit für die Lösung die­
ser vordringlichen Problemstellung notwen­
dig ist. 

Ein umfass"endes Werk: "Die Strulkturana~ 
lyse des österreichischen Bundesgebietes", 
unter Mitwirkung von 40 namhaHen Wissen­
schaftlern und Experten aller einschlägigen 
Gebiete wurde 1970 herausgegeben und bil­
dete die Grundlage für die Arbeit der 1971 
gegründeten Raumordnungskonferenz. 

Ich habe diese an sidl bekannten Daten 
deshalb aufgestellt, um aufzuzeigen, daß es 
gesamtstaatliche vorsorgliche "Erfordernisse, 
wie sie die Raumordnung darstellt, gibt, die 
als vorausschauende und planvolle Gestal­
tung unseres Staatsgebietes im Sinne er­
wünschter gesellschaiftlicher, wirtsdlaftlicher, 
sozialer und kultureller Leitlinien durchzufüh­
ren und Idie von allen verantwortungsbewuß­

n r""ft n unseres Landes emeinsam ohne 
Unterschied der jeweiligen parteipolit'ischen 
Zusammengletzung der Regierung, zu erfüllen 
sind. 

Ein Teilerge'bnis ist die Bestimmung eines 
Netzes Zentraler Orte verschiedenster Stufen, 
sind Schwerpunkte hinsichtlich des Ausbaues 
von Einrichtungen des Dienstleistungsgewer­
bes und Ansiedlungen von Betrieben, 
Verdichtung der W dhnbevölkerung durch Her­
stellung einer optimalen Infrastruktur, die der­
zeit noch unzureichend ausgestattet und dem­
nadl zu fördern sind. Diese Förderung muß der 
Bund nicht nur theoretisch -feststellen, son­
dernauch tatsächlich durch kräftige finanzielle 
InJektionen praktisch durchfü!hren. 

Die finanzielle Notlage" insbesondere der 
mittleren Dienstleistungsgemeinden mit ihren 
vielfältigen Vel'1pflichtungen ihat bereits ein 
nahezu unerträglich'es Ausmaß angenommen. 
Ich kann heute hier auf Grund meiner 17jäh­
rigen Praxis und Erfahrung als Gemeinderat 
und Bürgermeister einer Kleinstadt im länd­
lidlen Raum und durch Idie Kenntnis der 
finanziellen Situation verschiedener Gemein­
den nur deponieren, .daß mit den zunehmen­
den Schwierigkeiten der" Zeitpunkt naht, an 
dem die Gemeinden ~hre Verpflichtungen ein­
fach nicht mehr erfüllen können. 

Der Finanzausgleich 1973, dessen Vorver­
handlungen bereits begonnen haben, muß end­
lich den berechtigten Forderungen des Ge­
meindebUnides und auch des Städtebundes 
Rechnung tragen. Dies wer.den mir jene Kol­
legen aller Fraktionen dieses Hauses, die 
gleichfalls Verantwortung in HlTen Gemein­
den tragen, sicherlich 'bestätigen können. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Der ländliche Raum unter Einschluß der 
kleineren und mittleren Städte weist gegen­
über reichen Industriegemeinden Steuerkralft­
unterschiede im Verhältnis bis 1 : 20 auf, was 
einfach untragbar ist. 

Es muß endlich auch die Herstellung glei­
cher L'ebensbedingungen in Stadt und Land 
eNolgen. Hier gerecht unld regulierend einzu­
greifen, wäre eine der vordringlichsten Auf­
gCiJben der Bundesregierung. 

daß ein Zusammenschluß von Gemeinden zur 
Erreichung einer gewissen Größenstruktur 
eNorderlich ist. Der Zusammenschluß darf 

Der AJblauf zeigt aber des weiteren, wie jedoch nicht von "oben" ang.eordnet werden. 
mühevoll und langwierig der Weg ist, bis In demokratischer Diskussion muß die Uber­
endlich der Maßnahmenkatalog so erstellt zeugung unmitte~bar bei den Beteiligten für 

-
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Ing. Rudolf Helnz Fischer 
die Richtigkeit solcher Maßnahmen vonbereitet 
werden. 

Als Ubergangslösung könnte die Schaffung 
von Ü!bergeordneten GemeinJdeverbänd~n, die 
rur ale Teile tra'gbar sind, ins Auge gefaßt 
werden. Hätte man diese Kriterien beachtet, 
wäre Protestaktionen wie in Niederösterreich 
und im Burgenland von vornherein der Boden 
entzogen ,worden. 

Nunmehr möchte ich 'Zu den aktuellen Pro­
blemen der "Kontrolle der Mehrheit" meine 
persönlichen Vorstellungen deponieren. 

Da der Herr Bundeskanzler in der Regie­
rungserklärung und insbesondere auch Klub­
obmann Gratz :hier im Hause !diesem Problem 
breiten Raum eingeräumt haben, darf ich an­
nehmen - und das wurde 'heute \bestätigt -, 
daß man darin auf allen Bänken des Hohen 
Hauses einen Prüfstein für d'emokratische 
Reife sieht, VOr allem deShalb, weil es sich 
bei der Kontrolle der Mehllheit um die Kon­
trolle der Machtausübung im Staate 'handelt. 
NaCh mehrfachen Aussprachen mit höchst 
kompetenten Persönlichkeiten, die mit der 
Materie bestens vertraut sind, stelle ich fol­
gende Uberlegungen 'Zur Diskussion: 

Die personelle Srgänzung der Mitglieder des 
Verfassungsgerichtshofes sollte durch eine 
Novelle zum Bundes-Verfassungsgesetz nun­
mehr daJhingehend geregelt werden, daß die 
Bundesregierung, der Nationalrat und der 
Bundesrat nur am Grund erfolgter Dreiervor­
schläge, die vom Verfassungs gerichtshof zu 
erstatten sind, mit Bindungswirkung die Aus­
wahl der Penönlimkeiten dem Bundespräsi­
denten zur Ernennung vorsChlagen kann. 

Di.ese Regelung des Dreiervorschlages ist 
im wesentlichen bei aUen Ern'eDDungen für die 
Höchstgerichte gesetzlich verankert. Lediglich 
beim VerfassungsgeriChtshof schlägt nach der 
derzeitigen Gesetzeslage gemäß Art. 147 Bun­
des-Verfassungsgesetz die Bundesregierung 
einen Präsidenten, ,einen V.izepräsidenten, 
sechs Mitglieder und drei Ersatzmitglieder vor; 
der Nationalrat kann einen Dreiervorschlag für 
drei Mitglieder und 7Jwei iErsatzmitglieder so­
wie der Bundesrat einen Dreiervorschlag für 
drei Mitglieder und ein ,Ersatzmitglied erstel­
len. 

Da Bundesregierung, Mehrheit im National­
rat und Mehrheit im Bundesrat nunmelb.r 

längere Sicht und 'Zumindest für vier Jahre 
auf Grund der derzeitigen Gesetzeslage die 
theoretische Möglichkeit ftür die personelle 
Komplettierung der Mitglieder des Verfas­
sungsgerichtshofes durch eine politische Par­
tei. Ich bin der Auffassung, daß es notwendig 

wäre, eine staatsrechtliche Konstruktion 
dahingehend zu schaffen, daß nunmehr der 
Verfassungsgerichtshof selbst - dessen Mit­
glieder ja bisher von politischen Gremien ent­
sandt wurden - darülberbefindet, welche 
Dreiervorschläge hinsichtlich Qualifikation, 
Rerfe und Erfahrung zu erstellen ;g,ind, und 
somit die Gewähr bietet, daß rein parteipoli­
tische Gesichtspunkte zurückgestellt werden. 

Im Sommer 1911 ist die Entsendung eihes 
neuen Mitgliedes erfolgt, das sich meinen 
Informationen nach erst wieder seit 1910 
im Justizdienst Ibefindet, vorher als Unter­
suchungsrichter tätig war, sichedich sehr gute 
Qualifikationen aufweist, aber dennoch die 
Reife und persönliche Erfahrung kaum besit­
zen kann, die [ür die Fällung von Entschei­
dungen so großer Tragweite und Bedeutung, 
wie sie der Verfassungsgerichtshof vornimmt, 
notwendig erscheint. Daher, bin ich 
der Meinung, daß die 'personelle Ergänzung 
auch . des VerfassungsgerichtShofes auf der 
Grundlage eines Dreiervorschlages mit Bin­
dungswirkung gesebzlich zu verankern wäre. 
Ich glaube, daß es wert wäre, daß alle Frak­
tionen dieses Hauses diesen Vorschlag über­
denlken und diskutier'en, und Iwürde es begrü­
ßen, wenn ein diesb~züglicher 'gemeinsamer 
Antrag gestellt werden würde. 

Ich wende mich nunmehr dem Kapitel der 
Verwaltungstäti'gkeit des Bundes zu. Seit 
Jahrzehnten sind in jeder Regierungserklä­
rung Maßnahmen :für eine Verwaltungsreform 
enthalten. Die unter der Alleinregierung Klaus 
gegründete Verwaltungsreformkommission er­
stellte 1969 - die Veröffentlichung erfolgte 
erst im DezemJber 1910 - einen 59 Seiten 
langen Bericht, der eine brauchbare Grundlage 
für einen längst fälligen Maßnahmenkatalog 
bilden kann. 

Auch die jüngste Regierungserklärung 
machte sicherlich richtige Aussagen über die 
erforderliche Rationalisierung der öffentlichen 
Verwaltung. Unsere Verwaltung ist jedoch 
heute noch nach dem Schema des historischen 
Obrigkeitsstaates des 18. und 19. Jahrhunderts 
strukturiert. In unserer .leistungsorientierten 
und sozialen Industriegesellschaft muß auch 
die Verrwaltung, der dynamischen Vorwärts­
entwicklung unserer Bevölkerung entspre­
chend, durch zeitgemäße Anpassung endlich 
die Voraussetzungen eingeräumt 'bekommen, 
welche erst eine optimale Effizienz ermö -
lichen. 

Der autoritäre Führungsstil vergangener 
Jahrhunderte muß einer offenen demokratisch­
kooperativen Führung weichen. Diese Er­
kenntnisse sind sicherlich in der Jüngeren 
GenerationIbesonders verankert und auch bei 

-
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Ing. Rudolf He1nz FIscher 
vielen in Führungspositionen der Verwaltung 
Tätigen erkennbar. 

Die Verantwortlichen der Regierung sollen 
aber nicht nur in schön anzuhörenden Formu­
lierungen davon reden, sondern durch Taten 
und Maßnahmen endlich Leitbilder und reale 
Zielsetzungen erstellen, die es erst ermög­
lichen, grünes Licht für ,Schulung und Weiter­
bildung im Geiste der bestehenden gültigen 
modernen Erkenntnisse zu 'geben. (Beiiall bei 
der OVP.) 

Die Notwendigkeit, ehestens eine Um­
organisation und eine zielbewußte Neu­
ori'entierung der Verwaltung vorzunehmen, 
ist den damit befaßten Experten bekannt, 
doch blieb es bisher nur Ibei :zögernden 
Ansätzen. Im wesentlichen gibt es derzeit für 
den Beamten, insbesondere für denjenigen, 
der mit wirtschaftlichen Agenden befaßt ist, 
weder eine gültige Zielformulierung noch die 
notwendigen FÜihrungsrichtlinien oder die 
Voraussetz,ungen, um die neuesten methodi­
schen ,Erkenntnisse durch SChulung und Semi­
nare vermittelt zu bekommen. 

Redew,endungen allein genügen jedoch 
nicht, es ist höChst an der Zeit, daß gültige, 
international 'erprobte Erkenntnisse auch bei 
uns in Osterreich endlich realisiert werden. 

In unserer leistungs- und erfolgsorientier­
ten Wirtschaft ist das Management als gül­
tige Methode, 'MensChen und Mittel umwelt­
bezogen in einen auf Analyse koordinierten 
Entschei'dungsprozeß zu führen, längst die 
erfolgreiche Grundlage jegliclJien Wirkens der 
Groß'betriebegeworden. Es ist jedoch in den 
gesamten Ber,eichen ,unserer ,öffentlichen Ver­
waltung durChaus möglich, ja unbedingt er­
forderlich, daß die modernen Erkenntnisse des 
Managements, die mit der Methode der Unter­
nehmungsführung und Planung zusammten­
hängen, endlich eingeführt 'werden. 

dungsleb.rgänge ~ür Beamte höheren Dienstes 
in Bayern könnten 'hinsiChtliCh der Gliede­
rung und des Lehrstoffes als vergleidlende 
Anhaltspunkte zum Autibau der Verw:altungs­
akademie genannt wer.den. 

Im verweise nachdrücklichst - wie iCh be­
reits im Finanz- und BudgetaussChuß gefor­
dert halbe - auf eine koordinierte Zusammen­
arbeit der Bundesr,egierung mit der Oster­
reichischen Akademie für Führungskräfte in 
Graz, die unser unvergeßlicher verewigter 
Landeshauptmann Kramer mit dem ihmeige­
nen Weitblick für zukünftige Entwicklungen 
gegründet hat. In Graz wurden bereits zwei 
Seminare über Verwaltungsmanagement durch 
einen international bekannten Schweizer Ex­
perten geleitet, Ich konnte als Teilnehmer fest­
stellen, daß wohl manche MinisterLen Beamte 
aus leitenden Positionen entsandt haben, beim 
zweiten Seminar im Oktober sogar das Bun­
deskanzleramt durch einen Herrn vertreten 
war, daß eine Anzahl junger amlbitioni'erter 
und fachlich bestens ausgebildeter Vertrags­
angestellter mit großem Eifer und Idealismus 
dieses Seminar besumt ,hat, aber dann, als ·sie 
versuchten, ihre Kenntnisse in die Praxis 
umzusewen, vielfach vor den Mauern aus dem 
vorigen Ja1hr1hundert standen, mit denen siCh 
manche Vorgesetzte sChützend umgeben, um 
ja keine Änderung, keine fortsdll'ittliche 
Dynamik einzulassen, da ja von "oben" dies­
bezüglidle Erlässe und Vorschriften fehlen. 

Deshalb veranstaltet die Akademie auf Vor­
sCh'lag der Absolventen am 21, und 22. Alpril 
1972 ein Seminar für Spitzenkräfte der Ver­
waltung - genannt 'MinistersemiIiar. 

Die Realisierung der 'bisher immer nur ge­
planten Rationalisierung kann aher kein Er­
satz sein für die Verpflichtung zu einer per­
manenten Weiterlbildung und Ausbildung der 
Spitzenpolitiker sowie aller Beamten in bedeu­
tenden FÜlhrungsposUionen uns,er,es Staates 
uber die neuesten Erkenntnisse des Fort­Es müssen von der' Bundesregierung auf 

Grund der vorhandenen Unterlagen und der schritts, der Technik, 
damit seit vielen Jahren befaßten Fachexper- des Managements. 

der Wissenschaft und 

ten, die bereits Gutachten erstellten - ich Gerade auf diesem Gebiet wird unter Be­
denke hier inshesonder,e an Herrn Professor weis gestellt werden, daß das Schlagwort vom 
Bruckmann -, endlich Prioritäten für die modernen Osterreich allein zuwenig ist, son­
Rationalisierung gesetzt werden, die Zielfor- dern die vielfach fälschlicherweise als reaktio­
muHerungen aUen Dienststellen klar und när V'erteufelte derzeiti-ge große Opposition 
deutlich übermittelt, die Hauptansatzpunkte sehr wohl ein realisierbares Konzept zu­
akzentuiert und die erforderlichen Konsequen- kunftsorientierter Methoden Ülber eine neue 
zen ezo en werden. r 

Es mangelt keineswegs - international be­
trachtet - an gültigen und erprobten SeIm­
lungseinrichtungen. Die herÜlhmte Ecole Natio­
nale d'Administration in Fontaineblearu., der 
Fortbildungslelb.rgang in Bonn, das Institut für 
Führungsaufgaben in Mailand, die Fortbil-

Einführung eines kooperativen Führungsstils, 
einer Vereinfachung des VeFWaltungsahlau­
fes und einer zielorientierten Ausbildungs­
methode vorlegen kann, 

Ich emielt zu meinem Bedauern im Finanz­
und Budgetausschuß vom Herrn Bundeskanz-

-

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 128

www.parlament.gv.at



498 Nationalrat XIll. GP - 9. Sitzung - 7. Dezember 1971 

lng. Rudolf Heinz Fisc:ber 

ler auf meine Anfrage über die Z1elvorstel~ Hinsichtlich der ersten Sofortmaßnafunen 
lungen ,bez::üglich des Termins tür die Er- durch Seminarausbildung verweise ich auf die 
richtung und inbetriebnahme der geplanten in der Schweiz seit 1910 bestehende Einfüh­
Verwaltungs akademie des Bundes keine be- rung des 'Eidgenössischen Personalamtes, 
friedigende und keine konkrete Antwort, son- durch die alle leitenden Beamten von sämt­
dern die lapidare Feststellung, daß im Budget lichen Bereichen der Verwaltung erfaßt wer-
1912 keine Mittel hielür vorgesehen sind und den und einen permanenten Schulungsprozeß 
auch die Voraussetzungen der gesetzlichen - der sich über mehrere Jahre erstreckt - zu 
Grundlage fehlen. absolvieren haben. Das Schwerpunktthema 

Nach elngehendem ~tudium und Sichtung heißt: Mitallbeiterführung und Kontrolle des 
des Archivmaterials mußte ich feststellen, daß eigenen Chef-V'efhalterrs. Geleitet werden 
die Entstffilung der Ansätze und die Weichen- diese Seminare von verschiedenen Experten 
stellung für die Verwaltungsakademie und für und qualifizierten, mit der Mechanik des Ver­
eine moderrie zielorientierte Ausbildung der waltungslbereicbes vertrauten, externen' Unter­
Beamtenschaft bereits in den letzten Jahren nehmungsberatern. 
der Regierung Klaus erfolgte. Wenn der durch neueste Publikation be-

Es gibt jedoch noch wesentliche Unter- kannte Volkswirtschaftsdirektor des Kantons 
schiede zwischen der Zielsetzung für die Zür.ich Dr. Künzi hiezu feststellt: "Kaderaus­
VerwaUungsakademie, wie sie !Von der der- !bildung im weitesten Sinne ist ein. Teil d€r 
zeitigen Regierung f€stgelegt wuroe, und dem Volkswirtschaft", so bedeuten die Investitiö­
Leitbild, das als zulw.nftsol'1ientierte Vorstel- nen, welche erst die Schulung und moderne 
lung unter Verwendung des bestehenden Ausbildung ermöglichen, eine fruchtbare An­
OVP-Konzeptes und Ein!bau d€r neuesten lage, deren positive Auswirkungen für aUe 
internationalen Erfahrungen ~u erstellen ist. Bereiche, auch die dler Wirtscha:ft, die ständig 
Die Richtlinien, wehne die Regierung KreiSky mit der Verwaltung konfrontiert ist, Gültig­
der von ihr gebildeten Kommission gegeben keit halben. Bei diesen Schulungen müssen 
hat, lauten: Vertiefung der Kenntnisse, Vor- auch die konkreten Feststellungen und mah­
bereitung auf die Laufbahn, Einräumung von nenden Worte, die jedem Bericht des Rech­
Aufstiegchancen. Diese Zielset~ungen ent~ nungshofes zu entnehmen sind, ausgewertet 
spflechen der Wertigkeit nach höch·stens dem' werden, um dadurch auch di'€ vorzügliche 
Ausbildungsstand ,einer allgemeinbildenden Arbeit der Prüfer und der gesamten Kontroll­
h.oheren Schule. Sie bedeuten jedoch einen institution für die Zukunft nutzbar zu machen. 
Rückschritt gegenüber dem seinerzeitigen Ent- Diesem "Rüdck.oppelungsprozeß" über die 
wurf eines Bundesgesetzes zur Errichtung Feststellungen aus dem Rechnungshofbericht 
einer Akademie. muß 'besondere Aufmerksamkeit zugewendet 

Das Leitbild einer nach den letztvorliegen- werden, wobei auch von den dazu verpflich-' 
den Erkenntnissen aufzubauenden Verwa:l- teten ver.antwortlichen Stellen Maßnahmen 
tungsakademie hat jedoch zumindest zwei gegen wiederholte Säumnisse hei nicht ge­
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen: rechtfertigter Verwendung öff·entlicher Mittel 

gegen den Schuldigen gesetzt werden müssen. 

Hinsichtlich des Zusammenwirkens durch 
die Einführung der elektronischen Datenver­
arbeitungsanlagen in der Verwaltung wurde 
der anfängliche Irrglaube nunmehr wohl zer­
stört, daß man angenommen hat, mit den 
Computern allein das Heilmittel rur die Ratio­
nalisierung gefunden zu 'haben. Heute wis­
sen die damit Befaßten, daß die richtige For­
mel nur lauten kann: "Rationalisierung ist 
Reorg,anisation und Automation". 

1. AbhaltuIllg von Kurzseminaren, die, ent­
sprechend etwa von der Akademie für Füh­
rungskräfte in Graz vo:rrbereitet, eheste kurz­
fristige Umschulung aller in Führungspositio­
nen tätigen Beamten vorn Bürochef his zum 
Sektionschef im Sinne moderner Management­
methoden sowie Vermittlung eines zeit­
gemäßen Führungsstiles umfaßt. Dieser Teil­
bereich ist als SofortInaßnahme unter Leitung 
anerkannter österreichischer und internatio­
naler Experten, die nicht dem Beamtenstand 
angehören sollten, zu realisieren. 

Will man die BOV -Anlagen nicht nur als 
2. Unverzüglicher Aufbau einer Akademie Informationsspeicher, sondern zur Erstellung 

dienlehrgängen, unterteilt in eine Grundstufe 
und eine Aufbaustufe mit Hochschulcharakter, 
Abschlußprüfungen. Zeugnissen und Ver­
leihung des entsprechenden Diploms, aU'tibau­
end auf die wesentlich moderneren Grund­
sätze des Konz,eptes der VoLkspartei. 

. .. . 
nungsaufgaben in der Verwaltung nutzbar 
machen, dann ist damit die Reorganisation 
und Umgliederung des derzeitigen patriarcha­
lischen Verwaltungs systems und die Einfüh­
rung neuer Stabsstellen unter Einräumung 
entsprechender Kompetenzen unbedingt er~ 
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forderlich. Um diese schwerste Hürde, vor der I der Gesetze und nicht eingeengt in die 
j'eder Scheu hat, zu überwinden, ist ,es erfor- Zwangsjacke vieler Verordnungen auch etwas 
derlich, eine dauernd,e und kontinuierliche flexibler und vor allem menschlicher entschei­
Ausbildung, ei.ne planmäßige Koordinierung den kann. 
und eine auf Analyse aUlfg,ebaute Entschei- Das harte 
dungstechnik f.ür alle Verantwortlichen in 

Schicksal, das darin besteht, daß 
einer Bäuerin in ärmlichsten Verhältniss1en mit 
einem Ausgedinge und einem Taschengeld von 
monatlich 100 S die zuständige Behörde keine 
Rente zubilligt, und ä1hnlich gelagerte Bei­
spiele im ,Bereiche der sozialen Versorgung 
müßten uns die Verpflichtung auferlegen, daß 
vor :Er1assung der Gesetze bedacht wird, wie­
weit dem vollziehenden Beamten in einem 
bestimmten Ausmaße eine menschlich und 
sozial begIiündete EntscheLdungsfreiheit ge­
währleistet :wird. 

Spitzenpositionen eiIllzuführen. 

Es muß jedoch im Hinblick.· auf die Auto­
mation gesa'gt werden, daß bereits s,ehr gute 
Ergebnisse in Teiltbereichen der öffentlichen 
Verwaltung erzielt werden konnten. Ich 
möchte insbesondere die automatische Staats­
verrechnung und die erfolgreich durchgeführte 
automatische Steuerverrechnung im Finanz­
ministerium und in den zugehörigen Dienst­
stellen hervorheben. 

Obwdhl der österreichische Staatsbeamte Das würde nicht mehr bedeuten als die 
von "oben" bisher keinerlei oder nur spär- Ubereinstimmung mit dem Grundsatz, daß der 
liche Führungsimpulse hinsichtlich der An- Gesetzgeber den Lebens- und Freiheitsraum 
wendung neuester, wissenschaftlich bereits er- des Staatsbürgers in tböchstmöglidlem Maße 
probter Erkenntnisse des Managements in der zu respektieren hat. SOVliel 'Frei.heitals mög­
Verwaltung erhalten hat, hat er nach bestem lich und nur soviel Sta'at als unbedingt er­
Wissen und Gewissen "durdl konstruktives forderlichl (Bei/all bei der OVP.) 

Improvisieren" - eine besondere BegabUng! Präsident Probst: Der nädlste Redner ist 
des gelernten Osterreichers - die ersten Wel- der Herr Abgeordnete Dr. Gasperschitz. Er hat 
len des Automatisationsproblems bestanden, I das Wort 
und wir haben dadurch gerade noch den An- . 
schluß an die internationale fortschrittliche Abgeordneter Dr. Gasperschitz (OVP): Herr 
Entwicklung der freien westlichen W1elt nicht Präsident I Meine sehr ;geelhrten Damen und 
ganz verpaßt. Herren I Eingangs möchte ich :im Hinlb.lkk auf 

eine Feststel1ung des Herrn ,Alb ge ordneten 
Wenn wir jedoch Vergleiche anstellen, Josseck folgendes sagen: Ich war ,zehn Jahre 

w:~lche Ausgab~n in den .:Bu~gets der euro- lang im Bundesr.at und bin nun neu im 
palschen Industnestaaten fur dIe Schulung und Nationalrat. Die Präsenz Jim Buntlesrat ist ·als 
~usbil~ung der V:erwaltungsbeam.ten prälim~- 'I sehr gut zu bezeichnen. Das ist darau.f 2urÜcK.­
m~rt sI~d, und dIe .~un~esrepubhk zum Bel- zUJführen,daß die Sitzung,en des 'Bundesrates 
spIel mIt l~ufenden .~ahrhchen K~sten -:-.ohne ja nur relattv sehr rkuIiZ dauern. Im Nationa'l­
Bauten - In der HOIhe von 4 bIS 5 MlllIonen I rat dlst dies ander·s. 
D-Mark rechnet, so können wir ermessen, was 
es rur einen Rückstand ·bedeutet, wenn in 
unserem Budget für 1972 hiefür nahezu kei­
nerlei Dotierung 'Vorhanden ist. 

Hier gilt es endlidI Scbiwe:vpunrkte zu setzen 
und auch dem fortschrittlidI ausgebildeten, 
mit modernen Methoden vertrauten, jungen 
ambitionierten Beamten durch eine leistrings­
gerechte Entlohnung Anreize für seinen Ein­
satz zu gebenl 

kbschließend :haben . wir jedoch einen 
Grundsatz zu erkennen: Der Mensch, der 
arbeitende Beamte und wir alle, die wir seine 
Dienstleistungen, sein Service benötigen, sind 
in den Mittel unkt aller Ubede un eil zu 
stellen. 

Ich gaube ,einmal feststellen':zu dürfen 
- das ist meiner Meinung nach ·auch !für das 
Publikum sehr iwichtig -, daß die Aibg,eord­
neten im Nationalr,at tbei Sitzungen, <He 
12 und 14 Stunden im Tag dauern, doch über­
fordert,sind. Wdr sollten einmal aus diesen 
eingefalhrenen Geietsen herauskommen und 
hier Reformen durchführen. (Beifall bei der 
OVP und bei AbgeoI,dneten deI FPO.) 

Meine sehr ,geehrten i[) amen und Her.ren I 
Nun zu meinem Refer.at. ,Ich möchte jetzt nidIt 
iiJber die Verw-altungsreform sprechen, son­
dern will vielmehr iÜiber di,ePersonalvertre­
tung reden und hier meIne Gedanken zur 
Mo ernisierun des Dienstrechtes ·auf.zei en. 

Im Bundeskanzleramt Wird nunmehr eine 
Wir, die Mitglieder der gesetzgebenden Kollegialbehörde im Sinne des Artikels 133 

Körperschaft, h~ben die Verpflichtung, nun- Z. 4 Bundes-Verf.assungg.gesetz eingerichtet. 
mehr die Voraussetzungen daiür zu schaffen, Es handelt ,sich dabei um die 'Personalvertre­
daß die Eigenv,erantwortlich'keit des Beamten tung,saufs'ichtskommis'sion, wie sie nunmehr 
dadurch angehoben wird, daß er im Rahmen in der ersten Novelle rum lBundes-.P.ersonal-

-
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vertretungsgesetz vorgesehen ist, hesteJhenld. 
aus drei Richtern, aus einem Bundesbeamten 
als Dienstgelbe.I1v:ertreter, aus einem Bundes­
beamtena,1s ,DienstnehmellVertreter. 

Diese Kollegialbehörde soll als Aufsichts­
behörde tätig sein und hat über die Gesetz­
mäßigikeit der Geschäftsfülhrung der Personal­
vertretungsorgane zu :entsdte'id·en. Sie kann 
Besmlüsse, die dem Ges'etz wider,sprechen, 
aufheben und Organe der Personalvertretung 
auflösen, wenn Pflichten ,v.erletzt wertlen. 

Bisher, seit Bestelb.en des 'Bund;es-Personal­
vertretungs gesetzes, haben dieses Aufsichts­
remt die 'Bundesregierung bezi.ehungsweise 
der Bundesk:anzler und die Bundesminister 
ausgeübt. 

Es sei das V'erdienst der Sozialisten, so 
hieß es in der WahJrweIlbung zu den zweiten 
Bunld..es-Personalvertretungswahlen, daß das 
Aufsichtsremt nunmehr einer rweisungsunge­
bundenen Behöroe übe1-tragen worden sei. 
Das Bundes-<P'ersona,lrvertretungsgesetz 1961 
sei 'eine bloße Fass·ade ,einer Dienstnehmer­
schutzeinrichtung gewesen, jetzt seien die 
sozialistismen Rorderung·eneIlfüllt worden 
- so sinngemäß der kbgeordnete Robert 
Weis,z in der letzten Haussitzung -, erst 
jetzt hestünde ein emtes, 'Wirksames Perso­
nal vertrebung.srecht. 

Nun, meine sehr geehrten Oamen und Her­
ren, machen wir auch diese Dinge transparent! 

Ich stelle fest: Anläßlich Ider VerhandLungen 
fiber das Bundes ... Personalvertretungsgesetz im 
Jahre 1961 hat die damalige iBundesJ1egierung 
Klaus der Gewer.kschaft der ,öffentlich Bedien­
stetengenau dieselbe Personalvertretungsauf­
sichts'kommission vorg.eschlagen, iwie sie nun­
mehr im Bundesk!anzleramt 'installiert wird. 
Wer das nicht glauben will, nehme das Bun­
des-P,ersona1vertr,ebung,s.gesetz aus !dem' J a1hre 
1961 zur Hand und lese die Erläuternden Be­
merlkungen zu § 39, wo es ,heißt: 

"Da es dem Bundesik!anzleramt nicht ziel­
fuhrend ,erschien, die Aufsicht über die Perso­
nalvertrebung jenen 0Il9anen des Bundes zu 
übert:r.agen, di'e den Einf>ichtungender Perso­
nalvertretung gegenüberste'hen, hat der letzte 
Entwurf des Bundeskanzleramtes die Errich­
tung einer Kommission im Sinne des Arti­
kels 133 Z. 4 Bundes-Verfassungs,gesetz vor­
gesehen. Diese Kollegia>lbe!hörde sollte aus 
einem RiChter als Vorsitzendem und aus vier 

"Die ErriChtung einer solchen Aufsichtsbehörde 
halben die Vertreber der Gewerkschaft I(I}bge­
lehnt und vorgesdllagen, die Aufsicht über die 
Personalvertretung den einzelnen Bundes­
ministern beziehungsweise der Bundesregie­
rung zu übertragen." 

ICh ghrube aus dieser Situation kein politi­
sChes KJapital 2lU sdl:lagen, demI. ich erinnere 
miCh noch -an meinen Vorgänger, den Herrn 
Bundesrat Dr. Koubek, ich erinnere mich 
daran, wie er Bundeskanzler Dr. Klaus ersucht 
hat, VOiIl etner solchen Kommission .abrusehen. 
Er hat damals ausgeführt, eine 'solmeKom­
mission gtl'aube unbedingt tätig w-erden zu 
müssen, es komme ru einer "Gsc.baftlhuabe­
rei", wde er sich ,aru.sgeldrückthat. 

Bundeskanzler Dr. KlalUs ·hiat damals der 
Forderung der Gewerktscha.ft 'der öffentlich 
Bediensteten RlechnllJ.lJg getrag·en. Also d,ie 
Bundes-PersonalvertretuIlJ9!soofsichtskommis­

sion ist nichts Naues. 

Ich gebe zu, daß die sozialiistische FJ1aktion 
1961 im Zusammenhang mit dem Bundes­
PersoDalvertretungsgese~ weitere Forderun­
gen gehaJbt hat, die sie in 'einem Minderheits­
ber.icht niedergelegt hat. Es ,handelt sich um 
fünf weitere Forderungen, die im Stammgesew: 
nicht ver.wiJ1kloidü wurden. 

Die lSoziali'stisme FmkUon hat damals ge­
foroert: däe Einrichtung einer parlamentari­
schen Beschwerdekommission; ein Mitwir­
kUng'srecht bei Neuaufnahmen, was aru.ch nach 
dem BetTiebsrätege'setz nicht möglich i-st, bei 
Dienstzuteilungen und Versetzungen; Ent­
scheidungen des Leiters der Zentralstelle sol­
len durch einen unamed1tb'aren Besd1eid erfol­
gen; das Recht der Personalvertretung auf Ein­
spmch bei KündiguIlJg ·eim.es -DienstverihäIt­
nlisses soU verwirkLicht werden; das ·Mitwir­
lrungsrecht bei Uberna!b.me von Bediensteten 
in das öffentlich-rechtliche D~enstverhältnis, 
bei Beförderungen und Uberstellungen wurde 
",erlangt. 

Weil diese .fünf Forderungen im: Stamm­
gesetz nid1t eIifüLlt worden sind, stimmten 
di-e Sozi'alisten damalls, 1961, g·egen das Bun­
des-Pernonalvertretungsgesetz. 

Was geschah eigentl,ieh seit der InstalHe­
rungeiner sozialistischen Reg-ierung? Ich muß 
feststellen, daß keine der von der soziaI.isti­
sehen Fraktion im Minderiheitsberieht ·aufge­
stellten Forderungen, deren ErffiUung nach 
Meinung der Sozial'istene'fst eine echte 
Dienstnehmerschutzeinrichtung garantiert 
hätte, in der Novelle von der sozialistischen 
Regierung erfüllt wurde. 

In den Verhandlungen wurden diese For­
deI1tlIl.gen der Sozialisten von 1961alb.gelehnt. 
Bei einer Forderung oder Ibei zw·ei Forderun­
g-en 'bestanden ja verfassungsmäßige 'Beden­
ken, und zwar auch schon unter 'der Regle­
rung Klaus. 

Die sozialistische Regiet"UDJg hat nunmehr 
eTfahren müss'en, daß man Bedenken des Ver-

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)48 von 128

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP ~ 9. Sitzung - 7. Dezember 1971 501 

Dr. Gaspersdrltz 
fassungsdienstes des Bundeskanrderamtes nicht dem Ordnungsgedaliken und damit der 
nicht ohneweiters üb'ergehen kann. Weder AUlfgabenstellung -im öffentlichen Dienst. Es 
unter Klaus noch unter Kreisky war es mög- geht uns ja um dieV;ermenschlichung des 
lich, solche Bede:rJ:k.en des Ver.fassungsdienstes gesellscha.ftlichen 'Zusammenlebens im Beruf. 
zu :zerstreuen. Es IW'ar auch der sozi.a'listischen Es geht um die Entfaltung der Ein~elp'ersön­
Regierung nicht möglich, insoweit Waffen- lichkeit. Daß die Bindung ·an Gesetz und die 
gl ei<hiheit zwischen Bundesministerien und Befolgung einer dem Gesetz nicht wider­
Zentraipersonalvertretung herzustellen, daß sprechenden Weisung als Grundpfeiler der 
bei differenten Auffassungen ~·schen Ressort Rechtsstaatlicbkeit .für den Beamten unbe­
und Personalvertretung eine übergeordnete dingte Verpflichtung .bedeutet, bedarf 'Wohl 
Kommission entsmeidet. Es ·blieb bei der keiner Begründung. 
Letztentsche,idung des Ministers. 

DeT Herr Bundeskanzler hat anläßlich der 
Verhandlungen Ülber die Novelle der Ge­
werkschaft der öffentlich Bediensteten einen 
Vorschlag unterbreitet, der eine Mi'lcterung 
der ungleichen Po&itionen zwischen Minister 
und der Zentralpersonalvertretung bringen 
soll. Auf Antrag der Zentralpersonalvertre­
bullig soll der Minister 'Verhalten se.in, die Per­
sonal vertretungsaufsichtskommission anmu­
rufen, die in begrenzter Frist dem Bundes­
minister ·ein Gutachten zu erstellen hat. In die­
sem Fall fungiert diese Kommission als Be­
gütachtungskommission ohne Behörd.encharak­
ter. An 'dieses Gutachten ist ·zW'aT der Minister 
nicht gebunlden,aber die Entscheidung wird 
ibm bei ge.gensätJzlichen Auffassung·en doch 
erschwert. Wir haben diesem V.orschlag des 
Herrn Bundeskanzlers :rugestimmt, darin einen 
Fortschritt gesehen und ihn daheir auch aikizep­
tieTt. Als die RegierungsnOiVelle dem Parla­
ment zugeleitet wurde, stellten beide Gewerk­
schaftsfra!ktionen ,fest. daß im ,Entwurf keine 
Begutachtungskommission enthalten rwar. 

Eine:abermalige Aussprache mit dem Her,rn 
Bundeskanzler er,gwb, daß der Herr iBundes­
kanzler damals im Ministerrat mit seinem 
eig.enen Vorschlag vorerst nicht durchgekom­
men war. Erst unser ener.gischer Protest wegen 
Verletzung v,on Ulbereinkommen mit der Ge­
werkschaft ibeswiJ'lkte die Korrclt.bur der bereits 
eing,ebrachten RegieTungsvorla.g,e. Eine nicht 
uninteressante Feststellung: Solange man 
Opposition ist, fordert man alle Rechte für 
die Dienstnehmer im öHentlichen [)ienst; 
sobald man selbst Dienstgeber ist, stellt man 
sich viel ablehnender oder zurücklhaltender 
gegenÜJber Erweiterung von Rech,ten und 
desavouiert sogar die eigenen, seinerzeit in 
einem Minderheitsbericht ni'edergelegten For­
derungen. 

1S m nur eIn ogan ur eIne a wer ung, 
sondern eine For;derung der in den Ämtern, 
Gerichten .und Schulen, Jm PoiLzei-, Gendar,.. 
merie-, Zoll- und JustirLdienst sowie in den 
Wirtschaftsbetrieben des Bundes tätlgen B'e­
dienste.ten. Und diese Forderung, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, widerspricht 

Die geforderten demokratischen Grundsätze 
beziehen sich auf den Dienstbetrielb selbst und 
hCl!ben sich seit den letzten J a1hren zum Teil 
im öffentlichen Dienst ·auch durchgesetzt. 

Das Bundes-Personawertl1etungs'ges·elz habe 
ich ,bereits erwähnt. Es Ibrachte beachtliche 
Mitwirkungsr.echte der Per.sonalvertrete,r 'zur 
Wahrung der beruflichen, wirtschaftlichen und 
sozialen, kulturellen und gesundheHlich'en 
Interessen der Bediensteten. 

Zill erwähnen ist die :Dienstpragmatik­
Novelle 1969, die der aus der Monarchie 
stammenden Dienstpr.agmaUk Besti,mmungen 
einfügte, die gemes'Sen an dem Geist des 
unzeitgemäßen und verstaulbten Stammgeset­
oos ger·ad.ezu revolutionär erscheinen: Die 
Unabhängigkeit der Mitglieder der Dienst­
beurteilungskommissionen wurde statuiert; 
der Beamte erhält das Recht .auf 'Einsichtnahme 
in s·eine Dienstbeschrei;bungj Mitglied,er der 
Qualifikations- und üisziplinarkommissionen 
.für die LandeslEfurer werden von den Standes­
kollegen ,gewählt; gegen w.illkür.liche Verset­
zungen 'Wurden Schut~bestimmungen g.et'rof­
fen. Das GaMe war sicherlich ein großer 
Schritt :zu einer Modernisierung 'des Dienst­
r.echtes. 

Reformen durch NovelHerung von Gesetzen, 
die in ihrer Grundhaltung unzeitgemäß sind, 
bleiben alber immer nur ein FlicklW·erk. Das 
sehen wir auch im Gelbiet der Strafrechts­
r.eform. Soweit es sich um öffentlich-cr-echtliche 
Bedienstete handelt, müssen wir zu einem 
Beamtendien!strechtsgesetz .kommen, das unse­
ren demokr·atischen Vorstellungen entspricht 
und auch die im Geharltsüberleitungsgesetz 
verstreuten Vorschriften über Anstellung, pro­
visorisches Dienstverhältnis und Versetzung 
in den Ruhestand in einer Gesetzesmaterie 
zusammenfaßt. 

Herren, einige Gedanken 
men des Dienstrechtes: 

1. Die unbedingte Gehorsamspflicht des Be­
amten soll sich auf den Vollzug der Gesetze 
und auf die Be'folgung der im Rahmen der 
Gesetze erfolgten Weisungen der Vorgesetz-

37 
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ten beschränken. Schon nach der der.zeitigen 
Rechtslage bestimmt der Artikel 20 Abs. 1 
Bundesverfa.ssung, daß Weisungen abzuleh­
nen sind, wenn sie von einem unruständi­
gen Or·gan erteilt wurden oder die Befolgung 
gegen strafgesetzliche Vorschritten verstoßen 
Wlürde. 

Soweit ·es sich um Weisungen handelt, die 
nicht die AmtsausÜlbung, nämlich die Erledi­
gung der Akten ,betreffen, wäre gesetzliche 
Vorsorge zu teffen, daß· der öffentlich Bedien­
stete sich in jedem Fall an die Personalvertre­
tung wenden kann, die ihrerseits die Möglich­
keit hat, wil1k!sam Einspruch gegen solche 
AnoIdnungen zu eIlheben, und ~ar dann, 
wenn die Anordnungen offensichtlich unge~ 
recht, .schikanös oder unsozial sind. 

3. Verhalten des B-eamten:· Nach § 24 
Dienstpragmatik hat der Beamte in und außer 
Dienst das Standesansehen zu wahnen. Diese 
Bestimmung ist· meines Eramtens !Ilicht mehr 
zeitgemäß. Die FI1age, wann das Standes­
ansehen verletzt ist, wird ja sehr untersdlied­
lieh beurteilt. Ein Fall aus der Ersten Repu­
blik, an den ich mich noch erinnern kann: 
Ein Richter in einer Bezirksstadt, ein junger 
Richter, trägt einen Kartoffelsack auf seinem 
Rücken und wird deswegen beanständet, er 
muß del?wegen über sich ein. Disziplinarver­
fahren ergehen lassen, weil das den Standes­
pfLichten widerspricht. 

Ich glaube, der Begriff Standespflichten 
müßte aus der Dienstpragmatik eliminiert wer­
den. Das Ve:rhalben eines Beamten findet 
ohnehin dn .der Dienstbeschreibung seinen 
Niederschlag. Nur ein in der Bevölkerung 
Ärgernis erregendes Verhalten soll nam mei­
ner Meinung disziplinär verfolgt werden. 

In der Regel 'besteht Ja im Rahmen des 
öffentlichen Dienstes ein gutes K,uma, man 
darf ja nicht übersehen, der Dienststellenlei­
ter ist nach unten wohl Dienstgebervertreter, 
in der Hier.archie nach oben geg.enuber seinen 4. Zu den Emenmmgen: Wie befördert wird, 

ist für viele Beamte eine Geheimwis:senschaft Vorgesetzten bedarf auch er der Unterstüt-
zung der ü'betg,eordneten Per,sonawer.tretJung. - nm bei den Bundesbediensteten, nimt bei 

den Landes- und Gemeindebediensteten. Er-
. Im Dienstrecht ist auch das Recht des Beam- nennung von Beamten war Ja ein Remt des 

ten - ich glaube, es ist gerade jetzt sehr Kai.sers. Nun ilst daraus ein Recht des BUn­
wichtig, dies festzustellen ~ auf freie Mei- de'Spräsidenten geworden, der sein R'echt zum 
nungsäußerung iklal1Zuste'llen und auch ent- 1iei! an die Bundesminister delegiert hat. Die 
sprechend zu fi:rienen. Dem öffentlich Bedien- ErnennUllJgen können nur auf Antrag der Bun­
steten steht wie jedem ,anderen Staatsbürger desregierung oder des BundesmiIllisters erfol. 
das demokratische Recht der freien Meinung,s- gen. Ich glaube, das Emennungsredlt des 
äußerung Zl,l, wenn sie in sachlicher und Bundespräsidenten iJst ein Relikt 'aus der 
objektiver Form erfolgt. Das, glaube ich, ist Monarchie und' paßt jetzt nicht mehr in das 
die Formel, die man akzeptieren kann. Bild einer parlamentarischen Demokratie. Das 

2. Die DalUer des AmtsbesuChes, der Amts· Recht auf Ernennungen soUillUssch1ießlich der 
besuchszeit, geht ja konform mit dem Arbeits- Bundesregierung beziehungsweise dem zu­
zeitgesetz. Anordnung von Uiberstunden soll ständigen Bundesminister zukommen, da diese 
auch im öffentlimen Dienst, und z'war ()Ihne ja auch der 'parlamentarischen Kontrolle unter­
Begrenzung, das sehen wir ein, möglich sein. liegen. 
Stellen wir uns einen KriminaLbeamten vor, Die bestehenden, zwischen Präsidentschafts­
der einem Verbrechen nachzuspüren hat. Hier kanzlei illilld Bundeskanzleramt abg·esprodle­
gibt es also keine IBesdlränkung von Ober- nen BeförderungsI"ichtlinien. ,sollen verrecht· 
stunden. Alber Ober,stunden soUen nur dann licht werden. Damit wild der Protektionismus 
angeordnet werden, wenn sie dienstlich not- weitgehend verhindert. Da die erstellten Lauf­
wendig sind. Und sie müssen genau ,so wie baJhnen nach der Qualifikation des Beamten 
in der Privatw1rtschaftabgegolten werden und :reitlich verschieden lang sind, wd;rd das von 
g,enau sosteuerlicb. hehan1delt 'Wer.den. uns allen geforderte Leilstungsprinzip für die 

Esg,ibt verschiedene Kuriositäten in der 
Dienstprag.matik. Die Dienstpragmatik enthält 
noch die Bestimmung, daß dem Beamten die 
SonntagsIlUhe nur insoweit zu. ermöglichen sei, 
als dies mit den unabweisbaren Erfordernis-

Beförderung wohl entsprechend zu berück­
sichtigen lSe,in. 

Meine Gedankengänge sind insofern un­
ridltig 'in der P~esse ausgelegt worden, als 
man der Meinung war, daß jeder Beamte, der 

sen es Jens ·es vereIn ar 1:S. .a,> er meine e w:a au 1e orausse ng ur elnen .un'­
ich, meine sehr ge,ehrten lDamen und Herren, tionsposten erfüllt, diesen auch ohne Rück­
mit der Dienstpragmatik aus der Monarchie sicht auf da's Vorhandensein im Dienstp<>sten­
in der Hand in die Ofientlichkeit zu gehen plan erhalten muß. Ist nach dem Dienstposten­
und ·auf die Gehorsamspflicht der Beamten zu plan kein Funktionsposten frei, gibt es trotz 
verweisen, steht einem Republikaner wohl ErfülLung der Voraussetzung keine Beförde-
nicht gut an. rung. 

-
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Wenn der Herr Bundesminister LütgenJdorf 

zum Jahresanfang 21 Generale ernennen will 
und der Herr Bundeskanzler nur sems beim 
Herrn Bundespräsidenten beantragen will, 
weil ihm diese sechs Generale als genügend 
erscheinen, bleibt es eben bei diesen sems, 
wenngleim 21 die VoraiUSISetzungen für die 
Ernennung hätten. (Zwischenrufe bei der 

. SPO.) Im habe keine Gener:alstCl!bsausbildung, 
daher weiß ich nicht, ob sechs oder 21 Gene~ 
rale notwendig sind. (Abg. Dr. Tu 11: Gene­
rale haben wir genug!) Der Herr Bundeskanz­
leT hat sie aber auch nicht, wie ich gehört 
halbe. Das ist eine ganz klare AngelegenJheit, 
was ich mit einem Beförderungsgesebz meine. 

Was wir bei den Beförderungen woUen, ist, 
daß man daraus keine Geheimwissenschaft 
macht, sondern aruch hler das Prinzip der 
TranspaTenz gilt. Auch die öffentlich Bedien­
steten haben ein Recht, zu wissen, auf welcher 
Grundlage und in :welmer Weise Beför,derun­
gen vorgenommen werden. (Abg. ·W eis z: 
Warum haben Sie das nicht in den letzten vier 
Jahren verlangt? Von 1966 bis 1970 hätten 
Sie Zeit gehabt, das alles zu verwirklichen!) 
In dieser Zeit ist keinem Bediensteten ein 
Haar ,gekrümmt worden. Da ha,ben wir noch 
keine Not/wendiglkeiten dafür g·esehen. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

5. Der Urlaub. Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Bemessung der Urlaubsdauer, 
nach Verwendungsgruppen und Di,enstklassen 
abg-e.stellt, finde ich als nimt mehr zeitgemäß 
und ungerecht. (Neuerliche Zustimmung bei 
der OVP.) Sie soll sich ausschließlich nach 
Dienstzeit und Lebensalter orientieren. 
Schließlich soll deT Erholungsurlaub der phy­
sischen und psychismen Re,gener-ation dienen. 
Die Erkenntnisse der Medizin und nimt die 
Dienstklasse, in der sich _ der Beamt,e Ibefin­
det, sollen in dieser Richtung maß-gebend sein. 

Im übrigen hat sich heuer in der Frage, 
wie ein Samstag zu werten ist, wenn auf ihn 
ein Feiertag fällt, eine Groteske abgespielt. 
Nach den Richtlinien für die Einfülhrung der 
Fünf-Tage-Woch.e sind die am Samstag ent­
fallenden Dienststunden durch eine entspr,e­
chende Verlängerung der Allbeits-zeit -an den 
übrigen Wochentagen, nämlich von Montag 
bis Freitag, einzubringen. So !hat ein. Bedien­
steter nach Einführung der Fünf-Tage-Woche 
bei einem Urlaubsanspruch zum Beispiel von 
20 Werktag,en 11 Arbeitstage Urlaub. Auf 

. .... .. 

festgestellt, daß eigentlim Jedem Be'dienste­
ten der Feiertags-Samstag mir seinen Urlaub 
gut1JUsch~eiben ist, weil er ja nach den er­
wähnten Richtlinien eingearbeitet werden 
muß. 

Der Herr Bundeskanzler hat diese Argu­
mentation auch -eingesehen und entspre~ 

chemIe Empfehlungen an di.e Ressorts hinaus­
gegeben. Und siehe d(!.! Während einier kurzen 
Abwesenheit des Herrn BUD!deskanzler-s wird 
im Ministerrat unter Vorsitz des Herrn Vilze­
kanzlers und OGB-Vizepräsidenten die 
Empfehlung des Herrn Bundeskanzlers zu­
rückgenommen. (Abg. 0 f e n böe k: Nicht 
zum ersten Mal!) 

Ich hätte mir nicht gedacht, daß dieses Vor­
gehen eine so große .Resonanz unter den 
öffentlich Bediensteten gefunden hat. In vie­
len Versammlungen der öffentlich Bedienste­
ten bin ich ÜJber das Verhalten des Herrn Vize­
präsidenten des OGB /Und Vizekanzlers be­
fragt worden. 

Tatsächlich ist ja nicht zu begreifen, daß 
kein Zeitausgleich für eingearheit-ete Stunden 
erfolgen soll. 

Es wäre glaublich an der Zeit, die 
Urlaubsregelung im Sinne meiner Aus­
fÜlhrungen neu zu gestalten, also keine Bemes­
sung nach Venwendungs.gruppen und Dienst­
klassen, sondern nach Lebens- und Dienst­
alter, wobei eine Umrechnung WeI1ktage auf 
Arbeitstage doch auch endlich auf:rulassen 
wäre. 

Breiten Raum nehmen die Disziplinarvor­
schriften in der Dienstpragmatik ein. "Be­
amte, welche ihre Standes- und Amtspflichten 
verletzen, werdenunbesmadet ihrer strafge­
setzlimen Verantwortlicbk,eit mit Ordnungs­
oder Disziplinarstrafen belegt" , so heißt 
es im § 87 der Dienstpragmatik. 

Diie Doppelbestra'fuIlig eines Beamten muß 
meiner Ansicht nach fallen. Ich glaube, daß 
der Herr Bundesminister für Justiz dankens­
werterweise ähnliche .ÄJußerung~n gemacht 
hat. Di-e Doppelbestr,afung ist ungerecht! Wer 
gerichtlim verurteilt oder mit Verwaltungs­
strrufen belegt wird, soll nur dann diSoziplinär 
verfolgt werden, wenn amunehmen ist, daß 
die Disziplinarkommission auf Entla.ssung 
oder Pensionierung -erkennen wird. Diese 
Möglichkeit muß man ja wegen deT Unkünd­
barkeit d,es -Beamten offenlassen. 

Gerade unlängst habe im -einen Fall gehCl'bt: . _. 

festgestellt, daß dem 'beurlaubten Dienstneh- an sich den Alkoho'ltest durdrführen 'Zu lassen. 
mer der Samstag dann zusätzlim der normalen Er wilnde desweg-en mit einer holhen Venwal­
Urlaubs dauer zuzurechnen ist, wenn auf ihn tungsstrafe belegt. Nun hat er dazu jetzt noch 
ein Feiertag fällt. ein Disziplinarverfahren anhängig. 

Die Gewerksm&ft der öffentlich Bedienste- Bei V,erurteilung wegen eines Verbrechens 
ten hat diese Entscheidung aufgegriffen und verliert der Bedienstete schon -ex lege die 
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Ämterfähigkeit, ;sofern nicht die Rechtsfolgen 
aufgeschoben werden. Man könnte auch den 
StraJfgeridltoen das Recht ülbertragen, daß .sie 
mit den V:erurteilungen die alllfäUigen Rechts­
folgen der 'Entlassung oder der Pensionierung 
konkret auszusprechen halben. Ich Ihabe zu den 
Gerichten deshalb mehr Vertrauen, iWlei'l ihre 
Una.bhängigkeit fester ;gesichert ist. Sicherlich 
sind die Mitglieder der lDiSIZiplinarkommissio­
nen nach der Oienstpragmatik auch selbstän­
dig und unaiblhängig, allerdings nur in Aus­
übung ihres Amtes als Mitglieder der Kom­
mission, jedoch nicht mehr in ihr,ern sonstigen 
beruflichen Wirkungskreis. 

Der Ankläger ist der weisungsgebundene 
Disziplinaranwalt. Aus seinem Munde wird 
bekannt, wie die Dienstbelhörde, das lBundes­
ministerium, den FaU sieht und welche Be­
strafung di,e Behörde ,als angemessen er.achtet. 
WeiChen die Mitglieder der Kommission von 
den Anträgen der Dienstbehörde, vertreten 
durch den DisziplinaraIllwalt, alb, ist es in eini­
gen heiklen ,FäHen sChon passiert, daß es ,zu 
Verstimmungen !ZWischen der Dienstbehörde, 
dem Bundesminister und den Kommissions­
mitgliedern gelcommen ist. 

Eine in jeder Hinsicht gesicherte Unabhän­
gigkeit ist ibei der bestehenden Konstruktion 
der Disziplinarkommissionen, mit Ausnalbme 
der Obersten DiszilplinaI1kommission, deren 
Zustänldigkeital1eMing,s !beschränkt ist, wolhl 
nicht gegeben. Die Gewer.kschwft der öffent­
lich Bediensteten hat schon einmal die Ein­
richtung eines lDienstg,erichtes mit einem Rich­
ter als Vorsitzendem gefordert. Die Beisitzer 
soUen nicht nur ,aus ressorteigenen Beamten 
bestehen, denn dadurch könnte die Unabhän­
gi,gkeit viel besser ,gesichert werden, als es 
heute dier Fan ist. 

Meine sehr ,geehrten Damen und Herren I 
Ein modernes, zeitgemäßes Dienstrecht gehört 
zu den großen Anlieg,en '<ler :GeJWeDkschaft 'der 
öffentlich Bediensteten. Nur ein ,solches wird 
dem neuen Beamtentypus ,gerecht, der wendi'g, 
unabhängig und aufgeschlossen ist und der 
- wi,e Seiktionsrat Franz Berner in einem 
Aufsatz sagt - wenig vom iBürokraten, viel 
vom Technokraten, mehr 'Vom Manager und 
manches vom Pihilosophen hat. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner zum 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 

1'P ,- ng. anrei . r 'at das Wort. 

Albgeordneter Dipl.-Ing. Hanreidl (FPO): 
Meine sehr geehrten Damen rund Herren! Ich 
möchte versuchen, mich ;bei meinem kleinen 
persönlichen Beitr.wg ,für eine kommende Ge­
schäftsor.dnungsreform sehr kurz zu fassen und 

emen DtsJrussionsbeitrag .'ZU leisten, nicht je-
doch einen Vortrag zu halten. . 

In diesem Sirune möchte im auf die Aus­
fü!hrungen des Herrn Abgeordneten tOr. TuH 
von der SozialistisChen P,a:r:tei ·eiIllQehen, ins­
besondere auf seinen Hinweis, 'daß die 
SoziaUstische P,artei doch eine selbständige 
und eigenstänl{Uge Partei sei. Ich glaube, man 
muß dabei berückisichtigen, daß sich die 
Sozialistische Partei ,a1s Mitglied einer Ge­
samtheit, ,als Mitglied der SoziaHsti'smen 
Internationale versteht und daß sie daher auch 
Gedankengut in sich träg,t und Vierwirk1imt, 
das weit über den österooichischen Itcthmen 
hinausreicht. 

Die Einflüsse von Schweden und der 'Bundes­
republik Deutschland sind sicherlich '50, daß 
man nicht eim-ach darÜlber hinwegsehen kann, 
1md es ist durchaus begründet, wenn der Herr 
Kollege Dr. Withahn Ausschnitte aus Kom­
mentaren ,ausländisCher Zeitungen ZIU' den 
Vorgängen in Deutschl:and Ibringt. 

Der Herr Kollege TuB hat :Lwar die Ziel­
vorstelLungen beschworen und hat in diesem 
ZUJsammenhang' auCh einige tatsächlime Vor­
gänge und Aktionen der Sozialistischen Partei 
angefÜ!hrt. Er hat über diese Zielvorstellungen 
a,rl sich ,aber keine AuS'sag'egemacht. Im halbe 
eher den Einldruck gehabt, daß er die Erfüllung 
von EI'Jiahrungen aus Meinungsbefragungen 
wiedeI'Qegeben hat, daß also hier etwas prä­
sentiert worden ist, was S'Eün'e Wurzeln nicht 
in den letztlich'en Zielvorstellungen der 
Sozialistisch·enPartei hat, sonJdern etwras, was 
durch Umfragen gewonnen Wl\lI1de Ilmd .das 
sich nach den Interessen .des, wie es so heißt, 
Mannes auf der Stl'laße richtet, dem se~bst­

verständlich Recht widerfahren soU und des­
sen Meinung selbstveI1Ständ1ich berücksichtigt 
werden muß, der aber sicherlich nicht die 
Meinung vertritt, die als letzte Zielsetzung 
der Sorualistischen Partei angesehen werden 
kann. 

Der Herr Kollege T'UiH hat gesa'gt, daß in 
dieser Regierung keine Za'Ub~rer säßen. Ich 
glaube, daß .in dieser Regierung die Zauderer 
sitzen, und zwar insof'ern, als man nicht die 
Bereitwilligkeit hat, ·aufdie ,einzelnen Anträge 
und Vorschläge der Opposition einzugehen, 
wie das immer wieder ,behauptet wtird, Ich 
komme dann darauf noch einmal rz;urück. 

Ich möChte jetzt lauf die Frage der Erhöhung .. . 
Erhöhung der Preise ,~ür l1abakwaren. Irgend­
wie erscheint es mir nidlt begründbar zu 
sein, daß man ,auf der einen Seite sa'gt, die 
Preise .für die Ttabakwa.ren müssen erhöhl 
werden, denn das hat insoweit einen posi­
tiven Effekt,a'ls dann v.ielleicht weniger ge-
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raucht wird, auf der .amderen Seite alber' nicht aUe Protokolle vorher studiert hiaben 
110 Millionen, wie das der Finanzminister kann, nicht einmal in der Zeit, in der Sie 
heute erklärt hat - zumindest habe ich das hier waren, Herr Kollege Gruberl 
im "Morgenjournal" so gehört -,zu Investi­
tionen inne11halb der TaJbaJ~werke verwendet 
weiden. Es ,scheint mir ein Teufelskreis, eine 
nicht zielführ·ende Methode zu sein, daß man 
auf der einen Seite sagt: Jawohl, Nikotin ist 
etwas Negatives, und daber >Soll es aJUch im 
Preis hoch gesetzt werden, rund auf der 
anrleren Seite die Ver,arheitung durch zu­
sätZlliche Investitionen fördert. 

Die Verwendung der Mittel, die aus dieser 
Erhöhung der Preise der T,abakwar.en kommen 
sollen und die vielleicht in Sachen Umwelt­
schutz und Gesundheitswesen ihre Verwen­
dung finden sollen, hätte meiner Meinung 
nach auch in einem Budget selbst dann Platz 
finden müssen, wenn das Budget vor der 
Regierungserk.lärung -fUOO auch vor der Wahl 
konzipiert worden ist, denn daß eine El1höihung 
beabsichtigt war, daran ,ist wohl kein Zweifel. 
Wo sonst wenn nicht in einem Budget, gleich­
gültig, in welchem Z.eitpunkt es erstellt wird, 
sollte die Absicht der Regierung, irgendwelche 
Maßnahmen durchzuführen, dokumentiert 
werden? 

Ich möchte mich als nächstes den 
Bemerkungen des Kollegen Fischer von der 

Ich möchte daru. noch sagen, d:aß es mir 
sehr wohl ein bedeutender Untersm,ied Z'll 

sein scheint, ob eine Regierung als KoaHtioD's­
regierung,· gleichgültig ob klein oder groß, 
oder ,als Konzentmtionsregierung besteht. 
Herr Köl:lege Fischerl Sie ihaben diesen Unter­
schied für mein Dafürhalten zu sehr vernied­
licht, und zwar deswegen, weil ich glaube, 
daß man, wenn man dieser Meinung zustimmt, 
diJe Opposition und ihre Kontrollfunktion im 
:Parlament nicht mit der notwendigen Bedeu­
tung versieht. Es würde aber einer Bankrott­
erklärung der parlamentarischen Demokratie 
gleichkommen, wenn man sagen würde, es 
ist uninteressant, ob eine Konzentrations­
regierung oder eine monocolore Regierung 
oder eine Koalition besteiht. 

Ich persönlich bin sicher, daß im Zug,e eines' 
weiteren Gespräches über die Frage einer 
GeschäftsordnungsrefoIlII1 fUnd damit des wei­
teren Ausbaues der Kontrollrechte der Oppo­
sitionein Weg geru[)lden weI1den wiro, bei 
dem sich ,alle drei Parteien zu einer Einigung 
finden und der von einem demokratischen 
Geist getragen sein wird. 

Sozialistischen Partei zuwenden, der soeben Aber zu einer AusfüJhnmg, Herr Kollege 
hereinkommt. Herr Kollege Fi scher I Ich habe Fischer, die Sie hier deponiert halben, möchte 
ein paar Bemerkungen zu Ihrer Rooe, und ich Stellung nehmen, JUD.d zwar zu Ihren 
zwar begrüße ich es sehr ... (Abg. Doktor Zitaten, dte Si'e aus den Zeitungen und Berich­
Fis ehe r spricht mit einem Beamten des ten der tJVP gebracht haben. Wenn man Ihr,e 
Hauses. - Ruf bei der avp: Es interessiert Ausführungen in dieser Richtung gehört hat, 
ihn gar nicht! - Abg. A. S chI ag er: Der dann steUtsich unwillkürlich das Gefühl ein, 
ist so arrogant, der 'hört Sie nicht an!) Das als wünde die Sozialistische Partei völlig ohne 
bezweifle ich. Ich bin davon überzeugt, daß Konzept aI1beiten. Man hat das Ge.fü:hl, daß 
Fischer mir nicht nur ruhören wird, somlem alle Handliungen der Sozialistischen Partei 
gegebenenfalls auch dara.uf ,eingehen wioo. Ich spontan und sozusagen dire~t hier .im Plenum 
will ;ihm nicht unterstellen, daß er eilnen nega- konzipiert und entwiCkelt würden und a.ls ob 
tiven Aspekt d.on di·e DisklUssion hineinbringt, jeder einzelne völUg zus·ammeruhanglos 
so schwerw.iegend mir manche seiner Argu- operieren würde. Das, Herr Kollege Fischer, 
mente auch scheinen. glauben Sie doch selbst nicht. 

Abgeordneter Fischer hat lauf die fUIlratio- 1m Gegenteil, ich bin überzeugt davon, daß 
nelle Führung der Budgetdeibatte hinyewtesen. sich auch Ihier, wenn Kollegen der Sozitalisti­
Ich muß da seiner MeiIllUng ibeipflichten. Ich schen Partei am Red.nerpult stehen, sehr deut­
glaube, es soHte sachlich zu den einzelnen l,ich die Str.ategie zeigt. SIe 2:eigt sich in der 
Budgetpositionen gesprochen werden. Das Form, daß auf der -einen Seite vom weiteren 
geht aber nur, wenn .äuf der anderen Seite die Ausbau der KontroUrechite immer wJeder ge­
Möglichkeit einer alLg,emeinen Debatte, ·einer sprochen wird, daß diese Maßnahmen zum. 
Profilierung der Standpuniktezur Gesamt- Ausbau des Kontrolltechtes immer wieder in 
situation gegeben wiro. Ich könnte' mir V'Or- den Vordergrund gerückt werden, daß immer 
stellen, daß das so ähnlich sein könnte Wlie· ., n 
le e zur 'age er a lon m en , tont wird, aber di.e Praxis zumindest im 

daß der Bundes~anzler durch 'ein Referat, Augenblick nicht ganz den Vorstellungen ent­
einen Rechenschaftsbericht, einen Situations- spricht, die wir Freiheitlichen von einer sol­
bericht den Anlaß für eine allgemeine Debatte ehen Zusammenarbeit haben. 
bietet. (Abg. Dr. G r u b er: Das haben wir 
schon gehabt, Herr Kollege Hanreich!) Das Ich komme dann .später noch auf die Frage 
kann ich leider noch nicht wissen, weil ich des Konzeptes des Budgets zurück, von dem 
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Dlpl.-Ing. Banreich 
ich glaube, daß es als Verhandlungsbudget ständnis; jetzt aber ist es so, daß die Sach­
konzipiert gewesen sein müßte. Ich möchte bezüge sich ganz zw,angsläufig in unsere Rich­
~uvor noch die Frage des Einbaus von Preis- tung hin entwickeln, und daher ergibt jede­
erhöhungen und weiteren Entwicklungen in sachliche Begründung automatisch eine Ent­
das Budget noch einmal unterstreichen und wicklung zum Sozialismus, dessen Endzi-el wir 
aufgreifen. nicht formulieren, das wir sdlweben lassen, 

Es ist ganz sicher so, daß eine Regierungs- bei dem wir pragmatisch sagen: Diese. und 
partei, wenn sie da-s Budget konzipiert, von jene Maßnahmen haben wir vor Augen, und 
der VorsteUung· ausgehen muß, daß -sie dieses ganz· 'selbstverständlim entwickelt sim daraus 
Budget im nächsten· Jahr mit entspredlenden das Konzept ru einer, idi will nicht sagen, 
Aktion-en ausfüllen muß und daß ihre Aktio- Endlösung, ,aber das Konzept, das zu guter 

Letzt vor uns -steht. nen ihren Niederschla,g sChon im Budget ge-
funden haben müsSen. Wenn Sie dem niCht Diese Zielrichtung, meine Damen und 
~ustimmen, sagen Sie damit, daß ein Budget Herren von der Sozialistischen Partei, ver­
- und das glaube im von diesem - vorher misse ich in -ihrer klaren Ausführung sowohl 
konzipiert ist und einen weiten Verhandlungs- in der Regierungserklärung als auch in der 
spielraum hat und damit ganz zwangsläufig Budgetrede a~s auch in den Bemerkungen des 
die MöglichkJeit ~u einer wesentlich fr-eund- Kollegen Tull od-er in Ihren Bemerkungen, 
limeren und -entgegenkommende ren Behand- Herr Kollege Fischer. 
lung von DetaiJ.punkten geben würde. als Ich gl'aube, daß hier ein zu großes Maß 
diese Behandlung dann in den AussChüssen von Präsentation gegensätzlich·er Maßnahmen 
erfolgt ist. betrieben wird, die eine Art Image-Kosmetik 

.Alber eines - das muß ich sagen, Herr . darstellen, und ich mömte Ihnen sagen, wo tch 
Kollege Fischer von der SozialistisChen Par- das besonders d-eutlim veimerkt habe: Diese 
tei -, das nehme ich Ihnen übel, vielleicht, Image-Kosmetik wird deutlich bei dem Prei-s­
weil im ·es etwas sehr ,smarf herausgehört b-ekämpfungstheater, dJa,s gestern über die 
habe aU!S den Worten, deren genauen Wort- Bühne gegangen ist. Man kann nimt auf der 
laut ich im Moment nimt mehr wiederholen einen Seite am Vormittag die Preise für 
~ann. Sie haben, ohne es expressis verbis zu Tabakwaren bis zu 30 Prozent in die Höhe 
deponi-eren. gesagt: Die Beurteilung sozialisti- treiben und dann auf der anderen Seite sag,en: 
scher Gedankengänge ist für einen Nimt- Wir brauchen ein Preistreibereigesetz! Dieses 
sozialisten praktism nicht möglim, und daher Preistreibereigesetz ist zwar bisher nicht zur 
sei es -so, daß wir Ihren Vorstellungen nicht Anwendung gekommen, alber es muß aum 
voll folgen können und runs dalher auch in der noch geändert wenden, und es hat -sim z'war 
Beurteilung zwangsläufig vergreifen. gezeigt, es ist unbraumbar,aber wir wollen 

es trotzdem haben, denn es schaut sehr gut 
aus, wenn wir sagen können: Wir haben mit 
dem Preistreibereigesetz den Pr-eisen Einhalt 
geboten! 

Daß da.s nimt geht rUnd daß durch dieses 
Preistreib-ereigesetz eine Rechtsunsimerheit 
geschaffen wird, darauf möchte ich Sie hin­
weis·en. Es ist doch nicht möglich, auf der 
einen Seite mit einer Nettopreisverordnung 
unterschiedliche Pre1se zu wünsmen, ja zu 
erzwingen, und auf der aIllderen Seite zu 
sagen: Die ortsüblichen· Preise müssen alle 
gleidl sein und schon geringfügige Abwei­
chungen müssen gerichtlich geahndet werden. 

Das erinnert mim an den Ausspruch des 
Herrn Ministers für Landesverteidigung, daß 
nur Leute mit Generalstabs~urs zum Thema 
Wehrpolitik und Landesverteidigung Stellung 
nehmen könn-en. Ich nehme nicht an, daß Sie 
diese Taktik von den Kommunisten über­
nommen haben,die Sie ,in Deutschland prak­
tizieren. (Abg. Se k an i n a: Der Vergleich 
hin.kt aber wesentlich, Herr Kollege!) Bitte, 
lesen Sie nach, was ~u diesem Thema von 
verschiedenen Autoren gesagt wird. Ich nehme 
es Ja auch nicht an - das habe ich doch 
g-esagt, oder nicht? (Abg. S e k an i n a: Sie 
reden über Dinge, die Sie nicht annehmen!) 
Warum? Ich kaiIln ja daraJUf hinweisen, daß 
eine gewi1sse Möglichkeit eines Vergleiches 
gegeben wäre. 

Wo sind die echten Maßnahmen, die zu 
einer Preisdämpfung, zu einer Beruhigung der 
Preisentwicklung, zu -einer StabiLisierung der 

.Ich ,darf Ihnen folgendes sagen: Ich glaube Währun führen? Wo sind dIe Maßnahmen 

Richtung SozialisUsme P.artei entwickeln· w~r­
den, wie Sie das annehmen. Schauen Sie, man 
hat bisher immer in den Vor,dergrund gestellt: 
Wir Sozialisten, wir haben eine ausgeprägte 
Sachbezogenheit, ein ausgeprägtes Sachver-

für den Wettbewerb, die notwendig sind, um 
-sicherzustellen, daß die Preise s.ich in dem 
Rahmen halten, wie wir uns das im Interesse 
der Konsumenten wünschen würden? 

Ich möchte· im Zusammenhang mit -dieser 
'f,ahakwaren-Pr-eiserhöhung auch auf den Er-
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- DipL-Ing. HameldJ. 
mächtigungsantrag zurückkommen rund Lhnen I wir wollen klar und deutlich sehen, welche 
sagen: Es wird bald nicht mehr notwendig Zielsetzungen die Regierung mit ihren 
sein, d-aß wir eill'e Gesetzgebung haben, wenn Aktionen beabsichtigt. (Beifall_ bei der FPO.) 

wir solche Ermächtigungsanträge -in größerer Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Zahl produzieren und WIrklichkeit werden Herr Abgeordnete Rabert Weisz. Er hat das 
lassen. Wenn eine Möglichkeit besteM, Zahlen Wort. 
um 600 Prozent zu verändern, dann würde 
man, wenn dieSle Ermäcbtigungsanträge in der AbgeOIdneter RobertWeisz (SPü): Herr 
Form durchgingen und ;(ljuf verschiedene Be- Präsident! Hohes Haus! Die Vie1f.alt der 
reiche angewendet würden, der Freiheit der Probleme für die öffentlidl Bediensteten zei­
Verwlaltung einen Spi'elraum e,inräru.men, der g-en auch die vi-elen Arbeiten, die notwendig 
eines Rechtsstaates nicht würdig ist. Wenn waren, um alle diese Gesetzesvorlagen durch­
ich dem gegenüberhalte, daß man für die zubringen. Ich, glaube aber - und möchte das 
Pr.ivatwirtschaft, eben durch das Preilstreiberei- an den Anfa.ng meiner Ausführungen stel­
g,esetz, den Spielraum auf unter fünf Prozent len -, daß es gelungen ist, viele Fragen dank 
einschränken will, dann frage ·ich mkh, wo der Aufgeschlossenheit der soztalistischen 
hier noch d-er letzte Rest Iso~ialer Marktwirt- Reg,i'erung unt-er Führung des Herrn Bundes-
schaft versteckt ist. kanzlers Dr. Kr-eisky zu erledigen. 

Ich möchte nun noch einm.al auf das Budget 
als solches zu sprechen kommen und möchte 
folgendes deponieren: Dieses Budget - da 
der Herr Bundeskamz:ler ja nidlt voraus­
schauend sdlon gewußt haben kann, daß ein.e 
so~ialistische Alleinregierung kommen wird -
muß als Ve:r:handlungsbudget konzipiert wor­
den sein. Es muß in diesem Budget noch ein 
Spielraum vorgesehen gewesen sein, ein 
Spielraum für die KoalitionsVlerhandlungen, 
der die Mög1ichkeit g-eboten hätte, daraus für 
den einzelnen Partner akzeptable Verschie­
bUillgen durchzuführen oder audl Erweiterun­
gen oder Einschränkungen im bestimmten 
Bereich. Es muß in diesem Budget noch ein 
Mehr an Möglichkeiten gewesen sein, das 
jetzt nicht ausgeschöpft werden muß, und 
diese Möglichkeiten und Reserven werden 
vom Finanzminister schweigend eingesteckt. 
Dadurch, daß behauptet wird, es seien 
Maßnahmen, die jetzt ergriffen werden müs­
sen, Tarifkorrekturen und ähnliches, im Bud­
get noch nicht vorgeplant, ergibt sich die 
Möglichkeit eines weiteren Steigerns des Aus­
gabenrahmens, weil ja auch die Einnahmen 
ansteigen. Und damit, muß ich sagen, sch,afft 
sich der Finanzminister eine Möglichkeit, die 
nicht ganz im Sinne der gewünschten Trans~ 
parenz ist, denn wir (Abg. Doktor 
An d r 0 s c h: Herr Kollege! Haben Sie etwas 
dagegen, daß das DeHzit geringer wird?) 
NeLn, -ich bin Slehr dafür. Ich hoffe, es wird 
Ihnen gelingen, im kommenden J,ahr kein 
Defizit zustande zu bringen, zumindest kein 
inlandswirksames. 

Viele Probleme, die lan-ge angestanden sind, 
konnten in dieser Zeit erledigt werden, und 
wenn auch mein GewerkschaftskoHege Doktor 
Gasperschitz heute manmeFragen hier ange­
schnitten hat, so muß ich nochmal's hier fest­
stellen: Von 1966 bIS 1970 wäre Zeit genug 
gewesen, alle diese Fragen hier im Parlament 
zu lös-en. (Zwischenruf des Abg. Dr. Mus s i 1.) 
Sie haben dLe Mehrheit gehabt, Herr Doktor 
Mussil. Das verstehen Sie nicht, denn das ist 
öffentlicher Dienst und nicht die W-irtschaft. 
Ich glaube, daß Sie' damaLs die MöglidJ.kleit 
gehabt hätten, aHe diese Fragen zu beschLie­
ßen. 

Ich möchte hier nur sagen, daß wir in dieser 
Zeit wichUg-e Fragen lösen konnten, wie dLe 
Frage der Vortdienstzeitenanrechnung, die 
Stichtagfestsetzung, das heißt die Anrechnung 
ab dem 18. Lebensjahr, und so weiter. 

Auch die Frage des p.ersonalvertretungs­
gesetzes. Hiezu eIn paar Sätze, wleiJ der 
Kollege Gasperschitz di-ese Frage ange­
schnitten hat. Wir waren der Ansicht, daß 
damals dieses Gesetz ein unbefriedigendes 
Gesetz war und daß ,es eI'st jetzt durch die 
Novellierung des Bundes-Personalvertretungs­
gesetzes den Personal vertretern ein wirkliches 
Vertretungsrecht sichert. Es wurden . darin 
viele der Bestimmungen und Wünsche, die wir 
damals ausgesprochen haben, realisiert. Wir 
können jetzt sagen, daß die-ses Gesetz wirklich 
ein Igutes Gesetz i,st. . 

Man muß aber hi-er nach meiner Meinung 
mit aller Deutlichkeit auch sagen - Herr 
Kollege Gasperschitz' ist leider nicht im 

stellen uns unter Transparenz nämlich V'Or, Bundeskanzler Dr. Klaus Igenommen hat, um 
daß -die Aktionen der Regierung klar werden mit den Gewerkschaften zu vel1handeln. Nur 
wie durch Glas besehen. Wenn -schon di-e ein paar Minuten sind wir dort in diesem 
RJegierung unter diesem "Transparenzdeck:el", Saal gesessen. Dann hat es g,eheißen: Es wird 
unter diesem "GIClJSsturz" sitzt, dann soLL er nicht mehr weiter verhandelt, das -ist der 
möglichst nidlt aus Milchglas sein, sondern Schlußpunkt I Und das w.ar das Ende. 

-
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Robert Weisz 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Mus si 1.) Viel- Fis ehe r: Damals war der Fischer noch bei 
leicht wären Sie ein 'besserer Verhandlungs- einer anderen ParteiI) J.a, es ist möglich, daß 
partner gewesen. Vi·elleicht hätten Sie mehr damals noch nicht über Verwaltung'sreform 
Zeit gehabt, Herr Dr. Mussi1. _ gesprochen wurde. 

Ich bin der Ansicht, daß sich <ler Herr Weil man von der Verw,altung-sreform 
Bundeskanzler Dr. Kreisky bei den Venhand- spr,icht, möchte ich aber auch hier Isagen: Er 
lungen um die NoveUierrung des Per-sonal- könnte, wenn er will, die Protokolle dieser 
vertretungsgesetz·es sehr v,iel Zeit genommen letzten Jahre nachlesen, in denen da.mals der 
hat, mit den Gewerkschaften, und zwar mit Herr Bundeskanzler Klaus einige sehr tref­
aillen- vier Gewer.k!sdlaften, diese VeI1hand- fende Erklärungen zur Verwaltungsreform ab­
lungen zu führen. gegeben hat, insbesondere beim Ausscheiden 

Ich Ibin aJber auch der Ansicht, daß wir aUe des Herrn Staatssekretärs Dr. Gruber. Er hat 
vier - das möchte ich hi-er mit .aller Deutlich- nämlich damals erklärt, er habe diese Arbeit 
keit sagen, 1.lfOJd das haben auch Sie selbst der VefWIaltungsreform zu seiner Arbeit noch 
festgestellt, die Gewerkschaft. der öffentlich dazugenommen - weil damals anscheinend 
Bediensteten und audl die Fraktion des die Verwaltungsreform keine -besondere 
OAAiB - feststellen konnten, daß .die Novehle Angelegenheit war. Er hat -also damals erkllärt, 

. Z11IIl Personalvertretungsgesetz gut ist. Wir daß der größte Teil der Al'1beitenan der Ver-
können allgemein feststellen, daß dieses Er- waltungsreform bereits in den letzten drei­
gebnis ebEm erzielt werden konnte auf Grund ei·nhaLb Jahren erledigt worden sei. Das war 
des Verständnisses der Bundesregierung, in- di-e Erklärung, die der Herr Bundeskanzler 
dem sie nämlich diesen vielen Wünschen Dr. Klaus damals im Hohen Haus abgegeben 
Rechnung getragen -hat. Wir sind ehrlich hat, obgle,ich der Herr Staatssekretär Doktor 
genug, .einzugestehen, daß das erste Personal- GrUiber damals erklärt hat - ich muß sagen, 
vertretungsgesetz natürlich nicht auf Vor- es ist seinen Worten mehr zu trauen gewesen, 
bildern aufba.uen konnte. Es hat sidI er,st in weU er unmittelbar mit dieser Materie be­
der letzten Zeit mandIes herausgestellt, was sChäftigt war -, daß die Verwaltung-sreform 
notwendig ist, dieses Gesetz so zu -gestalten, nie -aufhören werde und daß es mindestens 
daß es ein br:auChhares Gesetz ist. etnes Zeitraumes von 10 Ibis 15 Jahren 

Ich möd1te aber ,auch meinem Freund, dem 
Kollegen Stohs etwas sagen. Es ist ganz 
interessant, daß heute auf einmal auch er 
dafür· ist, daß die Reisegebühren für die 
Redmungshofibeamten erhöht .werden. Ich .darf 
hier sagen, daß wir zwei- oder dreimal in 
der Zeit von 1966 bis 1910 - der Herr Aibge­
ordnete Peter gemeins-am mit dem Ahgeord­
neten Weisz - einen Antraggehalbt ha-ben, 
in dem wir verlangt haben, daß die Reise­
gebühren der Beamten des Rechnungshofes, 
und zwar der Staffel I und 11, geändert werden. 
Dieser Antra.g wurde von der o.sterreichischen 
Volkspartei immer abgelehnt. Das möchte ich 
nur zur Steuer der Wahrheit ;hier feststellen. 
Ich möchte zeigen, daß sichalllch alUf diesem 
Gebiet der Sinn etwas geändert hat, daß ein 
Wandel eingetreten ist und daß Jetzt auf ein­
mal auch die Osterreichische Volkspartei für 
diese Änderung der Reisegebührenvorschrift, 
die sidIerliCh berechtigt ist, eintritt. 

Nun zum Herrn Abgeordn:eten Ing. Fismer. 
Er hat sehr viele Vorschläge vorgebracht, die 
sich mit der Verwaltung und der Modernisie-. . 
Er hat damals diesem Haus nicht angehört. 
Sie haben damals 85 Mandate gehabt - das 
war die Mehr-heit -, aber es ist nichts 
geschehen, daß solche Vorschläge, wie sie 
heute hier vorgetragen werden, in die ReaUtät 
umgesetzt worden wären. (Abg. Dr. Heinz 

bedürfe, um die Verwalflungsreform durch­
zuführen beziehungsweise zu erreichen, daß 
sie die .entsprechenden Ergebnisse zeitige. 

Hier können wir :sehen, daß manches, w:as 
heute hier gesagt wird, .ganz danebengeht, 
weil diese Probleme lange hier im Hohen 
Ha.use besprochen wmden und gegenÜ!ber 
früheren Debatten ein ga,nz and.eres :Bild ge­
zeigt haben. 

Ich möchte hier ·auch zum Ausdruck bringen, 
wie schnell jetzt manches geschieht. Das 
Gehaltsübereinkommen, da'sam 2. September 
von der Bundesregierung, den Gebietskörper­
schaften und den vier Gewerkschaften des 
öffentlkhen Dienstes unterfertigt wUIde, hat 
auch einen Passus beinhaltet, der zum Aus­
druck brachte, daß insbesondere für da-s 
Krankenpflege dienstpersonal entsprechende 
Verbesserungen .in der Besoldung eintreten 
sollen. Wir dürfen jetzt sagen, daß auf Grund 
der Verhandlungen mit den Gebietskörper­
schaften, mit dem Spitalenhalterverband mit 
1. Jänner 1972 die Realisierung dieses Punktes 
bereits -eingetreten ist. Ich glaube, daß w.ir 
dieses Gehalts u1b r . -
Z.eit erfüllen werden. 

Interessant ist - auch das möchte ich dem 
Hoben Haus sagen -: Wir haben schon ein­
mal, und zwar vor vier Jahren, ein Ab­
kommen abgeschlossen, das sich, und zwar 
damals unter dem Finanzmi·nister Doktor 
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Robert Weisz 
Schmitz, auCh damit besChäftigt hat. Nun hat 
der Herr Finanzminister Vr. Schmitz, als er 
gehört 'hatte, daß neuerliCh.. Verhandlungen 
über eine Verlängerung dieses Gehalts­
abkommens geführt werden soillen, am 
24. März 1971 lerklärt, daß er nie mehr so 
etwas maCh..e.n würde. Entweder war ihm 
damals niCh..tganz bewußt, was erabge­
sChlossen hat, oder es ist unverständlidt, daß 
er heute nadt v.ier Jaihren eine solche Erklä­
rung abgibt. Denn ich gd,aube, wü h.alben uns 
damals 'gemeinsam, VeJ:lW)altung und Gewerk­
schaft, zu diesem Abkommen bekannt und es 
als gutes Abkommen bezeichnet. Es ist also 
sehr traurig, daß einer der Hauptveliantwort­
lichen für diesen Abschluß erklärt hat, .daß er 
nie mehr so etwas machenwürtde. 

Wie vielfältig aber die Angelegenheiten des 
Personals sind, möchte idl hier. dadurch auf­
zeigen, daß auf Grund eloer Anfrage an die 
Bundesregierung eine BeantwortUDIg vom 
8. September 1911 eing'elaIlJgt ist, ist der nicht 
weniger als 63 Gesetzesvorlagen in der 
XII. Legislaturperiode angeführt sind, di.e not­
wendig waren, um ,alle Belange des öffent­
Udlen Dienstes einer positiven Erledigung zu­
zuführen. Diese 63 Vorlagen besdläftigen sich 
mit allen Gebieten des Dienst- und Besol­
d'Ull.9sredltes, mit Maßnahmen für einzelne 
Beamtengruppen, mit Novellen zum Vertrags­
bedienstetengesetz, ~um Gehalt.sgesetz, zum 
GehaltsübeI1leitungsgesetz, mit dem Fahrt­
kostenzusdluß und vielen anderen Bestim­
mungen. 

Ich bin auch der Ansicht, daß in der Regie­
rungserklänung des Herrn Bundeskanzlers 
Dr. Kreisky vom 5. November viele neue 
Gesidltspunkte für eine fortschroittlidle und 
leistungsfähige Verwaltung aufgezcigt wur­
den. Es ist darin ·auch 'enthalten die Einrich­
tung der VerwaltungsakaJdemie, die auch eine 
Vergrößerung der Aufstiegschancen für tüch­
tige Beamte bieten :soll, ferner die Aus­
schreibung bestimmter öffentloicher Dienst­
posten und Funktionen. Es 'soll jeder Staats­
bürger die Möglichkeit haben, wenn ,er die 
Bedingungen für diese Funktionen el'füllt, sidl 
darum bewerben ru können. Ich glaube sagen 
z.u können, daß die 'heute schon so oft ge­
nannte Transparenz audl hier zum Ausdruck 
kommt. Es wird alles offen dargelegt, welche 
Möglichkeiten unsere Staatsbürger bei der 
Bewerbun um solche öffentliche Funktionen 
halben. 

Auch teile idl ,die Ansicht des Herrn Kol­
legen Dr. Gaspersdlitz, eine Ne\lJkodifizierung 
oder die Modernisienmg des gesamten Dienst­
rechtes wäre dringend notwendig; denn wir 
dürfen nicht vergessen, daß die Stellung des 

Beamten heute eine wesentlich andere ist als 
bei der Sdlaffung der Dienstpragmatik von 
damals. Wie notwendig die Neukodifizierung 
ist, zeigt audl, daß es seit 1956 23 Gebalts­
gesetznovellen gibt. Schon aus Gründen. der 
Uhersidltlidlkeit und der VerständUdlkeit 
dieser Dienstpragmatik und dieser gesetz­
lichen Bestimmungen wäre eine KOidifi·zierung 
der gesamten gehaUsrechtlidlen und dienst­
rechtlidlen BestimmUiIlgen notwendig. 

Idl glaube aber audl, daß wir feststellen 
dürten, daß ,sich die' Regier:ung hemüht, in der 
tedmisdlen Entwicklung, die so notwendige 
Koordinierung durdlzufÜihren. Da,s ist umso 
notwendiger, als ja die verschiedensten An­
lagen ,im Einsatz sind. 

Dazu mödlte ich dem Kollegen Ing. Fi'sdler 
sagen, daß es laut Mitteilungen, die schon 
oftmals in der Presse gestanden sind, im 
Bundesdienst die versdliedensten Systeme von 
EDV-Anlagengibt und es daher eine der 
vordringlidlsten Auf'9laJben der ,Bundesregie­
rung sein wird, eine Koordinierung dieser 
Anlagen durchzuführen. Die Bundesregierung 
hat :sidl seit verg.angenem Jahr verstärkt um 
Maßnahmen zur besseren Koordinierung aller 
EDV-Anlag,en bemüht, und zwar im gesamten 
Bundesdienst und Bundesbereich. Die Koor­
dinationsinstrumente im Bundeskanzleramt 
werden verstärkt, um die vielschichtigen 
Probleme, die der Einsatz vcm EDV -Anlagen 
mit.5idl bringt, besser beal'lbeiten zu können. 

Dem Koordinationskomitee, dessen Unter­
komitees und der Gesdläftsführung sind ins­
besondere folgende Alufg,aben geste~lt worden: 
Die Bildung von EDV -Schwerpunkten, die 
.A!ufsteUung eines mehrjährigen EDV~Planes, 
die Vere,inheitlimung der Ausbildung des 
EDV-Personals und die Schaffung der Voraus­
setzung für Infonnationssysteme im BUDJdes­
bereidl; die verbesserte Koordination aller 
jener Angelegenheiten, die sämtliche EDV­
D.ienststellen des Bundes betreffen. 

Durdl diese Zusammenfassung von Infor­
mationen in großen EDV-Einheiten ergilbt sidl 
näm1ich die Notwendi.gkeit eines verstärkten 
Schutzes der Privatsphäre. Die Burudesregie­
rung wird sich daher zu bemühen haben, die 
Erstellung eines Datensmutzgesetzes zu be­
treiben, um die Intimsphäre des Staatsbürgers 
unter allen Umständen zu schützen. 

Durch diese Konzentration und verstärkte 

EDV -Anlagen im Bundesbereich e~ielt 

werden und damit ein ,bedeutender Schritt zu 
einer wirklidten Verw:altungsreform getan 
weI1den. 

Idl mödlte hier nur einen Satz zum Neben­
g,ebührengesetz sagen, und zwar zu den Aus-
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Roher! Weisz 
führungen des Kollegen Gasperschitz: Wir 
haben 1967 dieSe Forderung an die Gebiets­
körpersmaften Bund, Länder und Gemeinden 
gerimtet, und es war jetzt unter der RegieIlUng 
Kreisky möglich, dieses Nebengebühren­
ZlUlagengesetzam 2. Dezember hier im Hohen 
Haus zu beschließen. Im gLaube, daß das 
gerade für diesen großen Kreis der öffentlim 
Bediensteten als einer der größten Erfolge 
anzusehen ist. (Beifall bei der SPO.) 

Als Vorsitzender des Verhandlungsaus­
schusses der vier Gewerkschaften des öff·ent­
lichen DIenstes möchte ich die Gelegenheit 
heute benützen, beim Kapitel Bundes­
kanzleramt den Be,amten des Bundeskanzler­
amtes, des Finanrzministeriwns und aller Ge­
bietskörperschaften für ihr·e gute Zusammen­
arbeit herzlichst zu danken. Ich glaube, daß 
dieser Geist, der .sich sehr bewährt hat, auch 
in Zukunft Frümte tragen wird im Interesse 
der öffentlich Bediensteten. (Neuerlicher Bei­
fell1 bei der SPO.) 

Zusammenarbeit seiner Regierung mit den 
anderen Parteien dieses Hauses gewidmet. 
Und weil diese angekündigte Bereitschaft Zlur 
Zusammenarbeit so betont und nachdrücldim 
erklärt wurde, lassen Sie mich den Wortlaut 
der Bezug habenden Ausführungen in dieser 
Erklärung wiedergeben. 

Der Herr Bundesk'anzler führte aus: "Trotz 
der klaren Mehrheitsverhältnisse, die es für 
diese Legislatu1"periode nun gibt, möchte ich 
gleich zu Beginn meiner Ausführungen in alJer 
Form die Erklärung abgeben, daß die neue 
Bundesregierung jederzeit zur Zusammen­
arbeit mit den anderen Parteien des Parla­
ments bereit ist. Sie wird keine Möglichkeit 
ausschlagen, diese Zusammenatbeit zu suchen, 
und ist sich des Umstandes bewußt, daß es 
eine solme nur geben kann, wenn auf seiten 
der Mehrheit dieses Hauses, die diese Regie­
rung stützt, aum eine entsprechende Kom­
promißbereitsc:haft besteht." (Abg. R ö sc h: 
Wie geht es weiter?) 

Ich habe nur nom zwei Er.suchen an den Wenn Sie das interessiert, werde ,ich weiter-
Herrn Bundes~anzler: Und zwar solHen die zitieren. "Diese iKompromißbereitschaft aber 
Verhandlungen über die 23. Gehaltsgesetz- muß dort 'ihre Grenze finden, wo die Rege­
Novelle, die sich mit der Bezahlung der Mehr- lung der betreffenden Materie ihrer Substanz 
leistungen und Uberstunden sowie mit der beraubt werden würde oder die Zielvorstel­
Regelung der Arbeitszeit, deren Wirksam- lungen, die mit dieser Regelung verbunden 
keitsbeginn für 1. Jänner 1972 ausgehandelt sind, sich nicht erreichen ließen." (Abg. Doktor 
wurde, befaßt, rasch zu einer Einigung ge- G r u b er: Soll das heißen Herr Minister 
mhrt werden, daß dieses. Gesetz auch hier im Rösch, daß wir immer das ~ehmen müssen, 
Hoh~ Haus b:schlos.sen werden ~ann und daß was Sie uns anbieten? - Abg. R öse h: Man 
d~mlt. auch dIe ZWeI so brenne~den Fragen, I soll immer das Ganze zitieren! - Abg. Doktor 
WIe dIe Bezahlung der Mehrleistungen und G r u be r' Wir merken schon die Absicht' _ 
~ie Arbeitszeitregelung, hier eine Erledigung I Abg. DI. Tu 11: Und sind verstimmtf) . 
finden. 

Glei<hzeittg möchten wir erSluc:hen, daß ·auch 
die Gewerksch.aften kurdristig zu Verhand­
lungen eingeladen weroen,Uffi für Dienst­
leistungen an Sonn- und Feiertagen eine ent­
sprechende Abgeltung für die Betroffenen zu 
eflreichen. Bei Bahn und Post ist diese Frage 
bereits erledigt. Sie ist für den anderen öffent­
lic:hen Dienst noch offen, und ich glaube, daß 
auch hier ein Weg gesucht werden muß, um 
alle öffentiich Bediensteten einer gleichen 
Behandlung zuzuführen. 

Ich bekenne mich zu einer solchen ange­
botenen Zusammenarbeit; nicht deswegen, 
weil sie meiner Partei die Chance geben 
würde, auch ihre Zielvol'steHungen im poE­
tischen Spiel auf der Regierungs- und Par­
lamentsebene zur Geltung ZlU bring'en, sondern 
deswegen, weil unser Vaterland sie auch jetzt 
und in der· nächsten Zukunft .bitter notwendig 
hat und haben wird. In an den Jahren, wo 
diese Zusammenarbeit auf der politischen 
Ebene oder auf der Ebene der Sozialpartner 
gesucht und g·efunden wurde, ging es in 
unserem Vaterland gut VOl'an. Meine Fraktion wird selbstverständlich den 

Ansätzen dieses Budgetsg'erne ihre Zustim­
mung geben. (Beifall bei der SP.O.) Die Schwierigkeiten, die sich in den letzten 

Monaten abzeic:hneten und die tür die nächste 
Präsident Probst: Als nächster Redner zu Zeit eher größer als kleiner weI1den, bedürften 

Wort gelangt der Herr Abgeordnete Doktor einer solchen angekündigten, aber, Herr 
Kotzina. 

Abgeordneter Dr. Kotzina (OVP): Herr Zusammenarbeit. Ja ich möchte fast ,glClJuben, 
Präsident! Hohes Haus! Von den 14.000 Wor- daß Sie überhaupt nicht daran denken, ein 
ten der Regierungserklärung, die sich im Zusammenwirken zu suchen, sondern daß Sie 
wesentlichen auf die 1400 Expel(ten vom Jahr lediglich bestrebt sind, dann, wenn Sie mit 
1970 gründen, hat der Herr Bundeskanzler Ihrer Regierung nicht Herr der Situation 
ein volles Perzent, nämlich 140 Worte, der werden, die Smuld daran der Opposition in 

-
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Dr. Kotzina 
die Schuhe zu schieben. Sie nehmen zwar 
gerne die Machtfülle, die Ihnen beziehungs­
weise Ihrer Partei etwas mehr als 50 Prozent 
der Stimmen verschafft haben, in der Regie­
rung voll und ganz in Anspruch, Sie stehen 
aber nicht an, die politisdle Verantwortung für 
alle Schwierigkeiten, mit denen Sie nimt zu 
Rande kommen, der Opposition zuschieben zu 
wollen, und zwar g,ezielt und bewußt. Wo -ist 
und bleibt die von Ihnen in Aussicht gestellte 
Zusammenarbeit? 

Bei dem gesamten, dem Hause zur 
Beratung und Besmlußfassung vor.liegenden 
Entwurf betreffend das ,Preisregelungsgesetz 
war auch nicht einmal symbolhaft die Spur 
einer solchen Zusammenarbeit erkennbar. Ja 
geradezu das Gegenteil dessen, was Sie ver­
kündeten, ist bei der Behandlung des Preis­
regelungsgesetzes, einem Gesetz, bei dem Sie 
sogar ob seiner verfas'sungsändernden Be­
stimmungen ,auf die Mitwirkung der großen 
Oppositionspartei angewiesen sind, erkenn­
bar. Sie suchen nicht die Zusammenarbeit, 
Sie vereiteln Siel 

Wie anders wäre es erklärbar, daß Ihr 
Innenminister am 3. November einen 
Gesetzentwurf zur Begutadltung - Frist: 
15. November 1971 - aussendet, mit welchem 
das gegenwärtige Gesetz, das am 31. 12. 1971 
ablaufen würde, um' ein Jahr verlängert wer­
den soll, wenn die Absicht der Bundesregie­
rung zum Ausdruck gebracht wird in den 
Erläuternden Bemerkungen zur zweiten Regie­
rungsvorlage, in welcher es heißt - und da 
darf im auch jetzt den Wortlaut wiedergeben, 
und zwar in einem Ausmaß, so lang,e es der 
Herr Innenminister wünscht -: 

"Die Bundesregiemng" - heißt es in den 
Erläuterungen - "wird sich in der Erkenntnis, 
daß ein möglichst stabUes Preisnive'au im 
Interesse aller Bevölkerungsschimtengelegen 
ist, intensiv bemühen, neue Arten und Me­
thoden einer wirksamen Einflußnahme auf die 
Preisentwicklung zu finden. Für diese Maß­
nahmen sql1 nach Möglichkeit die Zustimmung 
aller Sozialpartner gewonnen werden. Diese 
Umgestaltung der Rechtslage auf dem gegen­
ständlichen Gebiet bedarf jedom sOflgfältiger 
Uber.legungen und langwieriger Beratungen. 
Die Bundesregierung wird aber bestrebt sein, 
diese Verhandlungen zum ehestmöglichen 
Zeitpunkt aufzunehmen." 

So die Erläuterungen Zlur zweiten Regie-
, 

verfahren war, weil die Regierung erklärt, 
daß es einer solchen Begutachtung nicht be­
dürfe, da in der vorangegangenen Legislatur­
periode ein ähnlicher Gesetzentwurf bereits 
begutachtet worden wäre. Also einen Gesetz­
entwurf,der das alte Gesetz unverandert ver-

längern soll, lassen Sie begutadlien. Den 
Gesetzentwurf, der wesentliche materiell­
rechtlidle Änderungen bringt, lassen Sie zur 
Begutamtung überhaupt nimt zu. 

Herr BundeskanZllerl Nennen Sie ein solches 
Vorgehen Zusammenarbeit? Ich betrachte ein 
solmes Vergehen als eine bewußte Brüskie­
rung der anderen Parteien dieses Hauses, weil 
sie von der Mitwirkung, von dem Werden des 
neuen Gesetzes ausgesmlossen w,erden, ob­
wohl Sie selbst sich in den Erläuternden Be­
merlmngen zu dem Regierungsentwurf daru 
verstehen und erkJären, daß die neuen Preis­
gesetze, die jetzt notwendi,g werden, inten­
siver Beratungen, intensivsten Zusammen­
wirkens der Sozialpartner und der Parteien 
dieses Hauses bedürfen. 

Aber nicht nur das. Mit diesem Gesetz­
entwurf wollen Sie nimt nur bewirken, daß 
es zu einer Zusammenarbeit gar nicht kommen 
kann. Sie würden im Falle seiner Verwirk­
lichung g·eradezu ein Chaos bewirken und das 
Wirtsmaftsleben lahmlegen. Das wäre etwas 
übertrieben, daß das Wirtschaftsleben lahm­
gelegt wird, aber es würoe in sehr negativer 
Weise beeinflußt weIden. 

Hören Sie den Inhalt des § 9 Abs. 1 des 
Entwurfes. Es heißt da: "Wer den Geboten 
oder Verboten, die in diesem Bundesgesetz 
enthalten sind, zuwiderhandelt, ferner, wer 
höhere 'als die behördlim bestimmten Preise 
fordert oder annimmt, wer ein Sachgut oder 
eine Leistung, die dem AnwenJdungsbereim 
dieses Bundesgesetzes unter:liegt ... , anbietet, 
bevor hiefür der Preis oder das Entgelt be­
hördlich bestimmt wurde," - und das geht 
dann so weiter - "begeht ... eine Ver­
waltungsübertretung" . 

Das heißt, daß trotz höherer Tarife, Trans­
portkosten, Stromkosten, trotz Erhöhungen der 
Löhne und Gehälter, trotz höherer Steuern und 
Abgaben derjenige strafbar wird, der Sam­
güter oder Leistungen anbietet, b e vor hie­
für der Preis oder da's Entgelt behördlim be­
stimmt ist oder wurde. 

Und was sollen die in diesem Zusammen­
hang von Ihrer Partei paralleli lancierten 
Kommentare, die zum Ausdruck bringen, man 
erwarte sich zwar von einem solchen Gesetz 
keine spürbaren Erfolge und Wirkungen, es 
würde aber eine Art "Rute .im Fenster" dar-

, 
Gewerbetreibenden und Kaufleuten mit dem 
Krampus kommen? Die Zeit, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, 1st viel zu ernst, 
um mit Krampusspielen der immer größer 
werdenden Schwierigkeiten Herr zu werden. 
(Beifall bei der GVP.) 
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Dr. Kotzma 
Hohes Haus I Diese IP.aßlose Oberflächlich­

keit, Schlamperei oder ausgesprochene Miß­
achtung des Begutachtu~sredltes - aber 
nicht nur das - ist geradezu eine Verhöhnung 
der in kürzester Frist zusammengetrommelten 
Gutadlten, wenn man die Vorgänge und die 
Vorgeschichte zur Regierungsvodag·e eines so 
überaus bedeutungsvollen Gesetzes wie des 
kleinen Kompetenzgesetzes, . das Ihnen das 
14. Ressort, das Bundesministerium für Ge­
sundheit und Umweltschutz, bringen 'sollte, 
kennt. 

Am 15. beziehungsweise 16. November er­
hielten die zur Begutachtung zuständigen 
Körpersdlaften und Organisationen den Ent­
wurf mit der Auflage, spätestens bis 21. No­
vember ihre Stellungnahme dem Bundes­
kanzleramt bekanntzugeben. 

Abgesehen davon, daß den zur Begutach­
tung aufgerufenen Stenen ·bestenfalls acht 
Arbeitstage zur Verfügung . standen, so eine 
wichtige Gesetzesmaterie zu studieren, zu be­
arbeiten, die verschiedenen eingeholten Mei­
nungen zu koordinieren und schließlich das 
Ergebnis in KoHegialorganen wie den Landes­
regierungen auch zu beschließen, blieb Thnen, 
Herr Bundeskanzler, beziehungsweise Ihrem 
Amt ein einziger Tag zur Verfügung, um die 
Fülle der Vorbringungen und Anregungen zu 
studieren, zu überlegen, sie allenfalls zu 
berücksidlHgen und schließlich in einer ent­
sprechenden Abänderung des Entwurfes auch 
einzuarbeiten. Denn der 21. November war 
ein Samstag, der 28. November ein Sonntag, 
und am Montag - das war der 29. Novem­
ber - konnte Ihr Büro an den eingelangten 
Gutachten und dem EntW1Urn arbeiten. Am 
30. November vormittag war Ministerrat­
sitrung. An diesem Tag haben Sie Ihre Regie­
rungsvorlage, di,e am nächsten Tag im Hause 
hier landete, von Ihren Regiemmgskollegen 
beschließen lassen. 

Sie haben auch nicht im leisesten daran 
gedacht, auf die begutachtenden Stellen zu 
hören oder sich auch nur mit ihren Äußerun­
gen zu befassen. Das wird nicht nur auf Grund 
des Zeitablaufes bestätigt, sondern geht auch 
aus der Tatsache hervor, daß Gesetz·entwurf 
und Regierungsvorlage einander wie ein Ei 
d-em anderen gleichen. 

Doch ich will nicht ganz ungerecht sein. Im 
§ 2 der Regierungsvorlage besserten Ihre 

amt d 1 1 Para ra v a f 4 
aus, und im § 3 wurde in der 5. Zeile statt dem 
Wörtchen "beziehungsweise" das Wörtchen 
"oder" gesetzt. 

In dieser Situation waren alle Körper­
schaften und Instanzen, die zur Begutachtung 
aufgerufen worden waren, gut beraten, gar 

nidlt zu antworten, weil sie auch gar nicht in 
die Lage versetzt wurden, mit ihr-en Vor­
sdllägen und Empfehlrungen an dem Gesetz­
entwurf mitzuwirken. Oder wußten die für 
di,ese Begutachtung Zuständigen schon ,im vor­
hinein, daß es f'Q,r Sie Luft ist, was sie 
sagen? 

Ich darf dara,uJ verweisen, daß zu dem Zeit­
punkt, als die Regierung über diesen Gesetz­
entwurf befand und ihn im Ministerrat be­
schloß, von 13 Ressorts nur 4 ein Gutachten 
abgegeben hatten; beispielsweise nicht das 
Bautenministerium, das Bundesminilsterium für 
Inneres - es wird ja auch nicht notwendig 
sein, weil es von diesem Ministerium gekom­
men' ist - (Abg. R öse h: Von mir ist es nicht 
gekommen/), aber auch nicht das Unterrichts­
ministerium,nicht das Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung. Alle diese Mini­
sterien haben keine Stellungnahme abge­
geben. 

Aber auch sonstige für diese Materie sehr 
wichtige Körperscha'ften, wie der Arbeiter­
kammertag, der asterreichische Gewerk­
schaftsbund, die IndustriellenvereinigWllg, die 
Präsirlentenkonferenz der Landwirtschafts­
kammern, hatten keine Stellungnahmen abge­
geben, weil sie entweder nicht in die Lag-e 
versetzt wurden, innerhalb der kurzen Zeit 
amh dal'über zu befinden, oder weil sie sich 
von vornherein gesagt hetlben - und das 
scheint mir der ausschlaggebende Grund ge­
wesen zu .sein -: Das, wtliS wir in unseren 
Gutachten deponieren, wird sowieso nicht be­
achtet. - Das geht ja auch schon aus der Tat­
sache hervor, daß, w.ie ich schon erwäJhnte, 
diese Regierungsvorlage vom Gesetzentwurf, 
den das MinisterLum entworfen hatte, in kei­
ner Weise abgegangen ist, sondern ihn im 
Wortlaut übernommen hat. Es sei auch 
festgesteHt, daß von neun LanJdesregi'erungen 
eine einzige Landesregier.ung eine Stellung­
nahme abgab. Glauben Sie nicht, daß es sehr 
w-ichtig wäre, gerade von den Landessanitäts­
-direktionen entsprechende Hinweise .für das 
neue Ministerium, das dann in der späteren 
Fol'ge ja eng mit den Landessanitäfls­
direktionen zusammenarbeiten muß, zu be­
kommen? Auch die Bundeskammer der Tier­
ärzte hat kein Gutachten abgegeben. (Der 
Prä s i den t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

IdI darf noch einmal 'feststellen, daß sowohl 
wegen der Kül1Ze der Zeit solche Stellung-
nahm i ... . 

zum anderen diese Körperschaften sagten, daß 
ihre Meinungen und ihre Hinweise von vorn­
:Q,erein in den Wind gesprochen sind. 

Herr Bundeskanzler I Verstehen Sie mit 
einem solchen Venhalten, mit einer der:artigen 
Brüskierung der zur Begutadltung zuständigen 
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Dr. Kotzlna 
Körperschaften und insbesondere der Oppo- vermehrten Anstrengungen und Bemühungen 
sitionsparteien die von Ihnen angekünJdigte in Wirklichkeit aus? 
Zusammenarbeit? 

Eine äußerst mangelhafte Regierungstätig­
keit tut siCh da kund, eine Regierungstätigkeit, 
die geradezu dem Gedanken einer Zusammen­
arbeit ins Gesicht s<h1.ägt. 

Sie werden verstehen, Herr Bundeskanzler, 
daß dieses Fhr Verhalten für eine Zusammen­
arbeitauf dem Gebiete des Budgets keine 
Voraussetzung bietet, daß meine Partei in der 
Frage des BU'dgets mitzugehen in der Lage 
wäre. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Als nächster Redner ist zum Wort 
gemeldet der Abgeordnete Dr. Frauscher. Ich 
bitte ihn. 

Abgeordneter Dr. Frausmer (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus! Osterreich hat durch 
seine offiziellen Vertreter bei versdliedenen 
Gelegenheiten erklärt, daß es sich zu den 
internationalen Zielsetzungen der Entw.i<k­
lungsihilfe bekennt. 

So hat auch der Herr ·Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten Dr. Kirchschläger 
in der Generaldebatte der Vereinten Nationen 
a.m 30. September 1970 folgende Erklärung 
a'bgegeben: 

"Osterreich wird alle Anstrengungen 
unternehmen, um seinen Beitrag ·zu den 
Zielen dieser Dekade zu leisten, und wird im 
Rahmen seiner wirtschaftHchen Möglichkeiten 
insbesondere bemüht sein, im Laufe der 
Dekade ein Entwi<klungsihi'lfevolumen von 
1 . Prozent seines Bruttonationalproduktes zu 
erreichen ... 

Der Ministerrat hatte den Herrn Bundes­
minister in der Sitzung vom 8. September 1970 
zu dieser Erklärung ermächtigt. . 

Auch der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Regierungserklärung vom 27. April 1970 er­
klärt, daß das kommende Jahrzehnt vermehrte 
Anstrengungen der In:dustriestaaten in i·hrer 
nusammenaJ:lbeit mit den Völkern der Dritten 
Welt ·erforderUch machen w.erde und daß 
Osterreich deshalb seine Entwi<klungshilfe 
verstärken wolle. Durch Schwerpunktbildun­
gen solle mit den ·zur Verfügung stehenden 
Mitteln ein Maximum an Hilfe erzielt werden. 

In der Regierungserklärung vom 5. Novem­
ber 1971 war ebenfalls davon die Rede daß 
Osterreich bemüht sein werde, seine Ent­
wi<klungshilfe auszuweiten. 

Schöne Worte zum Thema Entwicklungs­
hilfe hat es also schon viele gegeben - wie 
zu anderen 1'hemen auch. Wie schaut es aber 

, mit den. Taten aus? Wie schaut es mit diesen 

Die Entwi<klungshilfe aUer Industriestaaten 
erreichte 1970 erstmals ein Alusmaß von 
15 Milliarden Dollar. Die Nettoleistungen aller 
jener Länder, die dem Entwi<klung'shilfeaus­
schuß, dem Development Assistance Com­
-mittee, kurz DAC, in Paris angehören, machten 
1969 0,72 Prozent von deren Bruttonationalpro­
dukten aus. Die gesamten österreichischen 
Nettoleistungen sind mit 0,65 Prozent vom 
Bruttonationalprodukt seit Jahren unverän­
dert gebLieben. Osterreim steht damit an dritt­
letzter Stelle aller Geberländer. Außerdem ent­
sprechen die österreimischen Leistungen nicht 
den 1966 vom DAC 'beschlossenen Empfehlun­
gen über die Bedingungen der Hilfe hinsicht­
lim Laufzeit und Zinssatz, wie tn einer Presse­
aussendung der OECD vom 28. Juni 1971 
festgestehlt wird. Dazu muß noch bemerkt 
werden, daß drei Viertel der österreichisch·en 
Gesamtleistung private Exportkredite und 
Privatinvestitionen sind und nur ein Viertel 
vom Staat kommt. 

Den internationalen Empfehlungen und von 
Osterreich anerkannten Richtlinien zufolge 
sollten jedoch mindestens 0,7 Prozent des 
Bruttonationalproduktes als öffentliche Ent­
wi<klungshilfe zu besonders günstigen Bedin­
gungen gewährt werden. Die öffentlichen Lei­
stungen Osterr·eichs fielen jedoch in den 
letzten Jahren konstant: 1968 betrugen sie 
noch 0,24 Prozent, 1970 nur mehr 0,17 Prozent 
des Bruttonationalproduktes. 

Wir Hegen damit auch weit unter dem 
Durchschnitt ·aller DAC-Länder, der 1969 
0,39 Prozent betrug. Osterreich liegt mit der 
erwähnten bescheidenen Leistung des Staates 
an letzter Stelle aller DAC-Geberländer, und 
das mit weitem .A!bstand. nas Bruttonationall­
produkt Osterreichs rbetrug 1970 rund 370 Mil­
liarden Schilling. Osterreich müßte daher auf 
Grund der 1 Prozent-Ver.pflichtung einen Bei­
trag zur EntwicklungshiJ1fe von 3,7 MiUiarden 
Schilling erbringen. Tatsädllich waren es 
2,5 Milliarden Schilling, wenn man alle nur 
möglichen Leistungen mit h'ineinrechnet -
vor allem die Privatkredite an Entwicklungs­
länder. 

Bei Anwendung des 0,7 Prozent..satzes für 
öffentliche L8li.stungen hätten d.iese 2,6 Mil­
liarden Schilling betragen lIIlüssen. Tatsächlich 
machten die öffentlichen Leistun ·en nur 
645 Millionen Schilling aus. 

Unter dem Ansatz 503 ist ilIIl vorliegenden 
Budget für bilaterale technisdIe Hilfe ein Be­
trag von rund 40 MHlionen Schilling vorge­
sehen. Das ist zwar etwas mehr als im Vor­
jahr, aber nach wie vor ein völlig unzuläng-
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lieher Betrag, der bei dem vom Inter- I EntWicklungshilfe bekennt. Die Jugend 
mini'steriellen Komitee zur Förderung der braucht keine komplizierten futurologisd:J.en 
Entwicklungsländer gehandhabten Gieß- Untersuchungen, um zu spüren und ~u wissen, 
kannenprinzip für ein Wiener Tröpferlbad daß Entwicklungshilfe ein Gebot der Stunde 
reichen mag, den man aber wohl kaum als ist, gleichgültig, ob aus humanitären oder 
einen dem österreiChischen Wirtschafts- wirtschaftlichen Beweggr-ünden oder einfach, 
potential entspreChenden echten Beitrag zur weil es gilt, die Dritte Welt zu retten, wenn 
Lösung der Probleme der Dritten Welt werten wir einmal selbst überleben wollen. MU einem 
kann. beispielhaften Enthusiasmus und Idealismus 

Das österreiChische Bruttonationalprodukt 
wird im laufenden Jahr die 400 Milliarden­
Schilling-Grenze übersChreiten und wird bei 
'einem angenommenen nominellen W'aChstum 
von 8 Prozent jährliCh 1974 mehr als 500 Mil­
liarden Schilling ausmaChen. Das bedeutet, daß 
Osterreich 1974 ei.ne Entwicklungshilfeleistung 
von 5 Milliarden SChilling aufzubringen hätte, 
wovon allein die öffentliChe Hilfe 3,5 Mil­
liarden Schilling ausmaChen müßte. 

Um dieses Ziel zu erreiChen, bedarf es eines 
längerfristigen Konzeptes. Deshalb hat auch 
bereits die Regierung Klaus das Bundes­
lcanzleramt beauftragt, ·eine mittelfristige Ent­
wicklungshilfeplanung auszuarbeiten, die je­
doch nicht mehr fertJiggestellt W1\.lrde. 

Dafür hat Herr BundeskanZiler Kreisky zu 
Beginn d.ieses Jahres die mit der Förderung 
von Entwiddungshilfeländern befaßten Or­
ganisationen eingeladen, ein Konzept für eine 
österreichische EntwicklungS'hilfepolitik zu er­
arbeiten. In diesem Konzept, das Anfang Juli 
dem Herrn Bundeskanzler überreicht wurde, 
heißt es unter anderem: 

"Für Entwicklungsvorhaben mit unmittel­
barem Hilfscharakter in Form von bilateraler 
tedmischer Hilfe waren die zur VeI1fügung 
gestellten öffentlichen Mittel besonders 
knapp. Die hiefür aus dem Bundeshaushalt 
und dem ERP-Fonds gewidmeten Mittel mach­
ten jährlich nur etwa 40 bis 50 Millionen 
Schilling aus. Die nicbtstaatlichen Organi­
sationen der Entwicklungsförderung haben 
ihrerseits - unterstützt durch Beiträge aus 
weiten Kreisen der Bevölkerung - auf diesem 
Gebiet höhere Leistungen als der Staat 
erbracht." 

So ist es in der Tat. Die kirchlichen Organi­
sationen erbrachten jährlich mit den verschie­
denen Aktionen, wie etwa der Sternsinger­
aktion oder dem Familienfa1stta,g, einen Betrag 
von mehr als 80 Millionen Schilling. Beschä­
mend für einen Staat, aber vor allem für eine . .. 

Entwicklungshilfe bekennt, es aber an Taten 
fehlen läßt. 

In unserer Bevölkerung ist es, das kann 
man immer wieder feststellen, und ich möchte 
es daher mit Nachdruck betonen, vor allem 
die Jugend, die sich niCht nur mit Worten zur 

befinden siCh derzeit mehr als 200 österreichi­
sdle Entwicklungshelfer im Einsatz, und so 
manch einer von ihnen opfert dabei seine 
Gesundheit. 

Ich verlange weder Enthusiasmus noch 
Idealismus von dieser Regierung, alber zumin­
dest einen Realismus, der erkennt, daß Oster­
reich niCht mehr länger a!bseits stehen kann, 
daß Osterreich, will ,es ernsthaft zu den 
Industriestaaten und entwickelten Ländern ge­
zählt werden, siCh niCht länger 'von inter­
national eingegangenen VerpfliChtungen ein­
fach drücken kann. 

In dem sChon erwähnten Konzept für Ent­
wicklungshilfe wird der österreiChisChen Wirt­
sChaft ein äußerst gutes Zeugnis ausgestellt, 
wenn festgestellt wird, daß die für Ent­
wicklungsfinanzierung eingesetzten Mittel 
Ztml überwiegenden TeFl direkt oder über den 
Kapitalmarkt von der Wirtschaft aufgebracht 
wurden und diese Leistungen in den letzten 
Jahren stark angestiegen sind. Während siCh 
sonst der Staat unter der derzeitigen Bundes­
regierung keine Geleg,enheit entgehen läßt, 
UJIIl sich neue Bereiche einzuverleiben und. die 
Aktionsfreiheit des einzelnen einzuengen, 
sCheint man hier dem sonst seitens der Sozia­
listen verpönten Subsidiaritätsgedanken zu 
huldig,en. 

Ich habe miCh gefra;gt, wie es kommt, daß, 
eine sozialistische Bundesregierung für die 
Entwicklungs'hHfe so wenig tut. Liegt es an 
einem generellen Unvermögen zu erkennen, 
daß alle Maßnahmen der Entwicklungshilfe 
letztliCh in irgendeiner Weise in unserem eige­
nen Interesse gelegen sind, daß die öster­
reichische Entwicklungshilfepolitik in einem 
wechselseitigen Zusammenhang mit den ge­
samten österreichischen Außenbeziehungen 
steht und daß die Entwicklungshilfepolitik 
geeignet ist, die im direkten wirtsChaftlichen 
Interesse bei der Seiten liegende' wirtschaft­
liche Zusammenarbeit zwischen Osterreich und 
den Entwicklungsländern weiter auszubauen? 

Oder ist der Gr.und für das Fehlen von 
Taten auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe 
wirklich der, den Vortragende zu diesem 
Thema manduna.l . anführen, daß dieses Des­
interesse einfach darauf zurückzuführen ist, 
daß mit dem . Thema Entwicklungshilfe oder 
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gar mit erhöhten Leistung~n des Staates für 
diesen Zweck keine Wählerstimmen gefangen 
-w,eooen können? 

Ich will und kann es nicht glauben, daß dies 
der W1irkliche Grund ist. Doch wurde leider 
von der derzeitigen Bundesregierung nichts 
unternommen, um diese oft zu hörende Ver­
mutung zu entkräften. 

Zweifelsohne setzt wie jede andere staat­
liche Maßnahme eine verstärkte Mitwirkung 
Osterreichs an einer internationalen Entwick­
lungshiJfepolitik die Einsicht und die Bereit­
schaft der Bevölkerung voraus, die betreffen­
den Maßnahmen der Bundesregierung zu 
unterstützen. Die mangelnde Information der 
Offentlichkeit ist aber wiederum nichts 
anderes a~s ein grabes Versäumnis der Regie­
rung, denn sie hat diese Meinungsbildung mit 
einem sonst eher zu vermissenden Delegie­
rungseifer den privaten Organisationen und 
einigen Idealisten überlassen. 

Die Regierung wi~d deshalb in Zukunft 
mehr für die Information der Bevö'lkerung 
über die Probleme der Entwicklungshilfe und 
über die Beiträge unseres Landes zur För­
derung der Entwicklungsländer' tun müssen. 
Die Regierung sollte auch die vorhandenen 
Vorschläge aufgreifen, Investitionen öster­
reidlischen Kapitals in Entwicklungsländern 
steueru.ich zu begünstigen, also ein Entwick­
lungshilfesteuergesetz schaffen, das die Unter­
nehmer ermuntert, entwick.lungsfördernde 
Investitionen in Entwicklungsländern zu täti­
gen. Dem Beispiel anderer Länder folgend, 
müßte Osterreich auch Investitionssmutz­
abkommen schließen, um die investitions­
freudigen Unternehmer vor Enteignung zu 
schützen. 

Die Entwicklungshilfe als Instrumentarium 
zur Rezessionsbekämpfung im eigenen Land 
ins Auge zu fassen, wie es der Herr Bundes­
kanzler in der Regierungserklärung vom 
5. November getan hat, ist zuwenig und letzt­
lich nur das Eingeständnis, daß Inan Entwick­
lungshilfe nur als Notnagel für eigene 
Probleme ansieht. 

Im vori'gen Jahr wurde im Rahmen der 
Budgetdebatte vom Nationalrat ein Entschlie­
ßungsantrag der kbgeordneten Dr. König, 
Nittel und Dr. Broesig,ke einstimmig ange­
nommen, in dem die Bundesregierung ersucht 
wioo, dem Nationalrat einen umfassenden 

und ihrer Mitglieder entwickelten Aktivitäten 
auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe zu über­
senden. Dieser Bericht wurde im Juni dieses 
Jahres vorgelegt. Er 9ibt jedoch ledigliCh Auf­
schluß über die Verwendung der für 1911 
budgetierten Mittel. Uber sonstige .A:ktivi-

täten der Bundesregierung und ihrer Mit­
glieder weiß er nichts zu berichten. 

Ich komme zum Schluß und stelle 
zusamm,enfassend fest: OsterreiCh hat sich vor 
internationalen Gremien verpflichtet, 1 Pro­
zent des Bruttonationalproduktes als Ent­
wicklungshilfe und 0,7 Prozent des Brutto­
nationalproduktes als öffentlichen Beitrag 
zur Entwicklungshilfe zu leisten. Oster­
reich ist jedoch während der letzten 
be1den J ahr,e diesen Zielen nicht näherge­
kommen und steht mit seinen öffentlichen 
Hilfeleistungen an detzter Stelle aller Indu­
striestaaten. Andererseits hatte Osterreich 
1969 ein Wirtschaftswamstum von 6,8 Prozent, 
1970 ein WirtschaftswaChstum von 7,1 Prozent 
aufzuweisen - sicherlich nicht eine Leistung 
dieser Regierung - und stand daJIlli t an 
zweiter Stelle aller' OEOD-Staaten. 

Angesichts dieser Situation ist Osterreich 
durch seine Haltung gegenüber der Entwick­
lungshilfe und gegenüber den eingegangenen 
VerpflidJ.tungen im Begriffe, seinem ,inter­
nationalen Ansehen einen schJweren SChaden 
zurufügen und an internationaler Glaub­
würdigkeit zu verlieren. Es ist daher hoch 
an der Zeit, daß die Bundesregierung es nun 
der schönen Worte genug sein läßt und endlich 
wirksame Taten setzt. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der näChste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König (OVP): Herr Prä­
stdentl HOIhes Haus! Im möChte noch einige 
ergänzende Bemerkungen zur Entwicklungs­
hillfe machen, möchte aber vorher die Auf­
forderung des A:bgeordneten Dr; Fischer zum 
Dialog aufgreifen. 

Herr Dr, Fischer I Sie haben heute dem 
Herrn Abg·eordneten Dr. Withalm die tak­
tischen Leitlinien für da:s Verhalten der OVP 
während ihrer Regierungszeit vorgehalten, 
und Sie haben diese Richtlinien kritisiert. Sie 
haben insbesondere darauf verwiesen: Wenig 
Diskussion mit der Opposition. 

Herr Ahgeordneter Dr. Fischer! Darf ich Sie 
fragen beziehiungsweise darf ich Sie erinnern, 
was heute der Generalberichterstatter so sehr 
gelobt hat? - Die weise Zurückhaltung der 
sozialistischen Abg.eordneten Jbei der Debatte 
im Finanz- und BudgetaussChuß und auch 
heute im Hause, 

Sie haben von Anfragen zur Entlastung der 
Abgeordneten gesprochen. Herr Dr. Fischerl 
Sie sind lange genug Klubsekretär gewesen. 
Sie kennen die Anfragen Ihrer Kollegen. Ich 
glaube, es erübrigt sich, sie naCh diesen 
Kriterien weiter zu untersuchen. 
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Sie haben vom Konzessionsspielraum der 

einzelnen Abgeordneten gesproChen. Diese 
Freiheit, die die einzelnen AJbgeordneten ge­
nießen, sollte dazu dienen, auf die Anregun­
gen der Opposition einzugehen. Herr Kollege! 
Die Ablehnung fast säJmblicher Anträge der 
Opposition im Finanz- und Budgetausschuß 
spricht ·eine beredte Sprache, wie sehr Sie 
diese Konzessionsmäglichkeit in der Praxis 
handhaben. 

Ja es ging sogar so weit, daß sich der Herr 
.A!bgeordnete Lane nicht gescheut hat, genau 
denselben Antrag - einen ·Bericht über die 
Lage der Frau verlangend - einzubr,ingen, 
allerdings Tage später, 'nachdem iI1m die 
Abgeordnete Dr. Hu:binek eingebracht hatte. 
Der Antrag Dr. HlJIbinek ,wurde dann nieder­
gestimmt, und der Antrag Lane wurde ange­
nommen. So weit ging die Konzessionsbereit­
schaft Ihrer Fraktion! (Abg. La n C: "Genau 
denselben Antrag" haben Sie gesagt?) Inhalt­
lich g-enau deus'elhen .Antr·ag. (Abg. L a,n C: 

Darauf komme ich noch zurück, Herr Kollege!) 

Herr Kollege Fischer! Sie sprachen von der 
Freiheit deI' Abgeordneten gegenüber ihren 
eigenen Ministern. Sie erwähnten die 
kommunalpolitische Tagung der jung,en Sozia­
listen in Salz:burg. Ich kenne den Inhalt der 
Tagung nicht, ich habe nur die Erklärungen 
im Fernsehen gehört. Wovon sprachen Sie IUnd 
Ihre Kollegen denn da ~ ,- Von der Enteig­
nung als Mittel oder Gesellschaftspolitik. Sie 
sprachen davon, daß der Erwerb von Eigen­
tum im Schlaf, also das Erbrecht, abgeschafft 
w'erden müßte. Wenn Sie das nicht als -alt­
marxistische VorsteLlungen -betraChten, son­
dern als moderne VorsteUuIllgen, dann, glaube 
iCh, hätte Herr Dr. Kreisky mit dies-en Vor­
stellungen von einem modernen Osterreidl 
zweifellos nicht vor den Wahlen heraus­
Kommen dürfen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wenn der Herr BautenmiIliister, auf diese 
ÄJUßerungen, die von Ihren Kollegen und die 
von Ihnen gemacht wurden, wörtlich erklärt 
hat - ich ihabe das während der Fernsehsen­
dung mitgeschrieben -: .,Es bleibt dabei -
Enteignung kommt für mich erst als letzter 
Schritt.in Frage", dann überlasse ich es Ihrer 
Intelligenz, inwieweit Sie sich mit Ihren Auf­
fassungen hier mit dem Minister in Uberein­
stimmung befind·en. 

kritisiert: Mangelnde lmIformationSberei tsChaft 
der OVP in der Zeit i-hrer Regierung, und 

Am MittwoCh, dem 1. Dezember abends 
habe ich den Herrn Finanzminister gefragt, 
wann eine allfällige EIihöhung der Z1garetten­
preise erfolgen und in welchem Ausmaß sie in 
Kraft treten würde. Diese Frage konnte mir 
vom Herrn Finanzminilster am 1. 12. offensicht­
lich noch nidlt beantwortet werden. Aber mit 
Datum 2. 12. haben wir dann im Hauptaus­
schuß gen au jene Vorlagen, ausgereift, präzi­
siert und - wie uns gesagt wurde - nach 
monatelangen Verhandlungen, auf dem TisCh 
vorgefunden, für die am 1. 12. abends noch 
keine Möglichkeit einer informativen Dar­
stellung bestanden hat. Ist das transparent? 
Ist das Informationsbereitschaft? 

Herr Kollege Fischer! Wenn Si-e gesagt 
haben: Uber.zeugen statt überstimmen!, so 
muß ich mit Ihnen in dieser Frage konform 
gehen. Aber handhaben Sie das? Handharbt 
das Ihre Fraktion? Wir' haben gestern im 
Hauptausschuß und im Sozialausschuß erlebt, 
wie Sie .,überzeugt" haben, wie Sie uns, die 
Opposition, in der Fr.age der Erhöhung der 
Zigar.ettenpreise einfaCh niedergestimmt 
haben und wie Sie uns in der Wiedereinfüh­
rung der RuhenSibestimmungen nieder­
gestimmt haben. Nennen Sie das ÜJberzeugen 
oder überstimmen? Fürwahr, iCh glaube, 
Sie haben dals, was Sie an taktischen Richt­
linien der Volkspartei kritisiert haben, nicht 
nur übernommen, Sie ha'benes -geradezu zur 
Perfektion weiterentwickelt! (Zustimmung bei 
derOVP.) 

Es hat heute - damit komme ich zur Ent­
wicklungshilfe - me'in Kollege Dr. Frauscher 
schon auf den Widerspruch hingewiesen, der 
in der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
über die beabsichtigte Steigerung der Ent­
wicklungshilfe auf 1 Prozent des Brutto­
nationalproduktes bis zum Jahre 1980 und in 
der jetzigen Erklärung auf Seite 24 der Regie­
rungserklärung gelegen ist, wo es heißt: .,Der­
artige Beträge werden siCh auch für geraume 
Zeit noch niCht ohne weiteres zur Verfügung 
stellen lassen." Aber in der Regierungs­
erklärung steht auf Seite 15 noch etwas 
anderes. Da steht: .,Besonders nützliCh war 
auch der Beitrag der Jugendorganisationen 
bei der Erarbeitung einer 'Grundlage eines 
Entwicklungshilfekonzeptes. " Herr Bundes­
kanzler! Jener Jugendrat für Entwicklungs­
hilfe, dem Sie als Erster Präsident 'angehören, 
mußte am 22. März 1971 mit der EinsteHung 
seiner Aktivitäten drohen, weil ihm die not-

egierung 

hoben hervor die jetzt praktizierte Trans- Herr BundeskaIllZ'ler! In derselben Regie­
parenz, die sich so' wohltuend abheben würde. rungserklärung widmen Sie 48 Zeilen der Ju­
Ich möchte Ihnen ein drastisches Beispiel gend, davon 32 Zeilen allein den Jugend­
sagen, das wir gestern erleben mußten: ,oJ'lganisationen, also der organisierten Jugend, 
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und ihren positiven Leistungen. Aber, Herr 
Bundeskanzler, unter Ihrer Regierung wurde 
1910 auf 1911 der Bundesjugendplan trotz der 
Preissteigerungen überhaupt nicht erhöht, und 
die Ansätze für das Jalhr 1912 wunden lediglim 
um 5 Prozent erhöht, obwohl Sie, Herr Bundes­
kanzler, genauso wie 1hre Jugendyertreter 
wissen, daß drei zusätZiliche Organis'ationen 
in diesen Ring aufgenommen werden sollen: 
die Landjugend, die Freiheitlime Jugend -
wenn Sie sagen: Gar nimt!, bin im schon der 
Meinung, daß siehineingehören - und die 
Naturschutzjugend. Ich glaube, daß man also 
sehr wohl verlangen kann, daß die Bundes­
regierung, wenn sie ,so sehr für dfe Jugend 
'eintritt, wie Sie das in Ihrer Regierungs­
erklärung getan haben, auch bereit 11St, im 
Hinblick auf diese Organisationen die notwen­
digen Konsequenzen iu ziehen. 

Herr Bundeskanzlerl Gleichfalls in Ihrer 
Regierungserklärung sprechen Sie davon: "Zu 
den erfreulichen Feststellungen ,gehört, daß 
'90 Prozent der Befragten" - junge Menschen 
sind gemeint - "für die Entw~cklungshilfe ... 
eintreten," Herr Bundeskanzler I Diese jungen 
Mensmen treten niCht nur dafür ein, sie haben 
gehandelt, und zwar schon seit langem. Sie 
ha:ben diesen Jugendr.at für Entwicklungshilfe 
ins Leben 'gerufen, der heute immerhin zirka 
40 Entwicklungshelfer,' gut alUsgebildete 
Menschen, ke·ine .A!benteurer, sondern Idea­
listen, die 'für wenig Geld Jbereitsind, ins 
Ausland zu gehen, ins Ausland entsendet hat. 
Aber diese 40 jungen Menschen wissen nicht, 
wenn sie heute zurückkommen, ob ihnen die 
vertraglich zugesicherte Wiederein­
.gliederungshilfe auch ausbezahlt werden 
kann, weil die Dotierung dieser SeJbsthilfe­
-organisation der Jugend 'auf dem Entwick­
lungSlhilfesektor die Unterstützung der 
-Bundesregierung nur in sehr, sehr beschei­
'denem und, wie sich zeigt, unzureichendem 
'Maß beanspruchen kann. 

Herr Bundeskanzler I So Iste11t sich am Bei­
'spiel der Entwicklungshilifeförderung 'Und am 
:Beispiel der Jugendförderung im allgemeinen 
die Frage, ob Sie bereit sind, Ihre Ankündi­
gungen, Ihre Worte und Ihre Taten in Ein­
klang zu 'bringen oder zuzugeben, daß eben 
Ankündigungen, die Sie gemacht haben, nicht 
einhaltbar sind, daß .Sie im Lichte der Reali­
täten einbekennen müssen, daß Sie mehr ver­
sprochen haben, als zugeben Sie nun in der 
Lage ·sind. Ein solches Eingeständnis würde, 
wenn es offen ·gemacht wird, durchaus ver­
standen werden. 

Stehen Sie,' Herr BundeskanZIler, heute noch 
zu Ihrer Erklärung, daß bis zum Jahre 1980 
1 Prorent des Bmttonationalproduktes für 
EntwicklungshiLfe aufzubringen ist, davon 
10 Prozent seitens des Bundes, oder distan­
zieren Sie sich heute von dieser Erklärung 
im Lichte der wirtschaftlichen Realitäten? 

Sind Sie, Herr Bunrleskanzler - das meine 
zweite Frage -,bereit, die Jugendorgani­
sationen nicht nur ob ihres idealistischen Ein­
tretens für die ,Entwicklungshilfe zu 'belobigen, 
sondern auch für eine ausreichend erhöhte 
Dotierung des Jugendrates f.ür Entwicklungs­
hilfe zu sorgen? 

Dritte Frage: Werden Sie, Herr Bundes­
kanz1ler, die Benachteiligung der Jugend­
organisationen im Osterreichi'schen Bundes­
jugendring, w.ie sie nunmehr durm zwei Jahre 
sozialistischer Regierung erfolgt ist, besei­
tigen und damit den Weg ,für die Neuauf­
nahme jener Organisationen freimachen, .die 
angesucht haben und in diesen Jugendring 
mit aufgenommen werden /Sollen? 

Sind Sie ferner bereit, Herr Bundeskam:ler, 
zuzugeben, daß Ihre Ankündigung, Taxis statt 
Dienstwagen einzusetzen, ebensowenig zu 
einer Einsparung von Dienstwagen geführt 
hat, w.ie die Ankündigung Ihres Handels­
ministers, 'durch den Direktimport von PKW 
eine Verbilligung des Autoimports zu errei­
chen, zu einer Verbilligung führte? 

Herr Bundeskanzlerl Meine fünfte ,Frage: 
Nehmen Sie Ihre Fernseherklärung zurück, 
daß mehr als 30 Tage Waffenübungen un­
durchführbar sind, und schließen Sie sich den 
Erklärungen, die in diesem Haus der Abge­
ordnete Blema abgegeben hat, an, daß Sie 
für Ihre Partei zu den 60 Tagen, die im Gesetz 
verankert sind, eindeutig stehen und daß Sie 
auch für ausreichend.e Mittel zur Durch­
führung dieser 60, Tage Vorsorge treffen 
werden? 

Meine letzte Frage: Werden Sie schließlich, 
Herr Bundeskanzler, dafür eintreten, daß Ihre 
Minister und auch Sie selbst für .ihre Gesetz­
entwürfe die volle, ihnen nach der Verfassung 
auferlegte Verantwortung übernehmen und 
sich nicht hinter unverbindlichen Vorstellun­
gen verstecken, von denen sie sich vorsorglich 
schon bei deren Bekanntgalbe in der Offent­
lichkeit distanzieren, wie das beim Hochschul­
Organi'sationsgesetz der Fall war und Iwie das - -
sichtigte Einstellung von Nebenbahnen ange­
kündigt wur:de? 

Herr Bundeskanzler! Ich meine, daß ,gerade 
Herr Bundeskanzler! Ich möchte .in diesem die jlUngen Entwidcl.ungshelfer, die ;mit viel 

Zusammenhang also die folgenden Fragen an Idealismus Osterreims Farlben in der Welt 
Sie rimten: vertreten, stellvertretend ·fiür die österreimi-

38 

-
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sche Jugend ein Anrecht darauf haben, daß 
ihnen klarer Wein eingeschenkt wird. 

Ich meine 'auch, daß Entwicklungshilfe, rich­
tig verstanden, nimt Almosen sein darf, son­
dern daß sie echte Partnersmaftsleistung sein 
muß, gewi'ssermaßen Hilfe zur Selbsthilfe dar­
stellen muß. Es ist keine SChande, so meinen 
wir im Gegensatz zur äußersten Linken, wenn 
diese Entwicklungshilfe nur unter bestimmten 
Auflagen erteilt wird. Es ist auch keine 
Schande, so meinen wir, wenil neben der 
wirtschaftlimen Stärkung des Empfänger­
landes auch die Verstärkung der kulburellen 
und der wirtschaftlimen Beziehungen zu 
tJsterreim im Auge behalten wird. 

Neben der Entsendung von Entwicklungs­
helfern und Experten und neben den Pionier­
leistungen unserer Wirtschaft kommt aber 
immer nom gerade in den Entwicklungs­
ländern der "Erste-Hilf.e-Leistung" ,im 
Katastrophenfall besondere Bedeutung zu. 
Und im meine, daß gerade für ein kleines 
Land wie tJsterreich der Satz geilten muß: 
Wer schnell g~bt, gibt doppelt! 

Deshalb erlaU!be ich mir namens meiner 
Fraktion folgenden E n t s chI i e ß 'Il n g s­
antrag einzubringen: 

Die Bundesregierung wird ersudJ.t, die 
,Möglichkeit zu prüfen, Erste-Hilfe-Leistun­
gen vorsorglich für· den sofortigen Kata­
stropheneinsatz in den Entwicklungsländern 
bereitzustellen und dem Parlament darüber 
zu berichten. ' 

Im gLaube, daß auf diese Weise ein wirk­
samer Beitrag tJsterreims in Katastrophen­
fällen in der Welt geleistet werden könnte. 

Herr Bundeskanzlerl Als Chef einer Regie­
rung, die die Transparenz auf ihre Fahnen ge­
schrieben hat, kann von lhnen mehr als von 
jedem anderen mit Recht erwi;irtet werden, 
daß Sie vom Reden zur Tat schreiten! (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Der' von den Abgeordneten 
DDr. König und Genossen zur Beratungs­
gruppe II eingebrachte· iEntschließungsantI1ag 
ist genügend unterstützt und steht daher mit 
zur Verhandlung. Di,e A!bstimmung hierüber 
wird nach der dritten Lesung 'erfolgen. 

, (Zwischenrufe.) 

Als nächster zU/m Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Dr. Kranzlmayr. Ich erteile es 
11, • 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (OVP): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren I Seit Montesquieu kennen wir das 
Pränzip der Gewaltenteilung, die Trennung 
in Gesetzgebung, Vollziehung und unabhän-

gige Gerichtsbarkeit. Nach diesem Prinzip sol[­
ten die aus allgemeinen, freien und geheimen 
Wahlen auf Grund des Mehrparteiensystems 
gewählten Abgeordneten die Exekutive, die 
Regierung wirksam kontrol1ieren. 

Es wird mit Recht immer hervorgehoben, 
daß die Hauptredlte des Parlaments das Remt 
der Gesetzgebung, das Budgetrecht und das' 
Kontrollrecht gegenüber eier Vollzie'hung, der 
Regierung sind. Wenn ich mir aber so vor 
Augen führe, wie vielfach die Kontroll­
möglichkeiten des Parlaments umgedeutet, ja 
mißbrauCht werden, so komme ich immer mehr 
zur Uherzeugung, .daß der heutige Zustand 
der demokniHschen Kontrolle in weiten Gebie­
ten unseres politischen Lebens .nicht mehr 
dieser Ideaworstellung entspriCht. Und ich 
glaube, auch bei unseren politisCh Andersge­
sinnten, bei der Mehrheitsfraktion, sehen wir 
immer mehr 'und mehr, :daß die Albgeordneten 
vielfarn die Meinung vertreten, ja viele halten 
es sogar für ihre Pflicht, die eigenen Partei­
mitglieder in der R'6gierung hier im Hohen 
Haus seIhst gegen geremtfertigte Angriffe in 
Schutz nehmen zu müssen, sie zu verteidigen, 
anstatt daß ,sie die in der GewaltentreIl1llUD.g 
vorgesehenen Kontrollfunktionen wirksam 
ausüben würden .. 

Ich glauhe, es wäre auch vollkommen ver­
fehlt, wollte man den Weg gehen, der von 
vielen hier vorgesc:hlaJgen wird, den Weg, 
diese parlamentarischen Kontrollrechte einem 
Ombudsman oder einem Gremium zu über­
lassen, weil hier Remte des Parlaments, 
Rechte des .A:bgeordneten verlorengehen wür­
den und man doch nimt weiß, insbesondere 
wenn ein Kollegialorgan diese Anwaltschaft 
bilden soll, ob dann die Kontrollfunktionen, 
die der Nationalrat hat, ,auch tatsächli<h in 
seinem Sinn ausgeübt werden. 

Ein anderes Mal übern.ehmen Abgeordnete 
ein Gesetzesvorhaben der Regierung als 
Initiativantrag, um das gesetzlich vorgesehene 
Begutachtungsverfahren auszuschließen. Auch 
dadurm geht ein Kontrollrecht verloren. 

Ich darf hier kurz auch einflechten, daß ich 
persönlich - UIl!d das ist einzi'g und allein 
meine persönliche Meinung, schon seit meiner 
Studienzeit her - die Beibehaltung des Abge­
ordnetenmandats eines Mitgliedes der Regie­
rung als einen Verstoß gegen das Prinzip der 
Gewaltenteilung ansehe. Es w,iderspriCht doch, 

ein oder mehrere Abgeordnete, die der Regie­
ruri.g angehören, mit ihrer Stimme als Abge­
ordnete zum Beispiel beantragte parlamen­
tarische Untersuchungsausschüsse verhindern 
können oder bei einer knappen parlamen­
tarischen Mehrheit, wie wir si,e heute haben, 

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)66 von 128

www.parlament.gv.at



Nationalrat XiII. GP - 9. SitzWlg - 7. Dezember 1971 519 

Dr. Kranzlmayr 
den Willen der Exekutive dem Plarlament 
oktroyieren können. Es kann also ein und 
derselbe Abgeordnete seine Kontrolle als 
Regierungsmitglied durch seine parlamen­
tarische Stimme als Abgeordneter verhindern. 

Ein Regierungsmitglied kann überhaupt hier 
im Hohen Haus und auch sonst in 5ehr ver­
schiedenen Funktionen auftreten, ich möchte 
fast sagen, er kommt einem Verwandlungs­
künstler gleich. Einmal tritt er hier auf und 
spricht als Mitglied der gesamten Bundes­
regierung, dann spricht er als Ressortmini­
ster. Der Betreffende braucht hier gar nicht 
die Meinung der gesamten Bundesregierung 
vertreten, denn obwoQ.l die Beschlüsse der 
Bundesregierung einstimmig gefaßt werden 
müssen, kann er aber alJ:s Roessortminister 
sagen, er wäre persönlich einer anderen Mei­
nung gewesen. Dann kann er von der Regie­
rungsbank 'heruntergehen und als Abgeordne­
ter wieder anderes sprechen, und letzten Endes 
kann er dann wieder eine völlig andere Mei­
nung als Privatmerrsch abgeben. Ich weiß, 
daß das natürHch in vielen anderen Parla­
menten auch der Fall ist, selbst in der ältesten 
Demokratie, die wir kennen. .A!ber trotzdem 
halte ich die Auffassung aufrecht, daß es mit 
dem Prinzip der Gewaltentrennung nicht abso­
lut vereinbar erscheint. 

Aber wo, Hohes Haus, ertblick.e ich noch 
echten Mißbrauch der Kontroll1furiktion der 
Abgeordneten? Wir Ihaben ,anläßlich der N 0-

vellierung unserer Geschäfts'Ordnung im Jahre 
1961 lange Zeit hindurch st,rittige Fragen ein­
vernehmlich gelöst, wir haben !bei dieser 
Novellierung die Fragestunde eingeführt. Wir 
halben diese Neueinführung allgemein be­
grüßt, sahen wir doch in dieser Einrichtung 
eine Ausweitung :der Kontrollrechte des 
Nationalrates. Es sollte durch diese Fr'age­
stunde die Möglichkeit geschaffen werden, in 
einem direkten, v·erkürzten Verfahren Klärun­
gen in Fragen der Vollziehung herbeizufüh­
ren. 

kber was viele von runs :befürchtet !haben, 
ist ~uch eingetreten. Wir. Ihalben viel weniger 
Sitzungen als das ,englische P.arlament oder 
der Deutsche Bundestag, sodaß sehr oft münd­
liche Anfra·gen, wenn sie dann im Hohen 
Hause aufgerufen weriden, nicht mehr aktuell 
sind und die Kontrollabsicht unwi,nksam Wird, 
weil oft mehrelie Wochen 7JWischen der Ein­
bringung der mündlichen Anfragen und dem 

gehen. 

Uberdies greift in der letzten Zeit immer 
mehr und mehr der Unfug Platz, daß die aus­
drück.Uche Bestimmung, es seien ku:r.ze, münd­
liche, konkrete Anfr,agen (Zu stellen und dem­
entsprechend auch kur.ze, prägnante Antwor-

ten seitens des 'befragten Regierungsmitglie­
des zu geben, 'Völlig mißachtet wird; und ich 
bedauere auch, daß seitens des Her,r,n Präsi­
denten das so ohne weiteres toleriert :wird. 
Waren es fruher meist über 20 mündliche An­
fragen, die in den 60 Minuten der Fragestunde 
belh.andelt werden konnten, so ist es nunmehr 
oftmals kaum mehr die Hälifte. Ich sage noch­
mals: Ich erblicke auch dar-in einen Mißbrauch, 
eine Beschränkung der mit der Fra,gestunde 
zusätzlich eingerichteten Kontrolle des P.arla­
ments. 

In den letzten Wochen unld Tagen ist schon 
viel von Par.laments- und Geschäftsordnungs­
refor.m gesprochen worden, und der Klubolb..; 
mann der SOIZialistischen Partei Gratz hat 
namens seiner rraktion die Zusage . ,g,ege'ben, 
daß bei der Reform der Geschäftsordnung der 
Minderheit, der Opposition jene Rechte gege­
Iben· werden, die eine uneingeschränkte Kon­
t'rolle Ider Exek:utiveermöglichen. 

Aus Zeitmangel möchte ich jetzt niCht weiter 
ausWihren, welche Vorstellungen wir dazu 
haben. Wir werden zeitgerecht hier unsere 
Meinung deponieren. Ich bin aber der Auf­
fassung, H()Ihes Haus, daß es nicht allein dar­
auf ankommt, was ·eine· Geschäftsordnung ent­
hält, sondern .auch darauf, in welchem Geist 
sie gehandhCl'bt wird. 

Und nun noch einige Sätze ·zur Parlaments­
reform. Ich halte es für angelbracht,auch dann, 
wenn davon schon viele J albre gesprochen 
wird, ich ihalte es im Interesse Ider Verbesse­
rung und Ve,rsachlichung der parlamentari­
schen Arbeit für angebracht, einige Worte zu 
v,erlieren, und nach dem Sprichwort "Steter 
Tropfen höhlt den Stein" glaube ich als Opti­
mist, daß docbeinma.I die Saat Frucht tragen 
wird. 

Ich will . nicht wiederholen, (Was sch~n depo­
niert wurde. Aber was jedem Arbeiter und 
jeldem Angestellten, v.on dem man eine gedie­
gene Arbeit verlangt, zur Verfügung stehen 
muß, nämlich brauchbare Wenkzeuge, eine 
entsprechende Einrichtung und AIibeits­
stätte, das muß auch den Albgeordneten dieses 
Hauses 'Zugestanden werden. 

. Es hat hier der Part,eiohmannder ,Freiheit­
lichen Partei schon Klage über die Flut von 
Vorlagen, die auf uns zukommen, über die 
Husch-und Pfusch:ar'beitengeJührt. tEszeigt 
sich immer mehr unld mehr, 'daß sowolhl die 
Beamten, die in der Le islative der ,einzelnen 
Ressorts arbeiten, .als ,auch lWir Parlamentarier 
Ülberforde,rt sind; denn immer häufiger i·st es 
notwendig, ganz kurze Zeit, nachdem wir ein 
Geset'Z hier im Hohen Haus verabsdüedet 
halben, wiederum eine N ovel'le zu machen, 
weH eben das eine oder andere übersehen 
oder unterlassen wurde. 
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Heute ist ,auch schon erwähnt woriden -- ich 

muß 'esa1ber wiedeI1holen --, daß uns viel 
zUlwenig Zeit bleibt, die Vorlagen richtig stu­
dieren zu können. Ich darf sagen, daß ·das 
ger,ade auch in den letzten Tagen wiederum 
der Fall gew.esen ist. 

Abschließend komme ich in diesem Zusam­
meIlJhangzu meinem Herzensanliegen, zur 
Errichtungeine,r wissenschaftlichen Albteilung 
hier 'im Hoben Hause. Ich hoffe, daß die Kol­
l,egen von der Sozia'listischen iPartei meinen 
Worten umso mehr Beachtung schenken wer­
den,als ich in den folgenden Aus!iiührungen 
eben ge·gen Polemisi,errungund Obstruktion 
im Padament sprechen will. 

Eine Verwissenschaftlichung und, Vers ach­
lichung der Ge'staltun,g des po.litischen Lebens 
- ich gestatte mir, das 'bescheiden zu sagen­
war nie so notwendig wie heute. Ich 'glaube, 
es ist kaum mehr traghar, daß die politische 
Willenshildung des Nationalrates und somit 
des gesamten österreichisdlen Volkes einer 
übjektiven NutZlbarmachung der iwissenschaft­
lichen Erkenntnisse aller Wissensgehiete ent-
behrt. ' 

. Bedient sich nun die eine oder die andere 
Partei solcher Erkenntnisse, rwird die Präsen­
tation solcher Erkenntnisse fragwürdig und 
immer für fast die Hälfte der österreichischen 
Bevölkerung unglaubwürdi.g. 

. nie Sdlaffungeiner ,wi,ssenschaftlichen .A!b­
teilung würde die Verbreitung der Allmacht 
der "Corps administratifs" hintanhalten und 
gleichzeitig - davon fbin ich überzeugt - das 
Gewicht des Parlaments stärken. Somit wäre 
gleichzeitig eine StäIikung de.r nicht manipu­
lierten Demokratie gegeben. 

Aus der Natur der Demokratie ergibt sich 
feTner, daß die Art undlder Gr.ad d.er Aus­
bildung der einIZeInen Abg,eordneten verschie­
den sind. Trotzdem sollen alle Abgeordenten 
ung,eachtet der erwähnten Tatsache ingle,i­
mern Maße zu den einzelnen, auch zu den 
nicht. tagespolitischenFragen Stellung bezie­
hen können. 

Eine wissenschaftliche Abteilung hie.r im 
Hohen Hause wäre, eine unalbhängige füh­
rung vorausgesetzt, durchaus in der Lag,e, 
erstens selbst Gutachten :zu erstellen, rzwei­
tens bestehende Gutachten -- was, besonders 
~ür ,einen Laien, nicht immer sehr leicht ist -­
ausfindig und anwendbar zu machen, ferner 
die Dienste der Bundes- und Länderorgane 
objekttviert in Anspruch zu nehmen, dies 
ung,eachtet dessen, 'w,elche lPartei regiert. 

Von wissenschaftlichen Instituten, von Pro­
fessoren eingeholte Gutachten gewinnen doch 
sta'Dk an Objektivität, wenn der Aulftraggeber 
nicht eineP,artei, nicht .. ein Politiker, sondern 
ein parteiunabhängi.ges Or,gan ist. 

In diesem Zusammenhang, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren v.on ,der Sozialisti­
schen !Partei, 'könnten Sie ;zeigen, ab Sie noch 
~mmeT mit althergebrachten Ideologien ibehaf­
tet sind oder ob Sie bereit sind, sich bei I!hrer 
AI1beitanstatt manipulierter Dabm und Er­
kenntnisse objektiver wissenschaftlicher Mei­
nungen und Unterlagen ,zu Ibedienen. (Abg. 
G rat z: Herr Kollege! Es tut mir leid: Bis zu 
diesem Satz hätte ich Ihnen applaudieren wol­
len! Aber. ab diesem Satz kann ich es nicht 
mehr!) Das kann ich mi.r vorsteUen, weil Sie 
natürlich nicht gegen lihren Kollegen tBlecha 
und die Daten, die' Ihnen von seinem Institut 
geliefert werden, sein können, da Sie darvon 
natürlich schon oftmals profitie'Tt haben (Abg. 
L an c: Aber, Herr Staatssekretär, jetzt sind 
Sie stark abgesunken/), weil es nicht ,immer 
sehr leicht möglich ist, diese Daten, die 
-- nicht immer, aber .sehr .oft -- nicht gerade 
wissenschaftlich fundieTt sioo, süfort ,zu wider­
legen. (Abg. G rat z: Herr Kollege! Aber ich 
habe das nicht böse gemeint! Ich hätte wirk­
lich bis zu dieser Polemik applaudiert/) Für 
die Demokratie und für das österreichische 
V ()1Jk wäre die letztere Lösung sicherlich nütz­
licher. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herrenl Die 
politische WillenSlbildung 501'1 und muß auch 
nach einer Annahme meines Vorschlages 
allein und uneingeschräntkt bei den Abgeord­
neten des National·rates ble~ben. Die politische 
Zielsetzung ist ehenfalls Sache ,einer gefun­
denen Mehrheit des Hohen Hauses. Die 
Grundlage für eine Tichtige und nützliche Ent­
scheidung soU aber nicht allein das Produkt 
der P.arteise:kr,etariate sein. 

Als .AJhg·eordneterverspür,e -ich oft di,e Not­
wenidigkeit, lllich vor einer Stellungnahme an 
Hand objektiver Unterlagen ZlJ orientieren. 
Ich :vertrete ,als Abg,eordneter und Demokrat 
die Ansicht -- ich noffe, daß alle Abgeordne­
ten . der glekben Meinung sind --, daß eine 

----------------~07----~--~--------~.-~~~~~~--~_.~_y~--~._------_.~~~--~~~~-----------Hebung des Niveaus und der Ver,sachlimung Die Heranziehung von Vertr.ete,rn der Wis-
der par.lamentarischen Arbeit in unser,er senschaft und der Interes5'envertretungen 
modernen Zeit unumgänglich notwendtg ist. würde die Demokratie direkter ,gestalten, dies 
Als Abgeordneter bin ich nicht nur für die Stär- aber - das wäre daJbei Ider Vorteil -- ohne 
kung der Rechte des Parlaments, sondern ,auch Ausschaltung der Parlamentarier, :wie dies bei 
für die Hebung deT Praktikabilität di,eser plebiszitären VeTfahren der Frall 1st. Die Kon­
Rechte. taikte zwischen Wissenschaft, Interessenvertre-
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tungen und Parlamentariern zu vedebendi- den Anspruch darauf, innerhal·b einer 
gen, muß auch unser Ziel sein. ibestimlnten Fri.st eine Entscheidung zu be-

N ., ...J... F Ich kommen. un iZU organlsatonsUl!en r·agen: 
glafUbe, das, was uns der Herr Präsident dieses 
Hauses 1m Budgetausschuß gesagt !hat, daß 
nämlich mir eine solche wissenschaiftliche Ab­
tleilung in diesem Haus kein Raum gefunden 
werden könnte, dürfte nicht Grund dafür sein, 
diese Abteilung nicht ins Leben ·zu rufen. 

Was die personelle Seite betrifft, :würde es 
meiner Ansicht nach ,g·enügen, :wenn der Leiter 
eines wissenschaftlichen Dienstes und einige 
Fachreferenten mit dieser zukunftslWeisenden 
Anbeit begännen. Diese könnten sich der schon 
:bestehenden B~bliothek Ibedienen und die wis­
senschaftlichen Meinungen, die Forschungs­
er,gebnisse sowie die DokUlIIlentation in- und 
ausländischer Organisationen uns A'bgeordne­
ten :zugänglich machen. 

Hohes Hausl Ich ihoffe, daß wir auf Grund 
der von allen hier im Holhen Haus vertre­
tenen politischen Parteien gegebenen ,Zusiche­
rungen, an die Arbeit zu .gehen, bis zur nächst­
jährigen Budgetdebatte sichtbare Erfolge in 
der Parlaments- und Geschäftsordnungsreform 
werden auiiweisen können. Das wird der par­
lamentarischen DemokraUe nur von Nutzen 
sein. 

Aber, Hohes Haus, die besten par.Iameilta­
rischen Einrichtungen und die idealste Ge­
schäftsordnung machen noch keine gesunde, 
lebendige und le!bensfähige iDemok,r.atie aus. 
Eserfül'lt mich mit Sorge, daß wir -in den 
letzten Wochen und Monaten erleben mußten, 
daß die sozialistischen Albgeordneten, die ja 
das Wort "Demokratie" immer sehr .gerne in 
den Munld genommen haben, es überhaupt 
nicht mehr der Mühe wert finden, sich hier 
im Hohen Haus und auch in den Aus­
schüssen in eine DebaUeeinzulassen. 

Die sachliche Erörterung der geg.enseiHgen 
Standpunkte ist doch ein !Wesentlicher Be­
standteil der Demokr.atie. Ich hahe wirklich 
Sorge, weil Sie nun diesen Weg verlassen 
halben, und fordere Sie auf, sich mit uns hier 
im Hohen Ha1use und in <Cl,en Ausschüssen wie­
der echt auseinanderzus-etzen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Dr.Neuner zum Wort. 

Arbgeordneter DDr. Neuner (OVP): Herr .. . . 

Verwaltung durch unahhängige Gerichte ist 
heute eine Selbstverstän!dlichlkeit in _einem 
demokratischen Gemeinwesen. Ebenso ist es 
eine Selbstverständlicbkeit, daß die Partei im 
Rechtssinne einen Anspruch :auif Entscheidung 
hat, auf Entsch~idung überhaupt, aber.uch 

Im Sinne einer Verfeinerung des R,echts­
schutzes - das ist für uns, .tür die Oster­
reichische Volkspartei, kein bloßes Wort, son­
dern wir haben auf dies:em Gebiet bereits 
Taten. gesetzt - muß die Durchsetzung dieser 
Rechte auch effektiv sein. 

Dazu gehört, daß der obsi'e.genden Partei 
in einem Gerichtshofverbhren ein Ersatz der 
Kosten zugesprochen wird, die ihr bei der 
Durchsetzung ihrer Rechteenwachsen. 

Im BescheidprüfungSlVerfahren ist die 
Kostenersatzpflicht, wenn lauch in einem sahr 
be~cheidenen Ausmaß, gesetzlich und 'verord­
nungs.mäßig verankert. W-enn aber eine 
Säumnisbeschwerde notJwendi-g wird, weil die 
belangte Behörde es pflicbtwidrig unterlassen 
hat, innerha·lb der -angemessenen Frist von 
sechs Monaten die Entscheidung 'zu fällen, und 
der VerwaltungsgerichtSihof in einem solchen 
Säumnisbesc:bwerdeverfalhren der säumigen 
Partei aufträgt, innerlhalb von acht Wochen 
die . säumige Entscheidung nachzuholen, und 
die Behörde das auch tut, :besteht keine ge­
setzliche Möglichkeit, den Kostenersatz für, 
eine solche Säumnisbescbiwerde auszuspre­
chen. Aber auch für die Abfassung einer sol­
dien Säumnisbeschwerde muß ein Rechts­
anwalt hinzugezogen .werden, und es entste­
hen Kosten. 

Wir von der Osterreichischen VoLkspartei 
haben daher im Finanz- und Budgeil:ausschuß 
bei diesem Budgetkapitel eine Entschließung 
eingebracht, die ich hier .w,ielderholend vortra­
gen möchte. Sie liegt bereits dem Herrn IPräsi­
denten vor. Es ist dies der 

Entschließungsantrag 

- den wir neuerlich hier vorbringen - der 
Abgeordneten Dr. Neuner und Genossen be­
treffend Kostenersatzpflicht ,im Ver~a~lTen vor 
dem Verwaltungsgerichtshofauf Grund von 
Säumnisbeschwerden. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen fol­
genIden Entschließungsantra.g: 

Der Nationa'lrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Hohen Haus-e eine Gesetzesvorlage zUZllllei­
ten, wodurch im Ver.filiren vordem VeTlWal-
tungsgerichtshof auf Grund von Säumni.s­
.beschwerden ein Kostener·satz zugunsten 
des Beschwerd.eführers ·auch dann zugespro­
dlen wird, 'Wenn die Jbelangte Bethörde den 
Bescheid nachholt. 

Soweit der WortJIaut der Entschließung. 
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Im Finanz- und ·Budg·etaussdlUß halbe ich 

dies.e :Entschließung dem HeIrn Bundeskanz­
ler Dr. Kr,eisky 7lU diesem Budgetkapitel vor­
gelegt. Der Herr Bundeskanzler äußerte 
damals, er hätte nodl keine Meinung dazu. 
Bei der AibsUmmung über die ,Entschließun­
gen, die währenld. der BUldg,etberatung eing,e­
bracht worden sind, hatte die SPtJ eine ,Mei­
nung. Sie hat ,eben in diesem ,r.aschen Ver­
fahren auch diesen Entschließungs,antrag ab­
g·elehnt. Ich kann mir vorstellen, daß das nur 
im Trubel der Ereignisse gesmehen sein 
konnte. 

Inzwischen werden Sie sich, meine Damen 
und Herren von der Sozialistischen Partei, 
darauf besonnen haben, ~aß Sie ein J ustiz-
programm für 1910 bis 1974 vorgelegt haben, 
das Sie hodltrabend mit dem Titel "Mehr 
Rechtsschutz für den Staatsbürger" übersdlrei­
ben, und in diesem "Mehr Redltssdmtz für den 
Staatsbürger" haben Sie 1m Punkt VIII auch 
vor'gesehen, daß eine iEr:weiterung der Ver­
fassungs- und Verwaltungsgerichtsbartkeit ein­
treten solle. Sollte in7JWi-schen vom Zeitpunkt 
der .A!bstimmung im Finanzaussmuß ibis !heute 
kein -Meinung,sumsmwung in Ihrer Fraktion 
eingetreten sein, dann, Hohes Haus, müßte 
ich Herrn Dr. Broda, den R~chtsaDJWalt Doktor 
Brooa, daran erinnern, Iwie sehr er von der 
Fraktion der frei,en Beru~e spricht, nämlich 
'dann, wenn er V'Or den freien Berufen spricht. 
(Ruf bei der SPO: Ist nicht im Haus!) Er ist 
nicht im Haus. Im hoffe, Sie werden es ihm 
mitteilen. 

Herr Dr. Broda wäre sicherlich als aktiver 
Minister dazu prädestiniert, der Führer der 
Fraktion dieser freien Berufe zu sein. Ich kann 
ihm, -d·emHerrn Dr.Broda, versichern, und 
ich ibitte, ihm das mitzuteilen, daß die Oster­
reichische Volkspartei hinter dieser Fr:aktion 
der .freien Berufe steht,' und ich kann nach 
dem Abstimmungsverhalten im Ausschuß an­
nehmen, daß auch die fr:eiheitlime Fraktion 
für diesen Entschließungsantrag ist. 

Es müßte derher de.r Herr Dr. IBroda nur 
mehr meine Berufskolleg·en Androsch und 
Mühlibacher dafür gewinnen, und Idiese Ent­
schließung hätte dann eine Mehrlheit ge­
sichert. 

Meine Damen und Herren I Ich hoffe, daß 
Sie von der sozialistischen Fraktion sich von 
der Notwendigkeit einer solchen Gese1:!zes­
vorl 
Säumnisbescblwerden, inzwisdlen überzeugt 
haben, und ich lade !Sie ernstlich und dringlich 
ein, diesem Anliegen, diesem Entschließungs­
antrag, der eine' Verfeinerung des Rechts­
sChutzes bilden würde, der dem Staatsbür-ger 
mehr Rechtssmutz im Sinne Ihrer Uberschrif-

ten geben würde, ·beilzutreten. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Der von den Abgeordneten Dok­
tor Neuner und Genossen zur Beratungs­
gruppe I eingebrachte Entschließungsantrag 
ist genügend unterstützt und steht daher mit 
zur Behandlung. Die Albstimmung hierüber 
wird nach der dritten Lesung erfolgen. 

Zum Worte gemeldet. hat sich der Herr 
Bundeskanzler. Ich bitte. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsidentl 
Hohes Hausl Zu den konkret an mim gerich­
teten Fragen möchte ich einige :konkrete Ant­
worten geben. 

Die Frage bezüglich 'eines übersichtlicher 
gestalteten Bundesgesetzblattes wird erwogen, 
und es sind auch diesbezüglich Vorschläge 
vorobereitet worden. Ich hoffe, daß die Bestre­
bungenauf diesem Gebiet in Bälde Resultate 
zeitig:en werden. 

W.;xs -die Fra,ge einer einIatQeren und ver­
ständlicheren Gesetzesspr,ache betrifft, so hat 
das Bundeskanzleramt im Jahre 1970 soge­
nannte legistische Richtlinien an alle Ressorts 
und an aUe Stellenausge'geben und deren 
BeachtlUng, empfohlen, um auf diese Art zu 
erreichen, d·aß es zu einer ·einfach·eren Ge­
setz·essprache kommt. Im ha'be volles Ver­
ständnis für diese Forderung und werde mei­
nerseits alles tun, um thr ,entgegenzukommen. 

Was das Gutachten über Umweltschutz be­
trifft, möchte ich sagen, daß dieses Gutachten 
als Entwul1f bereits vorliegt. Es ist nur noch 
el1forderlich, im Einvernehmen mit dem für 
Umweltfragen ,geschaffenen Ausschuß im !Bun­
desministerium für soziale Verwaltung ,zu 
einer Abstimmung zu gelangen. 

Zur Frage eines sogenannten Ombudsman, 
also das, was ich die Volksanwaltsdlaft 
nennen möchte, Hegt ein Entwurf :bereits vor, 
und :zwar ist dieser ,Entwurf im Lichte der Er­
gebnisse der Begutachtungsverfahren in eini­
gen wesentlichen Punlkten g.eändert 'Worden. 
Ich ihoffe, noch vor Weihnadltendiesen Gesetz­
entwurl dem Nationalrat übermitteln zu 
können. 

Was die DienstrechtskodifikaHon betrifft, 
findet am 18. Jänner 1972 eine Klausurtagung 
mit der Gewerkschaft des öffentlichen DIenstes 
statt. Uber die 23. Gehaltsgesetz-Novelle fin­
det am 21. und 22. Dezember 1971 eine IBespre-

Bezüglich der VeI'Waltungsakademie finden 
im Jänner 1972 weiter,eBespredlungen dieser 
Kommission statt. Ich möchte da.bei darauf 
verweisen, daß dieser Kommission auch Auge­
Ihörige der freien Be.rufe und der Wirtsmaft 
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angehören, also -durchaus eine Zusammenset­
zung, die einer Berücksichtigung dieser An­
regungen Rechnung tragen wird. 

Was nun das Begutachtungsvedahren he­
zügliCh des neuen Ministeriums .für Gesund­
heit und Umweltschutz Ibetrifft, so ist es ,rich­
tig, daß das BegutachtungS'veI1faJhren am 
14. Novem1ber eingeleitet wurde, daß mit 
27. November diese Frist beendet war und 
daß die Bundesregi-erung diesen Gesetzent­
wurf am 30. November eingebracht !hat. 

Ich g,ebegerne ZI\l, daß es sich ihier um 
eine sehr kur.ze Begutachtungsfrist gehandelt 
hat. Ich möchte aber geltend machen, daß 
s·einerzeit die Bundesregierung Kompetenz­
g'esetze überhaupt nicht !Zur Begutachtung aus­
gesendet hat, Herr Abg,eordneter Dr. 1K0tzina, 
sondern daß das erstemal diese Bundesregie­
rung ein solmes Begutamtungsverfahren rur 
derartige Materien eingeleitet hllt. (Beifall bei 
der SPO.) 

Außerdem möchte ich sagen, daß Ider Argu­
mentation, 'Wonach man mehr Zeit im Parla­
ment Ibraucht, um die Ergebnisse des Begut­
achrungsverfahrens zu ibeIÜcksichtigen, soweit 
ich informiert bin, auch Rechnung getragen 
wird. Es wüd daher zur Verabschiedung die­
ses Gesetzes erst im Jänner kommen, um 
eben eine gründliche Beratung ·zu gewäihrlei-
steno . 

Was di,e Vorstellung,en der Tierärzte be­
trifft, ,Herr Abgeordnete.r Dr. Kotzina, möchte 
ich Ihnen mitteilen, daß wir solche 'EingaJben 
in großer Zaihl Ibekommen halben. Wir haben 
das GutaChten der Kammer ;bekommen, wir 
haben unzäJhUge Tel,egramme -der verschiede­
nen Vereinigungen der Tierärzte erhalten, und 
wir haben außerdem Telegramme einozeiner 
Tierärzte erhalten. Es .geht darum, daß die 
Tierärzte in .ihrer Gesamtheit in das neue 
Ministerium hinüberwollen und vom Land~ 
wiitsChaftsministerium wegwo'llen. D.ie Grün­
de, die dafür ausschlaggebend sind, w.erden 
dann bei der Behandlung dieses Gesetzes in 
ausführ.Iicher Weise erörtert werden Ikönnen. 

Zur Frage "Taxi statt Dienstwagen" möchte 
im mitteilen, daß die )Untersuchungen hier­
über eingeleitet wurden; da aber ein .A!bschluß 
noch nicht möglich war, habe -ich in den Bera­
tung:en zum Budget ,erreicht, daß insges,amt 
- und das in jedem Ministerium - 10 Pro­
zent der iD.ienstw.agen der lZentralen Stellen . . 

seine Berücksichtigung gefunden, 'WoIlÜlber 
dem Hohen Haus !bereits vom Finan~minister 
in seiner Budgetrede Bericht erstattet wurde. 
Es gibt ·gegenwärtig 51 Personenkraftwagen 
weniger, 35 Motorräder und 17 Spezia1f.ahr­
zeuge weniger; Die 51 IPersonenkraftwag:en 

betreffen vor allem die zentralen St-ellen, 'die 
Bundesministerien. Das ist immenhin ange­
sichts des Umstandes, daß es in den l,etzten 
Jathren bis 1970 eine ununterbrochene Auf­
wärtsen1Jwicklung gegeben hat, ein nicht zu 
untersmätzender Vorteil. 

Was nun die Frage betrifft, inwieweit ich 
bereit ibin, der seinerzeitigen EIlklärungder 
Bundesregierung Rechnung 'zu tragen, wonach 
1 Prozent des Bruttonationalproduktes der 
Entwiddungshilfe zur Verfügung zustellen 
wäre, Ihievon 0,3 Prozent ,aus öffentlidlen Mit­
teln, halbe ich in· der Regie,rungs,enklärung 
ausldIÜddich .gesagt, daß ich gloafUbe, daß es 
.außerordentlich schwer sein wiI1d., diese Zu­
sage, -die ich nie ·gemacht ha:be, eiDIZUha'lten. 
Da!!f im 'Ihnen, meine Damen und Herren im 
Hdh·em Hause, die Summen nennen, die hie­
für notwendig wären. Für das Jahr 1972 müßte 
der Gesamtbetrag 4366 ,Millionen Schilling 
ausmachen, hievon ,allein aus dem Budget 
oder aus öffentlichen Mitteln rund 1,5 Mil.:. 
Harden. Nimmt man die normale Steigerung 
des nominellen Bruttonationalprolduktes vor­
weg, so würden diese Ziffern tür 19734,7 Mil­
liarden respektive 1,6 Millia,rdenbetragen, für 
1974 5,1 Milliarden respe!.ktive 1,7 Milliarden. 
Das geht in d·er Richtung so weiter. 

S~e können ,aus den Zahlen, die ich Ihneri 
hier g·enannt -habe, erikennen, daß -es nicht 
möglich sein wird, Herr kbgeordneter Doktor 
König, idiese Zusage in dieser Form .zu hal­
ten. Wir müssen uns aber ,bemühen, uns die­
sen Zahl'en wenigstens anzunähern. 

Darf ich Ehnen nun sagen, wie die Budget­
ziffern waren. Im Jahre 1970 sind 278 Mi,l­
lionen Schilling für die Entwicklungshilfe 
reserviert worden, im Jahre 1971 waren es 
bereits 350 Millionen plus 10 Mhllionen im 
2. Budgetüberschreitungsgesetz, und im Bun­
desvoranschlag 1972 sind es 370.Millionen~ Sie 
sehen also, daß die gegenwärtige Regierung 
die hiefür zur Verfügung zu steHenden Mit­
tel niCht unwesentlich, um nahezu 100 Mil­
lionen in zwei Jahren, erhöht hat. Außerdem 
sind für das Finanzjahr 1971/72 noch 70 Mil­
lionen aus ERP-MiUein vor!gesehen. 

Was die Mittel betrifft, die dem Jugendrat 
für Entwiddungsh.il.fe zur Verfügung gestel'lt 
werden, so halbe ich die Ziffern im Moment 
nicht da, atber ich bin überzeugt daovon, daß 
auch sie eine beträchtliche Steigerung in den 
letzten Jahren erfahren haben. Daß die Summe 
aber nicht ausreicht, das halte ich für w.ahr­
scheinlich. Ich kann mir sehr gut vorstellen, 
daß hier mehr g,eschehen müßte. 

Was das Kon.zept der Organisationen 'be­
trifft, die sich mit Entwicklungshilfe ibeschäf­
tig-en, möchte ich ,folgendes sagen: ,Ich war der 

-

_I 
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Meinung, daß 'ZUr Erstellung eines solchen 
Konzeptes am ehest-en die Org·anis·ationen in 
der Lage sind, die mit dieser Tätigkeit direkt 
befaßt sind, die also sogenannte Feldanbeit 
leisten. Wir sind der Meinung gewesen, daß 
diese Or.gani'Sationen :eben auf Grund ihrer 
Erfahrung,en -ein solches Konzept und ·ein Pro­
gramm für ein solches Konzept erstellen kön­
nen, und daß wir dann als JBundesregierung 
im Lichte uns'erer Erfahrungen und unserer 
Möglichik.eiten das :endgrliltige und offilzielle 
Konzept unserer EntwicklungSihillfe werden 
ausarbeiten können. Wir ha"ben dieses Gut­
achten bekommen. Es 'ist eine außerordentlich 
gute Arbeit. Wir werden den allerwichtig·sten 
Teil, w.afu.rschein'lich das Gutachten in seiner 
Gesamtheit, zur Grundlage unserer Stellung­
nahme machen. Wii: werden auch im geei,gne­
ten Zeitpunkt den Nationalrat mit dieser Frage 
-befassen. 

Ich möchte nochmals sagen, daß idl selber 
in meiner Eigenschaft als Präsident des Wie· 
ner Instituts für .internationale Zusammen­
arbeit und Entwicklung seit 'Vielen Jahren mit 
diesen Fragen ·zu tun habe, daß mir diese 
Probleme nicht fremd ,sind und 'daß ich es 
zutiefst !bedaure, daß unsere budgetäre Situa­
tion es nicht er.laubt, jenen Beitrag iZU leisten, 
der oIhne Zweifel IUnserer Wohlstandsentwick­
lung angemessen wäre. 

Ich möchte aber diese Gelegenheit benützen, 
um dem Hohen Haus auch iZU sag·en, daß es 
sich hier nicht zuletzt um eine Divergenz ZlWi­
schen dem, was wir wollen - wobei' ich jetzt 
alle Parteien des Hohen Hauses meine -, 
und dem, iWas di.eöffentliche 'Meinungzu 
opfern bereit ist, handelt. Wir sollen uns hier 
nicht der Täuschung hingeben, daß es einen 
starken Druck in dieser Richtung seitens der 
öffentlichen Meinung g~bt, sondern ganz im 
Gegenteil, hie.r hat die Politik die Aufgabe, 
in der öffentlichen MeiDJUngaufklärend in 
einem fortschrittlichen Sinne .zu IwiI1ken. Auch 
diese Umstände müssen entsprechend in Be­
tracht gezogen werden. 

Was die Frage betrifft, rwie ich mim- das 
hat mit meinem Ressort an sim itberlhaupt 
nichts zu tun, sondern mit meiner Funktion 
als Vorsitzenider der SOiZialistisch:en Partei -
nun zu den 30 Tagen stelle, so .möchte ich 
fhnen in Erinnerung rufen, daß ich in der 
seinerzeitigen Diskussion· vor den Wahlen die 
Feststellung gemamt habe, daß 60 Tage im 

leute 'I(:lann gemeint haben, daß sie das für 
nicht ver.wirklichbar halten. Ich selber habe 
kein ;eigenes Urteil,weil ich dazu ganz einfach. 
nicht in de,r Lage ibin ... .Ich habe mich aUJf das 
Urtei'l der Fachleute berufen. Ich habe ·außer­
dem aber in einer Pressekonferenz erklärt 

-(Abg. Pet er: Dann haben Sie vor den Wah­
len etwas Falsches gesagt, Herr Bundeskanz­
ler!) - auch vor den Wahlen -: a:ber es ist 
Sache des Vertei'digungsministers, dazuzu­
sehen, daß die 60 Tage möglich werden. -
Ich kann nur das sagen, was mir FachJleute 
gesagt haben. Ich wi-ederhole noch einmal: 
Ich habe referierend festgestellt, daß nach der 
Auffassung der Famleute 30 Ta.ge durdlführ­
bar sind, 60 Tage nach ihr e rAuffassung 
nicht durchführbar sind, und ich habe in der 
Pressekonferenz, die noch vor den Wahlen 
stattgefunden hat, ausdrücklich festgestellt, 
daß es Sache des Verteidigungsministers ist, 
den Gesetzesauftrag zu erfüllen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Was die Frage betrifft, oh ich dafür eintre­
ten könne, daß im beziehungsweise meine 
Minister für ihre Gesetzentwürfe die vone 
nach der Verfassung bestehende Verantwor­
tung übernehmen, so erachte ich es als selbst­
verständlich, daß jeder Minister - es würde 
ihm eine andere Haltung auch gar nichts hel­
fen - die verfassungsmäßige Pflicht hat, die 
volle Verantwortung für seine Tätigkeit zu 
übernehmen. 

Damit glaube im auf einige der wichtigsten 
Fragen geantwortet zu haben. 

Was nun die sehr bemerkenswerten Aus­
führungen des Herrn Vizekanzlers außer 
Dienst Dr. Witha1m betrifft, die die ideologi­
schen Grundlagen der Politik betreffen, so 
werde ich mir ell1auben, bei der nächsten sich 
bietenden Gelegenheit in sehr ,ausführliCher 
Weise auf diese Fragen zUTÜck:zukommen, 
wobei ich aber smon heute sagen möchte, 
daß ich mich in einem großen konservativen 
Blatt in Schweden, wo ich auf diese Frage 
der Gleicbheitspolitik angesprochen wurde, 
wie folgt geäußert habe:. Ich verstehe sehr 
wohl, daß der soziale Fortschritt nimt zuletzt 
darin besteht, daß man ein höheres Maß an 
Gleichheit erreicht. 

Idl habe weiters festgestellt, daß ·bei uns 
die Debatte über die Frage der Gleichheit nicht 
so lebhaft ist wie in Schweden, vor allem des­
halb, weilw:ir noch mit anderen Fragen kon­
frontiert sind. Wir müssen nämlich vorerst 
einmal den Wohlfahrtsstaat verwir:k!lichen, 
wozu unter anderem auch die AbsChaffung der 
Armut gehört. Erst wenn man den Wohlfahrts­
staat erreicht hat, kann man sich den Kopf 
darüber zerbrechen, was nach dem Wohlfahrts­
staat kommen soll. (Beifall bei den SPO.) 

gemeLdet hat sich der Abgeordnete Graf. Ich 
bitte. 

Abgeordneter Graf (OVP):Herr Präsident I 
Meine Damen und Herrenl Ich möchte im 
Rahmen dieses Kapitels zur verstaatlichten 
Industrie sprechen. 
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Ich möchte alber zuerst aus Gründen der 

Aktualität mich an Sie, Herr Bundeskanzler, 
wenden, in einer Sache, die mit der Ver­
staatlichten nichts ;zu tun hat, die aJbe·r im Rah­
men dieser Diskussion ohneweiters hespro­
chen werden kann. Ich !habe ein biss,erl Zeit, 
ich möchte, daß Sie mir zu'bören; es ist gar 
nicht bösartig. 

Es hat d·er in 0sterreich zumeitals Gast 
lebende e.hemalige Primas Hungariae Kardi­
nal Mindszenty in einem HirteIllWort .an die 
in Qsterreich l,ebenden ungarischen Flücht­
lingeeine Formulierung gebraucht, die geeig­
net war, burgenländische Landsleute zumin­
dest nicht ·zu begeistern. Es !hat der burgen­
län'disch.e Landeshauptmann Ke.ry im Auftrag 
der .burgenländischen Landesr·egierung an Sie, 
Herr Bundeskanzler, ein Schreiben gerichtet 
und Sie gebeten, soweit Sie in der Lage sind, 
dafür zu sorgen, daß so etwas nicht wieder 
geschehen kann. Ich tr·ete diesem Sch,reiiben 
des !bur.genländischen Landeshauptmannes 
hier bei, weil ich dieser Meinung hin - ohne 
Ihnen jetzt di,e Schuld zugeben; das ist selbst­
verständlich. 

sind. Sie werden mir entgegnen, daß das in 
der Regierung Klaus lauch so war. 

Ich bringe das auch. aus einem ganz anderen 
Grurrd. Es wäre mir nie eingefallen, das zu 
kritisieren, wenn mir nicht einer meiner Mit­
arbeiter und Freunde aus einem ProtOikoll 
einer Sitzung des Nationalrates eine 'Selhr 
bemerkenswerte Aussage eines sehr p.romi­
nentE~n Sozialisten ausg'egraben hätte; und ich 
zitiere diese. (Abg. Dr. Fis ehe r: Die 
kennen wir eh, Herr KolIegel) Macht nichts, 
ich weiß, daß Sie es kennen, aber Sie zitieren 
ja auch Dinge, Herr Kollege Fischer, die wir 
kennen. Einige Dinge waren mir bekannt, !die 
Sie heute gesagt haben. (Beifall bei der OVP.J 
A'ber ich habe nicht versucht, ·zu verhindern, 
daß Sie das zitieren. 

Es sagte damals der Ihnen natürlich be­
kannte Redner, und ich zitiere: 

"leb ,bin halt als altes Mitglied der IBundes­
regierung der Meinung, entweder brauchen 
die Minister jemanden, der ihnen hilft - na 
dann hätte man sich bessere aussuchen sonen, 
die das allein treffen -, oder es ist einfach eine 
innerparteiliche Notwendigkeit." 

Dies sagte am 22. April 1966 der AbgeQ.ltl­
nete Dr. Bruno KreiStky hier im Plenum. (Hei­
terkeit bei der OVP.) 

Im rimte die Aufforderung an Sie, Herr 
BundeSlkanzler, alles zu tun, was in Ihrer 
Mamt steht, um ausländischen Gästen, egal 
welmen Standes sie ,sind, nahezubringen, daß 
es ein gastliches Behaviour gibt, wenn man 
in einem Lande ;bleibt, und ich WlÜrde Sie ein- Ich muß loyalerweise jetzt etwas sagen. 
laden, gleich dem. 'burgenländischen Landes- (~g. Dr. W i t haI m: Dann hätten Sie Si~ 
hauptmann un'<! der Landesregierung das .zu emen besseren Bundes~anzl~r suchen sollen.) 
versuchen; denn es hat uns Burgenländerg,e- ~er: Bunde~anzle.r, meht. emm~l das wol~te 
stört, daß gerade im Jahre der Fei,ern der 'lch Jetzt anb:mgen, was em Z-:Vlschenruf hl~r 
50jährigen Zugehörigkeit Burgenlands iZU sagte. Ich .bm sogar der ~emung, daß el~ 
österreich so etwas möglich ist Bundeskanzler Staatssekretare braucht, weIl 

. er halt doch viel Ar:beit hat. 
Ich gebe zu, es 'ist vielleicht interpretiert 

worden, aber was wir wünschen, ist, daß 
Äußerung'en, die interpr·etier.bar sind, in die­
sem Zusammenhang nicht gemacht werden. 

Das wollte ich ·aus Gründen der Aktualität 
sag·en, und darf nun, Hohes Haus, versuchen, 
zu meinem Beitrag im Rahmen des Kapitels 
Bundeskanzleramt zu kommen. 

Das heute unter anderem :zur Debatte ste­
hende Kapitel "Bundeskanzleramt" i,st im Ge­
samtrarunen des Budgets 1972 im Umfang 
sicher, wenn Sie ,gestatten, ein äußerst be­
scheidener Teil. Mit 314 Millionen Schilling ist 
angesichts des ge·geIlfWärtigen Budgetrahmens 
sicher nicht viel Aufhebens zu machen, w,enn 

, 
das BIllndeskanzleramt ist. Kompetenzmäßig 
ist also das in R~de stehende Kapitel sicher 
UberschaUJbar, leicht zu v,erwalten und bedarf 
eines geringeren Aufwandes. Umsome'hr muß 
es verwundern, daß gerade im Bundeskanzler­
amt gegen.wärtig zwei Staatssekretäre tätig 

Aber ich möchte jetzt in da.sgleiche Horn 
stoß·en wie Herr Dr. Fischer und Ihnen sagen: 
Es redet sich halt in der Opposition leichter, 
und damals waren Sie ,halt noch nicht so 
sicher, daß Sie Kanzler werden. Ich wollte nur 
die MöglichJkeiten transpa.rent machen, daß· 
man dann iZU dem stehen muß, ,was man in der 
Opposition sagt, und Herr K:ollege IDr. Fischer 
sagte, Sie stehen dazu. Ich hoffe, Sie werden 
nicht gezwungen werden, daß Sie zu dieser 
Äußerung stehen. Es würde hier zwei Herr­
schaften seh.rarg treffen, wenn Sie die gleiche 
Meinung heute noch hätten. (Beifall bei der 
OVP.) Aber ich wollte das lediglich als Fest­
stellung madlen, und ich bin fernab von Bös­
artigkeit. (Abg. Dr. Fis ehe r: Sie 

Offensichtlich ist Herr Staatssekretär Dok­
tor Veselsky da, wenn ich mich Ihrer Philo- ' 
sophie; Herr Bunde Stkanzl,e r, bediene, damit 

-
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man sich nicht :zur Verwaltung der Ag·eniClen 
des ;Bundeskanzleramtes im Bereich der ver­
staatlichten Industrie jemanden -Besseren aus­
suchen muß. Ich zi,e!healso den logischen 
Schluß: Der Herr IBull'deskanzler hat im 
Finanzausschuß - ich war nicht anwesend, 
das gebe ich zu, bwor Sie mir das sagen, aber 
es .gibt mündliche tJ!berlieferungen - bei Be­
handlung dieses Kapitels, bei der Prage nach 
dem beabsichtigten Zusammenschluß an jener 
Stahlfirmen, deren Betriebe an der' Bundes­
straße 17 lieg;en, meine Kolleg,en ·mit der Mit­
teilung überrascht, ich zitiere hier wörtlich, 
Herr Bundeskanzler: "Ich weiß darülber nur 
das, was in den Zeitungen steht. Ich infor­
miere mich danüber aus den Zeitungen." 

Es würde mich nun sehr interessieren, ob 
Sie, Herr Dr. Veselsky, sicher auch zu den 
Zeitungslesern gehörend, hie und da dem 
Herrn Bundeskanzler Idaraus etwas vorlesen 
oder ob Sie bestimmte Vorstellungen 'Zu der 
für di'e österreichische Wirtscb:a,ft -entscheiden­
den Frage haben. Ich darf Sie erinnern, viel 
war vor der Wahl in den Programmen der 
SPO di-e Rede, vor allem, ich zitiere wieder: 
"daß sie die Grundlag-e für das . Regierungs­
konzept ihrer Partei sind", rwie ich der "Arbei­
ter-Zeitung" vom 9. September 1969 eIitneh­
men konnte. Unter anderem Ihaiben Sie d·amals 
ein umfangreiches Wirtschaftsprogr,amm vor­
gelegt, von dem die ,~Sozialistische Korrespon­
denz" am 24. Oktober J 969 ,erklärte:' "Nie 
wurde ein Wirtschaftsprogramm so -gründlich 
diskutiert, wie iCla,s der SPO." 

Darmit auch ich 'einmal I!hnen, Herr Bundes­
kanzler, etwas vorlesen kann, zwar nicht alUs 
der Zeitung, sond,ern aus .Ihrem Wirtschafts­
progr-amm. (Zwischenrufe bei der SPO.) Jeder 
sucht sich 'eben das aus, was er g,erne vorlesen 
möchte, Herr Abgeordneter, und ich möchte 
also jetzt aus dem Wirtscha.ftsprogramm und 
nicht aus der Zeitung vorlesen. Dr .. Withalm 
hat "Die Welt" zitiert - das haben Sie mo­
niert; ich zitiere I!hr Pa.rteiprogramm - Sie 
monieren das wieder. Es ist schwer, Ihnen 
ger-echt zu werden, wenn man Sie kritisiert. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Ich möchte Ihnen aber :gernezur Kenntnis 
,bringen, was in Ihrem Regierungsprogramm 
auf Seite 110 über die verstaatlichte Industrie 
zu finden ist. Sie schri,eben damals: 

"Konzernierungsmaßnahmen in oden Berei-. . , , , 
Stahlbau und Fahl1Zeugindustrie sowie Chemie 
und Erdöl sind dringend erforderlich. Darüber 
hinaus sollte endlich für -eine Zusammenarbeit 
der Unternehmung-en der verstaatlichten Indu­
strie und der Bankenkonzerne gesorgt rwerden. 
Mit der Konstruktion der OJG und dem kärg-

lieh dotierten Investitionsfonds sind die Fra­
gen der Finanzierung pr.aktisch niCht zu lösen. 
Von sozialistisCher Seite" - so schrieben Sie 
weiter - "ist schon mehrmals die Schaffung 
einer Inv:estitionsbank gefordert \Worden. 
Diese hätte einen wesentlichen Beitrag zur 
Fremdfinanzierung der verstaatlichten Indu­
strie zu leisten. Oie Verbesserung der Aus­
stattung mit EigeIllkapital ist Aufgabe der 
Republik Ost-erreich als Eigentümerin. " 

Soweit Ihr Wirtschaftsprogramm - leider 
nicht so gut Ihre Politik. Seitdem Sie '<iaflÜ-r 
die Verantwortung ii:bernommen haben, hat 
sich ja von dem nichts verwirklichen lassen. 
Oder sollte sich inzwischen herausgestel'lt 
haben, was Sie, Herr Bundeskanzl,er, prophe­
tisch in der "Kärntner Tageszeitung" vom 
3. März 1968 bereits zu diesem Programm ge­
sagt haben: 

"Es hat sich gezeigt, daß bei dem einen 
oder anderen Kapitel Fehler gemacht wur­
den." 

Ein ,bemeIikenswertes Eingeständnis. Die 
Maßnahmen im Bereich der Elekt.roindustrie, 
'das darf ich sagen, wurden jedenfalls von uns 
gesetzt - in der Zeit der OV,P~Al1einregie­
rung -, von Ihnen bekämpft, aber nicht geän­
dert. Daher scheinen wir Dinge g·etan zu 
halben, die Ihnen heute recht sind und von 
denen Sie zehren. Denn wenn sie so sdllecht 
gewesen ,wären, rwie Sie damals gesagt haben, 
hätten Sie ·es per sofort ändern müssen. Jetzt 
könnten Sie es ja. 

Die Umwandlung der OIG in eine .A!ktien­
gesellschaft WTUTde noch von uns unter mas­
sivster Kritik Ihrer Seite fabriziert; auch das 
hätten Sie ändern können, wenn es so sdll:echt 
gewesen wäre. Bei den noch offenen Frag-en 
im Bereich der Konz·ernierungsmaßnabmen 
haben wir in den vergangenen eineinhalb 
Jahren von Ihnen zwar mehrere Meinungen, 
aber die Meinungen waren ständig wechselnd 
in ihrem Inhalt. 

Ich nehme meine Zusammenfassung vor.weg 
und sag-e Ihnen, Herr Bundeskanzler, klipp 
und klar, daß ich mich des Eindrucks nicht 
erwehr-en kann, daß es ,Ihnen offensichtlich 
noch nicht gelungen ist, im Bereich jener 
Unternehmungen, die unter der Verwaltung 
der Republik stehen, eine mod,erne und ziel­
fülhrende Industriepolitiik durchzusetz·en. Eine 
Zillsammenschau im Sinne einer modernen 
Konzernfülhrung steht sichtlich noch völlig aus. 

ich sa-g.en: Ein Staatss·ekr,etär kann hier nicht 
die Rolle eines Feigenblattes übernehmen. 
Man kann sich nicht auf ibn ausreden. Lesen 
Sie daher nicht nur Zeitungen, sondern machen 
Sie von jEmen Rechten Gebrauch, die Ihnen 
das Aktiengesetz einräumt. 
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Ich würde ganz kurz gerne -etwas systema­

tisch diese Dinge, wie ich sie verstehe, hier 
aufglie'dern. Die GrundlCiige, Hohes Haus, für 
di'e Verwaltung der verstaatlichten Unter­
nehmungen ist das OLG-Gesetz und die N 0-

velle dazu aus dem Jahre 1969, die Sie - wie 
ich schon wiederholt sagte - zwar damals 
bekämpft ,halben, die aber doch so gut ist, 
daß auch der Herr Bundes:kanzler mehrfach 
in der Offentlicbkeit versichert hat, daß an 
eine Änderung dieser Same nicht zu denken 
sei. Es ist übrigens ja nicht der einz-ig:e Fall, 
in dem die SPO erntet, ,was sie nicht g·esät 
hat, ,aber ichg,ebe zu, d.as ist der Vortei'l der 
Politik. Damit haben wir uns a1bge'funden, ich 
erwälhne es nur. Trot~dem hört man öfters 
Klagen, die OIAG sei :formal so schwach, daß 
sie sich gegenüber den ·Tochtergesellschaft.en 
nicht durchsetzen könne unld. zu diesem 
Zweckoe ein Weisungsrecht 'brauche. 

Nun, Herr Bundeskanzler, mir ist klar, daß 
von der Struktur her im Bereich der ver­
staatlichten Unternehmungen ein Konglome­
rat s'elbständig gewachsener Unternehmungen 
vorliegt, die zum größten Teil sicher -auf ,her­
vorragende Leistungen verweisen können. 
Trotzdem ist, glaube ich, die nurchsetzung der 
der OIAG erteilten Aufträge auch mit allen 
rechtlichen Mitteln möglich, wenn man, wenn 
Sie wollen, schon außer acht lassen :will, daß 
das natürlich ·auch eine Frage der iPersönlich­
k-eit in der Spitze des KOIlJZ,ernssein kann. 

Ich fr.age Sie nun aber, Herr Bundeskanzler: 
Hat die OIAG schon einmal die Satzung einer 
der angeblich unbotmäßigen Unternehmun­
gen geändert? Hat sie schon mehr Einwir­
kungsmöglicbkeiten verlangt, wozu sie als 
Hauptversammlung beziehungsweise General­
versammlung der Tochterg,esellschaften durch­
aus das R'echt hätte? Wurde schon einmal ein 
Hauptversammlungsbeschluß ,gefaßt, durch 
den die Organe einer der GesellsCha.ften zu 
einem Hand-eIn im Sinn der Koordinierung-s­
maßnahmen gezwungen wurden? Schließlich 
Herr Bundeskanzler, darf ich Sie fragen: Darf 
man Sie auch in Ihr,er iEigenschaft als Partei­
obmann der SPO fragen, ob ISie Ihren politi­
schen Einfluß schon dahin gehend geltend g'e­
macht haben, daß die von Ihrer 'Partei ent­
sandten Vorstandsmitglieder eine der OIAG 
genehme Ansicht vertr,eten? Ich !Würde Sie 
ersuchen, lass'en Sie mich damit nicht abblit­
zen, daß Sie mir sagen, daß das das Parla-

ni,e irg-endwelchen Einflüssen ausgesetzt 
w.aren. Wir haben jedenfalls die AUlfhelbung 
einig-er Beschlüsse schon erlebt, als zum Bei­
spiel kampfeslustige BetriebsratsOlbmänner 
den damaHgen Generaldir·ektor der OIAG, 
dann den Herrn Staat,ssekretär im Bundes-

kanzleramt und möglicherweise audl Sie, Herr 
Bundeskanzl'er, mit Beschlüssen von im Ge­
setz nicht vorgesehenen KonfereDIZen kon­
frontiert ha:ben. Seit Sie die Ver·antwortung 
für di,ese KompeteIl% übernommen halben, sind 
von seiten der Betriebsräte harte Worte ge­
fallen, die zum Teil von jenseits des 8emme­
rings einmal Richtung Lim gerichtet waren, 
vor kurzem -aber auch in Angeleg,enlheit der 
B l'-Lösung nadl allen Richtungen gingen. 

Darf ich Sie an die Finanozierungsrichtlinien 
erinnern, die die 'Bundesregierung der OlAG 
gegeben hat? Sollten Sie von denen Kenntnis 
haben, wa,s ich annehmen muß, muß ich Sie 
frag·en, Herr. Bundeskanzler, wo in aller Welt 
gilbt es einen Aktionär, der sich einerseits so 
besCheiden au'f seine Aktionärsrechte zurück­
zieht, der aber gleichzeitig seinem Vorstand 
als eben der gleiche A:ktionär RichHinien gibt, 
wie er sich zu finanzieren habe. Auf diese 
Weise kann die politische Verantwortung f,ür 
aLles, was in der verstaatHchten Industrie ge­
schieht, nicht in tUe Anonymität albgewälzt 
werden. 

Nun lassen ISie mich aber zu den FinaIllZie­
rungsrichtlinien etwas sagen: Wir werden in 
Zukunft sehen, was sie wert sind, weil s·eit 
dem 2. DezeIIllber die F,inanza'bteilung der 
OIAG dem Genera1direktor des Unternehmens 
unterstellt wurde. Das bedeutet ,aber nicht nur 
einen Zuwachs an Macht, ,sondern auch an 
Verantwortung. Sie werden nun verantwort­
lich sein für das Geld, das da ist, das aber 
möglidl-erweise auch vielleicht nicht da -ist. 
S~e werden verantwortlich sein für die Erfül­
lung der finanziellen Wünsche der Tochter­
gesellschaften, für die Reihung nach Dring­
lichkJeit di'eser Fra,gen, Ifürdie Aufnahme von 
Anleihen, Gewährung von Haftungen und 
ähnliches mehr. Wir werden von Ihnen, Herr 
Bundeskanzler, naCh angemessener Zeit parla­
mentarische Rechenscha:ft verlangen, wie Sie 
dies-e Möglicbk.,eiten genutzt halben, denn in 
jedem Konzern ist die F'inanzaJbteilung fraglos 
eines der wesentHchen Führungsinstrumente 
überhaupt. Da dürften Sie keine Ausrede 
halben, daß dies·es oder joenes nicht vorgelegen 
ist, sondern nun ist die Verantwortung klar 
abgegrenzt. Zur finanzi,ellen Verantwortung 
kommt noch die ~erantwortlichkeit für 
die Durchführung des Gesamtkonzeptes der 
Verstaatlichten, und darauf, darf ich sagen, 
warten wir schon elmge Zeit, denn 
der Auftra,g des O'IAG-Gesetz-es ist klar um-
nssen un e t SI smmgerwelse mit en 
Vorstellungen Ihres Wirtschaftskonzepts aus 
dem Jahr 1968. 

Wie sieht es nun in den einz·elnen Br,anchen 
aus? Es wird schon lange in .der Bisen- und 
Stahlindustrie davong,eredet, daß es ein Ge-
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samtkonzept dafür geben soll. Schon der sei­
nerzeit von mir sehr . geschätzte und früh 
verstorbene Generaldirektor Kothbauer sprach 
ja dav:on; inzwischen gibt ·es nun ein Konzept 
unter dem Codewort "Bundesstraße 17". gegen 
das ·allerdings auch. so höre ich. d,ie Betriebs­
räte von Böhler .zum Kampf anmarsdti·ert sind. 
Da soU nun doch iWi-ederdie VOEST mitein­
bezo.gen werden. aber scheinbar doch nicht 
,ganz. 

Wie ist nun das KOI12ept für den Ser.gbau. 
Herr Bundeskanzler, insbesonders für die 
Kohle? Seit Monaten hat man von einem 
Kohlenplangehört, mit dem sich aher offen­
sichtlich niemand mehr heraustraut, denn 
in~ischen verliert ja . leider die Wl1K mehr 
und mehr von ilhrer Substanz. sodaß ich !be­
fürchten muß, daß Sie :statt Durchfüihrung 
eines Konzeptes möglicherweise Ihre Zoeit nur 
mehr zur Camoußi.erung eines Konkurses ver­
wenden werden können. 

Da gibf'es weiters einen Streit darüber. ob 
die Elektrolyse in Ranshoifen gebaut werden 
soll oder nicht. Zuerst ist man dagegen. dann 
hörte man, daß Generaldirektor Geist dafür 
ist. dann soll er wieder dagegen 'sein. Wie 
oft diese Position gewechselt wurde, /Weiß ich 
nicht. Vor den nächsten Landtagswahlen in 
OberösterreiCh.davon bin ·ich überzeugt. wird 
man sicher dafür sein. D.as mag zwar ein 
Konzept für Ihre politischen Ziele in Ober­
österreich sein. nicht aber für den BIllntmetall­
sektor. und davon rede ,ich im Moment. Um 
·es aber gleich bei dieser Gelegenlheit mitzu­
nehmen: 1m Bereich von Amst,etten hat Rans­
hofen e'iniges -in 'ein Walzwerk investiert, um 
damit einem privaten Betrieb in Möllersdorf 
Konkurrenz zu mamen. Nun, glaube ich, wird 
dieser .gekauft, offensimtHch um eine der bei­
den AnlafJen stillzulegen. Interessant wäre es 
vor allem zu wissen, mit welchem Geld diese 
Betriebe aufgekauft werd,en, vor allem wenn 
man hört. es sei kein Geld da. 

Aiber niCht nur einzelne Unternehmungen 
sind kaufwillig. sondern ich muß eig'entHch 
feststellen, von der Ol!AG hört man es, und 
zwar in einem Ausmaß. daß man niCht von 
Karufwilligkeit. sondern mehr von einer Kauf­
wut reden kann. Der erste Schritt wurde ja 
gesetzt: Da wurde von der EHn zur Sicherung 
einer Beteiligung der Siemens ein Paket ge­
kauft; hier ist das Geld w.enigstens noch in 
der Familie geblieben. obwohl ich der Mei-.. . 
Gesetz klar definiert sind und der Erwerb von 
Betetligungen nicht unter die Koordinierung 
und branchenweise Zusammenfassung fällt. Ich 
:halbe eine schreddiChe Vision. von· der ich 
höffe. daß sie sich nichtbewanrheiten mög.e. 
Vielleicht erleben wir noch. daß di'e OIAG 

ihre eigenen Tochtergesellschaften konkurren­
ziert. Aber. wie g·esagt. ich hoffe. es bleibt 
bei der Vision. 

Nun will die OIAG angeblich auch die EBG 
rund and'ere Betriebe kaufen. 

Da muß iCh ernstlich zrwei Fragen stellen: 
Erstens: Woher nimmt die OI:AG -das Geld 
hiezu? In diesem Zusammenhang die Frage: 
Warum haben sich Regierungsvertreter ge­
weigert, bei bestehenden Betde:ben einer 
Kapitalaufstockung ;zuzustimmen, wie etwa bei 
Böhler-Düsseldorf. wo doch die Verankerung 
im Ausland t<ür die österreichischen Betriebe 
'so entscheidend ist? Wenn für diese Auflkäufe 
die Di'Videndeneinnahmen der Tochter.gesell­
schaften verwendet werden. dann ist es klar 
gegen die Finanzierungsrichtlinien, die Sie, 
Herr Bundeskanzler. erlassen haben. a'ber auch 
eine Benachteiligung der TochtergesellsChaf­
ten. die Kapitalzufülhrungen sicherlich bitter 
notwendi~ haben. 

Ad 2 möchte ich Sie. Herr Bundeskanzler. 
fragen. ob der Erwer.b von Betrieben. die mög­
licherweise sogar branch·enfremd sind. im 
OIAiG-Gesetz gedeckt .. ist. Werden Sie nun. 
Herr ,Bundeskanzler. dieses Gesetz bezie­
hung.sweise die Anlage dazu ändern, oder sol­
len diese Betriebe außerhalb des OIAG-Ge­
setz'es stehen? Für diese Politik, meine Damen 
und Herren. falls Sie das wollen. liegt die 
Verantwortung einzig und allein be,i der 
Mehrheit im Parlament und -im Aufsichtsrat 
der OIAG. 

Hinsichtlich der Verkaufsgespräche betref­
f'end der Hirtenberger Patronenfalbri'k. habe ich 
nur ,eine 'Frage: Uns interessiert in di'esem . 
Zusammenhang. wie es nun mit Ihren Ver­
sicherungen steht. die Sie. Herr Bundeskanz­
ler. im Ztusammen:hang mit der TV-Diskus­
sion im W.ahlkampf abgegelben haben. daß an 
keine weiteren Verstaatlichungen .gedacht 
wird. Vielleicht werden Sie mir jetzt einwen­
den. daß hier ja keine Verstaatlichung vor­
liege, weil sie nicht durch Gesetz erfolgt. Die­
ser Einwand würde :bereChtigt sein. Tatsache 
ist Jedoch. daß Sie mit Steuermitteln der Re­
publik oder aus Gewinnen von Unternehmun­
gen. die der R,epUibliik. ·gehören. Produktions­
betriebe aufkaufen und Si-e damit weitere 
Betriebe dem direkten staatlichen ,Einfluß <zu­
führen. 

VieUeicht kJönnten Sie -einmal prüfen - das . . 
ob diese Vorgänge noch mit dem Bekenntnis 
der SPO im Wiener Programm zur Vergesell­
schaftung der Produktionsmittel, soweit diese 
im Interesse des Gemeinwohles erforderlich 
i'st. ,in .Einklang stelhen. Oder ist es wirklich 
eine Ausweitung des Machteinflusses einer 
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sozialistisch gefÜlhrt'en Bundesregierung, bis in 
jede Branche hinein mit verstaatlichten 
Unternehmungen einzugreifen? Darf ich Sie. 
Herr Bundeskanzler, bei dieser Geleg·enJheit 
fragen. was Sie mit diesen Unternehmungen, 

. wenn Sie sie kaufen. zu tun gedenken: Wer­
den Sie, etwa diese tFirmen dann br·anchen­
mäßig zu einem Unternehmen zusammenfüh­
ren; dte im s·elben Bereich ·arbeiten und damit 
den Auftrag des OIAG-Gesetzes erfüllen? Was 
wenden Sie zum Beispiel mit Jenem Aktien­
pa'ket machen, das Sie als Mehrheitsbeteili­
gung ein:er Maschinenfabrik in Steyr el'lWer­
ben wollen? Wird es von der OIAG. von 
der VOEST oder von der SGP vel'lWaltet wer­
den? 

Herr Bundeskanzler und Herr Staatssekre­
tär Veselsky! Sie sehen an der Fülle dieser 
Fragen. daß Sie das Parlament nach unserem 
Dafürhalten nicht 'Unbedingt genügend infor­
mieren. Natürlich liegt die Verantwortung 
zunächst beim Vorstand der OIAG - das 
gebe ich 2:U -, aber offensichtlich soll es 
gewisse Berichtspflichten gelben. offensichtlich 
gibt es auch ;gewisse Rechte des ,Alktionärs, 
und offensichtliCh kann auch der Aktionär 
Aufträge erteilen. Man kann ,siCh nicht - auCh 
in dieser Frage - so atbdedten, wie Sie das 
zum Beispiel in der Frage der Volkszählung 
getan haben, indem Sie erklärten, Sie hätten 
keinen Auftrag erteilt - was stimmen mag -
und die Dinge würden ,in Eigengesetzlichkeit 
weiterlaufen. Die Angelegenheit der verstaat­
lichten Industrie 'ist leider zu ernst, um auf der 
einen Seite als Hauptver,sammlung w schw.ei­
gen und auf der anderen Seite Finan~ierungs­
richtlinien zu erlassen, die dann offensicht­
lich noch dazu nicht bef.olgt werden. 

Ich kann mich peI1sönlich nicht des Ein­
drudtes erwehren, daß im Bereich der ver­
staatlichten Unternehmungen eine Mischung 
von KonzeptJlosigkeit und machtpolitischen 
Spielereien seitens Ihrer Regierung hier vor­
zuliegen scheint. Das zuständige Ressort gibt 
durch seinen Leiter vor, nichts zu wissen, be­
einflußt aber gleiChermaßen die Geschicke, sei 
es offiziell durch Finanzierungsrichtlinien, sei 
es inoffiziell durch offensichtliche politische 
Abdeckungen verschiedener Maßnahmen beim 
."Erwerb von Unternehmungen. 

Die Mehrheit dieses Hauses - l!hre Mehr­
~heit, Herr Bunp,eskanzler - hat vor Jahren 
ein Wirtschafts konzept beschlossen, in dem 
den verstaatlidlten Unterne'hmungen eine ge­
wisse Aufgabe ~ugewiesen wurde. Auf die 
Vorlage dieses Konzepts hier im Hohen Haus 
warten wir bis heute vergeblich. Der National­
:rat dieser Republik hat ein Gesetz beschlossen, 
das konkrete Aufträge an die Bundesregierung 
:enthält. wo von branchenmäßigen Zusammen-

führungen gesprochen wirtl. die. weit und breit 
nicht siChtbar sind. Die dafür vorgesehene 
Frist, Hohes Haus, ist bereits zur Hälfte ver­
strichen, ohne daß man· auch nur den Ansatz 
dafür sieht, wie es dazu kommen soll. Eine 
Vielzahl von Unternehmungen, die unter Ihrer 
Verwaltung stehen, braucht eine Reihe von 
Finanzierungsmaßnahmen, teils Kapitalzufüh­
rungen oder Fremdkapitalfinanzierungen, von 
denen man immer nur gesprächsweise hört. 
wobei noch nichts verwirklicht ist. 

Herr Bundeskanzlerl Die Mehrheit dieses 
Hauses, Ihre Mehrheit, hat es für not"\Vendig 
befunden, im Wege des Vorstandes und des 
Aufs,ichtsrates der OIAG dem Generaldirektor 
der OIAG' auch eine finanzielle Verantwort­
lichkeit einzuräumen, die dazu angetan ist, die 
gemeinsame Verantwortung für die verstaat­
lichten Unternehmungen in Frage zu stellen. 
Wenn Sie, meine Damen und Herren, meinen, 
daß Sie siCh Ihre Meinung angesichts der Be­
deutung dieses Bereiches leisten können -
wir können Sie de facto daran nicht hindern. 
Sie halben aber dafür voll und ganz die Ver­
antwortung zu tragen, nicht nur im Parlatment, 
sondern vor aUem gegenüber der wirtsmaft­
lichen Entwicklung unJd auch gegenüber den 
Allbeitnehmern jener Betriebe, die davon di­
rekt oder indirekt beb"offen sind. 

Dazu möChte ich noch etwas sagen: Sollten 
Schwierigkeiten auftreten, die wir uns bei 
Gott nicht wünschen, so sollten Sie um unsere 
Mitwirkung nur dann zu uns kommen, wenn 
man uns rechtzeitig mitwirken läßt. Denn man 
kann in einer Demokr.atie nur dann mit­
wirken, wenn man auch mitverantworten 
kann. Ich freue mich nicht darüber - ich sage 
das ausdrücklich -. aber eines ist sicher: Wir 
werden auf dem Sektor der verstaatlichten 
Industrie leider Schwierigkeiten bekommen, 
die möglicherweise sehr baM auftreten wer­
den. 

Da ich Ihnen. Herr Bundeskanzler - wie 
ich Sie kenne - zumute, daß Sie ausländische 
Zeitungen lesen, dürfte es Ihnen nicht fremd 
sein, was sich zU!m Beispiel auf dem Se~tor 
Eisen und Stahl etwa in Lothringen abspielt. 

Die Situation unserer Exportwirtschaft, in 
der die veI1staatlichten Unternehmungen auch 
namhaft vertreten sind. ist, glaube ich, nicht 
rosig, nicht zuletzt desha'lb, weil Ihre Bundes­
regierung hier einiges an Maßnahmen noch 
_ ............. ".- . . 

Wir möchten aber trotzdem nicht abseits 
stehen und uns nicht freuen über die Schwie­
rigkeiten ich wiedeI1h'ole lIl-ich hier 
bewußt -, weil diese Haltung nidü in unserer 
Auffassung als Volkspartei liegt. Wir treten 
nach wie vor für die auch von mir sdlOn 

j 
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Graf 

öfters betonte Gleichstellung von verstaat- wurden, mit dem Heiligen Stuhl in Kontakt 
lichter Industrie und PrivatwirtsChaft ein. traten. Der Heil!ige Stuhl hat hier di'e Verant­
Denn ,hier liegt eine enge Kommunikation. wortung, denn der Kardinal reist mit einem 
vor, und ein Krankheitshend. könnte leicht von Diplomatenpaß. Wir ;ha:ben gesagt, wir werden 
einem Bereich in den anderen hinüberwech- den Kardinal wie einen distinguierten Frem­
seIn. Beide Bereiche 'aber, die gesamte Wirt- den in OsterreiCh behandeln, wir werlden ihm 
schaft; sollen gesund und Jetstungsfähig sein all den Schutz der Ges.etze gewähren, den 
und erhalten bleiben. Darum sind auch wir jeder i,n Osterreich, auch der Fremde, hat, wir 
bereit mitzuarrbeiten und mitzuverantworten, setzen aber voraus, daß dieser Aufenthallt 
aber nur insoweit, als man uns in den Ent- nicht zu Schwierigkeiten 'für uns führt. 
scheidungsprozeß mit einbezieht und uns nicht 
vor ein Fait accompli stellt. 

Herr Bundeskanzler I Ich lade Sie, zum 
Schluß kommend, ein: Sorgen Sie dafür - ich 
verwende das häufig strapazierte Wort -:-", 
daß die Tr:ansparenz bei den Maßnahmen im 
Bereich der verstaatlichten Unternehmungen 
gewährleistet ist. (Beifall bei der OVP.) Ich 
darf Sie bitten, stellen Sie sich dieser Dis­
kussion, und zwar jetzt und hier. (Neuerlicher 
lebhafter Beiiall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der 
Herr Bundeskanzler. Bitte. 

Bundeskan.zJ.er Dr. Kreisky: Ich komme der 
Aufforderung des Herrn Abgeordneten Graf 
sofort nach und stelle mich der Beantwortung 
und der Verantwortung für das, was hier be­
handelt wurde. 

Zuerst zur Frage des Herrn Kardina'ls 
Mindszenty. Die Äußerung des Herrn Kardi­
nals erfolgte in einem Hirtenbrief in ungari­
scher Sprache. Auf die öffentliche Reaktion be­
züglich dieses Hirtenbriefes folgte ein Dementi 
eines Mitarbeiters des Kardinals, wonach es 
sich hier offenbar um Mißverständnisse han­
deln müsse, die aus einer· mangelhaften oder 
aus der nicht vollständigen Kenntms der 
ungarischen Sprache zu erklären wären. Die 
angefertigte Ubersetzung ist jedenfalls so, daß 
ich mir ein endgültiges Urtei;l hierüber nicht 
zumute. 

1& bin aber der Meinung, daß' die Erklä­
rung des Kardinals und seines Mitarbeiters 
genügen muß. Er hat nämlich erklärt, er meine 
unter "provisorisch" nicht die Grenze als 
solche, sondern d:ie Art der Grenze. Zu diesem 
Schluß muß man auf Grund der Ubersetzung 
nicht unbedingt kommen. Aber auch wenn die 
Weisheit ein ,bißchen spät kommt, so wer­
den wir sie ·gerne entg'egennehmen. Ich bitte 
aus Gründen der internationalen Höflichkeit, 
keine weiteren Erklärungen a'bgeben zu müs­
sen. Die Bundesre ierun . e'denfalls t 
damit die Angelegenheit für erledigt. 
Ich werde auch den Herrn Lande.shauptmann 
des Burgenlandes in diesem Sinne informieren. 

Ich möchte aber dem Hohen Hause nicht 
vorenthalten, daß wir seinerzeit, als uns die 
Absichten des Kardinals Mmdszenty bekannt 

Diese Erklärung ist uns auch gegeben wor­
den. Wir werden von uns aus alles tun, eine 
solche Erklärung nicht ,schikanös auszulegen, 
aber gleichzeitig mit gebotenem Ernst auf 
Äußerungen dieser Art hinweisen. Das zur 
aktuellen Fr:age. 

Wa's nun die Frage der Staatssekretäre be­
trifft, so möchte iCh folgendes sagen: Ich selber 
war lange Zeit, sechs Jahre, Staatssekretär. 
Ich weiß aber auch, wie es einem Minister 
rumute ist, der einen Staatssekretär hat, denn 
ich war seinerzeit si~ben Jahre lang Minister. 

Ich bin d;amals im Lichte der Erfahrungen 
mit der Koalition zur Auffassung gekommen, 
daß Staatssekretäre in einer Koalitionsregie­
rung eine besondere Funktion haben, die nicht 
gänzlich durCh den Text der Verfassung ge­
deckt war, aber einer Praxis entsprochen hat. 
In einem Ressort ist es besser gegangen, etwa 
- um nicht von meinem zu sprechen - in 
dem· des Herrn Bundesministers Kotzina soll 
es sehr gut gegangen sein, in anderen Ressorts 
ist es wieder schlechter gegangen. Es war eine 
Frage, die oft von der Sache her ihre Begrün­
dung gehabt hat, oft aber auch durch das 
Temperament der Betroffenen motiviert war. 

Als ich als Oppositionsredner zur Frage der 
Staatssekretäre SteLlung genoonmen habe, litt 
ich damals noch - ich gebe das gerne zu -
unter der deformation professionnelle, in die 
ein Minister aus der Zeit der Koalitionsregie­
rung zwangsläufig 'ger,aten muß. Die Erfah­
rungen mit einer Regierung, die aus einer 
Partei besteht, habe ich damals noch nicht 
gehabt. Im Lichte dieser Erfahrungen bin ich 
nun bereit, diese Auffassungen zu korrigie1ren. 
D~s kann keine Schande sein. (Heiterkeit.) 

Ich bin der Meinung, wenn der Aufgaben­
kreis sehr groß ist und wenn man der Mei­
nung ist, daß man die Arbeitsteilung fördern 
muß, einerseits im Parlament zu sein, anderer­
seits aber seine Amtsaufgaben nicht zu ver-
na asslgen, ann le er assung se r 
kluge Bestimmungen über die Staatssekretäre 
enthält, vor allem wenn sie zur Unter­
stützung der Minister wirklich da sind 
und wenn sie ihnen bei der Ver­
tretung im Parlament behilflich sind. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai er: Für Lütgendorf wäre es 
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Bundeskanzler Dr. Krelsky 
gut, sich im Parlament vertreten zu lassen/li 
was seinerzeit vor nahezu 2000 Jahren möglich 
war, muß auch heute für einen Bundeskanzler 
möglich sein. Ich gebe also zu: Hier habe ich 
meine Auffassung im Lichte der Erfahrungen 
geänldert, und das ist nicht das Schlechteste. 
(Abg. Dr. G r u be r: Dem Bundeskanzler 
Klaus haben Sie es vorgeworfen!) Wer hat 
nicht einmal in seinem Leben Fehler gemacht 
oder irrtümlichen Auffassungen gehuldigt? 

Meine Damen und Herren im Hohen Hause! 
Ich möchte nun sehr rasCh auf einige Fragen 
antworten. Zu der Aussage, daß ich 'meine In­
formationen über die OIAG-Entwicklung erst 
aus den Zeitungen bekomme - das muß ein 
Mißverständnis sein. Ich wurde ganz konkret 
gefragt, was ich zu <ler beso!Ilderen Bemerkung 
bezüglidl der sogenannten Lösung der Bundes­
straße 11 plus Linz meine. Zu diesem Zeitpunkt 
war ich wirklidl nur aus der Zeitung infor­
miert. Ich selber ihabe an der Veranstaltung, 
bei der diese Äußerung fiel, nicht teilgenom­
men, sonst hätte ich mich gleich informiert. Ich 
habe natürlich in der Zwischenzeit Informatio­
nen eingeholt. Mir wurde gesagt, daß das 
ein Mißver'ständnis gewesen wäre. Idl will 
gleich zu diesem Problem Stellung nehmen. 
(Abg. Dr. G r u b er: Wir hören nur mehr von 
Mißverständnissen!) Wenn viel geschieht, 
geschehen hie und da auch Mißverständnisse, 
das ist, ganz klar. (Präsident Pro b s t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Nun mödlte ich zu der Gesetzeslage etwas 
sagen. Der Eigentümervertreter des Bundes 
ist in dieser Frage nidlt in derselben guten 
Stellung, wie sie der Eigentümer normaler­
weise tm Falle einer Aktiengesellschaft hat, 
weil ihm eine ganze Reihe von Einflußmöglich­
keiten nicht zustehen. Das OIAG-Gesetz limi­
tiert unter anderem diese Möglichkeiten. 

Ich möchte gleichzeitig sagen, d'aß ich nicht 
der Meinung bin, daß wir an eine Novellie­
r-ung dieses Gesetzes denken müssen, weill 
'eine solche Novellierung neuerdings Unruhe 
schaffen könnte. Man soll Gesetze, vor allem 
solche Gesetze, nur dann ändern, wenn es gar 
keine andere Möglichkeit gibt. 

Darf ich Ihnen jetrzt, Herr Abgeordneter 
Graf, sagen, wie sich die finanziellen Mittel 
der verstaatlichten Industrie entwickelt haJben. 
Im Jahre 1966 standen der verstaatlichten 
Industrie 205 Millionen SdliHing zur Ver-

BuJdgetmitteln, zum Teill aus Bundesdarlehen, 
aus dem I-Fonds -, 1968 291 Millionen, 1969 
234 Millionen, im Jahre 1910 standen der 
verstaatlidlten Industrie 531 Millionen Schil­
ling zur Verfügung. Für 1911 werden 522 MH­
lionen Sdtilling geschätzt. Diese Ziffer wird 

wahrscheinlich etwas niedriger werden. Das 
heißt, der Bund hat auf die Dividenden aus 
diesen Unternehmungen venzichtet, die OIAG 
hat sie bekommen und kann sie für die Unter­
nehmungen verwenden. Das i.st einer der 
Gründe, warum der Bund übeflhaupt zur 
Finanzierungsfrage Stellung genommen hat. 
Er hat einerseits auf Mittel verzichtet, und 
er wurde außerdem ersucht, aus Budgetmitteln ' 
Geld zur Verfügung zu stellen. Daher haben 
wir uns zur Ausaf'beitung dieser Finan­
zierungsrichtlinien ver anlaßt gesehen. 

Ich bin sehr dankJbar, meine Damen und 
Herren, wenn Sie mir sehr oft Fragen über die 
verstaatlichte Industrie stellen. Das gibt mir 
die MögLichkeit, unter Berufung' auf das Par- . 
lament Rückfragen zu stellen, ,sofern idl nicht 
selber in der Lage bin, diese Fragen zu beant­
worten. Man soll mir dann nur, keine Vor­
würfe machen, daß ich einen zu engen Kontakt 
mit der OIAG pflege. Aber das Gesetz gibt 
mir hiefür keine Möglichkeiten. 

Ob das Geld noch da ist, haben Sie gefragt, 
Herr Abgeordneter Graf - ich glaube schon. 
Es ist zu einem großen Teil in einem Institut 
angelegt, bei dem Sie die besten Informations­
möglichkeiten besitzen (Abg. G r a I: Herr 
Bundeskanzler, ein Zwischenruf: Das war 
keine Unterstellung, sondern nur eine Frage!), 
jedenfaHs bessere als ich. 

Ich bin der Meinung, daß dieses GeLd da ist, 
weil es in guten Kreditinstituten angelegt ist, 
aber ich bin jederzeit bereit, dem Hohen Haus 
eine Information über die Veranlagung der 
ungefähr 400 Millionen zu Igeben. Es ist siCher­
lim das gute ReCht jedes Albyeordneten, zu 
wissen, wo die 400 Millionen veranlagt sind. 
Ich war auch sehr neugierig - ich weiß es 
in der Zwi'schenzeit sdlon -, aber ich 'bin 
bereit, auch einen Bericht hierüber zu erstat­
ten. 

Die Frage, ob die OIAG die EBG Linz zu 
kaufen beabsichtigt, kann ich nur dahin gehend 
beantworten, daß mir von einer solchen Ab­
sicht nidlts bekannt ist, daß im es auch gar 
nicht für zweckmäßig hielte, wenn dies ge­
schähe. 

Was die Frage EBG betrifft, so möchte ich 
dem Hohen Haus folgendes mitteilen. 
(Zwischenruf bei der avp.) Es wird - soweit 
ich die A:bsicht des Finanzministers kenne -
nam drei Grundsätz,en verfahren werden. 

kommen - nach den Richtlinien, die seiner­
zeit bei der Veräußerung des Deutsdlen Eigen­
tums die beiden Staatssekretäre Dr. Withalm 
und Dr. Kreisky ausgearbeitet haben - und 
wird der Präferenz ha'ben, der für die Zukunft 
des Unternehmens am ,besten ist. Zweitens 

-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
wird der in Betracht kommen, der ein M'axi­
mum an Sicherh~it für die Arbeitsplätze zu 
bieten vermag; und drittens und letztens der, 
der auch einen entsprechenden Kaufpreis dem 
Bund zuzahlen bereit ist. 

Was die Hirtenberger betrifft, so möchte im 
ganz kurz sagen: Der Eigentümer dieses 
Unternehmens ist zu mir gekommen und hat 
mir gesagt, er habe Sdlwierigkeiten, er wolle 
den Betliieb nicht weiterführen, er sei alt 
geworden, er :mömte sich zurückziehen. 
Gleichzeitig hat sich aber auch gezeigt, daß nie­
mand anderer bereit ist, diesen Betrieb zu 
kaufen, soweit ,ich informiert bin. 

Ich sage gleich hier im Hohen Hause: Sollte 
es private Interessenten geben, die 'ber,eit 'Sind, 
die Arbeitsplätze in Hirtenberg zu garantieren 
und die Erhaltung dieser Betriebsstätte zu 
sichern,. werde ich mich mit meiner ganzen 
Kraft dafür einsetzen, daß solchen privaten 
Interessenten die Eintrittsmöglichkleit ge­
boten wird, Ich mache aber darauf aufmerk­
sam, daß, wenn diese Alterrl'ative nidlt be­
steht, sehr viele Arbeitsplätze gefährdet sind 
und daß ich der Meinung b~n, daß dann den 
Betrieb der kaufen sol,l, der die Gewähr dafür 
bietet, daß diese Betriebsstätte ef.halten bleibt. 

Was die Zusammenar.beit inneI1halb der 
OIAG betrifft, so bin ich Ibis auf die Iletzten 
Dinge zur Auffassung gekommen, daß sie gut 
ist, daß sie im wesentlichen fdktionsfrei i'st. 

Ich seIher, Herr Abgeordneter Graf, bemühe 
mim ununteIibrodlen, die maßgebenden 
Herren der OIAG 'auf den Gesetzesauftrag 
aufmerksam zu machen. Ich tue es dort, wo ich 
das Recht dazu habe, nämlich bei der Haupt­
versammlung der OIAG, wo ich nämlich die 
Interessen des Aktionärs Bund vertrete. Bei 
jeder Gelegenheit, ,bei der -ich in 'der Lage 
bin, mit den Herren in Kontakt zu kommen, 
madle ich sie auf den Gesetz.esauftrag auf­
merksam. Idl mache sogar noch sehr viel 
mehr: Ich bemühe mich auch in meinem poli­
tischen Bereich, in meinem parteipolitischen 
Bereich, die Betriebsräte und andere auf die 
Notwendi,gkeit der Konzentration der bran­
chennahen Betr,iebe au~merksam zu machen. 

Ich kann aber audlhler mitteilen, daß, 
soweit ich informiert bin, die Vorarbeiten nun 
getroffen werden, um auf dem Ei:sen- und 
Stahlsektor ,ein Konzept zu entwickeln. Ich 
kann mir vorstellen, daß bei äußerster Vor-
SI - 1 

Zusagen, allen Versprechungen unlbedingt 
sofort Glauben zu 'Schenken - bis ,zum Som­
mer jedenfalls ein solches Konzept für die 
Zusammenführung ... (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Far welchen Sommer?) Bis zUm kommenden 
Sommer. (Heiterkeit.) Sie haben: recht, genau 

soll man schon sein, Herr Dr. Mussil. - Also 
bis zum kommenden Sommer. Es ist das ,an 
sich zwar, ein vages Datum, aber im hoffe, 
das' Hohe Haus sogar smon früher über die. 
Absichten der OIAG infomnieren zu können. 
(Beifall bei der SPO.) 

DringUdle Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Sdlwimmer und Genossen an den Bundes­
minister für soziale Verwaltung betreffend 

Lomerung der Ruhensbestimmungen 

Präsident Probst: Im unterbreche jetzt 
die De'batte über das BunJdesfinanzgesetz. 

Wir gelangen nunmehr rur 'Behandlung der 
dringlichen Anfrage. 

Ich bitte zunächst Iden :Schriftf,ührer, Herrn 
Abgeordneten Zei1linger, die Anfrage zu ver­
lesen. 

Schriftführer Zeillinger: Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Schwimmer und Ge­
nossen an den Bundesmini'Sfer für soZliale 
Ve:twaltung'betreffend Lockerung der Ruhens­
bestimmungen. 

Am 23. Juni 1971 brachten die Abgeord­
neten Vollmann und Genossen einen Initiativ­
antrag zur Lockerung der R~ensbestimmun­
g,en ein, der am 16. Juli 1971 von der dama­
ligen Nationalratsmehrheit von OVP- und 
FP'o-A!bgeoroneten beschlossen wunde und als 
Bundesgesetz, BGBl. 373/1971, verlautbart 
wurde. Durch diesen Antrag !hätten ab 
1. Jänner 1972 viele Pensionisten eine höhere 
Pension erhalten. 

In der Sitzung des Sozialausschusses vom 
6. Dezember 1971 brachte aber der sozialisti­
sdle Abgeordnete Franz Pichler einen Ab­
änderungsantrag zur 27. Novelle zum ASVG 
ein, der '- drei Wochen vor Inkrafttreten 
der 26. Novelle zum A:SVG - die seinerzeit 
besd1:1ossene Lockerung der Ruhensbestim­
mungen ab 1. 1. 1972 wieder rückgängig madlt. 
Dieser Antrag wurde von der soziaUstischen 
Aussdlußmehrheitgegen d,ie Stimmen der 
OVP und FPO beschlossen. 

Die unterzeidlneten Abgeordneten stellen 
daher die 

Anfr'age,: 

1. Wie viele Personen erhaUen auf Grund 
es SOZla IS IS en an erungsan ages 

Pichler und Genossen zur 27. Novelle zum 
ASVG, der im gestrigen SoziaJausschuß mit 
SPO-Mehr.heit besdllossen wunf.e, eine gerin­
gere Pension, als sie auf Grund der 26, No­
veJle zum ASVG ab 1. 1. 1972 erwarten konn­
ten? 
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Sduiftführer 
2. Welche Ausgaben erspart sich der Bund 

durch den Antrag des Abgeordneten Pdchler 
und Genossen? 

3. Wurde das Budget für 1912 unter Be­
rücksichtigung der geltenden Rechtsdag.e der 
26. Nov·elle ~um ASVG erstellt? 

4. Bereiten die Pensionsversicherungsanstal­
ten die Auszahlung der Jännerpensionen für 
den betroffenen PeJ1Sonenkreis nach der gel­
tenden Rechtslage oder bereits auf Grund der 
sozialistischen Abänderung der 21. Novelle 
zum ASVG vor? 

5. Haben Sie Organen der Se~bstverwaltung 
in der Pensionsversicherung mitgeteilt, daß 
Absichten bestehen, die Lockerung der 
Ruhensbestimmungen der 26. Novelle zum 
ASVG wieder rückgängig zu machen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 
Anfrage gemäß § 13 Geschäftsordnung des 
Nationalrates als dringlich zu behandeln und 
dem Erstunterzeichner Gelegenheit zur Be­
gründung zu geben. 

Präsident Probst: Ich erteile nunmehr dem 
Herrn AbgeordnetEm Dr. Schwimmer als 
erstem Anfragesteller zur Begründung der An­
frage gemäß § 13 des Geschäftsordnungs­
gesetzes das Wort. 

Abgeordneter Dr. Sdlwimmer (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Hausl In der Fragestunde 
vom 17. November 1911 stellte der OVP­
AJbgeordnete Anton Schlager an den Herrn 
Bundesminister ,f,ür soziale VeliWaltung die 
Frage, ob er dem Nationalrat in der XIII. Ge­
setzgebungsperiode eine Regierungsvorlage 
vorlegen werde, die die von OVP und FPO 
vor der Aufilösung des Nationalrates beschlos­
sene Lockerung der Ruhensbestimmungen 
wieder r.ückgängig macht. 

Der Herr Bundesminister f.ür soziale Ver­
waltung hat darauf geantwortet, daß er schon 
aus zeitlichen Gründen dem Nationalrat keine 
Regierung.svorlage zuleiten werde. WörHich 
hat der Herr Bundesminister für soziale Ver­
waltung weiter ausgeführt - ich zitier·e aus 
dem stenographischen Protokoll -: 

"Die Ruhensbestimmungen, wie sie sich 
nach der ab 1. Jänner 1912 geltenden Rechts­
lage darstellen werden, werden in ihren Aus­
wirkungen auf die Pensionsversicherungs­
systeme der Unselbständigen und auch der 
Selbständigen von ahlen an der Beitragsauf-. . . 
versicherung interessierten Stellen weiterhin 
überdacht werden müssen." 

Damit WlUrde ganz offensichtlich der Ein­
druck erweckt, daß sich an der geltenden 
Rechts'lage nichts ändern werde, daß die 

26. Novelle zum ASVG mit der von der 
Osterreichischen Volkspartei und der Frei­
heitlichen Partei Osterreichs beschlossenen 
Lockerung der Ruhensbestimmungen am 
1. Jänner 1912 in Kraft treten wende, daß 
allendings damit die Diskussion über die 
Ruhensbestimmungen noch nicht 'aibgeschlos­
sen sei. 

Dagegen hätte niemand etwas einzuwenden 
gehabt. Auch Wiir sind der Ansicht, daß man 
über die Problematik der Ruhensbestimmun­
gen weiterdiSlku~ieren muß, daß man noCh 
bessere Lösungen suchen muß, daß bessere 
Lösungen gefunden werden müssen. Sdlließ­
UCh hat· die OslerreiChisChe Volkspartei in 
ihren 107 VorsChlägen für OsterreiCh die wei­
tere Lockerung der Ruhensibestimmungen und 
die Einführung eines Pensionsbonus . nach der 
Erreichung des Pensionsalters gefordert. Für 
uns kann daher das Problem des Weiter­
arbeitens nach der ErreiChung des Pensions­
alters gar nicht ad acta g,elegt werden. Aber 
Kollege SChlag~r hat seine Anfrage ja nicht 
deshalb an den Bundesminister für soziale 
Verwaltung geriChtet, um zu erfahren, daß da's' 
PrOiblem noCh weiter geprüft werden muß, 
sorrdern mit dem Ziel, daß Tausende Pensio­
nisten, die am Inkrafttreten rler 26. Novelle 
interessiert sind, KlaI1heit bekommen, nach­
d,em Äußerungen des Herrn Sozialministers 
Anlaß zu den sChwersten Befürchtungen gege­
ben haben. 

VI enn ein betroffener Pensioni'St mit 
540 Versicherungsmonaten die Fra·g·estunde 
am FemsehsdüIm verfolgte, mußte er den 
Eindruck haben, er könne sich beruhigt darauf 
einstellen, daß es für ihn ab 1. Jänner 1912 
kein Ruhen der Pension mehr gäbe. Diesem 
Pensionisten halt die SPO mit ihrem auf Be­
treiben des Sozialministers ,gestern im Sozial­
ausschuß durchgeführten UberrasChungscoup 
eine ganz böse DberrasChung bereitet. Nje­
mand konnte damit rechnen, meine namen 
und Herren, daß die 21. Novelle zum ASVG, 
die sich mit ganz anderen Materden beschäftigt 
hat, von der Mehrheit dazu ausg'enützt wird, 
eine Quasi-Regierungsvorlage in Form eines 
Abänderungsantrages zu stellen, wodurch die 
von OVP und FPO vor dem Sommer be­
schlossene Lockerung der Ruhensbestimmun­
gen, die beschlossene Beseitigung einer 
schwerwiegenden Ungeredltilg~eit formal um 
ein Jahr hinausgeschoben werfden soll. 

Die sozialistischen Redner und audl der 
Herr Bundesminister für soziale Verwaltung 
ha/ben aber leider keinen Zweifel daran ge­
lassen, daß es in WahI1heit darum geht, die 
Lockerung der Ruhensbestimmungen nicht nur 
ein Jahr auszusetzen, sondern überhaupt end­
gültig rückgängig zu machen. 

39 
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Dr. Schwimmer 
Worum ist es der OVP bei der Beschluß- für die Befreiung von den Ruhensbestimmun­

fassung über den Antrag Vollmann, Melter, gen herangezogen. Das war doch eine unbe­
Macbunze gegangen? Beim Budgetpakt über friedigende Regelung, daß man nur jenen, die 
den Staatshaushalt 1971 haben die Sozialisten das Glück hatten, immer ihrem Beruf nach­
einem Wunsch der FreiheitLichen Partei Ost,er- gehen zu können, eine Bevorzugung, eine 
reichs Rechnung getrag.en, den wir für sachlich Besserstellung einräumt, alber jene bestraft, 
gerechtfertigt Ihalten und den· offensichtlich die zum Beispiel gegen ihren Willen für einen 
auch Sie, Herr Bundesminister, und Sie, me,ine fremden Staat in einen Krieg ziehen mußten, 
Damen und Herren von der SPO, damals für den sie nicht gewollt haben, wenn man jene 
richtig gehalten haben. Ich nehme gerade vom bestraft, die vielleicht dann noch in Kriegs­
Herrn Vizekanzler, der im Wahlkampf vehe- gefangenschaft fern von ihrer Familie fest­
ment eine von der offizieHen Linie des SPO- gehalten worden sind, wenn man jene Ibestraft, 
Vorsitzenden abweichende persönlich-e Uber- die wegen ihrer poliUschen Uberzeugung oder 
zeugung vertreten hat, nicht ~an, daß er bei der rassischen Zugehörigkeit verfolgt worden 
Beschlußfassung über die Aufhebung der sind. Es wurden auch jene hestraft, die oft 
Ruhensbestimmungen. für Pensiomsten mit unter schweren Opfern i'hrerEltern in sehr 
540 Beitragsmonaten gegen seine ehrliche schweren Zeiten eine höhere Ausbiklung ge­
Uberzeugung gehandelt hat. Wenn Sie diese, nossen haben, und mit dieser höheren Aus­
wenn auch nur einen ganz kleinen Kreis be- bildung dann zum technischen, wirtschaftolichen 
treffende Lockerung der Ruhensbestdmmungen und wissenschaftlichen Fortschritt Osterreichs 
ins Hohe Haus gebracht haben, wenn Sie am beigetragen haben. 
einstimmigen Beschluß mitgewirkt halben, Herr Bund.esministerl Als ich noch Sekretär 
dann heißt da's für mich, daß Sie diese der Rechtsschutzabteilung der Gewerkschaft 
Lockerung der RuhenSibestimmungen 1iür rich- war, deren Vorsitzender Sie sind, der Gewerk­
tig gehalten haben. Sie, Herr Vizekanzler, und schaft der Privatangestellten, kamen zu mir 
Sie, meine Damen und Herren von der SPO, in die Sozialversicherungsberatung sehr oft 
scheinen allerdings Ihre Meinung sehr rasch etliche Mitglieder dieser Gewerksch!aft, die als 
geändert zu ha:ben. Denn die Argumente, die Pensionisten 540 VerSJicherungsmonate, aeider 
Sie, H~rr Vizek~nz~er, in Ihrer Rede vom aber nicht 540 Beitragsmonate hatten, und 
16. JulI 1971 anläßhch der Debatte zum An- führten Klage über die Benachteiligung durch 
trag V Qllmann, M~lter, 'M?chunze ~ebrachf die 25. N o'velle. 
haben, sprachen memer AUSlcht nach m aller-
el1ster Linie mehr gegen die unbillige Be­
schränkung der Voraussetrung der Aufu~bung 
der Ruhensbestimmungen auf 540 Beitrags­
monate als gegen die Korrektur dieser un'" 
billigen Beschränkung. Und es war ,eine Unge­
rechtigkeit, wenn nur solche Pensionisten von 
den Ruhensbestimmungen befreit wurden, die 
das Glück hatten, nicht Kriegsdienst leisten 
zu müssen, nicht in Kriegsgefangenschaft fest­
gehalten zu werden, keine Opfer politischer 
oder rassischer Verfolgung gewesen zu sein, 
die das Glück hatten, vor 1938 nie arbeitslos 
gewesen zu sein. Wer in eine dieser Situatio­
nen gekommen ist, kann keine 540 Beitrags­
monate erreichen. 

Weil diese Verhinderungen unverschuldet 
waren, hat man ja im ASVG die Ersatzzeiten 
geschaffen, um die Zeiten der Kriegsdienst­
leistung, der Kriegsgefangenschaft, der poli­
tischen und rassdsch.en Verfolgung den Bei­
tragszeiten, also BeschäfUgungszeiten gleich­
zustellen. Darüber hinaus hat man für Ar:beiter 
für die Zeiten vor 1938, in denen sie noch 

v rSI r gewesen seIn onn en, le 

Ich konnte diese Pensionisten dC!.mals nur 
auf die geltende Rechtslage verweisen. Die 
Osterreichische Volkspartei und die Freiheit­
liche Partei haben diese Benachteiligung aber 
im Sinne einer modernen SOZlialpolitik besei­
tigt. Mit der 26. Novelle werden auch Ersatz­
zeiten :für die 540 Monate zur Befreiung von 
den Ruhensbestimmungen 'herang,ezogen. 

Sie, Herr Vizekanzler, haben in ~hrer Rede 
vom 16. Juli vor allem an die Neidkomprlexe 
appelliert und hier im Hohen Haus mit einer 
Reihe von Zahlen jongliert, die diese Neid­
komplexe wecken und fö!1dern· soUten. Aber 
mehr als ein ha~bes J abr vorher i'st eine Rege­
lung zustande gekommen, die echte Benach­
teiligungen für den Personenkreis mit 
540 Versicherungsmonaten enthalten hatte, 
und gegen diese Benachteiligung haben Sie 
,damals im Hohen Haus nicht Stelllung genom­
men. Damals hätten Sie Ihre Argumente vom 
16. Juli vorbringen sollen, die aber dann 
schon zu einem früheren ZeHpunkt zu einer 
Verbesserung im Sinne der 26. Novelle ge-

Pauschalanrechnung geschaffen· und ebenso In der Regelung anläßlich des Budgetpaktes, 
Ersatzzeiten für die mittlere, höhere und Hoch- zu der Sie sich bekannt haben, waren ja die 
schulausbildung. Versicherungsmonate leider ausgeschaltet. 

Aber alle diese Zeiten wurden nach der Aber, Herr Vizekanzler, in der Vollv,ersamm­
Regelung anläßlich des Budgetspaktes nicht. lung der Wiener Alibeiterkammer vom 
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16. April 1971 haben Sie zu den Verbesserun­
gen der 25. Novelle zum ASVG gespromen. 
Im Protokoll zu Ihrem Refera,t heißt es wört­
lim: Weiters wurde auf die - -im Sinne des 
Forderungsprogramms des 6. Bundes­
kongresses des OGB - erzielte Verbesserung 
der Ruhemilbestimmungen hingewiesen. 

Wenn man mit 540 Beitmgsmonaten von 
den RUJhensbestimmungen befreit wurde, soll 
das eine Verbesserung im Sinne der OGB­
Forderungen sein. Wenn aber eine gewerk­
schaftliche Linie, nämlim die weitestgehende 
Gleidtstellung von Beitrags- und Ersatzzeiten, 
konsequent weiterverfolgt wird, unternehmen 
Sie, Herr Vizekanzler, alles, um eine solche 
VeJ1besserung zu verhindern. 

Herr Ing. Häuser I Sie sind nicht nur Vize­
kanzler und Sozialminister, sondern auch 
OGB-Vizepräsident und Vorsitzender der 
AIl'gestelltengewerksChaft. Als solmer müßten 
Sie, wenn Sie A sagen, auCh B sagen. Die 
OVP und die FPO haben Ihnen '(liese Auf­
ga/be am 16., Juli 1971 abgenommen und die 
notwendige soziale Besserstellung aller derer, 
die nur mit den Ersatzzeiten auf die 
540 Monate kommen, vorgenommen. Seit da­
mals rechnen die· betroffenen Pensionisten da­
mit, daß sie ab L Jänner 1972 ohne Ruhen 
der Pension einer Arbeit nachgehen können, 
wenn sie sich dazu in der Lage fühlen oder 
wenn sie es vielleiCht als persönliChes Bedürf­
nis empfinden, -nodl etwas zu tun. 

Die SPO hat zwar damals im Nationalrat 
gegen die 26. Novelle gestimmt, die sofortige 
Chance, das Gesetz im Bundesrat zu 
blockieren, hat die SPO aber nimt genützt. 
Warum wohl? - Damals standen National­
ratswahlen vor der Tür, und die SPO wollte 
es nimt riskieren, die Stimmen der betroffenen 

. Pensionisten zu verlieren. Das war eine eChte 
Wählertäuschung. (Beifall bei der OVP.) 

In der Nummer 10 der Amtlichen Nach­
riChten Ihres Ressorts, Herr Sozialminister, 
wurde die 26. Novelle zum ASVG erst am 
31. Oktober veröffentlicht. Für die Offentlich­
!reit war das ein Zeichen mehr dafür, daß die 
Lockerung der Ruhensbestimmungen ab Be­
ginn des näChsten Jahres gilt. 

Und erst am 6. Dezember wird die Katze 
aus dem Sack gelassen. Am selben Tag, als 
es im Hauptaussmuß des Nationalr.ates ein 
zweifelhaftes NikologesChenk für die RauCher 

. .. .. .. 

aussmusses Tausenden von Pensioni'sten ein 
merkwürdiges Weihnachts- oder Neujahrs­
gesChenk. Diese Pensionisten haben :siCh auf 
die Befreiung von Ruhensbestimmungen ein­
gestellt. In den letzten vier, fünf Monaten 
hCilben sie überall die Auskunft erhalten: Ja-

wohl, für Sie gelten ab 1. Jänner die Ruhensbe­
stimmungen nicht meJhr, denn Sie haben ja 
540 Versicherungsmonatel Diese Auskunft 
wurde in den Pensionsversicherungsanstalten 
gegeben, aber sicherlich -auch in der Sozial­
versicherungsberatung der Gewerkschaft und 
auch der Privatangestellten. Jeden Mittwoch 
sitzen dort von 14 bis 19 Uhr im Wartezimmer 
Dutzende von Pensionisten, ~md immer wieder 
werden einige mit 540 VersiCherungsmonaten 
darunter gewesen sein, die sich vergewissert 
haben, daß das umstrittene Ruhen für s,ie ab 
1. Jänner nimt mehr gilt. Das alles wird jetzt 
im Handumdrehen von der SPO-Melwheit 
wieder rückgängig gemacht. 

Sie begründen das damit, Herr Vizekanzler, 
daß der Antrag Vollmann, Melter, Machunze 
seinerzeit nicht ausreichend diskutiert wer'den 
konnte, daß eine fadlliche und sadlliche Bera­
tung im Juli niCht möglich war. Herr Vize­
kanzler I Der Antrag i,st vor dem 16. Juli schon 
längere Zeit im Haus gelegen. Daß er im 
SozialaussChuß nicht beraten werden konnte, 
ist niCht Smuld der OVP. W,ir stellten weder 
den Obmann des Sozialausschusses, der den 
Ausschuß niCht einberufeIi hat, noCh sind wir 
am Gedränge vor der vorzeitigen Auflösung 
des Nationalrates schuld gewesen. (Beifall bei 
der OVP.) 

Im braume Sie audl nicht daran zu erinnern, 
welche Möglichkeiten zu einer meritorischen 
Behandlung des SPO-Antrages un.,d seiner 
Konsequenzen es gestern im SoZaialaussChuß 
gegeben hat, wenn die anderen Fraktionen den 
Antrag eine Viertelstunde vor Beginn der 
Sitzung erhielten und der Antrag mit dem 
stiHschweigenden Argument "Wir sind mehr'" 
durchgedrüCkt wird. 

Sie, Herr Vizekanzler, haben auch die Be­
gründung abgegeben, Sie möchten nicht für 
eine GesamtrefoIm ,im Jahre 1972 präjudiziert 
werden, und kündigen an, man müßte etwas 
,für jene tun, die, ohne in Pension zu gehen, 
über das 65. beziehungsweise 60. Lebensjahr 
weiterarbeiten. Ja warum, Herr Vizekanzler, 
sind Sie dann nicht seinerzeit dem Antrag 
Kohlmaier beigetreten, dler in der 25. Novelle 
des ASVG die Einführung eines Pensions­
bonus gerade für diesen Personenkreis vor­
gesehen hat? Nach diesem Antrag und den 
entsprechenden Punlden in den 107 Vor­
schlägen für Osterreich kommt Ihre Ankündi­
gung eines Pensionsbonus heute reichlich spät. 
(Beifall bei der OVP. 

Aber Kehrtwendungen in der SPO-Sozial­
politik sind seit den Wahlen vom 10. Oktober 
absolut keine Seltenheit mehr. In der 
"Arbeiter-Zeitung" vom 15. 6. 1971 brach der 
SPO-Sozialversicherungsexperte Kurt KolouCh, 
Generaldirektor der Pensionsversimerungs-
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anstalt für Arbeiter, unter dem Titel "Das I Rückgängigmadlen der Lockerung der Ruhens­
RlUJhen trifft die Witwen hartI" eine Lanze bestimmungen gar nidlt um die Zahl 'Cler 
für die Befreiung der_ Wi:twen vom § 94 des Betroffenen. Das war Ihr einziges Argument, 
ASVG. dem audl idl midl anschließen kann. Es geht 

Gestern .im Sozialausschuß erklärte die Frau 
Abgeordnete Herta Winkler ganz plötzlich, 
sie sei auch einmal dieser Meinung gewesen, 
inzwischen sei sie aber zur Ansicht gekommen, 
die Ruhensbe.stimmungen spielten für Witwen 
keine Rolle mehr; man brauche die Ruhens­
bestimmungen für Witwen keineswegs weiter 
zu lockern oder abzuschaffen. (Abg. Herta 
W i n k 1 e r: Das habe ich nie gesagtf) Frau 
Abgeordnete! Bei einem Median-Einkommen 
weiblicher Angestellter von 3928 S spielt das 
Ruhen für' die Witwen sehr wohl noch eine 
Rolle. (Beifall bei der OVP.) Allein im Bereich 
der Pensionsversidlerung der Angestellten 
gi'bt es noch über 10.000 Witwen, die vom 
Ruhen betroffen sind. Bei solchen Kehrtwen­
dungen machen wir nicht mit. (Weitere 
,Zwischenrufe der Abg. Herta W in k 1 er.) Da 
können Sie schreien, sov-iel Sie wollen. (Bei­
fall bei der OVP. - Abg. S t ein hub er: 
Bleiben Sie bei der Wahrheit! - Abg. Doktor 
Fis ehe r: Wollen Sie nicht einmal die Wahr­
heit auch sagen?) 

wirk1idl nidlt um die Zahl der Betroffenen, 
es -geht um die geredlte Behandlung jedes 
einzelnen der Ibetroffenen Pensionisten, denen 
Sie zum Vorwurf machen, daß sie nur mit 
Ersatz:reiten .die Zahl von 540' Versicherungs­
monaten erreichen. 

Wir von der OYP wollen eine qualitative 
Sozialpolitik machen, eine Sozialpolitik für 
Menschen und nicht für Institutionen. (Abg. 
Dr. Fis ehe r: Und. der Wahrheitl) Herr 
Vizekanzler! Kommen Sie uns jetzt nicht mit 
der Zahl von 800, die davon nur betroffen 
sein, sollen. Bei diesen 800 Menschen ruht die 
Pension bereits jetzt, .weil sie neben der Pen­
sion arbeiten, und die bekämen ab dem 
1. Jänner 1972 mehr . .Alber eine ganze Reihe 
von Pesnionisten wartet darauf, daß am 
1. Jänner 1972 das Ruhen für ~ie abgeschafft 
wird, weil sie 540 Versicherungsanonate haben 
und dann .in einen Arbeitsprozeß einsteigen 
möchten. 

Sie haben uns gestern eine Zahl von, glaube 
ich, 36.000 Menschen genannt, die Ülber das 
Ptensionsalter hinaus arbeiten, ohne eine Pen-

Die 26. Novene zum ASVG war für uns sion zu beziehen. Diew/üroen vielleicht, ihr 
nur ein erster Sdlritt zur weiteren Lockerung 
der Ruhensbestimmungen. Eine geredlte Lö­
sung des § 94 tür die Witwen muß folgen. 
Ich appelliere an die Abgeordneten der SPO, 
mit ihren Gedankengängen jenen des General­
direktors Kolöuch zu folgen und nicht den 
Ausführungen der Abgeordneten Herta 
Winkler in der gestrigen Ausschußsitzung. 
(Erneuter Beifall bei der ,OVP. - Abg. Doktor 
Fis ehe r: Sie sagen nicht die Wahrheitf) 

Ebenso ist für uns klar, daß die Einführung 
des Pensionsbonus notwendig ist. Der Antrag 
23/A vom 1. 7. 1970 der Abgeordneten Kohl­
mai er, Blenk, Halder und Genossen deckt sich 
nach wie vor mit unseren Ansichten zu diesem 
Problem. Der Ankündigung des Herrn Vize­
kanzlers, den Pensionsbonus plötzlich auch in 
Erwägung zu ziehen, 'der trauen wir nicht 
ganz. (Abg. Dr. Fis ehe r: Der Dr. Schwimmer 
ist nicht nur reaktionär, er sagt auch die 
Unwahrheitl) Zuviel wird von dieser Regie­
rung nur geprüft, Herr Kolleg,e Fisdler, und zu­
wenig gelöst. (Beifall bei der OVP.) Wir 
setzen uns jedenfalls dagegen zur Wehr, daß 
mit dem bloßen Hinweis auf eine spätere 

Herr Vizekanzlerl Sie haben gestern zur 
Begründung des SPO-Uberraschungscoup auch 
diJe Bemerkung fallenlassen, es gehe beim 

Dienstverhältnis auflösen, in Rension gehen 
und dann eine N ebenJbeschäftigung antreten, 
wenn es das Ruhen für sie nicht mehr gäbe, 
Ja, .ich fürchte sogar, daß eine Reilhe davon 
mit dem letzten Kündigungstermin, dem 
30. NOViember, ihr Dienstverhältnis im Ver­
trauen auf die 26. Novelle hereits aufgelöst 
hat und nun eine ganz bittere Uberraschung 
e:r.lebt. (Abg. Dr. Fis ehe r: Bleiben Sie bei 
der Wahrheitl) 

Herr Bundesministerl Eine der er:sten sozial­
politischen Maßnahmen Ihrer Amtsvor~ 
gängerin, der Frau Minister Rehor, war im 
wesentlichen die Lockerung der Ruhensbestim­
mungen. Die erste sozialpolitische Maßnahme 
des Sozialministers Häus·er II i:st die Demon­
tage .einer bereits beschlossenen Lockerung. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Der Herr Abgeordnete Ing. Häuser hat 
zwischen 1966 und 1970 in diesem Haus oft­
mals lang und breit vom Sozial stopp gespro­
chen. W,ie soll man aber den gestrigen' SPO­
Antrag bezeichnen? Das frage ich Sie! (Ruf bei 
der OVP: Das ist eine Sozialdemontage!) 

in der Geschichte der österreichischen Sozial­
politik, daß ein Gese~, da.s für einen be­
stimmten Pesonenkreis Verbesserungen 
bringt, noch vor seinem Inkrafttreten wieder 
rückgängig gemacht w,ird. Der Demokratie und 
dem Ansehen des Paruaments wird durch diese 
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unsoziale Vorgangsweise der Sozialisten abso­
lut kein guter Dienst erwiesen .. In Zukunft 
kann sich kein asterreicher mehr auf bereits 
beschlossene sozialrechtliche Anspruche ver­
lassen, wenn diese Linie weiterverfolgt wird~ 
(Beifall bei der OVP. - Abg. S e k an i n a: 
lJbertreiben Sie nicht, Herr Kollege! - Abg. 
Dr. Fis c h er: Auf OVP-Gesetze kann 
man sich eben nicht verlassen!) Auf OVP­
Gesetze könnte man sich verlassen! 

Von Transparenz, Herr Kollege Fisch:er, ist 
in der Sozialpolitik dieser Bundesregierung 
genausowenig zu bemerken wie in anderen 
Bereichen, etwa der Lan'desverteidigungspoli­
tik.. Wir habenuns ja vor einigen Tagen hier 
darüber unterhalten. Mehrere Monate lang 
wurden die Offentlichkeit, die Betroffenen und 
zuletzt auch das Pal1lament bei der Anfrage­
beantwortung absid1tlich irregeführt. Jener 
Ingenieur Häuser, der als Oppositionsabgeord­
neter große Reden vom angeblichen Sozial­
stopp führte, beginnt nun als Sozialmini,ster 
Häuser II damit, beschlossene Sozialgesetze 
nicht mehr in Kraft-treten zu lassen. (Ruf bei 
der OVP: Sozialdemontage!) Verantwortlich 
für diese rückschrittlime Sozialpolitik ist die 
Mehrheitspartei dieses Hauses. 

Ich habe hier anläßlich der Debatte zur 
Hausstandsgründungsbeihilfe erklärt: Man 
wird es sich merken müssen, daß Geschenke 
der SPO sehr teuer kommen I Jetzt sind die 
Pensionisten mit 540 oder mehr Ver­
sicherungsmonaten an der Reihe, von der SPO 
eine sehr teure Weihnachtsbescherung zu er­
halten. Haben Sie sich das wirklich sehr gut 
überlegt, Herr Vizekan~ler? Man könnte näm­
lich fast der Meinung sein, Herr Vizekanzler, 
Sie seien nur beleidigt oder gekränkt, daß es 
die in demokratischen Wahllen zustande­
gekommene Mehrheit des Nationalrats am 
16. Juli 1971 gewagt hat, ein Gesetz gegen 
Ihren Willen zu beschließen. Wenn das so ist, 
müssen dafür die betroffenen Pensionisten 
büßen. 

Die schönsten Worte für die älteren Men­
schen Osterreichs in der Regierungserklärung 
nützen nichts, wenn dann auf dem Rücken 
der dritten Generation solche Gesetze be­
schlossen werden, wie sie der Herr Vize­
'kanzler initiiert. Die schönsten Worte über 
die angestrebte Europareife in der Regie­
rungserklärung nützen gar nichts, wenn man 
diJe Voraussetzungen für die Europareife, 
nämlich LeistungswHlen und Leistungsstreben, 
unteryräbt. Drei Beispiele hat uns die Mehr­
heit dieses Hauses für eine solche gegen die 
Europareife Osterreiros gerichtete Politik be­
reits geliefert: die Ablehnung '9iner Steuer­
progressionsmilderung für 1972 durch die 

SPOj die Ablehnung der Wahlmöglichkeit 
zwischen Eheschließungsbeihilfe und steuer­
lirner Abschreibung durCh. die SPOj und jetzt 
auch die neuerliche Verschärfung der Ruhens­
bestimmungen durch die SPO. Jetzt liegen 
uns auCh die ersten Fälle von echter Trans­
parenz der SPO-Regi,erung vor. (Abg. 
Se k a n i it a: Vier Jahre habt ihr Zeit gehabt, 
die Probleme zu lösen!) Wir haben sie ja 
g.elöst, Herr Kollege Seikaninal Sie wollen 
den Rückschritt durchführen! (Abg. S e k a­
ni n a: Nichts habt ihr gelöst, überhaupt 
nichts!) Wir haben sie gelöst, und Sie madlen 
den Rückschritt! (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich habe Ihnen schon vorg·ehaUen: Die erste 
Maßnahme der Frau Minister Rehor als 
Sozialminister war eine Lockerung der 
Ruhensbestimmtingen im Sinne der Forderun­
gen -des asterreichischen Gewerkschafts­
bundes, Herr Kollege Sekanina. (Lebhafter 
Beifall bei der OVP.) 

Alber jetzt liegen uns die ersten Fälle einer 
echten Transparenz der SPO-Regierung vor; 
das wollen Sie offensiChtlich nicht hören, Herr 
Kollege Sekanina. Aber hören Sie ruhig, was 
Jetzt tratnsparent geworden ist. (Abg. H 0 r r: 
Der Sozialstopp der OVP mußte gebrochen 
werden! - Lebhafte Zwischenrufe bei SPO 
undOVP.) 

Präsident Probst: Bitte, alle Fr{lktionen 
haben ihren Redner gemeldet. Bitte sidl zum 
Wort zu melden. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (fortsetzend): 
Transparent geworden ist, Herr Kollege 
Sekanina, daß es nur· ein Lippenbekenntnis 
der SPO-Regierung zur Europareife gibt. 
Transparent geworden ist, daß es der Mehr­
heit dieses Hauses mit einer Aufwertung des 
Parlaments nicht ernst ist, sonst k.önnte es 
keinen solchen Uberraschungscoup wie 
gestern im Sozialaussmuß ,geben. Transparent 
ist der sozialpolitische Rückschritt der SPO­
Regierung geworden. Und Transparent ist ge­
worden, daß die SPO ihre Mehrheit hier im 
Haus rücksichtslos ausnützen will. Der wei­
teren Transparenz der unglaublichen Vor­
gänge um den gestrigen Uberraschungscoup 
dient die dringliche Anfrage, die meine Kol­
legen und iCh gestellt haben. 

Abschließend möchte iCh Ihnen nur sagen 
(Abg. Li b a 1: Das ist reine Demagogie!): So, 

den Sie das moderne Osterreich nicht bauen. 
(Lebhafter anhaltender Beifal1 bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort hat sich der 
Herr Bun-desminister für soziale Verwaltung, 
Ing. Häuser, zur Beantwortung der dringlichen 
Anfrage gemeldet. 
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Bundesminister für soziale Verwaltung I des Antrages der Abgeordneten Pidller und 
Vizekanzler lng. Häuser: Meine sehr geehrten' Genossen die in Betracht kommenden Fälle 
Damen und Herren! Die dringliche Anf,rage wieder auf den Stand der 25. Novelle zum 
beantworte ich wie folgt: ASVG zurückführen. Hinsichtlich der Aus­

Zu Frage 1: Im Bereich der Pensionsver­
sicherungsan'Stalt der AngestelUen handelt es 
sich um 600 Personen. 'Bei :der BergaIlbeiter­
pensionsversicb.erung ist die Z-ahl der Betrof­
fenen so gering, daß sie vernachlässigt 
werden kann. 

Zur Feststellung der geringer,en Pensionen 
darf ich neuerlich klarstellen: Nach der der­
zeitigen Rechtslage kann ein Versicherter, der 
die Voraussetzung für eine Pension erfüllt, 
das heißt die allgemeinen unld die beson­
deren BedJingungen, und am Stichtag pensions­
versicherul1gsfrei war, neben seinem Aktiv­
einkommen, durch.sdmittlich .derzeit 6000 S, 
die 3000 S Steigerungs beträge ungesdunälert 
erhalten. Er verliert 1800 S Grundhetrag. 
Gegenüber seinem gegenwärtigen Aktivein­
kommen heißt das, daß er statt 6000 nun nach 
In-Pension-Gehen 9000 S Aktiveinkommen 
hat. Im Rahmen der Erhebung .ist festgestellt 
worden, daß von denen, die vom RUhen be­
troffen sind, 27 Prozent mehr al:s 10.000 S 
Aktiveinkommen haben. iDiese Betreffenden 
können, wenn sie die Voraussetzung für eine 
Pension erfüllen, 10.000 S und mehr im 'aktiven 
Prozeß weiterverdienen. Sie bekommen 4000 S 
von der Pension als Stei;gerungsbetrag unge­
kürzt ausbezahlt. Bei ihnen ,bleibt der Grund­
betrag von 2400 S ruhen. Um diese .Frage 
geht es, ob jemand statt 9000 10;800 S oder 
ob jemand statt 14.000 16.400 S bekommen 
soll. 

Zu Frage 2: Die· Er:sparnis rur den Bund 
durch den Aufschub des Wirksamkeits­
beginnes der 26. Novelle zum ASVG beträgt 
nach Schätzung auf Grund der durdrscbnitt­
limen Bemessungsgrundlage, also 1 BOO S 
Grundbetrag, im Jahr 1972 15 MiLlionen Schi,l­
ling. 

Zu Fra-ge 3: Die auf Grund der 26. Novelle 
zum ASVG entstandene Rechtslage wurde bei 
der Erstellung des Budgets ~ür 1972 berück­
siChtigt. Die finanziellen Auswirkungen - idl 
habe sie gerade gesagt - haben aber keinen 
NiedersChlag gefunden, weil der ange­
nommene Aufwand so gering ist, daß er bei 
dem Budgetrahmen für die PensioIl!sversiche­
rung von rund 13 Milliarden Schilling inner-

Zu Frage 4: Die PensionISversicherungs­
anstalt der Angestellten hat die Errechnung 
der Jännerpensionen unter Berücksichtigung 
des Pensionsanpassungsgesetzes und der 
26. NovelLe zum ASVG bereits abgeschlossen. 
Sie wird nunmehr im Falle der Geset~werdung 

landspensionisten wird es aHerdings nicht 
mehr in allen Fällen möglich sein, weil dies 
bereits dem Hauptverband zur Anweisung 
übergeben wurde. 

. Zu Frage 5: Eine solche Mitteilung habe ich 
dEm Organen der Selbstverwaltung nicht ge­
macht. (Beifall bei der SPO,) 

Präsident Probst: Wir gehen nunmehr in 
die Debatte ein. ICh mache darauf aufmerk­
sam, daß gemäß der Geschäftsordnung kein 
Redner länger als zwanzig -Minuten sprechen 
darf. 

Zum Wort hat sich als erster gemeldet der 
Herr Abgeordnete Wedenig. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Wedenlg (OVP): Herr' Präsi­
dent! Hohes Haus I Gestatten Sie mir, Herr 
Vizekanzler, daß .im vorerst auf Ihre Beant­
wortung kurz eingehe. Sie haben heute er­
wähnt, daß von di1esen Ruhensbestimmungen 
etwa 600 Pensionisten betroffen sein wertienj 
gestern noch hatten Sie erwähnt, daß es 800 
sind, vor 5 Monaten hatten Sie erklärt, daß 
es 3000 sein werden und daß da,s 100 Millionen 
Schilling erfordern wird. 

Ich frage Sie nun: Nach weJldlen Grund­
sätzen haben Sie damals als verantwortlicher 
Minister Ihre Ube1"legungen angestellt, wenn 
Sie uns im Ausschuß mit solchen vagen 
Ziffern, die so weit auseinanderklaffen, Rede 
und Antwort gestanden sind? Kann man sich 
auf solche Berechnungen noch stützen? Hat 
es überhaupt einen Sinn, in die Debatte über 
solche Probleme einzugehen, die natürlich 
auch finanzieller Natur sin:d, wenn man so 
versChiedene Bescheide erhält? Es wäre von 
Haus aus erforder.tich gewesen, zumindest 
schon gestern, darüber Klarheit zu schaffen, 
wieviel diese Maßnahme ausmacht, bezie­
hungsweise dem Staat erspart wird und um 
welchen Personenkreis es sich vorerst :handelt. 

Es ist aber klar, und das hat schon mein 
Vorredner Kollege Dr. Sch.wimmer zum Aus­
druck gebracht, daß die Anwartschaft auf die 
Ausnützung dieses von .uns seinerzeit ge­
schaffenen Gesetzes 'weit über einen Personen­
kreis von 600 Pensionisten hinausgehen wird. 
Es soll °a auch keinStillstan m't iese 
eintreten, es soll ja kein Privileg für 600 Per­
sonen geschaffen worden sein; sondern es soll 
damit eine echte sozi'alpolitische Tat gesetzt 
worden sein, die dem einzelnen PensionilSten 
mehr Recht und Gerechtigkeit widerfahren 
läßt, als das durch Ihre R.ückgängigmachung 
der FaH ist. 
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Wedenig 
Meine verehrten Damen und Herren I 

Mein Partei.tfreund Dr. Withalm hat heute vor­
mittag der SozialistischenParlei einen Spiegel 
vorgehalten, in dem Sie, meine Damen und 
Herren von der Sozialistischen Partei, ihr 
wahres politisches Gesicht erkennen konnten. 
Das war aber nicht ein Gesicht mit der Trans­
parenz, die uns diese Partei vor dem 
10. Oktober im Wahlkampf zu die'sen ent­
scheidenden Wahlen darlegen wollte, sondern 
es ist ein anderes Gesicht ·in diesem. Spiegel 
erschienen, als Sie, Herr Bunde:skanzler 
Dr. Kreisky, dem Wähler glaubhaft machen 
woLlten. 

Gestern abend erfolgte eine eindeutige Ent­
schleierung dieses sehr verschwommenen 
SpiegeLbildes, das uns vor dem 10. Oktober 
präsentiert wurde. Es ist die Entschleierung 
dessen, was SPO-Politik wirklich berleutet: 
keine plJuralisUsche Gesellschaft, wie auch im 
W'ahlkampf von sozialistischer Seite angekün­
digt wurde, sondern eine sozialistische Gesell­
schaft. 

Es war ja eigentlich nur eine Frage der 
Zeit, wann diese Entschleierung erfolgen wird. 
Wir wußten, daß sie eines Tages kommen 
mußte; wir wußten nur nicht, daß sie so plötz­
lich kommen wird; und wir wußten nicht, daß 
damit ein Sdllag ins Gesicht der Staatsbürger 
erfolgen würde, nämlich jener Staatsbürger, 
die bisher den Glauben an Recht und Gesetz 
gehabt haben und die gestern schwer ent­
täuscht wurden. -(Beifall bei der OVP.) 
/ Mit diesem Sdlla'g ,ins Gesidlt des an Recht 

und Gesetz glaubenden Staatsbürgers hat sich 
die Tendenz klar abgezeichnet, daß Ihr Ziel 
ist unO. bleibt die Herbeiführung der sozialisti­
schen Ge:sellschaftsordnung, die Herrbei­
führung des sozialistischen Staates, die Her­
beiführung des totalen Umv.erteilungstaates. 

Meine Damen und Herren! Im sozi'alisti­
schen Staat ist kein Blatz für die freie per-' 
sönliche Initiative. Wer im sozialistischen 
Staat über dem Durch'Schnitt Hegt, der hat 
so lange Tribut zu zoLlen, his er re:signiert 
und damit gleichgeschaltet ist mit den übrigen, 
die nicht über dem Durchschnitt leisten wollen. 
(Beifall bei der OVP.) Soll das die Leistungs­
gesellschaft der Zukunft sein, von der Sie in 
Ihrem Wahlkampf gesprochen haben und zu 
der Sie Osterreich hinführen wollen? (Abg. 
S e k a n i n a: Einen Wahlkampf, den wir er­
folgreich bestanden haben! 80 Mandate! -
Ab . Mit te r e r: Weil S' die Leut am Schmäh 
gführt haben I) Wir werden darauf nodl 
zurü<k!kommen, Kollege Sekanina. Ich werde 
Ihnen am Ende meiner Ausführungen die Ant­
wort darauf geben. 

Was ist nun gestern gesdlehen, Kollege 
Sekanina'1 Es ist ein Geset2;, das legitim be­
schlossen wurde, einfach kalt annuliertwor-

den, ein Gesetz, das dem Staat ---,. und jetzt 
hören Sie zu, Kollege Sakanina - VorteiJle 
und den Betroffenen mehr GeredlUgke'it, ge­
bracht hätte, als das vordem der Fall war. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das ASVG stammt aus einer Zeit des här­
testen Wiederaufbaus. Es wurde s'e,inerzeit 
von OVP und SPO beschlossen und verlangte 
harte Opfer von dem gesamten Staatsvolk. 
In 26 Novellen wurde es ständig verbessert. 
Aber Ihnen von der Soziaidstischen Partei blieb 
es vorbehalten, den ersten Schritt zurück zu 
tun, eine Sozialdemontage einzuleiten. 
(Protestrufe und ironische Heiterkeit bei der 
SPO.) 

Der Herr Vizekanzler irrt, und er hat es 
ja auch heute !bestätigt; er irrt, wenn er am 
16. Juli behauptet hat, daß für die Bedeckung 
dieser Maßnahme vorer,st einmal 100 Mil­
lionen Schilling erforderlich sein würden. Es 
i,st auch dann, wenn die Zahl der Pensionisten, 
die von unserem Begünstigungsges~tz betrof­
fen worden wären, 3000 und mehr ausmachen 
würde, keine Frage der Bedeckung. Zumin­
dest das Gesetz, das wir am 16. Juli im Aus­
schuß beschlossen haben, war keine Frage der 
Bedeckung mehr, denn dazu hatten Sie Vor­
sorge zu treffen. Aber darüber hinaus ,ist es 
auch deswegen keine Frage der Bedeckung, 
weil summa summarum ge:sehen - ich werde 
Ihnen eine andere Rechnung vor.legen, als dies 
Vizekanzler Häuser getan hat - praktisch 
kein negativer Saldo entsteht, sondern ein 
positiver für Osterreich. 

Es ist nun möglich, daß Ihnen das Gesetz, 
wie w.ir es damals mehrheitlich mH der FPO 
beschlossen haben, nicht angenehm ist, daß es 
nicht in Ihre Linie paßt. Aber, meine Damen 
und Herren, wo kämen wir in Osterreich hin, 
wenn jede Regierung nur solche Gesetze er­
füllt, die ihr ,gerade pCl'ssen, und wenn sie jene 
Gesetze annulliert, die ihr nicht passen? Soll 
das dann noch ein Redltsstaat sein? Wo 
kämen wir hin, wenn jede Regierung, egal, 
wer gerade die Mehrheit hat, solche Maß­
nahmen setzen WlÜrde? (Beifall bei der OVP.­
Abgeordneter Ho 'r r: Sie brauchen über einen 
Rechtsstaat zu reden! - Abg. Dr. Fis ehe r: 
Hat man nicht in England die Verstaatlichung 
rückgängig gemacht?) England ist nicht o.ster­
reichI Die OsterreiChische Volkspartei hat nie­
mals an ekündi t die Verstaatlichun rück-
gängig zu machen, sono.ern s,ie ist zum Ver­
staatilidmngsgesetlz gestanden, in einer Zeit, 
a'ls sie die absolute Mehrheit hatte, damals 
ist es nämlich geschaffen worden. (Abg. 
Mit te r e r: Wir reden heute von asterreich 
und nicht von Englandl - Abg. S e k an in a: 
Und der Abg. Withalm? Eine halbe Stunde 

I 
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Wedenig 
hat er über Schweden geredet! -Weitere 
Zwischenrufe.) 

. Hohes Haus! Das Rechenexempel des Herrn 
Vizekanzlers stimmt deshalb niCht, weil er 
wichtige Faktoren - das habe ich schon vor­
hin erwähnt - nicht 'berücksichtigt hat. 
(Zwischenrufe d€8 Abg. S e k an i n a.) Kollege 
Sekanina! Wenn Sie ein wenig zuhören, dann 
werde iCh Ihnen die Antwort schon geben. 

Es ist erstens erwiesen, daß der volkswirt­
schaftliche Wert - audlunsere Fachleute 
haben nachgerechnet, Herr Vizekanzler -, der 
aus der zusätz~ichen Arbeit eines Pen­
sionistenerwächst, das Mehrerfordernis, das 
aus dem Staatshaushalt genommen werden 
muß, bei weitem deckt. Urid es ist zweitens 
erwiesen, daß mit der St€lllerJeistung, die in 
eine progressive SteIgerung hineinkommt, mit 
den steuerlichen Abgaben und den Sozial­
abgaben, mit der Wertsch:öpfung, die jeder lei­
stet und erbringt, aLle Abgänge gedeckt wer­
den. 

Ich möchte auf das überspitzte Beispiel des 
Herrn Vizekanzlers von vorhin zurück­
kommen. Wenn einer auch in seiner Pension 
in den Betrieb zUl1ückgeholt wird und 10.000 S 
verdient, dann ist. das für die Wirtschaft 
10.000 S wert, denn die Wirtschaft versdH~nkt 
nichts. Und wer der Wirtsmaft 10.000 S wert 
ist, der verdient sich diesen !Betrag, denn· er 
lei'stet etwas für die Wirtschaft und für Oster­
reich. 

Wenn· aLso alle diese Abgaben, die Steuer­
progression, die Wertschöpfung, die er mit 
e!1bringt, und die Konsumwirksamkeit seiner 
Leistung zusammengezählt werden, dann ent­
steht nicht etwa ein Staatsausgabenverlust 
von 15 Millionen, sondern dann entsteht allein 
aus diesen 600 Pensionisten, die Sie, Herr 
Vizekanzler, jetzt genannt haben, ein Akti­
V'Um. 

Hs entsteht natürlich dann ein Aktivum, 
wenn die Kürzung bleibt. Natürlich. Das ist 
klar. Aber das ist ja die Krux. Das ist ja Ihr 
Ziel: Die GI'eichmacherei, die Egalisierung, das 
VeI'lhindern einer leistungsgerechten Entloh­
nung! Es entsteht dadurch, daß ein Pensionist 
praktisch das bitt,ere Gefühl haben muß, die 
ganze Arbeit für den haLben Lohn verrichten 
zu müssen. Für dell halben Lohn, weil ihm 
der Staat die andere Häfte wegnimmt. Es ist 
also kein Geschenk, da·s hier verteilt wird, 

, 
ganzes Leben der Wirtschaft gedient und ~hr 
ganzes Leben gearbeitet haben. 

Alber nicht alle Betroffenen leben frei von 
finanziellen Sorgen. Das waren nur Muster­
beispiele, die. sich der Herr Soziallminister 
herausgesudlt hat. Viele von ihnen· haben 

familiäre Verpflichtungen. Nach der 26. No­
velle hätten sie das ohne weiteres tun können, 
ohne das bittere Gefühl zu haben, daß ihre 
Arbeit, wie ich schon sagte, nur mehr die 
Hälfte wert ist. 

Wir stehen heute 14 Tage-vor Weihnachten. 
Herr VizekanzlerlOhne Ankündigung erfolgte 
geste-rn Ihr Tiefsdllaggegen die Pensionisten. 
Denn Sie können mir nicht glaubhaft machen, 
daß dieser Antrag allein aus der Idee eines 
Abgeordneten Pichler gewachsen ist. Dieser 
Antrag war gezielt, war vorbereitet, und Ihre 
gesamte Einstellung 'zu diesem Gesetz deutet 
darauf hin. (Abg. Se k a n i na: Wie 'kommen 
Sie.zu einer solchen Behauptung?) 

Ich habe. erschütternde Telephonanrufe er­
halten, und zwar schon heute. Ich .habe Tele­
phonanrufe erhalten, mit denen mit Bitterkeit 
festgestellt wird: Knapp vor Weihnachten 
wird nun eine vollkommene Umschichtung in 
dem geplanten Finanzhausil:ralt so mancher 
Familie eintreten. (Zwischenruf des Abg. 
Pa y.) Es gibt nämlich Familienerhalter, die 
bereits in Pension sind, aber nach wie vor 
für eine Reihe von Kindern sorgepflidltig sind, 
von Kindern, die heute im Studi'enalter sind, 
von Kindern, die heute praktisch studieren 
sollen, um für diesen Staat die Europareife 
von morgen herbeizuführen als· Menschen, die 
ausgebildet sind für eine moderne Gesell­
schaft. 

Der Wahl ausgang - und jetzt komme ich 
zu Ihren Ausführungen, KoUege Sekanina -
vom Oktober 1971 hat Ihnen zwar die Mehr­
heit gegeben, eine Mehrheit, Kollege Seka­
nina, die niemals zustande gekommen wäre, 
hätten Sie schon damals Ihr klares und wahres 
Gesicht gerz;eigt, so wie Sie es gestern abend 
zum Ausdruck gebracht haben! (Zustimmung 
bei der OVP. - Abg. Se k an in a: Aber die 
Bevölkerung hat doch entschieden und nicht 
Sie!) 

Nehmen Sie, meine Damen und Herren von 
der Sozialistischen Partei, bitte zur Kenntnis, 
daß wir alles tun werden, um dem österreidti­
schen Volk den Weg, den Sie gehen wollen, 
nämlich den WeIJ in den Sozialismus, zu 
ersparen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Nach § 49 der Geschäfts­
ordnung hat süll die Frau Abgeordnete Herta 
Winkler zu einer tatsächlichen· Beridltigung 
zu Wort gemeldet. Ich darf aufmerksam 

, 
länger als 5 Minuten dauern darf. 

Bitte, Frau Abgeordnete Winkler. 

Abgeordnete Herta Winkler (SPO): Hohes 
Haus! Ich möchte eine tatsächliche Berichti­
gung_ . zu den Ausführungen des Herrn Abge­
ordneten Schwimmer bringen. Kollege 
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Herta Winkler 
Schw.immer hat hier gesagt, ich hätte gestern in Erinnerung rufen: Das erscheint deshalb 
behauptet, daß die Ruhensbestimmungen für besonders notwendig, weil auf Grund der 
die Witwen keine Rolle spielten. Protokolle der vergang'enen Legislatur-

In Wahrheit habe ich aber festgestellt, daß perioden einwandfrei die Tatsache fest-
zU'stellen ist, daß immer und immer wieder ich auch immer zu denen gehört habe, die sich 

für die Lockerung der RUihenSbestimmungen freiheitliche Sprecher hier qestanden sind, um 
einge'setzt haben. (Abg. A. Sc h 1 a geI: Wäh- das Unrecht der RuhenS'bestimmungen auf­
Iend der OVP-Zeit! _ Heiterkeit.) Es sind auf zuzeigen und um deren Beseitigung zu 
Grund der verschiedenen Novellen zum kämpfen. 
ASVG ... (Zwischenrufe bei deI OVP.) Dieser andauernde Kampf hat zweifellos 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): ~itte, es sind nur 5 Minlllten. GewäJhren 
Sie diese doch der Rednerin. 

Abg.eordnete Herta Winkler '(fortsetzend): 
... die Lockerungen der RuthenSibestimmungen 
schrittwei,se durchgeführt worden. Wir haben 
heute Grenzbeträge - Einkommen und Pen­
sion; der derzeitige Betrag ist 4300 S -, und 
ich habe gesagt: Es ist dieses Pro'blem mit 
dieser schrittwei"sen Erledigung weitgehend 
entschärft worden. 

sichtbare Erfolge qehabt, sichtbar auch in der 
Per.son etwa des Anfragestellers. Wenn wir 
die schöne Schrift "Die Zukunft der Volks­
partei" unter der Federführung des ehe­
maligen Unterrichtsministers Dr. Mock auf­
schlagen, so finden wir auf Seite 186 in einem 
Beitrag des Herrn Dr. Schwimmer unter 
anderem fo,lgenden Satz: 

"Gegen wohlüberlegte und systemg,erechte 
Einrichtungen der Sozialversicherung, wie zum 
Beispiel die Ruhensbestimmungen, werden 
unter Mißbrauch der Begriffe ,Gerechtigkeit', 

Ich habe weiter gesagt: Bevor man .in dieser ,Gleichheit' und ,WohlerwoI1bene Rechte' 
Frage der Rlulhensbestimmungen etwas Wei- äußerst populäre Feldzüge begünnen." 
teres unternimmt, soll man zuerst einmal den (Zwischenrufe bei deI SPO. - Abg. Doktor 
Grenzbetrag für da.s anrechenbare Einkommen K 0 h 1 mai e I: Das ist kein Wioderspruchf) 
für die Witwenrentnerinnen von 1340 S ~ das 
ist die derzeitige Höhe - beseitigen, damit Ich habe dieses Zitat- nur deshalb gebracht, 
alle Witwen die volle Erhöhung von 50 Pro- . um darzulegen, daß innerhalb der Osterreichi­
zent auf 60 Prozent bekommen. - Das halbe schen Volkspartei ein außerordentlich bedeut­
ich gestern gesagt. (Zustimmung bei der SPO.) samer Wandel in der Beurteilung dieser Frage 

eingetreten ist, der j'a auch im Sommer dieses 
Ich möchte abschließend nur eines sagen, Jahres dazu geführt hat, daß Kollege Voll­

Hohes Haus: Wenn die Arbeitsmensdlen in mann - der dem HaU'se nicht mehr ange­
Osterreidl auf das 'hätten warten müssen, was hört -, obwohl er ursprünglich auch ein Geg­
die OVP an Ruhegenußversorgung für di.e ner unserer freiheitlichen AuffasstlI1ig über die 

... Arbeitnehmer ... (Abg. Dr. K 0 h I mai e I: Beseitiqung der RuhensbestimmuIl'gen war, 
Das ist keine Berichtigung mehr! - Abg. einen Initiativantrag mit meiner Unterstüt­
Dr. G r u b e r: 1st das eine tatsächliche Berich- zung eingebracht hat, einen Initiativantrag 
tigung? - Weitere Zwischenrufe bei der allerdings, der jetzt auf Grund der Haltung 
OVP.) des unsozialen Sozialministers beseitigt wer-

Präsid'ent Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): Ich muß die Frau Abgeordnete auf­
merksam machen: eine tatsächliche Berichti­
gung. (Abg. Herta W i n k 1 e r verläßt das 
Rednerpult. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Ist erledigt. (Anhaltende Zwischenrufe bei 
der OVP.) Bitte, das ist meine Sache. (Erneute 
Zwischenrufe bei der OVP.) Meine Damen und 
Herren! Ich bin rechtze.itig eingeschritten. Sie 
haben das gesehen. Die tatsächliche Berichti­
gung ist erfolgt, und nicht mehr. 

Herr Abgeordnete Melter. Er hat das Wort. 

Albgeordneter Melter (FPO): Bevor ich mich, 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren, dem unsozialen Sozia.lminister zu­

den soll. 

Herr Vizekanzler Ing. Häuser hat in dieser 
Frage zweifellos, was die GrundeinsteIlung 
betrifft, immer eine eindeutig·e Haltung ein­
genommen, Ich stehe nicht an zu erklären, 
daß viele seiner Fraktions- und auch Regie­
rungskollegen notwendig waren, um bei den 
Budgetverhandlrungen des veI"gangenen Jahres 
zu erreichen, daß er im Rahmen der 25. ASVG­
Novelle zugestimmt hat, e.ine Erleichterung 
für jene Pensionisten herbeizuführen, die 
540 Versicherungsmonate nachweisen können 

, 
von den Ruhensbestimmungen nicht betroff.en 
sein sollen, ohne Rücksicht auf Pensions- und 
Einkommenshöhe. Da:s ist zweifellos auch 
gegen den Willen des Vizekanzlers geschehen. 

wende - man könnte ihn auch Unsozial- Wir Freiheitlichen waren damals in einer 
mini,ster nennen ~, möchte ich doch etwas Situation, die es uns ermöglicht hat, unsere 

-

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 89 von 128

www.parlament.gv.at



542 Nationalrat xm. GP - 9. Sitzung - 7. Dezember 1971 

Melter 
Meinung durchzusetzen, und wir halben dabei 
unter anderem auch die Unterstützung des 
Herrn Bundeskanzlers und des Gewerkschafts­
bundpräsidenten erhalten, und dies hat siro 
auro im Budget 1971 etwa in der Form nieder­
geschlagen, daß dieser Gesamtrahmen auch 
für diese Begünstigungen ausreichen konnte. 

Gerade bezüglich des finanziellen Aufwan­
des aber befindet sich der Herr Vi2:ekanzler 
in einer äußerst zwielichtigen ,Position. Einmal 
spricht er von Hunderten ,Millionen Schilling, 
die Erleichterungen in diesem Bereich kosten 
würden. Er hat das schon im Herbst 1970 
behauptet, und schlußendlich hat sich heraus­
gestellt, daß die Erleichterungen der Ruhens­
bestimmungen doch nur einen relativ beschei­
denen Mehraufwand zur Folge hatten. 

Auch bei der 26. Novelle hat der Herr Vize­
kanzler hier im Hause erklärt, wie hoch di-e 
Mehraufwendungen für die Pensionsversiche­
rungsanstalten, aber auch für den Bund sein 
würden, 'und auch da hat er wieder falsche 
Zahlen genannt, wie das leider des öfteren 
der Fall ist, obwohl er immer vorgeben will, 
mit seinem Statistischen Taschenbuch beson­
ders gut gerüstet und informiert zu sein. Tat­
sache ist, daß der Herr Vizekanzler gestern 
wieder im Ausschuß ·er~lärt hat, im Bereich der 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 
allein würden etwa 800 Pensionisten durch die 
26. ASVG-Novelle eine Begünstigung erhalten 
können. Heute sagt er in der Anfragebeant­
wortung, es sind nur 600. Das ist also ein 
kleines Viertel weniger als nach der ge'strigen 
Behauptung. 

Nun kann man sicher nicht annehmen, daß 
die Zahl von gestern auf heute auf Grund 
eingehender Uberprüfungen kleiner geworden 
sein wird, denn man müßte eher annehmen, 
daß die Fortführung der Aktion In den Pen­
sionsversicherungsanstalten auf neue An­
spruchsberechtigte auf die weitere Begünsti­
gung stoßen sollte. Das ist aber offensichtlich 
nicht geschehen, und es ist beschämend, daß 
ein Mitglied der Bundesregierung und noch 
dazu der Vizekanzler durch falsche Zarhlen­
angaJben versucht, im Sozialausschuß und 
allenfalls auch im Par.lament andere Ent­
scheidungen herbeizuführen. Es ist dies eine 
Situation, die für alle Abgeordneten des 
Hauses, gleich welcher Fraktion, unerträglich 
ist. Ein Minister hat Zahlen bekanntzugeben, 
die den Tatsachen ents rechen und die nicht 
erschwindelt und erlogen 'sind! (Beifall bei der 
FPO. - Abg. S k r i t e k: Das ist eine Frech­
heit/) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Herr .A!bgeordneter! Idl bitte Sie um 
Mäßigung bezüglich des Ausdruckes 
"erlogen"! Es ist nicht üb1idl, solche Fest-

stellungen zu treffen gegenüber Mitgliedern 
des Hauses. (Abg. Dr. G r u be r: "Erschwin­
delt" darf man sagen, "erlogen" nicht/) 

Abgeordneter Melter (fortsetzend): Die Zah­
len sind jedenfaUs falsch 'gewesen, und sie 
sind eine Beleidigung für aUe Abgeordneten, 
die unter Umständen ihre Entsch,eidungen 
treffen sollen, ,indem sie sich auf solche Zahlen 
stützen, und die dann vor der Bevölkerung 
dafür auch die Verantwortung trag·en müssen! 
(Abg. Ho r r: Sie nichtf) Herr Präsident Horrl 
Ich habe genau soviel wie Sie Verantwortung 
für die Stimma:bgabe, die ich hier durchliihre, 
zu tragen I Wenn Sie ~eine Verantwortung 
ha:ben, so ist das Ihre Sache. (Abg. Ho r r: 
Aber Sie werden für uns nicht sprechen!) Ich 
habe nur von meinem Standpunkt aus gespro­
chen und für alle Abgeordneten. Auch Sie 
legen Wert darauf, Lhre Entscheidungen auf 
Grund von Tatsachen zu treffen und nicht 
nach erschw.indelten Zahlen. (Abg. H 0 r r: Da 
hätten Sie es anders sagen müssen/ Sie 
können nicht für alle Abgeordneten sprechen!) 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß erst 
etwas mehr als zehn WoChen vergangen .sind, 
seit am 23. September 1971 die 26. Novelle 
1Jum ASVG veröffentlicht worden ist. Diese 
Novelle trägt drei Unterschriften im ißundes­
gesetzblatt: die des Herrn nundespräsklenten, 
die des Herrn Bundeskanzlers und auch die 
des Herrn Vizekanzlers. Es ist erstaunlich, 
daß nun die Mitglieder der Bundesregierung 
mit Stützung durch die sozialistische Fraktion 
ein Gesetz außer Wirksamkeit setzen wollen, 
das ihre maßgeblichen Vertreter erst vor 
wenigen Wochen unterschrieben .haben. Es ist 
dies, glaube ich, noch nie vor.gekommen, und 
gerade nicht in einem Bereich, in dem man 
davon ausgehen sollte, daß bei zunehmender 
Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
auch die Personen begünstigt werden sollen, 
die durch längjährige Al'beit und durm ihren 
Einsatz - zweifellos auch für ihre persön­
lich-en Interessen, aber audl für die Gesamt­
wirtschaft - Erheblidles für Osterreich gelei­
stet ·halben. 

W·enn nun ausgeführt wird, daß es sidl 
lediglich um 1S Millionen Schilling handelt, 
so muß man sich wund·ern, wie der Herr 
Sozialminister um einen derartigen Betrag 
streitet, wenn er früher mit Hunderten Mil­
lionen und mit Milliarden argumentiert hatte. 
Da ist ein erheblidler Widers ruch voI1handen. 

E'S muß auch darauf hingewiesen werden, 
daß gerade der Vizekanzler auch als Obmann 
der Gewer~schaft der AngesteLlten dabei 
wesentlich mehr Verpflichtungen hätte, denn 
die Aktion, die über Antrag des Herrn Pichler 
in die Wege geleitet worden ist, deutet doch 
darauf hin, daß man zwar für die Arbeiter 
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MeIler 
etwas getan hat, insbesondere durch Anhe­
bung der Einkommensgrenzen, daß man etber 
nicht bereit ist, für die Angestellten etwas zu 
tun, die leistungsfähig und leistungswillig 
sind und die ganz fühlbare Leistungen für die 
österreichische Volkswirtsdlaft und damit für 
die Gesamtheit der Bevölkerung und auc:h :ffir 
den Bundeshaushalt erbringen. Es werden also 
Arbeiter gegen Angestellte ausgespielt, und 
der Herr Vorsitzende der Gewer.kschaft der 
Angestellten stellt sidl auf die Seite der 
Arbeiter und läßt die Angestellten zahlen und 
draufzahlen. Das ist eine Haltung, die wir 
sdlärfstens kritisieren müssen, die im Wider­
spruch zu dem steht, was man den Wähl'ern 
immer wieder vorgibt. 

Darin sind ja die Sozialisten durdlaus nidlt 
zurückihaltend. Ich habe hier ein Flugblatt des 
Rentner- und Pensionisten verbandes, also 
einer SPO-Gruppe. Auf der ersten Seite dieses 
Flugblattes ,steht sehrsdlön groß geschrie:ben: 
Alle widltigen Forderungen dieses Verbandes 
sind erfüllt (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Hört! 
Hörtl), und unter anderem w.ird die Milderung 
der Ruhensbestimmungen angegeben, wo­
durch also ein Bestreben des Rentner- und 
Pensionistenverbandes erfüllt worden sei. 

Vor den Wahlen waren die Sozialisten und 
ihre Organisationen und die Partei für die 
Milderung der Ruhensbestimmungen, aber 
sobald der Herr Vizekanzler wieder in Amt 
und Würden ist und 'sidl auf eine absolute 
Mehrheit in diesem Hause stützen kann, ver­
gißt man offensidltlidl die WahlverspredlUn­
gen, da kehrt man um und führt eine Sozial­
demontage durdlj denn diese .A!ktiondes Auf­
sdmbes einer Novelle um ein Jahr ist ein­
deutig eine Benachteiligung eines bestimmten 
Personenkreises, der eine derartige schlechte 
Behandlung unter einem Unsozialminister 
nidlt verdient. 

Wir müssen sagen: Audl wenn der Per­
sonenkreis nidlt groß ist, hat man diesen aus 
grundsätzlichen Erwägungen, wenn man 
Arbeit und Leistung anzuerkennen gewtllt ist, 
und auch dann, wenn man den Standpunkt 
der SohdarHät v,ertritt, be.sser zu betreuen, 
als dies durch die SPO-Regierung geschieht. 

Es ist sdlon eilll Hinweis darauf erfolgt, 
daß andere Vertreter der Sozialisten in ver­
schiedenen Körper.sdlaften bereits die For­
derung erhoben haben und diese Forderung 
audl in Arti ... .. . 
die Ruhensbestimmungen weiterhin zu el'leidl­
tern und zU mildern. Sie, Herr Sozialminister, 
sind darauf nicht eingegangen. Sie müßten 
aber auch als Gewerksdlafter wissen, daß 
immer wieder bei Gewerksdlaftstagungen die­
selbe Forderung erhoben wird, die wir Frei­
heitlidlen seit Jahren 'stellen. 

Bei einer der letzten Tagungen, Herr Abge­
ordneter Horr, beim 8. Gewerkschaftstag der 
BaJU- und Holzarbeiter, ist audl ein ent­
spredlender Antrag zu den Ruhensbestimmun­
gen vom LaJ,l!desvorstand Salzburg eingebracht 
worden. Die Gewerkschafter aus Sa:lzburg aus 
Ihrer Gewerksdlaft haben verlangt, daß die 
Ruhensbestimmungen zu beseitigen sind, und 
zwar zur Gänze zu beseitigen sind, weil es 
nrdlt gerechtfertigt ist, die Versicherten .in 
der Privatwirtsdlaft schlechter zu stellen a},s 
etwa die Eisenbahnerj das J.st hier ausdrück.­
lidl in Klammer angeführt. Ein Standpunkt, 
den wir Freiheitlichen schoo seit Jahren ver­
treten haben, und Si1e, Herr AbgeoI1dneter 
Horr, sollten in Berücksichtigung solcher An­
träge von Gewerkschaftsvorständen audl hier 
im Parlament agieren und unsere Forderung 
auf Milderung der RuhenS'bestimmungen mit 
unterstütz'en oder Sie sollten sich darum be­
mühen, daß wenigstens .der Sozialminister 
wirklidl eine soziale Einstellung einnimmt. 
(Abg. Ho r r: Ist mit den Stimmen der Salz­
burger abgelehnt worden! - Abg. S k r i t e k: 
Das will er nicht hören! Kollege Melter, Ihr 
Antrag ist ja abgelehnt worden!) 

Wenn man nun die Vorgangsweise der 
Regierung beadltet, die darauf ausgerichtet 
ist, so unverdädltig einen einjährigen Auf­
schub für das Wirksamwerden einer Novelle 
vorzusehen, so ist dies neuerlidl eine Irre­
führung der Pensionisten und der gesamten 
Bevölkerung. Denn .es geht ja nidlt nur um 
diesen Aufschub um ein Jahr für di'e 
26. ASVG-Novelle, sondern Sie haben ja 
sdlon ~m Ausschuß wenigstens ganz offen 
erklärt, daß Sie die Absicht hätten, die Ge­
samtbereinigung eines. bestimmten Fragen­
komplexes .durchzuführen, IUlld dabei ist; zwei­
fellos zu. erwarten, daß Sie diese Bereinigung 
nicht in der Form durchführen werden, daß 
die bisher durCh die Ruhensbestimmungen 
benadlte.iligten Pensionisten eine Begünsti­
gung oder Erleichterung erfahren sollen. 

Sie gehen von der politischen Beurteilung 
aus, daß man lange nidlt so laut schr,eien und 
klagen wird und Si,e in Ihrer Haltung kriti­
sieren wird, wenn man jemandem etwas nidlt 
gilbt, was er vielleicht schon erwartet hat, als 
es der Fall wäre, wenn man jemandem etwas 
bereits gegeben hat, was ihm dann wieder 
gekürzt oder zur Gänze entzogen werden soll. 

Vorgangsweise der sozialistisdlen Fraktion 
unter maßgeblichem Eirifluß des Vizekanzlers 
Anlaß dazu gibt, zu befürchten, daß für manche 
Pensionistenkreise die Entwicklung in Zukunft 
nicht besonders günstig sein wird. Denn Sie 
haben offensidltlidl die AJbsicht, im Bereidle 
der Pensionen ebenfalls zu nivellieren., nicht 
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zu berücksichtigen, wer mehr bezahlt und 
mehr geleistet hat, sondern a'llen mehr oder 
weniger das gleidre zu geben. 

Die Folge davon wird seIn, daß die Lei­
stungs'Wlille, ArbeitS'bereitschaft ins'besondere 
land gehen, um dort ihre Fähigkeiten zu ver­
werten. Und die Entwicklung für Oster.reich 
wird :dann leider nicht so günstig sein, wie sie 
sein könnte, wenn seitens der Regierung Lei­
stungswillen, Arbeitsbereitsmaft insbesondere 
auch über die Altersgrenzen hinaus volle An­
eI'lkennung finden würden, was der FaH wäre, 
wenn man unseren freiheitlichen Intentionen 
in der Frage der RU'hensbestimmungen folgen 
würde. (Beifall-bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Dr. Schranz. Er hat das 
Wort. 

.A:bgeordneter oDr. Schranz (SPO): Hohes 
Hausl Es ist der neu este Einfall mancher 
Herren der OVP, uns Sozialisten vorzuwerfen, 
daß wir Sozialisten sind. Wir bestreiten das 
nicht. Sie werden die Bevölkerung mit einer 
solchen Feststellung auch nicht schrecken 
können. Denn ohne sozialistische Grundsätze 
gäbe es schon bisher in Tei,lbereichen unseres 
Zusammenlebens keine Ordnung der mensch­
lichen Gesellschaft, und ohne sozialistische 
Grundsätze würde es auch künftig keine 
solche Ordnung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und HerrenlOhne die Ver­
wirklichung .sozialdemokratischer Prinzipien 
hätten. wir keine soziale SiCherheit in Oster­
reich (erneuter Beifall bei den Sozialisten), 
weder für die Arbeitnehmer noch für die 
Selbständigen! Nehmen Sie zur Kenntnis, daß 
nur die Durchsetzung sozialistischer Prin­
zipien dazu geführt hat, daß wir heute in 
Osterreich eine moderne und umfassende 
Sozialversicherung besitzen. (Lebhalter Beifall 
bei der SPO. - Abg. 0 f e n böe k: Sie haben 
die letzten 20 Jahre verschlafen!) 

Sie können auch, meine Damen und Herren, 
getrost der österreichischen Bevölkerung das 
Urteil über die soziali:stischen Gewerk.sChafter 
und über den Herrn Sozialminister überlassen. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 maie r: Ja, das werden wir!) 
Wie die österreichischenArheiter und Ange­
stellten die sozialistischen Gewellksmafter be­
urteilen, das sehen Sie bei allen Betriebs­
ratswahlen. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e r: Bei den 
Personalvertretungswahlen! - Abg. Doktor 

ru er: e1 en 1 s 0 wer en en 1e 
es gesehen, Herr Dr. Schranz!) Und das ist 
die beste Antwort darauf. (Neuerlicher Beifall 

Wäre das ,früher der Fall gewesen, dann 
hätten wir in der Zeit von 1966 bis 1970 eine 
Fülle sozialer Verbesserungen und fast das 
Paradies .in Osterreich erreicht, aber Sie wer­
den außer der Hinaufs'etzung der Grenzbeträge 
der Ruhensbestimmungen und gewisser Wahl­
kampfmaßnahmen keine wesentlichen Ände­
rungen des Sozialversicherungsrechtes finden. 
(Abg. 0 f e nb ö c k: Gibt es auch, hat es auch 
gegeben! - Abg. Dr; K 0 h 1 mai er: Das 
sagt ein angeblicher Fachmann!) 

Es wurde von Sozialdemontage und. vom 
"Unsozialminister" gesprochen. Das sagen Sie 
dem Ressortchef für soziale Verwaltung einer 
Bund'esregierung, die innerhalb wenig·er 
Monate die Pensionsdynamik verbessert hat, 
die Erhöhung der Witwen- und Waisenpen­
sionen zustande gebracht hat, die AuSgleichs­
zulagenrichtsätze wesEmtI.icb erhöht hat, die 
neutralen Zeiten in Ersatzzeiten umgewandelt 
hatl Wer soll denn eine solche Argumentation 
noch ernst nehmen? Es hat in so kurzer Zeit 
noch niemals in der GesChichte d·es österreichi­
schen Sozialrechtes so viele Verbesserungen 
gegeben wie in der Zeit der Regierung 
Kreisky I.' (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai er: Falsch!) Hohes Haus! Sie 
können gewiß sein, daß diese Sozialpolitik 
im Einklang mit den wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnissen auch in Zukunft so 
weitergehen wird. 

Es wurde hier bereits ein sehr interessantes 
Buch zitiert, das von Herrn Dr. Georg Mock 
herausgegebene Buch ... (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Der Pruder heißt Georg!) Der Prader 
heißt Georg. Deswegen ist mir das so ein­
gefallen. "Die Zukunft der Volkspartei". 
Daraus hat bereUs der Herr Kollege Melter 
zitiert, aber nur teilweise. Dieses Zitat ist 
deswegen so besonders interessant, weil es 
VOlll Herrn Kollegen Dr. Schwimmer stammt, 
der die dringliche Anfrage eingebracht und 
unterschrieben hat. Hier heißt es: "Gegen 
wohlüberlegte und systemgerechte Einrich­
tungen der Sozialversicherung, wie zum Bei­
spiel die Ruhensbestimmungen, werden unter 
Mißbrauch der Begriffe ,Gerechtigkeit', 
,Gleichheit' und ,Wohlerwol'hene Rechte' 
äußerst populäre Feldzüge begonnen." Jetzt 
hat alber Kollege Melter zu zitieren aufge­
hört. Ich weiß nicht, warum. Vielleicht geht es 
aus dem Inhalt des nächsten Satzes hervor. 
Da heißt es nämlich: Hau tsache ist das 
,Basteln' läßt sich zur' großen Reform auf­
bauschen und als solche verkaufen." 

bei der SPO.) Wer bastelt jetzt, meine Damen und Herren? 
Meine Damen und Herrenl Es freut mich, Ist der Herr Dr. Schwimmer auch plötzlich 

daß Sie jetzt -leider etwas spät - die Vor- unter die Bastler gegangen? Wie schaut das 
liebe für die Soz.ialpolitik entdeckt. haben. jetzt aus? 
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Dr. Schranz 
Noch eine zweite Stelle, die Seiten 194 und 

folgende. Aum wieder - im sage das noch 
einmal - von Kollegen Dr. Sch,wimmer, der 
die Anfrage eingebramt hat. Er hat im Jahre 
1971, also noch heuer, diese Sätze geschrieben. 

"Ein gar nicht unerwünschter Nebeneffekt 
solcher Maßnahmen bestände darin, daß d.ie 
Diskussion um die vielgelästerten Ruhens­
bestimmungen entschärft würde. An diesen 
Bestimmungen darf nämlich auch eine - oder 
gerade die - qualitative Sozialpolitik nicht 
rütteln. Im Gegensatz zur quantitativen 
Sozialpolitik muß -sie von einer Gesamtschau" 

Herren! Sie sollten schon m~t der gleichen 
Zunge auch in den wichtigen Fragen der 
Sozialpolitik sprechen I (Beifall bei der SPtJ.) 

WÜ wi-ssen genau, welche Geschichte die 
26. Novelle zum ASVG gehabt hat. Wir 
wissen, wie blamaJbel für die Eirubringer die 
Szene hier im Haus war. Ich habe damals von 
der Galerie miterleben können, wie .der so 
geschätzte Herr Abg·eordnete Vollmann im 
letzten Moment einen neuen Antrag einbrin­
gen mußte, w.eH Ihr eigener lnitia.tiIVantrag 
w.eder einen Titel noch richtige Zitierungen 
noch -eine Vollzugsklausel und auch keinen 
WirksamkeLtsbeginn enbhalten Ihat. 

Man kann wichtige Fra·gen der Sozialver­
sicherung eben nicht einfach so lösen, daß man 
ohne ausführliche Diskussionen zu ihnen Stel­
lung nimmt. Das gilt gerade für die Schwierig­
keit, die die Materie der Ruhensbestimmungen 
auszeichnet. 

- sehr richtig, sage ich dazu --.:. "der sozialen 
Probleme ausgehen. Diese führt bei den 
Ruhensbestimmungen aber zu !der Erkenntnis, 
daß sich zwar eine relativ kleine Gruppe 
von Pensionisten durch den § 94 ASVG (oder 
die analogen Bestimmungen des GSPVG und 
BPVG) benachteiligt fühlt," - aber Jbitte -
"eine Aufhebung dieser Paragraphen aber zu 
einer viel weiterreichenden Benachteiligung Gestatten Sie, daß ich darauf hinweise, daß 
aller Beitragszahler führt. Pensionen werden I der § 94 ASVG den Pensionisten einen vier­
aus laufenden Beiträgen und Bundesmitteln famen Schutz bietet: 
finanziert. Mit welchem Recht kann man aber Jeder Pensionist kann neben seinem Sozial­
von Aktiven beträchtliche Beiträge und Steu- bezug im Jahre 1972 - und dieses Jahr steht 
ern für die Zahlung von Pensionen an voll zur Dislrus-sion - 2685 S dazuverdienen, ohne 
ErWerbstätige vE!!rlangen? In der qualitativen daß er eine Kürzung seiner Leistung erleiden 
Soz.ialpolitik muß man also auch nein sagen muß. 
können I " Herr Dr." Schwimmer I Hier haben 
Sie das Richtige gesagt. (Beifall bei der SPO.) 

Aber, meine Damen und Herren, noch ein 
anderer unverdächtiger Zeuge: Herr Doktor 
Wakolbinger, Generalsekretär der Bundes­
ka·mmer der gew.erblichen Wirtsdlaft, Vize­
präsident des Hauptverbandes der österreidli­
schen Sozial versicherungsträger und stellver­
tretender Obmann der Pensionsversicherungs­
anstalt der Angestellten. 

Herr Dr. Wakolbinger hat in der Vorwoche 
an einer Pressekonferenz teilg.enommen, die 
der HauptveI1band der österreichischen Sozial­
versicherungsträger abgehalten hat. In dieser 
Pressekonferenz hat Herr Dr. WakoJbinger 
vor einer weitergehenden Lockerung der 
Ruhensbestimmungen g,ewarnt. Er hatberich­
tet, daß sich ein ExpertelIlkomitee der Bundes­
kammer und der Industriellenvereinigung mit 
der Problematik der Ruhensbestimmungen und 
der finanziellen Auswirkung ihrer MHderung 
beschäftigt, und Ihat gemeint, daß man ab­
warten soll, bis diese entsprechenden Berech­
nungen und Untersuchungsergebnisse vor­
liegen. 

Ferner tr.itt keine Kürzung ein, wenn Ein­
kommen und Pension zusammen den Betrag 
von 4618 S nimt übersteigen. 4618 S! 

Nun zur dritten Gr,enze, die vor.geseihen ,ist. 
Es kann immer nur maximal der Grundbetrag 
ruhen, also etwa jener Teil der Pension, der 
den Bund·es:rusdlüssen, den öffen.tlichen Mit­
teln, entspricht. Die Steigerungsbeträge, der 
in der Regel wesentlidl größere Teil der Pen­
sion, wer.den ja ungesChmälert ausgezahlt. 
Und das, meine Damen und Herren, ist das 
Haurptproblem. Soll man, wen.n die ·Mittel 
nicht ausreichen, die Bezüge der Ausgleichs­
zula.genemrpfänger und der Witwenpensio­
nistinnen hinaufsetzen und in einem solchen 
Zeitpunkt aus öff.entl<ichen Mitteln jenen, die 
ein volles 'Erwerbs einkommen beziehen, dazu 
noch den Grundbetrag ,geben? Darauf reduziert 
sich das ganze Problem. 

SchHeßlich gilbt 'es noch eine vierte Schutz­
bestimmung. Durch den Jahresausgleidl kön­
nen saisonale Schwankungen ausgeglichen 
werden. 

Genau das, meine Damen und Herren, ist im Zusammenhang mit den Ruhensbestimmun­
unsere Ansicht. Das hat der Spitzenfunktionär gen sehen. Ansonsten gibt es ja als Ruhens­
der OVP im Hauptvel1band der Sozialversidle- bestimmungen nur den § 89, Haft- und Aus­
rungsträger gesagt. Ich f.rage Sie: Können Si.e I lands aufenthalt, und den § 90, Zusammen­
uns einen Vorwurf machen, wenn wir die treffen einer Pension mit Krankengeld. Die 
gleiche Meinung vertreten? Meine Damen und §§ 91, 92, 93, Zusammentreffen mehrerer Lei-
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stungen aus der Pensionsv.ersicherung, Pen­
sionsversicherung mit Unfallversicherung, 
Pensionsversicherung mit Ruthe- und Versor­
gungsgenuß aus öffentlichem Dienst, sind ja 
schon längst beseitigt worden. 

Der § 94 ASVG ist daher nicht nur ein TeH 
der Ruhensbestimmungen, sondern ist in ,syste­
ma.tischer Hinsicht eher jenen Vorschriften 
zuzuzählen, die sich mit dem Zusammentref­
fen von Pension und Erw.erbse.inkommen be­
schäftigen. 

So mÜssen Sie den § 94 ASVG in erster 
Linie sehen und in diesem Zusammenhang 
an die Stichtagsregelung dep.ken, daran, daß 
eine normale Altersp:ension gar nicht anfallen 
kann, wenn jemand - 1972 - ein EinkOmmen 
von mehr als 1439 S monatlich erzielt. Denken 
Sie an die vorzeitige Alterspension bei langer 
Ver.sicherungsdauer, die gar nicht anfällt oder 
wieder wegfällt, wenn jegliche· Form einer 
Erwerbstätigkeit ausgeübt wird, an die Wit­
wenpension, die 60 Prozent der Pension des 
VerstoJ'lbenen nur dann ausmacht, wenn kein 
Einkommen von mehr als 1439 S monatlich 
vorliegt. 

Denken Sie an die strengen Ausschluß'be­
stimmungen im Gewerblichen Selbständigen­
Pensionsversicherungsgesetz und im Bauem­
Pensionsversicherungsgesetz, und denken Sie 
vor allem, meine Damen und Herren, an die 
Ausgleichszulagenbezieher, denen jeder Schil­
ling eines NebenveIdienstes weggenommen 
wird, wenn sie ihn erzielen. 

Wir sollten auch in diesem Zusammenhang 
die Problematik zusätzlicher Steigerungsbe­
träge sehen, die in einem Versicherungsver­
hältnis neben der Pension erworben weIiden 
können, wie wir das schon im seinerzeitigen 
§ 54 ades Sozialversimerungs-Ubel1leitungs­
gesetzes gehabt haben. 

Sie soHten' an die schon besprochene Mög­
lichkeit einer Leistungserhöhung 'bei der späte­
ren Inanspruchnahme ,einer Alterspension den­
ken. 

Sie sollten also mit einem Wort, meine 
Damen und Herr,en, in der Sozialversicherung 
nicht bloß auf den § 94 ASVG fixiert sein. 
Es gtbt noch viel mehr in der österreichischen 
Sozialversicherung, vieles, auf das wir stolz 
sein können, auf das Leistungsrecht, das in 
diesem ASVG und in den beiden anderen 

wurtde. 

Das ASVG hat viel wesentli<here Bestand­
teile als die Ruhensobestimmungen, und der 
§ 94 ist weder der Nabel des ASVG noch gar 
der NilJbel der Welt! 

Meine Damen und Herrenl Mit kleinen Re­
tuschen kann man das österreichische Sozial­
versicherungsrecht gerade in solchen ,Berei­
chen, die so überaus komplirz;iert sind, nicht 
nur nicht r,eformieren, sondern man verhindert 
oder man erschwert zumindest eine Reform. 

Man soll jetrz;t - das is.t der Sinn des An­
trages Pichler und Genossen, den-- .wir nächste 
Woche und nicht heute hier im Haus zu 'bera­
ten haben werden - die Möglicb.k:eit ·schaffen, 
in dem einen Jahr, um das der Wirksamikei,ts­
beginn der 26. Novelle aufg!eschob.en wird, 
den Gesamtkomplex zu prüfen, im Zusammen­
hang mit all den Fragen, die Ihnen darzulegen 
ich mir gestattet habe. :Sie rweroen drauf­
kommen, daß die Mittel, die un.serer So:zial­
V'8rskherung zur Verliügung stehen, hegreruz:t 
sind, daß die Verteilung dieser Mittel nach 
sozi-alen Gesichtspunkten vorgenommen ,wer­
den muß, und nach sozialen Gesichtspunkten 
'muß in erster Linie f.ür die Witwenpensioni­
sUnnen und für die Aus.gleichszulag·enbezieher 
etwas ,geschehen. (Beifall bei der SPO.) 

Das, meine. Damen und Herren, ist eine 
Sozialpolitik nach den richtigen sozialen 
Grundsätzen, und für eine solche So.zialpolitik 
im Sinne des Kampfes gegen die Armut sind 
die Sozialisten bisher eingetreten und weI'lden 
das .auch in Zukunft tun. (Lebhafter Beifall 
bei -deI SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt Herr 
Aibgeordneter Dr. Kohlmaier. Er hat das Wort. 
(Abg. S tI Ö e I: Nicht mehr zu beheben! -
Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Nichts leichter als 
das, Kollege Slröer!) 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP): Hohes 
Haus! Herr Abgeordneter Schranz hat uns 
jetzt gerade er.z;ählt, daß ·er bei der 'Debatte 
üher die 26. Novelle auf der Galerie ,O!ben war 
und zugehört hat. Leider hat er nicht richtig 
zugehört oder er war niCht die ,ganze Zeit da, 
denn sonst hätte ihm als F.achmann nicht ent­
gehen dürfen, daß ich damals namens meiner 
Fraktion gesagt ihabe, daß wir im Gegensatz 
zur Freiheitlichen Partei eine ,totale Au,f,he­
bung der Ruhensbestimmungen zumindest im 
derzeiUgen Stadium nicht befürworten können. 
Es gilbt also hier eine AuUasSlUßlgsunterschei­
dung zwischen Freiheitlicher Partei und Oster­
reichischer Volkspartei, und ich möchte noch 
einmal darauf hinweisen - mit Schwim­
mer! -, daß wir es nicht für richtig haUen wür­
den, wenn etwa jemand mit 50 Ja'hren aus In­
validitäts ründen' P . 
ja in der Praxis, ein Jahr später wieder zu 
arbeiten beginnt, und dann auf der einen Seite 
etwa von der Allgemeinheit mit der Begrün­
dung, daß er aIlbeitsunfähig ist, eine Pension 
bekommt, sich aber gleichJze1t1g den Lebens­
unterhalt durch Arbeit v,erschafft. Die grund-
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sätzlühe Frage, .ob Ruhensbestimmungen ja 
oder nein, möchte ich in diesem Zus·ammen­
'hang nicht stellen. In dieser Grunds,atzfrage 
ma1g es auch . zwischen dem Herrn So:zialmini­
ster und uns in mancher Hinsicht ·eine Ulber­
einstimmung geben. Aber heute steht eine 
'bes.timmte Art der Lockerung der Ruihens­
'bestimmungen zur Debatte, und Sie tun dem 
Kollegen Dr. Schwimmer ·auf eine nicht seihr 
faire Weise unrecht, ;wenn Si,e jet:zt einen 
Widerspruch konstruier,en, der nicht existiert, 
meine Damen und Herr,en. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Ich kann ja v,erstehen, daß TImen diese Situa­
tion nicht sehr angenehm ist und daß Sie sich, 
Kollege Schranz, heute ·als Zurückzieher von 
sozialen ,Errung·ensch:aften sehr unbehaglich 
in Ihrer Haut fÜlhlen. Die Rolle müssen Sie 
erst lernen, Aber Sie werden sich wielleicht 
in den nächsten Jahren daran gewöhnen, Herr 
Kollege Schranz I Daß Sie in der Situatio.n nach 
jedem Strohhalm .greifen, kann ich verstehen, 
aJber das war kein guter Gr,iff, den Sie hier 
getan haben, wenn Sie den Dr. Schwimmer, 
ganz aus dem Zusammenhang gerissen und 
hier wirklich nicht passend, zitieren. 

Meine Damen und Herren! Durch diese Ak­
tion der So~ialistischen Par,tei zur Rü<kgäl)lgig­
machung eines sozialen Fortschrittes wird eine 
Reihe von Osterreichern geschädigt. Ich 
glaube, daß 600 ein bißdlen zu niedrig gegr-if­
fen ist, aber .wir werden es noch erfahren. 

Aber der erste Geschädi'gte ist leider der 
K.ollege Pichler, Er wird in die Geschichte als 
der Abgeordnete eingehen, der den ersten 
Antrag zur Rückgängigmachung eines sozialen 
FortschrioUs gestellt hat. Das haben Sie eig·ent­
lich nicht verdient, Kollege Pichler. Ich hätte 
an Ihrer Stelle hier nein ,gesagt, es sei denn, 
aus Ihrem Wahlkreis, den Sie ja in erster 
Linie zu vertreten haben (Abg. Pie h 1 e r: 
Meinen Kopf zerbreche ich mir selber!), wären 
Wünsch,e an Sie herangetragen worden, daß 
Sie diesen Zus.tand her,beLführen sollen. Aber 
das glaube ich nicht. Der Wunsch, diesen 
sozialen Fortschritt rückgängig ZOll machen, ist 
bestimmt nicht aus Ihrem Wahlkr.eis an Sie 
herang,etragen worden, der. dürfte von einer 
anderen und ganz bestimmten SteHe gekom­
men sein; wir können es uns vorstellen. 

rückgängig g,emacht werden, -bevor die Betrof­
fenen spüren können, daß ihnen hier ein Fort­
schritt zuteil geworden ist. Das ist der Geis,t, 
der hinter der Aktion steht, die gestern im 
Sozialausschuß über die 'Bühnege1.aurfen ist. 

Es steck.t aber nicht nur ein soziales Pro­
blem dahinter. Es steckt v-iel mehr dahinter, 
nämlich die Frage: Welches Vertrauen können 
die Staatsbürger in die Zusagen des Staates 
haben? Ein Gesetz, in dem steht, daß für einen 
bestimmten PersonenkI1eis ab 1. Jänner 1972 
das Rruhen aufgehoben wird, ist eine Zusage, 
und diese Zusage wird jetzt Dückgängig ge­
macht. Es ist genau dasselibe Verhalten, wie 
wenn eine einzelne Person, ein einzelner 
Mensch, zum Beispiel ein Geschäftsmann oder 
ein Bankier, Kollege Schr,anz, einem anderen 
sagt: Du wirst v.on mir eine Leistung bekom­
menl, und unmittelbar bevor diese Leistung 
dann ausgezahlt werden soll und fällig wiro, 
man es schnell einseitig rückgängig macht. Das 
ist eine Vorgangsweise, die dem Geist unserer 
Demokratie und dem Geist unserer Verfassung 
widerspricht. 

Meine Damen und Herrenl Ich weiß, daß 
Sie an den Geist der Verfassung nicht glauben; 
ich habe das bereits ,in einem anderen Zu­
sammenhang einmal festogesteHt. {Abg. S k r i­
t e k: Wie können Sie so etwas Unerhörtes 
behaupten/) Wir glauben an diesen Geist der 
Verfassung, den wir 'bewahren müssen, das 
ist unsere Aufga:be als VoLk.sv:ertreter, meine 
Damen und Herren. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Es steckt leider audl eine gute ,Porltion Un­
ehrlichkeit hinter dieser Aktion. Herr Sozial­
ministerl Ich nehme nicht an, daß Ihnen erst 
vor einigen Tagen eingefallen ist, daß Sie 
diese 26. Novelle rückgängig machen wollen. 
Ich nehme an, daß Ihnen diese Sache bereits 
wochenlang im Kopf herumgeht, denn Si'e 
hiliben ja damals, als wir das ,beschlossen 
haben - und das ist Ihr Recht -, sich dagegen 
ausgesprochen, Wir haben dies vor dem Som­
mer beschLossen. Vom Sommer bis jetzt haJben 
Sie sicher die Möglichkeit gehabt, über diese 
Fra'ge -weiter nachzudenken. Warum hahen 
Sie nicht etwa am 11. Oktober, als di,e Wahl 
vorbei war - früher verlangen wir es g·ar 
nicht von lihnen - oder bei der Regierungs-

Ich glaube, daß hi,er eine Mentalität dahin- erklärung gesa'gt: Wir werden diese Sache 
tersteckt, die wir anprangern müssen, meine rückgängig machenl Der Herr Bundeskanzler 
Damen und Herren. Es kann der Herr Sozial- hat zwei Stunden über die Regi,erungserklä­
minister offenbar nicht leiden, daß w-irgegen rung gesprochen. Warum war da nicht der Satz 
seinen Willen einen sozialen Fortschritt durch- drinnen: Die Regierung lZäihltes !Zu ihren Auf­
gesetzt haben, denn ein sozialer Fortschritt gaben, die Lockerung der Ruhensbestimmun­
ist in seinen Aug,en nur etwas, was von den g'en wieder rück.gängig zu machen? Dann hätte 
Sozialisten kommt. (Zustimmung bei der .oVP.) sich nämlich die Offentlidlkeit darauf 'einstel­
Was von der OVP kommt, darf kein so~ialer len können. Alber Sie lassen die Leute iWochen­
FortschrLtt sein, und daher muß es schnell ~ und monatelang .in der Hoffnung und in der 
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Erwartung, daß di,ese Begünstigung in Kraft 
tritt, um dann im letzten Moment einen Abge­
ordneten vorzusdlicken, damit das, w.as Sie 
von der Regierungsseite nicht wollen, nicht 
vollzogen wird. 

Auf diese Weise haben Sie natürlich auch 
die bequeme Möglichkeit geha.bt, das B~gu.t­
achtungsverfahr,en und die Auseinanderset­
zung mit der öffentlichen Meinung zu vermei­
den. Sie müssen doch in einer solchen Fra:ge 
die Aussprache mit der Offentlichkeit geradezu 
suchen! Wäre die Materie nicht lbedeutsam 
genug, auch wenn es nur 600 P.ersonen sind, 
daß man etwa mit den ·gesetzlichen Inter'essen­
vertretungen, daß man mit d,en Gew,eIlkschaf­
t,en, daß man mit der Kammer der Gew'erb-

. lichen Wirtschaft, daß man mit den Pensi.oni­
stenverbä'nden darüber diskutiert? Aber dem 
sind Sie ja ausgew,ichen. Sie machen einen 
Uberraschrungsantrag -im Sozialausschuß und 
hoffen, daß möglichst wenig darüber g,espro­
chen wird. Aber wir !Sor.gen dafür, daß über 
diese Sache g,esprochen wird (Zustimmung bei 
der OVP) , und daß es Ihnen nicht gelingt, 
meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei, diese Sache möglichst still und 
leise wieder rückgängi,g iZU machen, dam1t nie­
mand merkt, was passiert ist. 

Daß jetzt auch eine Umrechnungsmisere ein­
tr,ut, haben Sie, Herr Minister, in Ihrer An­
fragebeantwortung eigentlich nur angedeutet. 
Man muß sich ja nur das geradezu Groteske 
dieser Situation vorstellen. Die PensdonSlVer­
sicherungsanstalten - und das weiß jeder, 
das weiß ja nicht nur einer, der die Verhält­
nisse näher kennt, das weiß auch der Kollege 
Schranz - arbeHen ja wochen- und monate­
lang vor, um di-e Pensionen auszurechnen, die 
am 1. Jänner ausgezahlt wer-den. Es muß ja 
die Datenveranbeitung entsprechend vorsor­
gen, es müssen die Dauerschecks zur P.ost 
gegeben werden, und so wei~r. 

Stellen Sie sich jet:!)t di,e Situation vor. Das 
wird angeblich, wie der Herr Minister gesagt 
hat, so durchgeführt, als ob das Ruhen für die­
sen Personenkreis aufrgehoben würde. Aher im 
letzten Moment wird man es unter Umständen 

r dann rückgäng,ig machen. Setzt man so die 
Verwaltung sinnvoll ein, daß man wochen­
und monatelang Vorrbereitungen zuläßt, und 
im letzten IMoment wird dann das Ganze noch 
einmal zurückg,epfiffen1 Also selhr sinnvoll, 
auch vom Standpunkt d·er Ver,waltung,sökono-

sichtspunkten, kann doch diese Maßnalhme 
nicht sein: 

Ein weiterer Gesidltspunkt, er wurde bereits 
von meinen Vorrednern aufgeworfen, muß 
hier auch noch einmal g·anz deutlich ausge-

sprochen rwerden. Diese Novelle, die Sie pla­
nen und die Sie gestern im SozialauSlSchuß 
durchgedrückt haben, ist wiederum leistungs­
feindlich. Herr Minister I 'Es stör,t mich gam 
außerordentlich, daß Sie heute die Sache wie­
der so hingestellt ha/ben, als ob es um P,er:so­
nen ging,e, di,e 10.000 S und mehr veroienen. 
Jedermann, der 'einigermaßen mit der Materie 
vertraut ist, weiß, daß die Ruhensbestimmun­
gen für Leute interessant ·sind, die mehr aLs 
etwa 2700 S verdienen. Der 10.000 S~all i'st 
kein typischer Fall, Herr Minister. Es geht 
nicht um Leute, die 10.000 S oder viel ver­
dienen, Sie 'Wohlen ja mit dieser Äußerung 
nur die Neiodkomplexe !Zu Ihrer Hilfe bEmbei­
rufen. (Zustimmung bei der OVP.) Das ist 
Ihre Argumentationl 

Der p.ersonenkreis, den wir mit dieser Locke­
rung der Ruhensbestimmungen anpeilen, ver­
dient nicht 10.000 S oder einen hestimmten 
Betrag, 'sondern hat ·ein gan;z ander'e5 entschei­
dendes Merkmal. Das sind Menschen mit 
45 Versich,erungsjahren.IDie Frau Abgeordn~te 
Winkler hat den neuen Ausdruck "Arbeits­
menschen" veI'W'endet; ich weiß nicht genau, 
was sie damit meint, aber ich kann mir vor­
stellen, Sie meint einen Menschen, der a:rbeitet 
oder viel gearbeitet hat. Dazu muß ich sagen: 
Menschen mit 45 Versicherungsjahr,en sind 
Allbeitsmenschen. (Zustimmung bei der OVP.) 
Und di,ese Begünstigung, die .wir wollen, ihaben 
wir diesen Arbe,i,tsmenschen verschaffen wol­
Len ohne Rücksicht auf den Verdienst. Das ist 
die sinnvollste Lockerung der RUJbenshestim­
mung, daß' wir sagen: Wer 45 Jahre f,ürdiese 
Wirtschaft, tür dies.en Staat tätig war oder 
unverschuldet nicht tätig sein konnte, der ver­
dient e·s sich, nach dem 65. LebensJahr von 
den RuhensbeSltimmungen verschont ~u wer­
den. Das ist die Sicht der Dinge. 

Herr So'Zialministerl 10.000 S, Neid-
komplexe - ich sage es nochmals - hier in 
die Debatte zu werf-en, das ist eine uneI1hörte 
Verzerrung unseres sozi-alpolitischen Wollens, 
das wir hier zum Ausdruck brinogen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Wa'S haben Sie, Herr Minister, geg'en Leute, 
die 10.000 S verdi,enen 1 Si,e bekommen es ja 
nicht geschenkt. Das sind ja Menschen, die 
etwas geleist,et haben oder e.twas leisten 'für 
diesen Staat. Wo würde dieösterreichische 
Wirtscha:ft hinkommen, wenn -wir diese Men­
schen nicht hätten! Ist ein sozialis.tischer Ge­
werkschafter bereit, ,einen: KoUek:tivvertrag 
Ci' zus le n, in ·em ste t: ie st-Lö ne 
werden um einen bestimmten Prozentsatz er­
höht, ausgenommen für jene, die 10.000 Sund 
mehr verdi'enen? Man würde Sie, Herr Kollege 
Ströer, wegjagen von Ihren Funktionen wegen 
einer solchen Dummheit! Warum sollen wir 
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denn jene Menschen, die fleißig sind, die es zu 
etwas gebradtt haiben, warum sol1en wir diese 
Menschen schlechter stellen als die anderen? 
(Abg. S t r ö er: Denken Sie an die Staatszu­
schüsse an die Pensionsversicherung/) Die 
österreidtische Wirtschaft braucht diese Men­
schen, und wir werden diese auch schützen, 
nicht nur die Armen, sondern auch diese Men­
schen. (Beifall bei der OVP. - Abg. Pie h-
1 er: Das ist doch Demagogie, was Sie da 
sagen!) 

Ich sage es nochmals: Wir haben nichts 
gegen eine sinnvolle Politik gegen die Armut, 
alher die Ar.mut so zu bekämpfen, daß man 
den "Reichtum", den angeblichen Reichtum, der 
bei 10.000 S ibeginnt, abschafft und 'benachtei­
ligt, das ist kein Konzept für die Osterrei­
chische Volkspartei. 

Man hat ,einmal im Sozialismus das Wort 
g·ebraucht: Eigentum ist !Diebstahl. Was jetzt 
beim Herrn Sozialminister herausklingt, das 
heißt: Verdienst ist Diebstahl. 10.000 S ver­
dienen ist wahrsch'einlich ,in den AU9',en des 
Herrn SozialminLsters ein Diebstahl. (Abg. 
Dr. K r eis k y: Das war kein Marxist! 
Proudhon war das!) 

JawOhl, ,Pierre Proudhon hat gesagt: Eigen­
tum ist Diebs·tabl, rund er hat gemeint, das 
mit dem Eigentum ver.bundene ar.beitslose 
Einkommen. Ich weiß das. Alber man hat das 
etwas vereinfacht so gedeutet: Eigentum ist 
Diebstahl. (Abg. Pie h I e r: Sie verdrehen die 
Tatsacheni) Ich sage hier noch einmal, was 
Sie hier gesagt haben, heiß.t: Arbeits:verdienst 
ist Diebstalbl. (Abg. Will e: Denken Sie an 
die Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand!) 

Das Bedauerliche ·an der heutigen Situation 
ist, daß die Sozial,istische Partei .im sozia:1poli­
tischen Sektor Jm AugeIllblidc nichts Wichti­
geres zu ,tun hat, als einen Fortschritt zu ver­
hindern, statt siCh dem Fortschritt zu verschrei­
ben. WievJ.el Raum .gäbe ·es .für echten Fort­
schritt, Herr Sozialminister. Das wurde richtig 
vom Herrn Kollegen Schr·a'l1z gesagt. Selhr, sehr 
viel könnte man heute auch .im Di,enste des 
sozialen Fortschrittes tun. Sie könnten auch 
für die Witwen etwas tun, Schranz hat joa ge­
sagt vor seinem Abgang: Es g'~bt ja noch die 
Witwen. 

Herr Sozialministerl Wenn Sie die Zeit und 
die Energ·ie, die Sie für diese Sache 'Verwen-.. .. . . 
wäre eine gute Sachel (Beifall bei der OVP.­
Abg. Erich Hof s t e t te r: Seien Sie nicht 
demagogisch!) Aber wir :werden zuerst einmal 
sehen, was Sie für die Kriegerswitwen tun 
werden, in diesem J.a1h.r und im kommenden' 
Budget. 

Idl kann nur eines sagen, meine lDam·en und 
Herren: Was der Herr SozLalmini:ster hier 
gemadlt hat, is.t ein Radleakt, weil ihm dieses 
Gesetz nidlt paßt. Er verwendet seine Arbeits­
kraft, er verwend'et die Gesetzgebung d.ieser 
RepUlblik dazu, ein Gesetz, das ihm persönlich 
nicht g,epaßt hat, ·wieder aus der Welt rru 
schaffen. Das ist keine Sozialpolitilk, ich sage 
es noch einmal, das ist Ihre pers'Önliche !tache­
politik, Herr Minister. Und das können wir nur 
zati,clost mißbilHgen! (Lebhafter Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister !lür soziale Ver­
waltung Vizekanzler I,ng. Häuser. 

Bundesminister rur soziale Verwaltung Vize­
kanzler lng. Häuser: Meine .sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich 'werde zuerst ein paar 
Feststellungen :DU persönlichen Vorwül'fen, die 
i.m Laufe der DLskussion hier .gefallen sind, 
treffen. 

Es ist vom Herrn Abg,eordneten Melter die 
Behauptung aufgestellt worden, ich sei der 
unsozialste Sooialminister. (Abg. Me l te r: 
Den Superlativ habe ich nicht verwendet!) Ich 
möchte ihn bitten, seinen Fraktionskolleg·en, 
den Abgeordneten ,Peter, zu fr·agen, der mehr­
fach in diesem Hause erklärt hat, nun sei 
schon genug an sozialpolitisdten BeS'serstel­
lungen in dieser: kurzen Zeit vorgenommen 
worden (Beifall bei der SPO - Zwischenrufe 
bei der FPO), es müßte jetlLt SChluß 'gemacht 
w.erden damit. 

Was die VOIiwür.fe betrifft, die von der 
rechten Seite hier g·emamt worden sind, daß 
ich eine unsoziale Handlung an den Tag ,gele'g,t 
habe, zHiere ich aus der Rede, die lich das 
letztemal, als der Initiativantrag hier behan­
delt worden ist, arm. 16. Juli, gehalten hahe. 
Ich habe hier wörtliCh gesagt im Zusammen­
hang mit der gesamten /Entwicklung und Dar­
stellung der Aufhebung der Ruhensbestim­
mung·en für 540 Versicherungsmonate: 

"Meine Damen und Herr·en! Ich frage Sie 
jetzt: Ist ·es nicht, wenn man Geld hat, vJel 
wiChtiger, jenen, von denen ich 'gesprochen 
habe, die mit 1528 S leben müssen, den Wit­
wen, denen man die 20 Prozent klürz,t, wenn 
sie mehr als 1340 S Einkommen halben, zu 
helfen als jenen, di,e ohnehin ein volles 
Arbeitseinkommen haben." (Erneute Zwischen­
rufe des Abg. Z e i 11 i n ger.) 

Das heißt mit anderen Worten iCh habe 
mich deutlich für eine Lockerung der Ruhens­
bestimmungen nadt 'sozialen GesichtspuIllkten 
ausgesprochen. 

Vielleicht darf ich ,in diesem Zusammenhang 
doch gleich 'Zu dem Vorwunf Stellung nehmen, 
in der Regierungserklärungs·ei nichts entJbal-

40 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
ten gewesen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herrenl Wenn Sie nachl·esen, dann werden 
Sie finden, daß es dort 'eindeutig heißt, daß 
wir. uns zum bess'eren Sozialrecht bekennen, 
daß wir aber auf dem Standpunkt, stehen, daß 
die Pensionsversimerung e:in Ersatz für das 
verlorengegangene Arbeitseinkommen ist. 

Meine Damen und Herr,en! Das sind unsere 
Differenzen. Man kann sich jetzt noch soviel 
in Argumenten ergehen - die Unterschiede 
liegen daf'in, daß man ersten'S einma,l den Be­
griff RuhenSibestimmunrgenunisono für d,iesen 
ganzen Bereich nimmt, in dem Ja auch ein Teil 
sozialer Härten drinnen ist. 

Ich habe daratUf verwiesen, ichberkeime mich 
dazu, daß es eine soziale Härte ist, wenn die 
Witwe, die sow.ieso nur eine kleine Pension 
bekommt, die 60 Prozent nimt beikommen 
kann, weil sie mehr als 1340 S v:erdient. Das zu 
lö'sen, ist unsere Aufgabe. Aber dazu braucht 
man Geld. Und das hetben wir bedauerlicher­
weise zurzeit nicht. Wir 'bekennen uns darzu, 
daß man diese 1528 S er.höhen muß. 10 S Er­
höhung, meine Damen und Herren, benötigen 
für die mehr als 360.000 Ausgleichszulagen­
bezieher 56 Millionen Schilling. Ich muß ja 
nur auf die Größenordnrung aufmerk'Sam 
machen. 

Idl möchte also lediglich klarstellen, daß 
wir der gleichen Auffassung sind wie der 
Herr Abgeordnete Kohlmaier, da ,treffen wir 
uns ja insQweit, daß wir nicht für die g'enerelle 
Aufhebung der Rulhensbestimmung sind. 
(Zwi.schenrufe des Abg. Z e i 11 i n ger.) 

A!ber ,wir sind der Auftfassu'llrg, daß man in 
dem Maße, als es nom ,immer Armut und 
Härten im Rahmen der Ruhensbestimmung 
gibt, vorerst diese lösen muß, bevor man 
jemandem, der ein volles Arbeitseinkommen 
hat, eine Venbesserung bringt. 

Herr Abgeordneter KoIhlmaier! Ich möchte 
zu dem VOf.W1Urf Stellung nehmen, daß ich 
hier mit Zahlen operiere, die einen -falschen 
Ei'ndruck., die den Neidkomplex wecken sol,len. 
Darf ich sagen, daß ich mir natürlich diese 
Zahlen nicht selbst erarbeiten konnte, sond·ern 
daß es Emebungen der Pensionsversicherungs­
anstaLt sind und daß von dorther die Mittei­
lunggekommen ist: 21 Prozent der Fälle, wo 
Ruhen eint~itt - Alterspensionen - verdie­
nen mehr als 10.000 S (Abg. Z e illi n ger: 
Bleiben Sie bei der Wahrheit!), 44 Prozent 
verdienen lZwischen 5000 und. 10.000 S und 
nur 19 Prozent liegen unter 5000 S, und bei 
10 Prozent ,ist keine konkrete Angabe ihres 
Einkommens. 

Das ist die ReLation; aber ich danf von dem 
aus doch gleich zum Hauptpunkit dieser ganren 
Auseinandersetzungen gehen. Sie können jetzt 

den Vorwurf erheben, das alles sei ein Trick 
g'ewesen, und so weiter. Sie wissen selhr 
genau, daß Ihre Eingabe vom Juni, die im 
Juli behandelt wurde, nicht mehr meritorisch 
in ihren Zusammenihängen lbera.ten Iwer.den 
konnte. Da~u war die Zeit zu kurz. Ich mache 
j.etrzt ~einen Vorwurf, man hätte das früher 
einbringen können; ich sage jetzt nicht, Herr 
Dr. Kohl.maier, wo dieser Gedanke der Auf­
hebung der RuhensbestimmuIlg'en entsprungen 
ist, denn das war ja bei einer Auseinanderset­
zung im Sozialausschuß viele Wochen vorner. 
Das hat mit der Materie aber nichts zu tun. 
Wir haben also nicht beraten können. Wir 
hätten auch nicht beraten können, wenn wir 
etwa ii:ber den Bund-esrat einen Einspruch er­
hoben hätten. Auch dann wäre keine Bera­
tungsmäglidtkeit mehr ,gegeben gewesen. In 
der Zeit seit dem Wiedemusammentritt des 
Parlaments war es auch nicht möglich. (Ruf 
bei der OVP: Warum nicht?) Weil die Bera­
tungen, geschätzter Herr Ahgeordneter - und 
ich habe in einer dreiv:iertels1lün.digen Rede 
damals am 16. Juli sebr ausführlim die Zu­
sammenhänge (}argestellt -, einer solchen 
Materie nidlt etwa :in 2lwei Stunden oder in 
fünf Stunden, ja im glaube" nicht einmal in 
einem Tag abgesChlossen werden können. 

Und jetzt komme 1dl zu dem anderen: ich 
operiere mit falschen Zahlen. Meine Damen 
und Herren! Ich kann nur mit den Zahlen 
operi'eren, die ich von den ~ständigen Sozial­
versicherungsträgern erhalte. (Abg. Z e i 11 i n­
ger: Die Zahlen in Ihrer Beantwortung waren 
falsch!) Und diese können auch nur mit Zahlen 
operieren, die sie im Rahmen mres Berichtes 
zur Verfügung halben. Daher muß man in 
einem solchen Fall die Erhebungen vorneh­
men. Wenn ich gestern im Ausschuß gesagt 
habe, daß es ungefähr 800 sein ,werden, so war 
das die Annahme, die ich am vergangenen 
Wochenende 'als ungefähre Zahl bekommen 
habe. Im könnte heute die g,enaue Zahl sagen, 
ich weiß aber auch nicht, ob sie ganz genau 
ist. Nach den letzten Au SIZäJhlungen, nach der 
Fertigstellung der Anweisungen sind es genau 
580. Aber ich glaube, es geht doch jetzt nicht 
darum, ob das 580 oder 1000 od,er 1500 sind, 
sondern hier geht es um die 'Problematik, und 
ich mödlte sie noch einmal darstellen. (Abg. 
Z e i 11 i n ger: Was wissen Sie eigentlich, 
Herr Vizekanzler?) 

Der Versicherungsfall des Alters muß einge-
•• I .. 

alle mitsammen haben das kSVG ,besdllossen, 
in dem für die Zuerkennung drei Vorausset­
zungen maßgebend sind. Der Versimerungs­
fallil des Todes ist einwandfrei. Der Fa11 der 
Invallidität ist völlig klar durch ärz.tl'iche Fest­
stellung. Für die Alterspension ist die Aufgalbe 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
der unselbständigen Erwerbstätigkeit oder der 
Tätigkeit erforderlich, und, das ist die Kern­
frage, um die es geht. 

Wenn ich j'etzt von diesen Zahlen, di-e ich 
eben w-ieder als Information bekommen habe, 
ausgehe, dann stehen 580 Personen mit 
540 Versieb.erungsmonaten zurzeit in unselb­
ständiger Erw.erbstätigkeit. Auf der -anderen 
Seite, darf ieb. Ihn-en sagen - ich habe das 
letzte Mal die Zahlen auch genannt -, gibt 
es 38.000 Personen, die Ülber dem Pensionsan­
fallsalter li-egen und in .unS'e~bständiger ·Er­
werbstäotigk-eit sind. Ja, meine Damen und 
Herr-en, man muß doch vorerst prüf-en, wieweit 
hier Konsequenzen auf Grund einer solchen 
Gesetzgebung und deren Auswirkung ein­
treten. Das, was wir Mer mit diesem Antrag 
fixiert und ermöglicht haben, liegt darin, daß 
wir nun einmal in Woch~n diese Erhebungen, 
diese Unterlagen bekommen -werden. Viel­
leicht wird der Herr Abgeoronete Kahlmaier 
übeIlZeugt werden - ich :weiß es nicht, viel­
leicht -, wenn sich dann bei der Durchsicht 
der 580 Personen Iherausstellt, daß es sich 
doch Ü!bel'TWieg-end um Betzi,e\her höh-erer Ein­
kommen handelt, daß man dieses ,Problem 
nicht so vordr-inglich behandeln soll und sich 
vieIleicht auch wieder nach den notwendigen 
Erhebungen mit den Fr-agen des Bonus-Systems 
und seinen Auswil1kungen - denn die muß 
man ja immer wieder sehen - aus-einander­
&etzenmuß. 

M-eine Damen und He rren I Die Problematik 
der gesamten Pensionsversicherung liegt dar­
in, daß wir diese Leistungen, die wir ~urzeit 
haben, auch in fünf, auch in zehn Jahren er­
bringen müssen und daß wir daher Vorsorge 
zu treffen halben, wie sich die finanzielle Ent­
wicklung vollzieht. Sile' wissen, daß der Bun­
desbeitrag 1975 19 MiUiarden an Stelle von 
11 Milliarden Schilling derzeit betra,gen wird. 
Wenn wir also - und das ist die Fr-age, die 
hier jetzt zu untersuchen ist - Leistungen 
eIlbriugen, deren soziale Notwendigkeit nicht 
ge-geben ist - ich red-e von der sozialen Not­
wendigkeit! -, dann müssen w<ir unter Um­
ständen die Beiträge erhöhen. Dann werde ich 
die -Bundeswirtschattskammer hören und 
natürlich auch die aktiv Tätigen, die s-agen 
w-erden: Dafür, daß jemand, der sowieso ein 
volles Ar,beitseinkommen hat, auch noch eine 
volle Pension bekommt, woUen w:ir er!höhte 

Meine Damen und Heuen I Uns geht es 
kuI'lz ,gesagt um folgendes: Eine ,gründliche 
Durchleuchtung der Zusammenhänge, der Kon­
sequenzen, die entstehen; denn wenn wir etwa 
mit den 540 Beitr.agsmonaten begonnen !ha.ben 

und jetzt fortsetzen mit 540 Versicheru,ngs­
monaten und 65 Jahren, dann kommt mit dem­
selben Recht das gleiche Verlangen hei den 
weihlichen Versicherten mit 60 Jahren, dan,n 
kommt mit noch größeroem Recht die völlige 
Aufhebung der Ruherrsbestimmungen, die vor­
zeitige Alterspension; dann werden Sie es 
"sozial nichtt aushalten", daß Sie den Men­
schen, die mit 1528 S leben müssen, jedwedes 
Verdienen veIlbieten, ohne daß dadurch gleich 
ihr Richtsatzabgesenkt wird, das heißt, ihr 
Einkommen in der gleiChen Höhe von der 
Pensionsversicherung g~üllZt wird. 

Das alles sind Konsequenzen, die w,ir sehen 
und von denen wir glauben, daß :wir sie 
durchberaten müssen. Uns liegt daran, daß wir 
die Pensionsleistungen, die w.ir eIlbracht 
haben, auch in der weiteren Zukunft sichern, 
und daß wir dadurch a.llen Menschen dn unse­
rem Lande sozi·ale Sicherbeit bieten. (Lebhafter 
Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gelangt der 
Herr Abgeordnete Peter. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Peter (FPU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Vize­
kanzler zi.tier-te mich in dem Aug·enbHck, da 
ich nicht im Saale w-ei.lte. Ich hörte seine Aus­
fülhrun.gen am Lautsprecher. 

In 'Erwiderung auf die Ausführungen meines 
Kollegen Melter stellte Herr Sozialminister 
Häuser fest, ich hätte hier im Parlament des 
öfter-en erklärt, der sozialpolitischen Maßnah­
men seien genug -gesetzt, e·s müss-e endlich 
Schluß ·gemacht werden. Das war, Herr Vi!ze­
kanzler, der Sinn Ihrer. Feststellungen meine 
Person betreffend. 

,Wenn Sie so argumentieren, Herr Vilze!kanz­
ler, dann muß ich Ihnen entgegenhalten, daß 
Sie wissentlich oder uDIW-issentl.ich falsch zitie­
ren und meine Reden zu diesem. Thema falsch 
wiedergeben und einem A'bge.ordneten etwas 
unterstellen, was er nie von diesem Redner­
pultaus gesagt hat. 

Darr ich Ihre IErinnerun.g auffrischen und 
feststellen, was ich zur Zeit der sozialistischen 
Minderheitsregierung zu diesem Gegenstand 
sagte. Ich el'klärte genau das Gegenteil, Herr 
Vizekanzler, nämlich daß zur ZeH .der soziali­
stischen Minderheitsregierung verhältnismä­
ßi-g viele sozialpolitische Maßnahmen !zum 
GesebzesbesChluß emoben worden sind. Und 

die ich zu diesem Gegenstand melhrmals vor­
genommen habe, ebenso fest, daß es eine 
'einsettige Po.litiik. sei, die hier !Von der soziali­
stischen Mind·er1heitsreg-ierung !betrieben 
wurde, und daß dem Paket der sozialpoliti­
schen Maßnahmen kein gleichwertiges Paket 
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Peter 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen entgegenge­
steilt worden ist. 

Das, Herr Vizekanzler, erklärte -ich, und bei 
w,eitem nidlt das, was Sie mir vorhin unter­
stellten. -Diese Unterstellung weise idl daher 
mit allem NachdruCk. ;zurüdd (Beifall bei der 
FPtJ.) 

Sie müssen sich e~nes gefallen lassen, weil 
es den Tatsachen entspr,icht, nämlich daß man 
Ihnen sagt, daß Sie immer wieder innerhalb 
des letzten Jahres mit neuen Zifiern und Zah­
len operieren, und ~war mit neuen Zahlen 
hinsichtlich des Kreises der Betroffenen und 
mtt neuen Ziffern hinsichtlich des erforder­
lichen Kostenaufwandes-. Das begann, Herr 
Vizekanzler, bei. den Budgetverhandlungen 
zwischen der sozialistischen Minderhreitsregie­
rung und den freiheHlidlen Abgeordneten. 
(Abg. Z e i 11 i n ge r: Es sind alles falsche 
ZiIt.ern gewesen!) 

Hut ab vor Threr Standrfestigkeit in dieser 
Fragel Sie wissen gaDIZ genau, daß die Budget­
einLgung beinahe an -Ihrem unabdingbaren 
Nein zur großzügigen Lockrerung der Ruhens­
bestimmungen gescheitert wäre. Wir diskutier­
ten sehr lange 'darüber, daß w,ir Freiheitlichen 
Ihre Akademikerfeindlichkeit ,einfach nidlt 
verstehen, weil Sie sidl immer wieder auf die 
540 BeLtragsmonate konzentrierten, unabding­
bar daran festhielten und nicht zu bewegen 
waren, die 540 Versicherungsmonate rlU ßzep­
tieren. W;ir sagten Ihnen, kein einziger Akade­
miker wird in den Genuß der Erleichterungen 
gelangen, weil er eben nicht wie ein Lehrling 
ab dem 15. Lebensjahr seine Beitragsmonate 
sammeln konnte, sondern tweil er eben auf 
Grund der Zeit, die er Lür sein akademisches 
Studium aufwenden mußte, J.ahre und damit 
Beitra.gsmonate verloI"en hat, die er nicht mehr 
enbringen kann. 

Schon damals begann diese beinharte Aus­
einand,ersetzurrg mit Ihnen über die Lockerung 
und Erleichterung der RuhenSlbestimmungen. 
Sie haben uns ja his zum heutigen Tag nicht 
konkret und glaubwürdig sagen können, um 
wie viele betroffene 'Personen ,es sich handeLt 
und wie hoch der Kostenaufwand ist, der zur 
Lösung des Problems eliforderlich wäre. 

Ich werf.e Ihnen in M11!derung der Wortet 
di'e Ihnen Kollege Melter entgeg-engesetzt hat, 
Unglaubwürdigkeit in dieser Frage vor; ge­
r.ade Unglauibwürdi,gkeH -in !:h-rer EigensChaft 
als Obmann der Prwatangestelltengewerk-
s a. enn ler omm Ja g-era e ,re el 
lichkeLt gegenüber Ihren Standeskollegen in 
:fhrer eigenen PrivatangesteHtengewer:kschaft 
zum Ausdruck. Sie sind in dieser Frage ein 
Feind der pensioni'erten Pri'Vatang-este1lten 
Osterreichs. (Beifall bei der FPtJ und bei 
Abgeordneten der tJVP.) 

Das, Herr Vize-kanzler, ist eine Realität, um 
die Sie nicht herumkommen werden. Sie finden 
es völlig in Ordnung, daß die öffentlich Be­
diensteten nach ihrer Pensionierung etwas da­
zu verdienen können. Sie finden es aber nicht 
in Ordnung, daß ein pensionierter Priv.atan­
gestellter das gle·iche Recht für sich in An­
spruch nehmen kann. Hier messen Sie, Herr 
ViJrek.anzler, auf dem Gebiet der Sozialpolitik 
in Ihrer Eigenschaft als Ressortchef, aber auch 
- und das -sind Sie ja heute noch - in Ihrer 
Ei.genschaf,t als Obmann der Privatangestell­
tengewerkschaft mit zweierlei Maß. Und dieses 
Messen in der Sozialpolitik mitt zweierlei Maß, 
das, Herr Vizekanzler, weisen wir Freiheit­
lichen mit allem NachdruCk. oorückl (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Staudinger. Er hat das 
Wort. (Abg. Z e i 11 i n ger: Alle Ziffern 
falsch/ Ausnahmslos! - Weitere Zwlsdlen­
rufe bei der 8PO. - Abg. Z e i 11 i n ger: Wir 
haben dem Herrn Vizekanz1er nachgewiesen, 
daß alle Ziffern. falsch waren! Darauf hat er 
gesagt: Da bringe ich neue!) Herr AJbgeord­
neter Zei'llinger, melden Sie sich doch zum 
Wort. Ich tu mich etwas schwer mit Ihnen. Sie 
verstehen doch! 

Abgeordneter Staudinger (OVP) : Hohes 
Hausl Sehr .geehrte Damen und Herren I Sehr 
geehDter Herr Vizekanzlerl Sie alle -werden 
sich. vielleicht erinnern: Als ich mich das letzte 
Mal hier von diesem Pult ,aus mit d.er Sozial­
politiJk und damit mit dem Ressortminister 
befaßte, habe .ich dem Herrn Sozialmini-ster 
VilZekanzler Ingenieur Häuser so -etwas wie 
Anertkennung und Bewunderun:g gezollt. (Abg. 
Z e i 11 in ger: Ein Feind der kleinen Leute!) 
Es war bei der Beratung einer KOVG-NoveHe. 
Ich halbe dabei her,vor-gehoben, daß iCh ibeein­
drruckt bin von der beinhaliten Interpretation, 
die der Herr Vizekanzler an den Tag legt, 
von den s-OOr präzisen Vorstellungen, di·e er 
zu bestimmten Fra-gen der Sozialpolitik hat, 
und von der Tatsache, daß er offenhar mitg-an­
zer P.erson dahintersteht und daß er nicht den 
g,e rings ten Versuch einer Verscb:lei'erung 
macht. Ich hahe das imponierend 'getf.unden, 
wi,ewQlhl ich bereits dama1s enwähnt habe, daß 
idl den InhaLt seiner Politik keineswegs voll 
anerkenne. 

lese 0 In J e mg e ewunerung ann 
ich nicht länger aufrechterhalten. Es ist in der 
Zwischenzeit soviel an Demaskierung 'gesche­
:hen, es ist in der Zwi-schenze-i.t so viel sichtbar 
geworden, nicht nur ,von der unaibdingbaren 
Härte, sondern vom Geist der Selbstherrlich­
keit und vom Geist der Unfehlbarkeit, mit der 
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StaudlDger 
der Herr So.zi,alminister seine Auff.assungen I smen Legislaturperiode wird es keine offene 
vertritt. Kriegsopferforderung mehr geben." Das hat 

Das Ergebnis ist, daß seit Mänz 1910, späte- er vor den Delegierten d,er österreichischen 
st,ens aber seit dem Oktob.er 1911 hier in Kriegsopfer gesagt. 
diesem Hause So~ialpolitik nicht mehr vom Damals aber mußte wolhl der Klubolbmann 
Parlament gemacht wird, auch nidlt von der der Sozialistismen Partei wissen, daß in die­
sozialistismen Parlamentsfraktion, sondern sem Reformprogramm 1964 der Zentralorgani­
einzilg und allein vom Herrn Sozialminister sation österreichismer Kriegsopferverbände 
VizekanZller Ingenieur Häuser. die Anlhe,bung der Witwengrundrenten auf 

Es erJweist sim, daß dieser Stiil, den im mit 60 Prozent der Rente des Erwerbsunfähigen 
Bewunderung vermerkt habe, dieser Stil der sehr wohl enthalten gewesen ist. Das war eine 
Klarheit etwas anderes ist als der kühne Forderung, die von allen Regierungen aus­
Widerruf soziaUstismer Wahl'Verspredlungen, drücklim oder implizit anerkannt worden war. 
die Rückkehr zur Walhrheit. Immer Die Krieg:sopfer waren sozusagen mit der 
deutlicher wird eine Gesinnung: Im, Vizekanz- erstmals offiziell .formulierten Forderung Vor­
ler Ingenieur Häuser, Bundesminister für reiter hinsichtlich der 6Oprozentigen Witwen­
soziale VeIiWaltung, ich bin nicht nur der pension, und sie waren anerkannte Vorreiter. 
größte SozialpoHtiker, sondlern Ich bin der Die Novelle 1910 hat eine Neuregelung in 
einzige Sozialpolitiker ,in Osterre'ichl (Präsi- der Witwenversorgung gebracht. Bei allem 
dent Dr. Mal eta übernimmt den Vorsitz.) For,tschritt hat diese Novelle auch Härten ent-

M h d H V' ek 1 I . halten. Wir halben damals den Witwen g,anz 
.. an at em .errn IZ anz er ngellleur allg'emein so etw.as wie einen Trost gegeben 

Ha~~er g~legenthch sch?n gesa~.t, d:aß er ~n- und gesagt: Es kommt ja nun die Enfüllung 
geb 1m mit dem Mund eme u~luckl~ch~ I:Iand dieses Pittermann'smen Verspremens; es 
habe,. aber ~as hat mehr dIe S'O'Zlallsbsche kommt die Erfüllung dieses Initiati'V'antrages 
Fr akt. Ion 'be~ü!hrt als uns. nom n~ !bekommt I aus dem Jahre 1966; es kommt die ErhöbJung 
man den. Emdruck, daß er rummdest g.anz der Grundrenten. Wenn aum hier Härten nimt 
g.enau 'WeIß, was er tut, wenn er tut, was er b 't·· t d k"· d' d....J.. '11 I....J.. 1..~_.~ '.&1 & ·1·....J.. b ,..:I d" . l·esel Ig, wer en onnen, :w,er: en SIe o\.u 
Wl·. Ul l..rC',c,wel.l. e .l·reIIUl, 01 uas le SOZla '1- d ....J.. d F t....J..· d E ·..,Jr • 

tism P 1 tsf akte 'ß . d·....J.. be urUl en or SU.lntt . er ntwludung wemg-s e lar amen r· Ion wel ,UD -IUl - te u ed ckt 
zweifle auch, ob es der .Albgeordnete Pichler s ns ,z g e . 
weiß. Und wenn der Abgeordnete Smranz Wir ihaben dann mit dem Herrn Sozialmini­
hier einiges aufgezählt !hat und seine A1llfzäh- ster Vizekanzler lug. Häuser - zugegebener­
lung von soztalistischer 'Lyrik stark über- maßen von langer Hand her - die nämste 
w.umer,t war, dann ist, ,glaube ich, dieser Lyrik Novelle vorbereitet. Und was wir demnächst 
doch einiges an Fakten entgegenzuset:z;en. im. Hause zu behandeln haben werden, ist ge-

wiß ein !bedeutender Fortschritt auf dem Ge-
Zum ersten: Kriegsopfewersorgungsgesetrz. biet der Kriegsopferversorgung. Wir stellen 

Im erinnere an den Antrag 87 der Abge.ord- aber f.est: Dieser Fortschritt bedeutet in keiner 
neten Ubal, Eberhard, Steining·er, Wodica und We·ise die EIifüllung des Versprechens des 
Genossen vom 21. Juni 1966. In diesem An- Herrn Vi.zekamlers und KlubOlbmannes Dok-
trag - hier nadlzulesen aum dann, wenn ich 
es immer wieder predig,en muß"/ - ist unter 
anderem auch die Anbebung der Grundrenten 
der Witwen auf 60 Prozent der Rente des 
Erwerbsunfähigen enthalten. ,Man könnte sich 
vielleicht auf den Standpunkt stellen, das war 
damals eben so etwas wie ein Wahlver­
sprechen, Oppositionstaktik, aber es gibt kei­
nen Zweifel, daß hinter dem Antrag mit hei­
ßem HeI7Jen, kann man ruhig sagen, die Abge­
ordneten Libal - zumindest Libal ....:...., Stei­
ninger und Genossen gestanden sind. 

Wenn man sagt, Oppositionstaktide Nach 

organisation österr.eimismer Kr-iegsopfenver­
bände im Jaihre 1910 war die gesamte neue 
Regierung vertreten. Damals ist V:i.zek.anzler 
Dr. Pittermann im Namen des sozialistischen 
Klubs ans Rednexpult gegangen .und hat unter 
anderem ges·agt: "Zum Ende dieser sozi.alisti-

tor Pitter.mann, dieser Fortsmritt bedeutet 
auch in keiner Weise ·oder koein~swegs in vol­
ler Weise - um es .fairer zu sagen - die 
Einlösung dieses IniHat-ilvantrages ,aus dem 
Jahre 1966. Das Bedrückende, das Schockie­
rende und das Er.smütternde daran ist, daß 
nichts, ,überhaupt nichts, keine einzig,e noch 
so 'kleine Maßnahme hinsichtlich der Witwen­
grundrenten bei der Kriegsopferversorgung 
vorgesehen ist. Seit 1968 "kein Fortschritt! 

Ich war vor weni·gen 'f.a.gen mit einer Lan­
deoshinterbliebenenbetreuerin 'beisammen (Hei­
terkeit), die - wie ich 'annehme - eine 
sozialistisme Wä.hlerin ist. Sie hat mir esa t: 
Zu mir sind die Witwen gekommen und 
haben gesagt: Wir haben sozialistisch gewähLt 
im Vertrauen, daß dieses Versprechen ierfilllt 
wird. 

Nun haben wir eine Anfrage im Finanz­
ausschuß gestellt. Wir haben ei,ne Ent.gc:hlie~ 
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ßung eino9ebradlt. Es ist uns längst niebt mehr 
darum gegangen, die volle Erfüllung dieser 
Forderung des Reformprogrammes 1964 nun 
vielleidlt in einem ZJu.g oder in zwei oder 
drei Etappen ;zu eI'iL.wingen. - Neinl Eine 
Geste sollte gemacht werden, etwa im Sinne 
der Forderung der Zentralorg·a.nisation: 30 S 
für die Witwengrundrenten im Jalhre 1912, 
30S im J,ahre 1973 und 30 S im Ja!hre 1974. 

Dieser EntsChließungs antrag, der nichts 
anderes besagt, als daß die Regierung die Vor­
lage entspredlend einarbeiten solle, ist im 
Finanzausschuß kaltblütig niedergestimmt 
worden, und zwar nicht deswegen, weiil der 
Albgeordnete lJibal diesen Fortschritt vieHeiCht 
nid:J.t wollte, sondern deswegen, weil hier in 
diesem Hause der Herr Sozialminister allein, 
ganz a:llein bestimmt, was sozialpolitisdler 
Fortschritt ist. 

niese sozialistisdle Verlheißung WlUrde nimt 
eingehalten, ,wenn ·aum einige .Mitglieder der 
soziali'stismen Fralkition es vielleicht zähne­
knirschend zur Kenntnis nehmen. Die soziali­
stische Parlamentsfrakition nimmt zur Kennt­
nis, daß hier durm ihren SozraJminister, durch 
ihren Funktionär, durdl den rvon ihr gesteUten 
Mandatar Vizelk.anrzler Dr. Pittermann in elk1a­
tantester Weise Lügengestrillft wird. Die sozia­
listische ParlamentSifraktion nimmt -rur K-ennt­
nis, daß dieser Antrag im nadlihinein noCh als 
eine Lüge of,fiziell dangeste1lt wird, und zwar 
deswegen, weil ibei Ihnen offenbar manches 
gesdlluckt wird. . 

W-ir machen Iihnen nidlt !Zum Vorwurf, daß 
Sie Sozialisten sind. Wir machen Ihnen aber 
zum VOfIWUI1f,. daß Sie offenbar vollkommen 
inhaliert haben, daß der Herr Vizekanzll8r 
Häuser nicht nur der größte, sondern der ein­
zige SoziaI.poli..Uker ist. Dabei haben wir dhne­
hin - lWie schon g.esagt - di,e 60 Prozent 
gar nicht mehr geforder,t. Der Herr Sozial­
minister hat einige sehr sachliche Argumente, 
die gegen diese 60 PrOIZent spredlen. Idl will 
darauf nicht eingehen, denn heute ist nicht 
die IStunde dafür. Aber hätte man wenigs,tens 
eine Geste gemacht: Wir haben zuviel ver­
sprochen, wir h~ben das Ausmaß nicht über­
blickt. - Neinl Audl eine Geste wird nicht 
gemadlt. 

Wenn nun der Herr Sozialminister sagt, 
daß die finanzielle Bedeckung nidlt gegeben 
sei, dann verweise idl auf das, was die FDau 
A!b eordnete Herta Winkler am. 26. März 1969 
hier im Hause o9.esagt hat: Man könnte mit 
der Einsparung von Staatssekretären MiUel 
für di1e Erfüllung sozi.alpolitischer Fordef'lllIlgen 
erübrigen. 

"Weiters könnte man !ZU diesen Mitteln 
durch eine Einschränkung der in die Milliar-

den gehenden Subventionen kommen, ider·en 
Vergrube im völlig frelien E:r.m.essen der eiDJZel­
nen Minister liegt. Das sind viele Milli..arden 
SchHling. Nur eine Milliarde darvon oder einen 
Teil davon sollte man für eine echte gesetz­
liche Verlbesseru.ng im Sozialrecht einsparen." 

·Frau Abgeordnete Winkler! Gestatten Si:e, 
daß wir Ihnen das, was Sie hier gesagt haben, 
heute als Antwort vorhalten. Desgleichen hat 
der heuHge Herr Sozialmini'Ster ,am· 26. März 
1969 gesagt: "Also nicht jetzt von dien 'anderen 
verlangen, daß sie Vorsorg·e zu treffen halben, 
wie di·e finanziellen Mittel aUifizuJbringen sind I 
Sie selbst Ibekennen siCh doch angeblich auch 
zur Erhölhung der Witwenpension. Warum 
sind Sie al's Regie rung'SIp aftle i nidlt in der 
La·ge, diesem Parlament (Zu sagen, wie man 
dies.e finan~i·ellen Mittel aufbringH Oder alber, 
Sie sind nicht in der Lage, weil Sie sa.gen: Wir 
wollen sie nichtaufbring.en'" 

Das i'st di1e Frage, die wir mm Ihnen stellen. 
Wo ist jetzt der soziale Impetus, der Sie 'früher 
über aUe Hürden ihinweg.geführlt und Ifür den 
es kteine GJ:ienze gegeben hat? Was ist nun 
von der Lehre der unbefleckten Empfängnis 
sozi,alistischer Sozialpolitik 2m halten? Stellen 
Si.e das jetzt einmal unter IBeweis. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Haben Sie den Antrag 87/ A vom 21. Juni 
1966 gestellt? Ja oder nein? Hat der Herr 
Vi,zeka.n.zler Dr. Pittermann vor dem Delegier­
tentag vemeißen, daß alle Foroerungen der 
Kriegsopfer erfüllt würden? Damals war wahr­
sdl!einlich im den Zeit:r.aum von vier J,aihren 
gedaCht; - Auf .diese ,Fragen ist nur ein ein­
ziges Ja möglich. 

Nun erklärte aber der Herr Vizekanzler 
Ing. Häuser im Finanzarussdluß bei der Gruppe 
Soziales mit einer Angumentation, di.e keines­
wegs von der Hand zu wei,sen ist: Nein, für 
die Witwen geschieht nidlts. 

Der Stil von Dr. Kr,eisky ihätte vielleicht 
dem österreidlisChen Volk länger venborgen, 
was es mit demsozialpoHtisChen Impetus der 
Sozialisten auf siCh hat. Das Selbstbewußtsein 
des Herrn Vizekanzlers Ing. Häuser erzwingt 
eine Klarstellung: Was sozialer FOlitsduLtt ist, 
das :bestimmt er, und er ganz allein I SeLbst 
wenn ein ganz eklatanter Bruch gegebener 
Zusagen vorliegt, dann hat das Dom immer 
ein sozialpolitischer Fortsdlritt,zu sein. 

nun im Finanzausschuß erklärte, es werde für 
die Krie:gsopfeIIWitJwen nichts geben, dann rist 
das ein WOlibbruch, der vor aUer Offentlichk.eit 
mit zynischer Offenheit vollzogen wird. 

Dafür wei,tere Beispieli8: WOihnungsbei'hil­
fengesetz. WirbaJben am 19. Dezember 1970 

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)102 von 128

www.parlament.gv.at



Nationalrat xm. GP - 9. Sitzung - 7. Dezember 1971 555 

Staudlnger 
einen EntschließungS'antra,g eingebracht, das S e k a n i n a: Ob ich heiter bin oder nicht, 
Wo'hnung'sbeihiUengesetz solle auslaufen,eine geht Sie herzlich wenig anl) 

Ersatzlösung solle gesucht werden. Ein Herr Vizekanzlerl Ich veITWeise auf das Pro~ 
ganzes Jahr lang war Gelegenheit, darüber blem der Bemessungsgrundlage im GSPVG 
na~denken .. .A!ber über aUen SPO-Par,tei- 1957. Wie lange dauert das schon? 
gipfeln ist Ruhl EiID. J-ahr lang war Zeit - und 
geschehen ist nichts I Nun woHten wir diesen 
Entschließungsantrag noch einmal dem Hohen 
Hause unterbreiten. Neinl Im Fin~aus­

schuß niedel'gestimmt, kaltJblütig niederge­
stimmt! 

Wir haben hinsichtlich der Uberschüsse 
einen kbänderungsantrag eingebracht, weil 
wir der Meinung waren, diese tJibersmüsse 
soUten dem Familienlastenausgleich zugeführt 
werden, etwa aus der Erwägung, es sei doch 
annälhernd die gleiche Konstrulktion hinsicht­
lich der Beiträge wie ,beim F,amilienlastenaus­
gleich. - Zack, :zack, nleder-gestimmt! Ich stelle 
nun an den Herrn Abgeordneten Dr. Schranz 
die Frage, ob das also wirklich eine so fulmi­
nant soziale ~egierung ist und ob das wirklich 
ein so f.ulminant sozialer Sozialminister ist. 

Nun zum Problem der Vor-ASVG-Pensio­
nisten. Daß Härtefälle bestehen, wissen all,e. 
Wir haben einen Entschließungsantrag des 
AJbgeordneten Wedeni:g 'eingebracht: " Der 
Bundesminister für soziale Verwaltung wird 
aufgeforoert, dem Nationalrat bis Juni 1912 
eine Regierungsvorlag,e 'Ziuzuleiten, die eine 
etappenweise Beseitigung der Här,tefäUe 'bei 
den Vor-ASVG-Pensionisten vorsieht." - Nie­
dergestimmtl (Abg. Se k an i n a: Zack, zack!) 
Niedergestimmt deswegen, weil der :größt,e 
und der einzige Sozia.1politiker, der Herr 
Vizekanzler Ing. Häuser, der Meinung ist, daß 
das nicht ·sein soll. Nun kommt ,er aUif den 
phantastischen Trick, daß ,er sagt: Der Bund der 
Angestelltenpensionisten 'soOll in dieser Sache 
'Lösungsvorschläge erstatten. Die Frage, 'wozu 
wir dann ·einen Sozialminister .brauchen, ist 
wohl eini.g-ermaßen g-erechtfertigt. (Abg. 
Se k an i n a: Kollege Staudinger, von 1966 
bis 1910 waren Sie mit dem Niederstimmen 
auch nicht zimperlichI) Keine Zwischenrufe, ich 
habe nur 20 Minuten Zeitl iEs tut mir 1eMI 
(Heiterkeit.) 

Zum AIibeitsmarktförd-erungsgesetz. Antrag 
des .A!bgeordneten Wedenig, "die anfang 1911 
g,eänderten Richtlinien ,für die Gewährung von 
Aus'bildungsbeihilfen für Lehrlinge, die in der 
Folge eine spürbare Verschlechterung und 
Erschwerung der geforder,ten Bedingung,en be-. . . 
kennung einer Ausibildungs·beihHf.eausschlos­
sen, sofort neuerlich im Sinne einer Erleichte­
rung der BeihilfeDIVorauS'setzungen 'aJbzu­
ändern". - Nichts damitl Niedergestimmtl 
(Abg, S e k a n i n a: Zack, zack! - Abg. Doktor 
K 0 h 1 mai er: Das ist sehr heiterl - Abg. 

Ich verweise Sie 'am das Problem der soge­
nannten Uberweisungsbeträge, daß Sellbstän­
dige, die nun in den Staatsdienst eintmten, 
e1lwa als Militärschneider, als ,Bernfsschulleh­
rer, die ein Ein:kommen von 3000 S haben - da 
kommen wir zu dem Problem der Armut, auf 
dem Sie immer .so effektvoll herumreiten -, 
42.000, 45.000 S an UbeI"schreibungsheträgen 
zalhlen müssen. Vor mehr als einem Jahr 
'haben wir aUf dieses Problem nachdr,ücklidlst 
hingewiesen und haben 'geheten, uns !bei der 
Formulierung eines Abänderungs-, eines Ini­
tiatirvantrages zu helfen. Nein, das Sozialmini­
sterium bere:i.tet vor. Nichts i-st ,geschehen. 

Das Problem der Kleinrentner als -siebentes 
Problem I Leute, die ihr Vermög-en 'verloren 
haben, die v.on threr Kleinrente oder meinet­
wegen von der FÜrSOI'IQe leben. Antrag Melter 
auf schrittweise Her,amührung der Kleinrent­
ner an den Ausgleichszulagenrichtsatz. -
Niedergestimmt von der 'so~ialistischen Par­
l,amentsfraktion, die einfach, so scheint es, 
nicht einmal mehr in der Lag·e ist, vor.zukauen, 
sondern nur mehr wiedeIikäut - so scheint es 
wenigstens -, was der Herr Sozi'alminister 
an sozialpolitischen Vorstellungen enunziert. 
(Zwischenrufe bei der SPrJ.) 

Nächstes Problem: Die Umwandlung der Zu­
schußrenten in Bauernpensionen. Entschlie­
ßungsantra.g Anton Schlager, Dr. Halder und 
He1ga Wieser; Sie kennen die Vorlage. -
Nieder,g,estimmtl Was in Osterreich sozialer 
Fortschritt ist, bestimmt der Herr Vizekanz­
ler Häuser. 

Am 27. 11. 1969 hat der heutige Herr Sozial­
minister der damaligen OViP-Mehrheitsregie­
rung und der OVP-Parlamentsfraiktion gesagt, 
es felh.le der ,Mehrheit in dtesem Hause das 
'so:ziale Vier'antlWort'l.lngshewußtsein. - Wo 
arber ist Jihres? Wo ist jenes der Regierung 
Kreisky? (Beifall bei der OVP.) 

Ganz kurz noch -ein Wort zum Stil, den der 
Herr Vizekanzler aus dem Bewußtsein seiner 
sozialpolitischen Unfehlbarkeit heraus entwik­
kelt. Ich möchte, weil sieb ,das zumindest gele­
gentlich im intimen ,Bereich :zugetra.gen hat, 
auf den Verhandlungsstil bei den Kriegs-

zitiere im wesentlichen nur die Beantwortung, 
die sich der Herr Vizekanzler ·auf eine An­
frage des .A;bgeordneten Wedenig am 19. ku­
gust 1971 diesem Hause - nicht dem Albgeord­
neten Wedenig allein - vorzulegen erdrei­
stete. Es steht hier neben der Bemerkung, daß 
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die OVP-Regierung keineswegs für sich in An­
spruch nehmen könne. das AI1ooitsmarkUörde­
rungsgesetz geschaffen zu ha:ben: "Es gehört 
unter diesen Umständen" - eine Anfragebe­
antwortung an den Abgeordneten Wedenig -
eine besondere Unv·erfror,enheit dazu, ~u be­

haupten, die OVP-Regi-erung ... "und 'So wei­
ter. 

Das Haus hat sich empört, ,als vor wenigen 
Tagen ein Minister von der (Bank aUJf'gestan­
den und hinausgegangen ist, ohne eine Ant­
wort zu geben. In diesem Pall würde ich 
sagen, der Herr Sozialminister wäre vielleicht 
auch besser aufg,estanden und :wäre hinausge­
gangen und !hätte es sich übedegt, bevor er 
sich so etwas leistet .. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie sidl das vieUeidlt leisten. wir 
lassen uns diesen Stil nicht !bi-eten. Das sagen 
wir Ehnen. Das ist offenbar der Stil, der schon 
einmal in der Zeit vor 1966 praklHziert wurde: 
Uns kann nich.ts schaden. Und dann ist es 
zum Ausräuchern der "Kronen-Zeitung", 
Fussach, !Zur SchaukeilpoHtiJk. und ,zu weiß Gott 
was allem gekommen. 

Das kommt auch in dieser Ungeheuerlichkeit 
zum Ausdruck, daß zum ersten Mal in diesem 
Hause - Sie können es drehen und wenden, 
wie Sie wollen - ein sozialpolitisches Gesetz, 
das einen Fortschritt darst,el1t, einfach we-gge-:. 
wischt wifid. Der Herr SOiZialminister tut,al'S' 
ob das eine kosmetische Operation wäre. Er 
gibt nicht zu, daß das 'eine ganz Ibrutale Not­
'schlachtung ist. Er sagt, das sei ohn,ehin nur 
·auf ein Jahr aufigeschoben. In Wien sagt man 
mit Weinhelber: "Es Ibleirbt der Begriff, und 
es wechselt der Lautj bei uns sagen's zum 
Thymian - Kudelkraut." 

Diese kosmetische Operation, die 'angehlich 
nur verhindern 'soll, daß einig,e Reiche noch 
mehr krieg-en, Herr Sozialminisrer, stimmt 
nidlt. Sie argumentieren immer mit Ihren 
580 oder wieviel es sind. Sie haben selber im 
Sozial ausschuß gesagt, daß potentielle Nutz­
nießer die 36,000 Arbeitsmenschen sind, um 
mich der DHdion der Frau Abgeordnet'en 
WiIikler ~ bedienen, die in den Genuß dieses 
sozialpolitischen Ges.etzes kommen könnten. 
Das ;wird mit 'zynischer Offeniheit 'einfach hin­
weggewischt. Sie haben niemanden gefragt, 
Sie halben nicht. Bedacht ,genommen etwa auf 
die Tatsache, daß der Ar,beitsmarkit vollikom­
men ausgelastet ist, Sie haben sich mit koeiner 
Bundeswir.tschaftsk..ammer in V,er.bindun e-
setzt (AI1beitsmaI'ktfragen), Sie ha;ben nicht die 
Frage der P,fuscherarlbeit in Rechnung :gestelLt, 
sondern ,gesagt, der Herr Sozialminister 
wünscht es, nicht. - Zynische .offenheit. 

Sie könnten diesem Zynismus 'eigentlich 
nur mehr damit die Krone 'aufsetzen, daß Sie 

den AI1beitsmenschen, die zu ;v·ertret'en Sie 
vorgeben, noch fröhlicbe Weihnachten wün­
schen. (Beifall und Heiterkeit bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte über die dring­
liche Anfrage ist geschlossen. 

Fortsetzung der Spezialdebatte über die Bera­
tungsgruppen Ir n und IV 

Präsident Dr. Maleta: Wir schreiten nun in 
der Erledigung der Tagesordnung fort. 

Zum Wort gemeldet 'ist .der Abgeordnete 
Dkfm. Gorton. Ich ,erteile -es ilhm. 

.A!bgeordneter Dkfm. Gorton (OVP) : Herr 
Präsident! Holhes Haus! Nach dieser Sozial­
debatte sind w.ir wieder beim Bundeskanzler­
amt, und zwar bei den verstaatlichten Betrie­
ben angelangt. Ich darf dazu einiges hier vor­
bringen. 

, Der seit dem Sommer 1970 wieder dem 
Aufgaben/bereich des Herrn Bundeskanrzlers 
zugeordnete Bere.ich der verstaatlichten Indu­
strie sieht für diese Tätigkeit des Ressort­
chefs gegenüber frÜlheren Zeiten durch das 
OIAG-Gesetz doch entsprechend veränderte 
Bedingungen vor. Waren seinerzeit unter dem 
friiheren Vizekanzler Pittermann oder noch 
fruher unter Herrn MinisterWaldbrunner di­
rekte RessortweisungsmÖQlidlkeiten gegeben, 
so stellt heute nach dem Gesetz der Herr 
Bundeskanzler als Alleinaktionärsvertreter 
'die Hauptversammlung .in der OIAG dar, und 
die OIAG wiederum erst that als Eigentfunerin 
aller Aktienpakete der verstaatlichten Be­
triebe durch ihre Organe die ihr durch das 
Gesetz 'übertragenen Aufgaben zu erfüllen, 

Ich möchte sagen, daß bei solchen gegebenen 
VorauSISetzungen es dem Herrn Bundeskanz~er 
relativ leicht fallen kann, bei clJllen im Par­
lament oder in parlamentarischen Ausschüssen 
-hinsichUich der verstaatlichten Industrie ge­
stellten Anfragen mit der Einleitung in .die 
Beantwortung einzugehen, daß nach dem 
Gesetz dies Aufgabe der OIAG sei, auf deren 
Entscheidungen ... (Abg. Hab er 1: Das hat 
Herr Dr. Weiß genauso gemacht! Er hat das 
eingeführtl) Ich spreche von der jetzigen Situ­
ation und möchte gar nicht ,bestreiten, daß das 
vielleicht früher auch so -gewesen sein mag. 
Aber ich möchte das noch einmal feststellen, 
und ich werde auch darauf zurückkommen, 

es nach dem Gesetz Aufgabe der 
OIAG ist, auf deren Entscheidungen er keine 
Weisungsbefugnis hat, und wenn er seine 
Meinung dazu äußer,e.so ist es. wie gesagt, 
seine rein persönJiche. die wir selbstverständ­
Uch auch akzeptieren' beziehungsweise zur 
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Kenntnis nehmen. Aber auch auf diese persön­
lichen Meinungsäußerungen soll natürlich 
Gelegenheit sein einzugehen.' 

Ich möchte also festhalten: Sosehr auch wir 
uns selbstverständlich zum OIAG-Gesetz be­
kennen, wird aber auch der Herr Bundes­
kanzler zweifellos die· Tatsache nicht in ·Frage 
stellen, daß der maß·gebliche Mann in der 
OIAG, nämlidl der mit Dirimierungsredlt aUIS­
gestattete Genera.ldirektor, seinem Geist ent­
sprungen ist und trotz Fehlens jeder Wei­
sungsge'bundeIlheit sidlerlidl keine Handlung 
gegen den Geist des Regierungschefs setzen 
wird. Aus diesen Gegebenheiten heraus wollen 
wir es uns audl hier im Parlament natürlich 
nicht nehmen lassen, alle Handlungen der 
OIAG und vor allem jene, die dort durch Diri­
mierungen im Vorstand oder im AufsiChtsrat 
durch Mehrheitsbeschluß gesetzt werden, einer 
besonders intensiven Uiberprüfung auch hier 
zu unterziehen. Wenn dabei sehr wohl auch 
Kritik an sogenannten, ich mödlte sagen, rein 
fachlichen oder sachlichen Entscheidungen ge­
übt wird, so sei daran er.innert, daß der Auf­
sichtsrat der OIAG von VertrauenspeI1scmen 
der politischen Parteien beschickt wird und 
daher Mehllheitsentscheidungen in diesem 
Gremium zweifellos dann auch oft von einem 
politischen Hintergrund getragen sind. 

Ich möchte nun zu einer krHischen 'Betrach­
tungsweise bisher da und dort gesetzter Hand­
lungen übergehen, möchte Biber zunächst auf 
Grund einer Fragebeantwortung des Herrn 
Bundeskanzlers am 18. November im Finanz­
ausschuß feststellen - er hat das auch heute 
wiederum in seiner Antwort auf die Aus­
führungen meines Kollegen Graf bestätigt -, 
daß sich die Regierungspartei für die laufende 
Funktionsperiode zum bestehenden OIAG­
Gesetz bekennt und keine Absicht hat, dieses 
zu ändem. Dies gilt auch für den termini­
sierten Gesetzesauftrag an die OIAG zur 
branchenweisen ZusammenfiiJhrung einzelner 
Unternehmungen. 

Wir haben hinsichtlich dieses Auftrages und 
Aufgabenbereiches nach der am 1. April dieses 
Jahres erfolgten Wiederaufstockung des 
OIAG-Vorstandes durch Berufung des neuen 
Herrn Generaldirektors mit der baldigen Er­
stellung eines entsprechenden Unternehmens­
konzeptes gerechnet. Vielleicht wird man mir 
jetzt sag.en, daß vergangene Woche, am 
2. Dezember, im Aufsichtsrat der OIAG ja 
Voraussetzun en für eine neue Unterneh-
menskonzeption zum Teil geschaffen wurden; 
es wurde nämlich laut "Presse" vom 4. Dezem­
ber eine Planungsabteilung sozusagen neu ge­
gründet. 

Idl möchte aber sagen, daß es doch Tatsache 
ist, daß man mit einem knappen Mehrrheits-

beschluß im Aufsichtsrat der OIAG unter die­
sem Vorwand dem der 8PO nicht nahestehen­
den Pinanzdirektor der OIAG, der als Finanz­
fachmann unter Dr. Kothbauer seinerzeit mit 
dieser Aufgabe betraut worden war, nun die 
Finanzplanung sozusagen weggenommen hat 
und diese Aufgabe jetzt dem von der SPO 
nominierten Generaldirektor, der an und für 
,sidl zweLfellos ein verdienter und anerkannter 
Techniker beziehungsweise MontaniJst ist, zu­
geordnet wurde. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir sind d·er Auffassung, daß dies keine fadl­
liche, sondern eine rein politische Entschei­
dung war, die allerdings möglicherweise auf 
ein künftiges, von der Re·gierungspartei vor­
gesehenes Persona1konzept heute schon zuge­
schneidert sein mag. (Abg. W i 11 e: Wer hat 
Ihnen denn das gesagt?) A:ber im gegenwär­
tigen Zeitpunkt stellen wir fest, daß diese 
Kompetemverschiebung unserer Auffassung 
nach zweifellos nicht fadl'lichen oder sam­
timen Charakter geha.bt hat. (Abg.· W i 11 e: 
Wer sagt Ihnen denn das? - Abg. Hab er 1: 
Hat Ihnen das der Taus gesagt"?) Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenn Sie auf­
merksam "Die Presse" gelesen haben, wenn 
Sie ammerksam die Zeitungen vom Wodlen­
ende gelesen haben, dann muß Ihnen das ja 
aus diesen Zeitungen selbstverständlich zur 
Kenntnis gekommen sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Sie ha:ben diese politische Maßnahme zweifel­
los auch psychologisch zum Teil hier vor.oorei­
tet gehabt, denn. wir konnten bereits im ver­
gang,enen FrÜlhjahr und Sommer des öfteren 
hören, daß der Herr Finanuninister in einigen 
Äußerungen das Fehlen eines Finanzplanes 
der OIAG - moniert hat, der aber, soweit wir 
in Erfahrung bringen konnten, doch sehr zeit­
gerecht erstellt werden konnte. Aber walS 
unserer Auffassung nach gefehlt hat, war 
letzten Endes dodl die Unternehmensplanung, 
die ja zweifellos der OIAG-Spitze vorbehalten 
blieb und audl vorbehalten bleiben soll. 
Unternehmenskonzept ist, glaube ich, audl 
heute, nach adlt Monaten, jedenfalls noch 
keines erstellt. 

Auf bisher bekannt gewordene Einzelpläne 
und vorgesehene Maßnahmen ist mein Kollege 
Graf ja zum Teil schon eingegangen. Aber idl 
möchte auch auf das ·eine oder andere hier 
noch zurückkommen. 

von einem geographischen StahllösungsmodeLI 
unter der Bezeichnung B 11 hier gesprochen 
wurde. Wir haben auch gehört über die Ge­
burtsveriSume einer Ol-Chemie-Todlter, dieirrn 
Lauf des Dez:embers noch beschlossen werden 
soll. Ich möchte hier a'ber auch kurz auf das im 

-
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Grundsatz zweifello.s besonders zu be­
grüßende, jedoch in der Art seiner Durch­
führung unserer Auffassung nach in der 
letzten Konsequenz nicht ganz richtige Kon­
zept des iinternationalen Kooperations­
modelles in der Elektroindustrie eingehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Eine Stahllösung entlang der Bundesstraße 11 
betreffend die Werke der Osterreichisch­
Alpine Montan, den BÖlhlerJ}{onzern und 
Schoeller-Ble<kmann wurde von der OIAG­
Spitze nun -aufgegriffen. Ich möChte es hier 
niCht als schlechtes Omen auffassen, .daß man 
sich dabei einer Straßenbezeichnung bediente, 
die nach dem vor ei.nigen Monaten hier in 
diesem Hause beschlossenen neuen Straßen­
gesetz für diesen Straßenzug in Zukunft ja gar 
nicht mehr existieren wird. Das mödlte idl nur 
am Rande gesagt haben. 

,Aber wenn ein solches Konzept kreiert und 
verfolgt wird, man dann aber bei der ersten 
diesbezüglidlen öffentlidlen Ko.nfrontatio.n in 
Kapfenberg, soviel kh midl erinnere und auch. 
aus den Zeitungen entnehmen ko.nnte, ver­
kündet, daß nun in die B 11-Lösung auch, ich 
möchte sagen, die Westautabahn, das :heißt 
also die VOEST in Linz, eillJbezogen werden 
so.ll, so zeigt das zweifellos, daß nicht die 
Binnengeographie, sondern sicherlich nur die 
Art der Produktio.nen im Vo.rdergrund V'On 
Ko.o.rtlinierungsbestrebungen nach dem OIAG­
Gesetz zu stehen hat. 

Wir möchten also. wissen: Wird nun eine 
B 11-Lösung gelten, weil man damit vielleicht 
ein Schlagwort zur Diskussio.n gestellt hat, 
das man je nach Einflußmächtigkeit der ein­
zelnen Betriebsvertretungen dann modifiziert 
- so. oder so. -, o.der existiert nun ein end­
gültiges Stahlkonzept - vielleicht im Panzer­
schrank. 

Ich habe aus der Fragebeantwo.rtung gehört, 
daß der Herr Bundeskanzler in Aussicht ge­
stellt hat, daß bis Mitte ko.mmenden Jahres, 
also. bis So.mmer ko.mmenden Jahres, ein so.l­
ches Ko.nzept nun doch erwartet wird. Am 
18. No.vember im Finanzausschuß, glaube ich 
mich richtig erinnern zu können, ist der Herr 
Bundeskanzler noch ho.ffnungsfroh gewesen: 
bis Ende des Jahres. Ich gebe zu, er hat auch 
am Randeerwäihnt, daß ihm der General­
direktor gesagt hat, in anderen Ländern könne 
das zwei, drei oder auch fünf Jahre dauern. 

nicht bis Ende des Jahres, so.ndern ibis So.mmer 
nächsten Jahres unsere Betriebe und Konzerne 
in der verstaatlichten Industrie auf diesem 
Sekto.r do.dl ho.ffentlich größere Gewißheit 
haben werden, als das heute zweifeUo.s no.ch 
der Fall ist. 

In den Tageszeitungen Bi1Il Wo.chenende i·st 
auch eine Headline, 'eine Uberschrift, zu lesen 
gewesen: "Neuer Stichtag für .die Petro.­
chemie" i es ist am Samstag - ich habe hier 
"Die Presse" vor mir - zu erfahren gewesen, 
daß demnach am 22. Dezember eine To.chter­
gesellschaft der OsterreichischenMineralöl­
verwaltung und der Osterreichischen Sti<k­
stoffwerke gegründet werden soll, über die 
der Herr Bundeskan~lerebenfalls im Finanz­
aussdluß ausdrücklich gesagt hat, daß sie 
sozusagen nur den ersten Schritt zur Erfüllung 
des Gesetzesauftrages darstellen kann. Der 
weitere Smritt wird also. nun do.ch die Zu­
sammenführung Osterreichische Mineralöl­
verwaltung und Sticksto.ffwerke sein. 

Ich möchte doch nur memo.rial jenes Ziel 
erwähnen, das man vo.n seiten der SPO vor 
eineinhallb Jahren mit po.litischem Eklat zu 
verhindern verstanden hat, nur daß, meine 
Damen und Herren, zwischenzeitlich, zweifel­
los Chancen versäumt wurden oder versäumt 
werden mußten, jetzt sicherlich zusätzHche 
GrÜndungsko.sten auftreten werden und man 
letzten Endes auf Umwegen erst dasselibe o.der 
zumindest ein sehr ähnliches Ziel zu erreichen 
trachten wird, das man damals unserer Auf­
fassung nach unnötigerweise und' zweifello.s 
po.litisch verhindert hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Herr Bundeskanzler 'hat heute auf die 
Rede meines Ko.llegen Graf gesagt, daß er 
nicht nur hei der Hauptversammlung der 
OIAG auf den Gesetzesauftrag der branchen­
weisen Koo.rdinierung aufmerksam macht und 
immer wieder darauf hinweist, so.ndern daß er 
anscheinend jetzt do.ch richtigerweise auch in 
seinem po.li tischen Bereich, also. innerhalb 
seiner Parteigremien, dies jederzeit vo.rzu­
tragen und zu erinnern 'bereit 1'st und da,s 
auch jederzeit tut. Wenn -er das im Jahr 1910 
getan hätte, wäre es zweifellos für die Ent­
wicklung unserer verstaatlichten Petro.chemie­
wirtschaft günstiger gewesen. 

Ich möchte alber hier auch no.ch die Frage 
stellen hinsichtlich der Vo.rgangsweise bei der 
jüngsten Lösung in der Elektroindustrte. Auch 
mein Ko.llege Graf hat bereits darauf hinge­
wiesen, daß wir seinerzeit sämtliche o.der die 
mei,sten Voraussetzungen für diese gute und 
günstige Lösung schaffen konnten und daß 
so.zusagen in ,den letzten Mo.naten ein ge­
wisser letzter Schritt dazu gesetzt wurde. Und 

durchgeführten letzten Phase, auch wiederum 
durch einen Menrheitsbeschluß in der OIAG, 
eine sinnvo.lle AlHwertung unserer Elin-Union 
durch die ursprünglich vo.rgesehene Direkt­
beteiligung an der österreidlischen Siemens­
AG verhindert hat. Ich mödlte nod)' etwals 
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konkreter werden: Ich glaube, daß der von 
der Marktentwicklung ohnehin nicht geseg­
nete Konzern· der Elin-Union-AG seinerzeit 
über seine 25prozentige Beteiligung an den 
Wiener Kabel- und Metallwerken, die früher 
oder bisher auch als Holding-Gesellschaft der 
deutschen Siemens-Interessen in asterreich 
fungiert haben, eine direkte Verbindung mit 
dem Hause Siemens besessen hat. Als in den 
letzten Jahren - aud::t daran darf ich 
erinnern - gegen den Willen der damaligen 
SPO-Opposition, aber mit vollem Einver.ständ­
nis der betroffenen Betriebe und 'Betriebsräte 
die Anlagen der verstaatlichten Wiener 
Schwachstromwerke .in eine gemeinsame Ge­
sellschaft mit Siemens, nämlich die Nach­
rid::tten-Tedmischen Werke eingebracht wur­
den, konnten auch im Rahmen dieser Koope­
rationen entsprechende Marktvereinbarun­
gen mit der Elin-Union eingeleitet werden. 
Das Haus Siemens hat nun im heurigen Jahr 
alle seine Beteiligungen und Interessen in 
asterreich durch Fusionen neu geordnet, wo­

seinerzeitigen oder früheren Anteile an den 
Wiener Kabel- und Metallwerken, die, wie 
gesagt, dem Siemens-Konz·ern zugehörig 
waren,· zu bekommen hätte, sondern es ist uns. 
gesagt worden, daß eben dafür ein Zinsen­
dienst seitens der OIAG an die Elin geleistet 
wird, aber das Kapital hat die Elin jedenfalls 
nicht zugefü:hrt bekommen. A.'lso ist all5chei­
nend die OIAG auch nicht in der Lage, diese 
Verpflichtungen d'er EI.in gegenüber relativ 
kurmristig zu erfüllen. 

Wir sind der grundsätzlichen Auffassung, 
meine Damen und Herren, daß sinnvolle inter­
nationale Kooperationen und damit begrün­
dete Kapitalverflechtungen zur Stärkung der 
einzelnen verstaatlichten Unternehmungen in 
deren Fachbereid::ten zu dienen haben und 
dalher von diesen selbst grundsätzlidl durd::t­
zuführen .sind und nicht Aufgabe der OIAG 
sein sollen. Diese Aufgabe ist im OIAG-Gesetz 
ja auch nicht enthalten. 

von auch die Verbindungen mit der Elin und Meine .sehr verehrten Damen und Herren! 
den Wiener Sd::twachstromwerken betroffen Schließlich noch ein Wort zu jüngsten Aktivi­
waren. täten verstaatlichter Unternehmungen bei Er-

Und hier war man .seitens der OIAG nicht werbung neuer Firmen. Wir wissen, daß solche 
bereit, die Position dies Elin-Konzems gegen- da und dort unvo:vhergesehen angeboten wer­
über dem deutschen Siemens-Partner dadurch den können und hier vielleicht nicht .immer 
zu stärken, daß man die vorgesehene fast Entscheidungen vorplanbar sein mögen. Es 
44prozentige Beteiligung an der neuen Sie- m~g ~ber doch sehr zu überlegen :sein, d.aß 
mens-AG in Osterreid::t der Elin hela'ssen hätte, selten~ der O~AG, w~~n man· also glaubt, 
sondern man hat unserer Auffassung nad::t d.aß eme gewLSse .Er~anz,~g da oder ~ort 
völlig überflüssigerweise die Elin herausge-I s,m,nvoll,.ode,r nO,twendlg ware, Gru'lldsatzncht­
drängt und diese Beteiligung der OIAG zuge- hme~ fur dIe emzelnen Bran~engruppener­
ordnet, Und Mer stand leider nicht wirtschaft- a~,bel~e~ wenden und ma~ dIese Grundsatz­
limes Uberlegen zur Festigung und Zukunfts- nchthmen kennenlernen konnte. 
sicherung der Elin im Vordergrund, sondern 
falsch verstandenes Prestige- und 'Macht­
denken Ihrer heutigen Mehrheit in der OIAG. 
Daran ändert auch nichts, meine Damen und 
Herren, daß Sie natürlich in den gemein­
samen Siemens-Aufsidltsrat audl Fachleute 
d~r Elin entsandten. 

Auch das vom Herrn Bundeskanzler im 
FinanzaussChuß vor,gebrachte Argument 
- weil ich mir auch erlaubt habe, dort diese 
Frage zu stellen - kann meiner Meinung nach 
für diese Entscheidung nicht zutreffen, ich 
möchte fast sagen, es g,ing ins Leere, denn der 
Herr Bundeskanzler hat dort gesagt, daß die 
OIAG bei künftigen Kapitalaufstockungen der 
Siemens-AG, falls also solche Aufstockungen 
in Frage kommen, sicher ein stärkerer Partner 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Wenn ich ,sd::tließlich noch auf ein letztes 
Branchenkapitel zu spred::ten komme, dann 
möchte ich kurz auf den Sektor der Alumi-
niumindustrie eingehen. Wir würden sehr 
gerne wissen, ob nun die Elektrolyse in Rans­
hofen gebaut wird oder nicht. Ich habe hier die 
"Wiener Zeitung" v()m 24. März 1971 i auch 
dort steht: "Investitionen für Ranshofen ge­
sichert - volle Einigung über den Strom­
preis" . Wir haben in der Strompreisfrage in 
der letzten Zeit ja nichts Näheres oder Ge­
naueres zu hören bekommen, wie weit es mög­
lich sein wird, in den künftigen Jahren zu trag­
baren Bedingungen die Strommengen für das 
Aluminiumwerk Ranshofen bereitzustellen, 

zu einer Festig.ung oder Erweiterung der 
Basisproduktion nötig sind, Wir w.issen, daß 

Dazu möchte id::t sagen, daß die OIAG ja diese Branche im Augenblick in keiner l.eimten 
heute auch noch gar nicht den Ablösebetrag Situation ist, aber die Ungewißheit ist sicher­
von mehr als 230 Millionen Schilling an die liCh gerade für diesen ·großen Betrieb das 
Elin bezahlen könnte, den die Elin für ihre schwierigste. 
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Wir konnten im Ausschuß· auch da1'lÜber 

keine klare Antwort erhalten. Der Herr Bun­
deskanzler hat sich im Ausschuß grundsätz­
lich zur Aufrechtellhaltung der Basisproduk­
tion bekannt, er hat ja seinerzeit sogar, wie 
mir zu Ohren gekommen ist, im Frühjahr in 
Oberösterreich - es war damals allerdings 
auch vor Wahlen - gesagt, daß die Strom­
preisfrage regelbar sein würde. Ich glauhe, 
daß es nun doch sehr an der Zeit wäre, in 
dieser Frage Gewißheit zu bekommen, ob es 
mögliCh sein wird, langfristige Strompreisver­
träge zu tragbaren Bedingungen abzuschlie­
ßen. Ich möchte hier eines sagen: Wenn die 
Verbundgesellschaft, wirtschaftlich gesehen, 
zu solchen Preisen, die für die Aluminium­
werke Ranshofen gangbar wären, nicht zu 
produzieren in der Lage ist, dann würde sich, 
wenn die Frage einer Lösung zugeführt wer-

. den sollte, wahrscheinlich die Regierung im 
Rahmen strukturpolitischer Maßnahmen dazu 
zu bekennen haben. 

Aber die Unklarheit, die gegenwärtig zwei­
fe'~los noch über diesem KOfilzern schwebt, ist 
für die Weiterarbeit und mrdie Festigung 
der Arbeitsplätze und für aU die damit im 
Zusammenhang stehenden Maßna:hmen das 
Schwierigste. Hier möChte iCh sagen: Gerade 
die Unternehmenskonzeption ist das drin­
gendste, was wir zweifellos auCh von der 
OIAG erwarten. 

Meine Damen und Herren! Ich möChte zu­
sammenfassen: Die heutige Regierungspartei 
hat hinsichtliCh der verstaatliChten Industrie 
bei ihrem Reg.ierungsantritt zweifellos geord­
nete gesetzliche Venhältnisse rur neue Organi­
sationsformen und -modelle vorgefunden. Die 
Neuordnung der Elektroindustrie war damals 
in den Grundzügen bereits erstellt. Es waren 
entsprechende Maßnahmen bei der Ol-Chemie 
eingeleitet. Am Stablsektor waren die Grund­
lagen sicherlich entspremend erforscht. 

Sie haben aber in den letzten eineinhalb 
Jahren - und ich möchte sagen: insbesondere 
auch in den letzten acht Monaten - in dieser 
Hinsicht praktisch nichts .oder nur sehr wenig 
weitergeführt. Wenn auf der einen Seite doch 
Machtpolitik in d·er OIAG durch Kompetenz­
anreicherung an der Spitze durchgeführt 
wurde, so darf ich feststelLen, daß man zuerst 
die Ol-Ohemie-Lösung zer.sch·lagen hat und 
j.etzt an einer neuen zu basteln begonnen 
hat; daß man am Stahlsektor von der B 17 

ich es sagen - wieder über die Westautobahn 
schlägt - also auch hier sind wir gespannt, 
welche Lösung Sie nun endgültig vorsdllagen 
werd.en -; daß am Buntmetall- beziehungs­
weise Aluminiumsektor vor . einem halben 
Jahr angeblich Klarheit herrschte, tatsächlich 

aber Ibis heute noch keinerlei Entscheidung 
getroffen wur-de, sodaß hier eine große Ver­
unsicherung herrscht; daß in der Elektroindu­
strie die Lösung mit einer Schwächung des 
Elin-Konzerns verbunden war, weil ihm die 
Direktbeteiligung an Siemens vo:r:behalten 
blieb und verhindert wurde, wobei die an und 
für sich gute Lösung durch diese iletzte Phase 
verschlechtert wurde. 

Wir haben heute aan Kohlensektor zweifel­
los noch alles offen. Sie 'beziehungsweise der 
Herr Finanzminister haben zwar gesagt, daß 
durch die Ber.gbauförderung in Höhe von 
68 Millionen Sch.illing eine sinnvolle Weiter­
führung möglich wäre. Aber es geht hier der 
genau gleich hohe Betrag ab, um der Alpine 
diese Weiterführung, soweit sie in der K.on­
z·eption vertretbar ist, auch noch zu ermög­
lichen . 

Wir haben also auch hier bei der Kohle 
alles offen. Ich möchte sa'gen, daß auch. über 
dem Erzbergbau nach wie vor Ungewißheit 
schwebt. 

Ich habe gerade vorgestern Gelegeniheit ge­
habt, an einer Barbara-Feier in Hüttenberg in 
Kärnten teilzunehmen. Ich konnte wohl hoff­
nungsvolle Anspr.aChen mit anhören. Ich bin 
selbst voller Hoffnung, daß wir uns diesen 
Bergbau in Kärnten werden erhalten können, 
sofern die heuti'ge Regierung und die OIAG 
eine Lösung des Problems Alpine und VOEST 
hinsichtlich des Erzbergbaues zu finden in der 
Lage sind. Aber hier ist zweifellos auch. noch 
kein endgültiges Konzept v.orhanden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Sie waren also in den letzten acht Monaten 
nicht in der Lage, das erwartete Unterneh­
menskomept im Bereich der verstaatlichten 
Industrie zu erstellen. Und nichts ist für eine 
Zeit vorausgesagter Stagflation in der Wirt­
schaft gefährlicher, als durch nicht vorhandene 
Konzepte oder, ich möchte fast sagen, durch 
Konzeptlosigkeit Unsichel'heit und Ungewiß­
heit in die Betriebe zu tragen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir erwarten, daß hier doch noch eine Bes­
serung kommen möge. Alber das ist der heu­
tige Standpunkt und der heutige Standort. 
Ich gJaube, den aufzuzei.gen, sind auch wir 
Parlamentarier verpflichtet. 

Ich möchte nur wünschen, daß endlich jene 
Konzepte, die wir, wie gesagt, auch in den 
letzten acht Monaten, ganz besonders seit der 
neuen Ergänzung des OIAG-Vorstandes, dort 
erwarten, bald auch hier vorgelegt werden 
mögen. (Beifall bei der OVP.) 
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet versierte Dr. Geist gegen den allgemein gül­
ist der Abgeordnete Ing. Sdunitzer. Ich erteile tigen GruDJdsatz von Verantwortung und 
es ihm. (Abg. Hanna Hag er: Wenig Zuhörer Qualifikation? 
auf der OVP-Seite! - Abg. S u p pan: Was Meine sehr vereJhrten Damen und Herren! 
regt ihr euch auf? - Abg. [ng. Sc h mit z e I: Man wird den Verdacht nicht los, daß es sich 
Sie. werden schon kommen!) hier um eine rein politische Machination han-

Abgeordneter Ing. Schmitzer (OVP): Hohes delt. Wenn man nachdenkt - wir haben nach­
Haus! Meine sehr lVerehrten Damen und. gedacht! -, könnte man drei Gründe für diese 
Herren! In den letzten 20 Jahren war die Kompetenzverschiebung finden: 
verstaatlichte Industrite sehr oft ein SpieLball Erstens: Man wHI die ganze Macht innerhalb 
der österreichischen Innenpolittk. Ich möchte der OIAG in einer Abteilung konzentrieren, 
in Erinnerung bring,en: Sie wuroe 'leider um so leichter von außen, von oben die poli­
Gottes sehr oft mit tagespolitisehen Fragen - tischen Konzepte aufpfropfen zu können. 
siehe vor zwei Jahr;en; oder war es schon 
drei J(lIhre? -, mit Fragen der MarktordilUng Oder man will, bevor das Postenausschrei-
in Zusammenhang gebracht. bungsgesetz kommt, eine .A!bteilung, eine zen­

trale Abteilung, die, sogenannte Planungs-
Erst ab dem Jahre 1967 mit dem OIAG- abteilung sChaffen, welche auf eine bestimmte 

Gesetz 1966 und mit der Novelle 1970 wurde Person hin zugeschnitten ist, um diese Person 
eine der heutigen Zeit entsprechenue Form zu zementieren. 
für die österreichische verstaatlichte Industrie 
gefunden und geschaff.en. Also 1967 mit dem Jetzt, meine sehr v.erehrten Damen und 
Gesetz 1966. Es war ein gemeinsam beschlos- Herren, -bei der. dritten Möglichkeit, begehe 
senes Gesetz. Im Jahre 1970 war es leider ich ein Sakrileg: Hier muß iCh audl den Herrn 
nur ein von der MehI1heitsfrak,tion der OVP Generaldirektor Dr. Geist zitieren. Und zwar 
beschlossenes Gesetz. hat der Herr Generaldirektor Dr. Geist bei 

einer Pressekonferenz - es war Samstag, der 
Damals wurde mit dem Gesetz dem Auf- 16. Oktober - einige Dinge gesagt, die zwei 

sichtsrat und dem Vorstand der OIAG ein Tage später der Herr Bundeskanzler bei der 
klarer Auftra1g erteilt, der Auftrag, eine 25-Jahr-Feier der verstaatliChten Industrie .in 
Strukturbereinigung durcbrz;illühren und eine gleicher, ja ich mödlte fa'St sagen, in wort­
branChenweise ZusammenfüJhrung der Betriebe gleicher Form auch gesagt hat. 
vorzunehmen. Durch dieses Gesetz besteht 
heute die Mögliquceit - seit dem 2. 12. dieses Das ist uns aufgefallen, und daher vermuten 
Jahres müßte man sagen: bestünde die Mäg- wir, daß hier Gespräche stattg.efunden haben. 

Daher wurde von mir auch das Wort "auf­lichkeit -, die tagespolitischen Einflüsse aus 
d.er Geschäftsführung der OIAG weitest- pfropfen" verwendet. Wir v:ermutenalso, daß 
gehen:d herauszuhalten. Gespräche stattgefunden ha;ben, um eine 

Sinnesgleidrlleit herzustellen. 
Leider Gottes sprechen gegenwärtig gewisse Herr Generaldirektor Dr. Geist hat in dieser 

Anzeidlen dafür, daß die bestehenden Pressekonferenz folgendes gesagt: Es fehlt ein 
Probleme in der v,erstaatlichten Industrie von umfassendes Unternehmenskonzept ganz ein-
der sachlichen Entscheidung innel1halb der fach deshalb, weil der dafür erforderliche Stab 
OIAG wi-eder in die politische Sphäre trans- von Experten erst gebildet werden muß. 
feriert werden. Mit dem Aufsichtsratsbeschluß 
vom 2. 12., mit diesem Mehrheitsbeschluß auf Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Grund einer Kampfabstimmung, wurde inner- Wer dLe Konstruktion der OIAG etwas kennt, 
halb des OIAG-Vorstandes ,eine Kompetenz- wird mir bes'tätigen, daß das nicht stimmt. 
übertragung vorgenommen. Ich meine: Die Es gibt eine technische Abteilung, es gibt eine 
Ubertragung der Finanzahteilung von der Per:sonalabteiilung, es gilbt eine Finanzdirek­
Finanzdirektion in die Generaldirektion zu tion,. und es gab -die Generaldirektion mit 
Herrn GeneraMirektor Dr. Geist ist an und für dem Auftrag, die Koordination innerhalb der 
sich eine Sache, die dem Grundsatz der Verant- OIAG heJ.'lbeizuführen. Das heißt, die notwen­
wortung und der Qualifikation widerspricht. digen Fachleute und die notwendig.en Abtei­

ra e, ann auc en eInIge ragen au. s 
taucht vor allem die Frage auf: Warum wurde 
diese Kompetenzverschiebung vorgenommen? 
Wieso nimmt sich der Techniker, der Mon­
tanist Dr. Geist, der bisher mit Finanzfragen 
nicht befaßt war, die FinanzabteHung? Wieso 
verstößt der im europäischen Management 

lungen zur Erstellung eines Unternehmens­
konze tes und zur ,Erstellun eines Finanz-
konzeptes sinu und waren vm'lh:anden. 

Der Herr Generaldirektor Dr. Geist sagt 
dann noch weiter: Es fehlt ein klares Wei­
sungsrecht, das es dem OIAG-Vorstand er­
laubt, seine Vorstellungen gegenüber den 
Tochtergesellschaften durchzusetzen. In jedem 

j 
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internaUonalen Konzern ist ein eindeutiger direktion .ein Instrument zu einer Konzern­
Bef.ehlsweg vorgezeichnet. Und immerhin planung. 
WlÜrde Osterreichs Verstaatlichte selbst unter Mit dieser Frag;e möchte .ich mich doch etwas 
Deutsdllands Superkonzernen bereits an auseinandersetzen. 
11. Stelle rangieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Bundeskanderl Ich ,frage Sie: Sie haben Etwa 8 Monate dürfte es her 'sein, als Herr 

heute auch dasWeisungsrecht erwähnt. Wie Generaldirektor Dr. Geist ein Unternehmens~ 
stellen Sie sich die Frage des Weisungsrechtes konzept versprochen hat, aber ibis jetzt wurde 
vor? - Wenn die OIAG ein Weisungsrecht noch nichts, noch keine Zeile geliefert. In der 
bekäme, so müßte sie meiner Meinung nach Zwischenzeit wurde _ ohne ein Unter­
ihren Apparat wesentlich ausbauen. Sie müßte oobmenskonzept _ von der Finanrzabteilung 
alle Aufgahen, die bisher in den TochtergeseH- der OIAG im Juni das von Herrn Finanz­
schaften wahrgenommen werden, .in die OIAG minister Dr. Androsch geforderte Finan­
verlegen, damit dort diese Entscheidungen ge- zierungskonzept, das auch hier im Hause ge­
troffen werden könnten. D.as würde unserer lobt wurde, geliefert. Das mittelfr.istige Kon­
Meinung nach eine sehr starke Aufblähung zern- und Unternehmenskonzep1 vom Herrn 
des Apparates innerhaLb der OIAG nach sich Generaldirektor Dr. Geist fehlt bis heute noch. 
ziehen. Aher - und das ist auch symtomatisch - es 

Der Herr Generaldirektor Dr. Geist - das werden konzeptlos, ohne ein Konzern- und 
wurde eigentlich -schon ein paarmailerwähnt - ohne ein UnternehmenskoMept zu halben, die 
hat bei dieser Pressekonferenz auch noch Ankäufe von einer Anzahl von Firmen durdl­
etwasaooeres gesagt, und zwar ist er auch geführt, auch gegen das Finanzieru:p.gskonzept 
auf die Frage von Ranshofen zu spremen ge- und außerhalb des Finanzierungskonzeptes. 
kommen. Das ist vie11eicht auch eine typische Herr Blindeskanzlerl Sie wurden heute 

. Frage, die man heute hier erwähnen müßte, schon einmal gefragt, woher das Geld zum 
nämlich daß vor den Wahlen, schon bei der Ankauf dieser pjrmen genommen wurde. Im 
Präsidenten.wahl, immer wieder zugesag·t habe leider Gottes bis jetzt eine Antwort 
wurde, daß Ranshofen die Elektrolyse bekom- darauf vermißt. Ich darf daher diese Frage 
men werde, daß es notwendig sei, Ranshofen. noch einmal wiedeIlholen. 
auszubauen. 

Zirka sems Tag.e nach dem 10. Oktober Ich möchte dazu ausdr:iiddich sagen: Wir 
sagt der Herr Generaldirektor Geist, der das haben nichts dageg.en, daß diese Firmen ange­
im September noch befürwortet hat, folg.endes: kauft werd-en, daß diese Firmen aus volks­
Die Tendenz zur Gesmäftsführung nam r-ein wirtschaftlichen Uberlegungen, aus volkswirt­
kommerIZieHen Erwägungen -kommt auch bei schaft1imen Gründen, um die Arbeitsplätze 
dem Projekt Ranshofen zum Ausdruck. Die zu erhalten, angekauft wer:den. Aber sie 
geplante Elektrolyse wird vorderhand nicht müßten in den Rahmen eines Unternehmens­
gebaut. Der Weltmarkt ist bis 1980 mit Alu- konzeptes gestellt werden ... (Abg. B rau n­
minium mehr als ausreichend versorgt. Allie eis: Die Firma, die es gekauft hat, hat es 
internationalen Großkonzerne dieser Branche gezahlt/ Wer kauit, der zah1t!) Aber deswegen 
haben einen Investitionsstopp ,bei neuen An- kann man ja auch erfahren, woher diese Gel­
lagen gefällt. der gekommen sind und wie diese Betrie:be 

Meine ·sehr verehrten Damen und Herrenl 
innerhalb der OIAG eingegliedert werden. 

Diese .Frage war, glaube im, auch schon vor Ich wiederhole daiher noch einmal: Man 
dem 10. Oktober bekannt, sie war schon im wird den Verdacht nicht los, daß :es hier pO/li­
September bekannt, zu einer Zeit, als der Herr _ tisme Einflüs-se von außen gibt. 

Gener.aldirektor Dr. Geist noch die Elektrolyse Es ist interessant, daß gerade Dr. Withalm, 
für Ranshofen versprochen hatte. ein erfahrener Parlamentarier, schon im 

Daher muß im mich in diesem Zusammen- vorigen Jahr - 'bitte, wenn Sie nachlesen 
hang leider Gottes auch mit der Person des wollen; aus Zeitgründen lese ich es nicht vor, 
Herrn Dr. Geist - ohne ihm persönlich etwas es steht im Protokoll vom. 2. Dezember 1970, 
zu unterstellen -'beschäftigen. Seiten 1510 und 1511 - darauf hingewies.en 

, 
warum dieser Beschluß aJIl1 2. Dezember dieses 
J.ahres im Aufsichtsrat gefaßt wurde. Unserer 
Meinung nadl sucht man bier ein Alibi, die 
bisherlge Konzeptlosigk:eit zu kaschieren, 'in­
dem man sagt, erst j1etzt besteht durch die Ver­
schiebung der FinanzarbteJ.lung in die General-

hat, daß es Anzeichen ibt,.daß eine Ver~ 
politisierung innerhaLb der Verstaatlichten am 
Beginn oder schon im Gange ist. 

Ich würde jetzt gerne dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Fischer und dem Herrn Kollegen 
Blecha - leider ·sind sie nicht da - zu der 
Frage, die in der vergangenen Woche hier 
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angezogen wurde, zur Fr:age der Demokrati­
sierung und der Transparenz, gerade .im Zu­
sammenhang mit dem lBeschluß vom 
2. Dezember einiges sagen. Ich werde es erst 
nächste Woche im Zusammenhang mit der 
geplanten . Bauernräte-Verga:bekommission 
machen. Denn ich glaube, es muß einmal 
klargestellt werden, daß die Demokratisierung 
nidlt nur Ihre Sache ist. Wir .sind nicht so 
weltfremd, um nicht zu wissen, daß in einer 
Gesellschaft, die unüberschautbar wird, die 
immer vielschichtiger wü1d, Demokratisierung 
notwendig ist, und genauso wie die Demo­
kratisierung auch die Transparenz, die Durch­
schaubarkeit. 

Herr Bundeskanzler I Durch diesen Beschluß 
vom 2. 12. 1971 ist di1e Macht inneI1b.alb des 
o lAG-Vorstandes in wenigen Händen kon­
zentriert: in den Händen der sozialistischen 
Vorstandsmitglieder, und damit - das möchte 
ich g,anz dezitiert betonen - auch alle Ver­
antwortung. 

Herr Bundeskanzler I Nun .auch noch einige 
Fragen zur Finanzierung. lEs wäre jetzt, wenn 
es noch früher am Tag wäre, interessant, das 
SPO-Wirtschaftsprogramm, die Seite 111 die­
ses Programms zu zitieren. Es wäre auch 
interessant, Ihre Rede vom 18. Oktolber im 
ZusammeDlh.ang mit der Fleier ,,25 Jahre Ver­
staatlichte" näher zu be1euchten. Ich möchte 
nur einige Punkte herausgreifen. Herr Bundes­
kanzler, Sie haben damals :folgendes g,esagt­
im zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsi­
denten -: "Bei der DurdtflÜhrung des bevor­
stehenden Investitions- und Finanzierungs­
komeptes der Verstaatlichten erwartet die 
Bundesregierung von der OIAG die Berück.­
simti-gung einer Reihe von Grundsä,tzen. Zu­
nächst soll der Fremdfinanzierungsspielraum 
konsequent ausgenützt werden, wolbei die 
OIAG durch Auflegen von Indrustrieanleihen 
aum den Kapitalmarokt in Anspruch nehmen 
sollte." 

Herr Bundeskanzler! Im glaube, man müßte 
auch hier dazusagen, daß nur wenige Betriebe 
der Verstaatlichten sovi.el Eigenkapital halben, 
daß sie auf den Kapitalmarkt gehen können. 
Die anderen Betriebe .haben diese Möglichkeit 
nicht. (Abg. B rau n eis: Im Jahr 1910 sind 
3,1 Milliarden investiert worden!) 

"Im internen BereiCh" - haben Sie weiter 
gesagt, Herr Bundeskanzler - "sollen die 
Politi.k der verstärkten Dividendenausschüt-
tung ortgesetz un le IVl en en 
zur Vornahme der erforderlichen 
erhöhungen verwendet w.erden". 

Dividenden ausschütten, und diese 'Beträge, 
die hier ausgesChüttet wurden - ich zitiere 
dann das Finanzierungskonzept - sind ein­
fach zu w.enig, um die Eigenkapit'albildung 
und die notwendigen Inv;estitionen durchzu­
führen. 

Sie haben noch etwas .gesagt, Herr !Bundes­
kanzler, und das möChte ich auch noch zitieren. 
Sie sagten: "Durm die Ausschöpfung steuer­
licher Vorteile ... stehen den Unternehmen 
nicht unerhebliche ·Finanzierungsmittel zu 
Lasten des Bundes zur Verfügung." Ich möchte 
Sie fragen, Herr Bundeskanzler: Haben Sie 
da nicht läch~ln müssen, als Sie diesen Satz 
gesagt h'aben? Gerade Sie und Ihr jetziger 
Finanzminister haben noch vor zwei Jahren 
hier als Oppositionsredner gegen diese 
Steuerabschreibungen polemisiert und 
heute empfehlen Sie sie der Verstaatlidlten 
als Möglichkeit zur Kapitalbildung. 

Meine sehr verehrten Damen Und Herren I 
Vielleicht noch einige Zahlen zum Budget 
1972. Herr Bundeskam;lerl Sie haben einige 
Zahlen in Ihrer Antwort an den Herrn 
Kollegen Graf genannt, und im hahe mich jetzt 
.in der Zwismenzeit Ibemüht, diese Zahlen zu 
überprüfen. Ich bin nicht rum gleichen Ergeb­
nis gekommen. Darf ich Sie daher bitten, diese 
Zahlen noch einJllal 'Zu wiederholen und uns 
zu erläutern, von wo Sie diese Zahlen her 
haben. Sie stimmen mi,t unseren Uberlegun­
gen, mit dem ReChnungshof,bericht nimt ü!ber­
ein. 

Ich darf daher - zum Schluß kommend -
zusaJmmenf-assend folgendes sagen: Vor 1970 
halben Sie in der Frage der Verstaatlichten, 
vor altem hinsichtlich des Budg.ets, mehr ver­
sprochen,als Sie nam 1970 sowohl beim 
Budg·et 1971 als auch beim -Budget 1972 ~u 
,halten gewillt sind. Es ·sind heute schon zwei 
Jahre seit Schaffung des OIAG-Gesetzes ver­
strichen, und es ist noch kein Unternehmens­
konzept vorhanden. Ich frage daher: Wie will 
man die Europareife, die Strukturverbesserung 
und den Auftrag des OIAG-Gesetzes, die Bran­
chenzusammenführung, durchführen? 

Außerdem möchte ich sagen, daß mit dem 
2. 12. 1971 die Verpolitisierung in der Ver­
staatlichten wieder beginnt und daß 'alle Macht 
innerhalb der OIAG, des OIAG-Vorstandes 
in der Hand der sozialistischen Vorstands­
mitglieder und damit auch alle Verantwortung 
vereint ist. Auch Sie, Herr Bundeskanzler, 
a s er treter es 11gentümers können siro 
dieser Verantwortung nicht entziehen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Auch das, Herr Bund'eskanzler - glaube Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
im - ist ru wenig. Es gibt ja nur wenige ist der Abgeordnete Brauneis. Ich erteile es 
Betriebe innerhalb der Versta,atlichten, die ihm. 

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 111 von 128

www.parlament.gv.at



564 Nationalrat XID. GP - 9. Sitzung - 7. Dezember 1971 

Abgeordneter Brauneis (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine .sehr geehrten Damen und Herrenl 
Es war interessant, den Ausfüih.rung.en meiner 
Vorredner zuzuhören. Wenn man !bedenkt, 
daß in der Zeit von 1966 'bis 1969 uns,ere 
Anfragen vom zuständigen Ressortminister 
immer mit dem Hi:r:trWeis a!bgetan W1U.r.den, daß 
nicht er, sondern daß die aIG zuständiJg s,ei, 
und daß heute der Herr Bundeskanzler als 
zuständiger Ressortminister für die verstaat­
lichte Industrie hereit ist, Aus'kunf,t zu geben, 
s'oweit er informiert .wird von der OIAG, oder 
wenn er .seine Meinung ;zum Ausdruck 'bringt 
und lIlun sieht, daß das auch wieder nicht paßt, 
dann weiß ich oft nkht, was man noch tun soll. 

Wenn hier wiederholt die Frage au.fgewor­
fen wird, ,wieso e.s sich die verstaatlimte Indu­
strieerlalUbt, Betriebe alllZUlkau.fen, so daIlf ich 
Ihnen nur eines sagen: Es sind .in der Regel 
Betriebe, die, wenn sie nicht von der verstaat­
lichten Industrie gekauft !WÜrden, in fremde, 
in ausländische Hände gelben würden. Ich darf 
Ihnen dazu sagen, daß die notwendigen Be­
schlüsse, um diese Betriebe rzu kaufen, in den 
zuständ~en Gremien der Unternehmung.en, 
das heißt im Vorstand und im Aufsichtsrat, 
Ms jetzt einstimmig ·gefaßt worden sind und 
daß die ,Firmen, die dies-e Betriebe kaufen, si-e 
n'atürlicheIlWeise lbezahlen müssen. 

Es ist meiner Meinung nach lachlhatt, hier 
solche Anfragen 'Zu stellen, denn Sie halben 
in allen Aufsichtsräten und in den Vorständen 
Ihre Leute. Wenn Sle von Verpolitisierung 
der Vorstände reden, dann hitte etwas. vor­
sichtiger. 

Heuer im Sommer, in der 51. Sitzung, hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Keimel erik.lärt, daß 
sich der Herr Bundeskanzler iDr. Kreisky nicht 
immer auf die 'OIAG ausreden soll. Nun haben 
Sie als mein Vorredner ·gesagt, daß ein Geset;z 
geschaffen wurde, wonach die OIAG zustän­
di-g ist für diese Betriebe. Der Herr Dr. Keimel 
hat dort gemeint, er soll sich nicht ausreden, 
denn in den Vorständen und Aufsichtsräten 
wird man parte'tpol1tisch tätig über die Be­
triebsrät,e, di·e man ununterlbrochen am partei­
politi'schen Gängelband führt. 

zu mamen, die nicht nur die Vorstände, son­
dern auch die dort Beschäftigten äußer.st dis­
kriminierten. (Abg. Dkfm. Gor ton: Warum 
haben Sie das nicht damals gesagt?) Das müs­
sen Sie mir überlassetl1, Herr Gorton, wann 
ich antworte. Sie bekommen rechtzeiti.g eine 
Antwort. Jedenfalls meinte ~eimel damals: 

"Wenn man aber in Betracht !Zieht, daß die 
v,erstaatlich1le Industrie, wie ich erläuterte, nur 
zum Teil ihrer .steuerlichen Aufgabe - fast 
möchte ich sagen ,Verpflichtung' - nach­
kommt, so stelht wohl endeuUg fest, daß die 
Steuer belastung der privaten Wirtscha.ft Oster­
reichs die stärkste der Welt ist." 

'Darf ich Ihnen sagen, daß die verstaatlichte 
Industrie in ihrer Gesamtheit beim Herrn 
Finamminister ein 1Steuerguthaben hat und 
Steuer.schulden nicht bei der verstaatlichten 
Industrie, sondern Ibei der anderen Wirtschaft 
aufscheinen I Darüber sollten Sie Aufklärung 
gelben. (Beifall bei der SPO.) 

Es ist das eine bodenlose Verleumdung der 
V'erstaatlichten Industrie, die in einem Exi­
stenzkampf geg·en die ausländisch-e Konkur­
renz steht. Hier wird sie v-erunglinipft, daß 
sie nid:l.t einmal in der .Lage sei, ihre Steuern 
zu bezahlen. Wissen Sie, wie durch solche 
Äußerungen der Kredit dieser Unternehmun­
gen in der Welt herabges,etzt wird? Aber auch 
die Belegschaft! Was sagte Herr Dr. Keimel 
damals: 

"Ein Beispiel: ALlgemein ;v;erbind.lich.e Pen­
sionszus·agen, soziale Zusagen und so weiter 
werden auch in schlecht ge/WiImbringenden 
Betrieben nur deshalb ,gemacht - ich betone 
ausdrücklich ,nur deshaLb' -, um keine 
Steuern und Dividenden ClIbfülhr·en ,zu müssen." 

Ich darf da,zu .schon sagen: Eine größere 
Beleidigung der Arhei,ter und AngesteLten, 
der Vorstäooe und der leitend,en ß·eamten und 
der Aufsichtsräte, 'Wie SIe der Herr Dr. Kei­
mel an der Verstaatlichten begangen hat, i'st 
mir in meiner ganzen 25jähri.gen Dienstz,eit 
als Betriebsra.t in ,einem v,er.staatlichten Be­
trieb nicht untergekommen. 

Heute spricht man so .schön über Lösungen. 
Ja gLaulben Si,e denn, eine Lösung, die 'So 

Dazu dar:f ich Ihnen sag·en: Das müssen schwierig ist, läßt sich von heute auf morgen 
dann Ihre Leute sein. Denn ich :bin seit 25 Jah- herbeiführen? Das Gesetz ist 1970 in Kraft 
ren Betfi.ebsrat in den verstaatlichten Unter-
nehmungen und wurde noch nie poUtisch 
gegängelt, sondern ich betr'eibe Politik. im 
Interesse unserer Be1e· schaft, die ich zu ver· 
treten thabe und die mich seit 25 Jahren mit 
einer selhr groß·eu Mehrheit wählt. Diese Poli­
tik habe ich zu vertreten .und ~eineandere. 
(Beifall bei der SPO.) 

getret,en, und heute verlang,en Sie schon a!bge­
schlossene Lösungen. Ich möcht·e darauf ver­
weiS'en: Die deutsche Stahlindustrie und 

gen unter .gaIlJZanderen Vor,aussetzungen ge­
führt. Dort hat man moderne Betriebe aufge­
baut, ihat sie mit anderen Betrieben iiusio­
ni'ent unld hat 'sämtliche alten Anlagen still-

Der Herr Dr. ~eimellh.a,t sich damals sogar gelegt. Wie sollen wir tfusionier,en? Denken 
dazu verstiegen, der Verstaatlichten Vorwürfe I Sie an das ProMem Alpine, VOEST, Böh},er, 

-
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Schoeller. Glauben Sie, d'aß heute fusioniert 
und stillg,elegt werden kann? AufgaJbe der 
versta-atlichten Industrie im .Interesse der 
Volkswirtschaft ist es, Lösungen ~u finden, 
die die Arbeitsplätze in den Betrieben eIlhält, 
in denen sie jetzt vorhanden sind. 

Bundesstraße 17. Dil'S wird von Ilhnen immer 
so abfällig betont. Die Lösung "Bundes­
straße 17" hat etwas für sich. Uberlegen Sie 
doch: Der ROhstahlzubringer für dite Edelstahl­
werke ist von der Alpine versandmäßig viel 
l'eichter zu erfüllen als von der VOEST. Und 
wenn der Herr Direktor Geist die "Bundes­
straße 17-Lösung" propag.iert und dann auch 
erklärt hat, die VOEST sei mit dabei, dann 
frage ich Sie: Ja ist da-s denn so ein Verbre­
chen?, (Abg. Dkfm~ Gor ton: Nein, aber es 
gibt noch kein Konzept!) Ein Konzept wird 
ausgeaI1beitet, Herr Dr. Gorton. Aber es soll 
nicht ohne VöEST gemacht werden. Die 
VOEST w.ird bei der Ausaroeitung eines Kon­
zeptes dabei sein. kber ob es zu einer Fusion 
kommt oder nicht? Im OIAG-Gese~ ist von 
einem branchengleichen Zusammenführen 
unter den bestmöglichen Voraussetzungen die 
Rede. 

Hier kann ich j.a _ auch ·einmal zündeln: Das 
könnte bedeuten: von einem Zusammen­
arbeits,vertrag Ibis ,zu einer 'voLlständigen 
Fusionierung. Um daß es sinIl'Vollausgearbei­
tet wäre ... (Zwischenruf .des Abg. Dkfm. 
Gor ton.) Sie ha'ben das Ges'etz natürlich 
h'eschlossen. Es hat auch Fehler. Der Herr 
Bundeskanzler hat schon darau·f hingewiesen, 
warum er es nicht abgeändert hat. IEr wollte 
eben die verstaatlichte Industrie aus den 
Taogesfragen, aus der Politik her,aushalten, 
damit Sie nicht die Mögli<nkeit halben, .zu 
schreien: Jetzt wird schon rwieder Politik be­
trieben! 

Wir ha!ben v-ersucht, 25 Jahre elhrlich für 
die verstaatlichte Industrie einzustehen. Es 
gibt eine Menge Dinge, die nicht erledigt 
wurden. Aber hier, meine sehr 'geehrten Her­
ren von der Volkspartei, darf ich Ihnen sagen: 
Si·e haben schon :eine SelWobrem:se eing-ebaut 
gehabt, ehe es diese ,gegeben hat: Immer 
schön leicht mit dem Fuß auf der Bremse ge­
stand·en. 25 Jahre haben Sie versucht, zu ver­
hindern, echte Lösungen herbeizuführen (Bei­
fall bei der SPO) , die nicht Illur ,für die ver­
staatlichte Industrle von W'ert ;gewesen wären, 
sondern die auch für die private Wirtschaft 

Märchen desgegenseiHgen -BeikälIllpfens d,er 
verstaatlichten Industrie -einers,eits und der 
privaten Wirtschaft ande~erseits ist, glaube 
ich, schon längst auch lbei Ihnen .ad 'acta ge­
legt worden. Es ist die ·beste ,Zusammenarbeit, 
die man siro vorstellen kann. I(Ruf bei der 

OVP: Bei Ihnen gibt es doch keine ZUlSam­
menar,beit! - Gegen!ufe bei der SPO.) 

Herr .A!bgeordneter IMussill IIch halbe es hier 
schon -einmal ausg,etüJhrt. Man hat es der ver­
staatlichten Industrie s~hr lang,e verwehrt, 
echt in die Weiterverar'beitung hinein~ug'ehen. 
Ich könnte Ihnen hier viele iBeispi,ele sa.gen. 
Unser verstorbener, tödlich verunglückter 
VorstaIlldsdirektor Lukesch hat sich bemüht, 
in Linz eine größere private Verarheitung für 
BIedre zu inst.allieren. Hs ist nicht gelungen. 
Und nachdem die VOBST dann angefangen 
hat, ihre Bleche s·elhst zu verarbeiten, hat 
die Privatwirtsdlaft auf einmal geschrien: 
Wieso geht die Verstaatlichte in die verarbei­
tende Industri-e, in den Verarbeitungsbereich 
hinein? Wenn wir auf Sie gewartet hätten, 
Herr Ahgeordneter Mussil, dann wäre uns 
selhr viel -entJg,angen. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u 8 S i 1.) Das war Ja sillon viel später. 
Wir hahen schon viel früher mit der Blech­
ver,arbeitungangefangen und ha,ben einen 
international€n Ruf erreicht. 

Ich dari vielleicht noch eines sa,gen: Lassen 
Sie die verstaatlichte Industrie in Ruhe arbei­
ten! Versuchen Sie nicht immer, hier von 
VerpoIitisierung der Vors.tände, der Auf­
sichtsräte ;und der Betriebsräte ~u reden I 
(Beifall bei der SPO.) Die verstaatlichte Indu­
strie :hat in den vergangenen Jahren wirklich 
Leistung-en voHbracht, die sich international 
sehen lassen können. (Beifall bej der SPO.) 

Wenn vor wenigen Tagen die ~weimil­

lionste Tonne kaltgewal2Jtes Blech an uns-eren 
russischen Partner überge'ben wuroe und die­
ser in voller Anerkennun,g der Lei'stung zum 
Beispiel der VtlEST - aber auch die anderen 
erbringen solche Leistungen - erklärt hat, 
daß Idie Pünktlichkeit, die präzise Ahwicklung, 
die hervorragende Qualität und das sehr gute 
Ve I1handlung ski im a die ISow1etunion darzu 
veranlaßten, mit der VOEST alseinzig,em 
Unternehmen Ibisher langfris.tige Ver,träge 
abzuschließen, so darf 'uns das als AIibeitneh­
mer der versta·atHchten IIndustrie wiI'lklich sehr 
freuen. Alber nicht nur die VOEST oder Böhler 
ader die Alpine oder die OMV oder auch die 
Stidcstofliwerke und ,alle dort B·eschäftigten, 
sondern auch die von Ihnen als veI1politisiert 
bezeichneten AUJf.sichtsräte und Vorstände lei­
sten hervorra.g·ende Allbeit. 

Der Herr Baumeister Letmai.er ist .leider 
nicht da. Er ist -bei uns in der VOEST so lange . . 

Nationalrat, weil er Politiker geworden ist, 
ist er nicht melhr in der ;Lage, im Aufsichtsrat 
täti·g zu ·sein. Ich müßte an ihn die Frage stel­
len, ob er Jemals vom Herrn Bundeskanzler 
g-egängelt .wuroe. Wir haben unsere Entschei­
dungen immer getroffen, und ich da-r,f Ihnea 
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Brauneis 
sagen ... (Abg. Dr. M u·s s i 1: So ungeschickt 
macht das der Bundeskanzler nicht! Er gän­
gelte nur Sie, aber uns nicht! - Abg. Li baI: 
Herr Dr. Mussil! Sie wissen ja nicht, worum 
es gehtI) 

Herr Abg.eordneter Mussill Im Aufsichtsrat 
der VOEST wurden bis 'heut.e einstimmine 
Beschlüssegefaßt, und wenn sie lllimt ·ein­
stimmig waren, dann war der Betrielbsrat 
illgendwie dag·egen. (Abg. Li baI: Anders als 
in der Bundeswirtschaftskammer! Das ist doch 
dort alles Dirigismus!) 

Wenn die Zahlen, die über die Finanzierung 
der ·verstaa,tlichten Industrie vongelesen Iwor­
den sind, angezweifelt wurden, so dar,f im 
Ihnen sagen, daß das Uberlassen der Dividen­
den für die Finanzierung der verstaatlidlten 
Industrie dieser IndiUstri,e in den Jahren 1970 
und 1971 mehr gebracht hat als vorher die 
Finanzierung unter Ihrer Alleinreg1erung. Im 
Jahre 1966 wurden an Kapitalerhöhungen von 
der Bundesr-egierung' 25 Millionen Schilling 
gegeben, an BundesdarJehen 125 Millionen, 
an I-Fonds-Darleihen, die der verstaatlichten 
Industrie zugeflossen sind, 49 Millionen, 'an 
I-Fonds-Zuschüssen 6 Millionen; das waren 
also 205 Millionen SChilling. 

Im JaJhre 1967 ,waren es 308, im Jahre 1968 
297 und im JaJhre 1969 234 Millionen Sdlil­
ling, die von Kapi,talzU'sdlüssen des Bundes 
bis ,zum I-Fond'S aussdlöpfibar waren. 

Im Jahre 1970 wur.denan Kapitalrusmüssen 
vom Bund 135 Millionen gegeben und an ein­
gegangenen Dividenden 402 Millionen, mq.cht 
zusammen 537, und im Jahre 1971 wurden 
sämtliChe Dividenlden in der Höhe von 
522 ,Millionen den :Betrieben :ZUigetführt. 

WeDlIl vielleicht -geklagt wird, daß die ver­
staatlichte Industrie sä.mtliche Mö,glidlkeiten 
ausnützt, 'so ist zu sagen, daß si,e ja Jeder 
Private bei der Bezahlung von Steuern auch 
ausnützt. Es ,gilt bier das g~ejche Remt für 
alle. (Abg. Dkfm. Gor ton: Wer hat hier 
geklagt darüber? - Abg. Li baI: Aber der 
Dr. Withalm weiß dodl das! Er war damals 
verantwortlich dafür!) 

Ja, Herr Kollege Keimel ha.t darÜ!ber ,ge­
klagt. (Abg. Dkfm. GOI ton: Ah, der KeimelI) 
Ja bitte, wenn du sagst: M, der Keime:l!, dann 
brauche im über den Dr. Keimel nimt melhr 
zu reden. Kollege Gortonl Mit dem "All, der 
Keimel!" hast du ihn apostrophiert. Da kann 
im es mir ersparen. 

Ich möchte noch sagen,daß di'e Dividenden­
leistungen, die von der V:OEST in der Höhe 
von 18 Prozent gegeben worden sind,' zum 
Teil dazu ,benüt7lt :wurden, da.s Kapital des 
Unternehmens aufzustocken. 

Wenn audl 'Lösungen nicht heu.te schon auf 
dem Tisdl ,lieg-en, so bin ich doch überzeugt, 
daß sim die verantwortlichen Vorstände und 
die Aufsichtsräte in den Betrieben flinter Mit­
wirkung des Herrn Bundeskanzlers bemühen 
werden, Lö·sungen ;zu fitnden, die nimt Ad hoc­
Lö.sungen sind, sondern die die Ar.beitsplätze 
in sämtlichen Betrieben mit über 100.000 Be­
sChäftigten sidlem sollen - niCht nur zum 
Wohl dieser Beschäftigten, sondern auch zum 
Wohle des österreimisChen Sta'ates. (Beifall 
bei der Spö.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich Herr Staatssekretär Dr, Veselsky. Ich 
ertei1ees Ihm. 

Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dok­
tor Veselsky: Sehr geehrter Herr Präsident I 
Hohes Hausl In Vertretung des Herrn Bundes­
ka,nzlers' ·gestatte ich mir, eini.ge der aufge­
worf.enen Fragen zu beantworten. 

ZweiAJbg-eoronete !haben den Vorwurf der 
Politisierung in der verstaatlimten Industrie 
erhoben. Idl darf diesem Vor,wurf einige Tat­
sach,en gegenüberstellen: 

Erstens die Tatsame, daß an die Spitze des 
OIAG-Konzerns, an die Spitze des Vorstandes 
ein unpolitischer Fachmann :berufen wurde, 
nämlidl Generialdirektor Dr. Geist. Dies hat 
es früher nicht gegeben, und daher bedarf 
diese Beruf.ung doCh einiger Unterstreichung, 

Im daIif weiter sagen: Man darf zumindest 
vom Herrn Generaldirektor Geist nicht sagen, 
daß er der einen oder der anderen Partei 
nahesteht ; das kann man nicht sag·en. 

Im darf Lhnen weiters in Erinnerung rufen, 
daß bei der Firma SchoeUer beispielsweise in 
dieser Zeit ein Generaldirektor herufen 'WUrde 
- es handelt sidl um Generaldirektor Doktor 
Steinbauer -, von dem man das gleime sagen 
kann. 

In den 01AG-Aufsidltsrat wurde in dieser 
P.eriode mit Dr. Kohlfürst auf Vorsdllag der 
SPOe.i1ll Mann berufen, ein Aufsichtsrat, der 
auch nicht der SPO angehör,t. 

Ich glaube also, -daß diese Tatsachen eine 
eindeutiige Sprache sprechen, 

Nun wurde die Gesmä,f.tsordnungsänderung 
im Vorstand der OIiAG zum Anlaß genom­
men, erneut eine PoHtisierung (Zu behaupten. .. .. . . 
eine Teilkompetenz von einem Vorstandsmit­
glied, das der OVP nahesteht,an ein Vor­
standsmitglied übertra'gen Iwoiden, das :k"einer 
Partei:rraheste'ht. Ist das Verpolitisierung? 
Man könnt-e daraus, glaube im, eher den 
gegenteiligen ,SChluß ziehen! 
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Staatssekretär Dr. Veselsky 
Alber wenn Sie diese Kompetenzverände­

rung sachlich ansehen, so kommen Sie zu fol­
gendem Schluß:' Durch das OIAG-Gesetz in der 
Fassung der U1AG.,Ges·etznovelle hat die 
UIAG und damit der OIAG-Vorstand die ge­
samte Verantwor,tung für die Durchführung 
der branchenweis'en Zus amme nführung. Wenn 
mm der Generalldirektor angesichts dieser 
Verantwortung sagt, daß es seines Erachtens 
notwendig ist, daß er auch die Möglichkeiten 
dazu in die Hand ibekommen muß, dieser Ver­
antwortung gerecht zu !werden, so ist das 
zweifelsohne eine sachlime Motivation, also 
eine sachliche und ~eine politische Motiva­
tion. (Zwischenrufe des Abg. Dkfm.G 0 r­
to n.) 

Ich darf Ihnen aus di-eser Geschäftsordnung 
etwas vorJesen. Ich darf Ihnen sagen, daß 
-schon unter Generaldire'ktor Kothbauer die 
Koordinierung der technismen, finanziellen 
und 'kümmer.zieHen Aufg,albenbereiche Ange­
legenheit des Generaldirektors war (Abg. 
Dkfm. Gor ton: Jetzt audz/ Wozu dann die 
Anderung?) und nur die Rinaruzpdanring der 
OIAG und deren Gesellschaften beim finanziel­
len Direktor 'lag. Hier gibt es jetzt die Verände­
rung, daß ,in Zukunft auch die Finanzplanung 
zum Autfgalbenbereim des Generaldirektors 
gehören soll. (Neuerlidzer Zwischenruf des 
Abg. Dkfm. Gor ton.) 

Was steht nun als sachl-ime Motiv,ation 
da:fiir klar? Di,e f.ühmng eines Konzerns, wie 
die OIAG einer ist, erfordert eine straffe Koor­
dination. Wenn wir uns ibei:spielsweise an­
sehen, wie die lRI ihren GeschäftSlbere-ich 
strukturiert, so finden wir dort, daß es im 
Geg·ensatz zu produzierenden, einlkaufenden 
und verkaufenden Unternehmen bei der I!ReI 
keine Einzelkompetenzen der Direktoren-gibt, 
sondern ,eine Gesamtkompetenz, und damit 
gibt es beispielsweise bei der IRIauch keinen 
eigenen Finan~direktor. Das möge auch 
berücksichtigt werden. (Zwischenruf des Abg. 
Dkfm. Gor ton.) 

Die OIAG ha.t als Koordinierung,sinstru­
mente vor allem finanzielle Möglichkeiten und 
personelle. Daher ist es klar, daß hier eine 
straffe Zusammenfassung zweckdienlich er­
scheint. 

Zlwei Ahgeordnete thabenauch angeschnit­
ten, daß der für diesen Bereich zuständige . . 
tümers nicht da:s gewünschte Finanzierungs­
konzept vorlegte, 'sondern letztlich eine 
Fina1llZvorsrnau. (Zwischenrufe des Abg. Dkfm. 
Gor ton.) Es 'W,ar eine .FinanzvorsChau,eine 
Ubersicht über den künftigen Finanzierungs­
bedarf. 

Ich darf des weiteren in diesem Zusammen­
ha.ng auch darauf verweisen, daß sich die An­
lage der Mittel, die der UIAG zur Verfügung 
stehen, vieflleicht auch nicht ganz so vollzog, 
wie man .sich das hätte vorstellen können. 
Wenn die OIAG über Mittel verfügt, die 
nicht unmittelbar eingesetzt werden müssen, 
dann könnte man sich vorstellen, daß sie 
zunächst einmal diese Mittel den Unterneh­
men auch, im Kredttwege verfügbar macht, 
also kur.2lfristig !dODt veTanlagt. Das also dazu. 

Herr Abg·eordneter Dkfm. Gorton meinte, 
daß das OIAG-Konzept jetzt eigentlich vor­
liegen müßte. Gestatten ,sie mir: Für die Er­
stellung ist die UlA!G zuständig, und der 
Koordinierung.sauf,trag, der ZusammeIlifiili­
rungsauftrag richtet sich an die OLAG. Es ist 
nicht die Bundesr~gierung daf.ür verantwort­
lich, sondern ,vielmehr die OIAG. 

Zu . den !Fragen B l1-Lösung oder Große 
Stahllösung müssen wir f.esthalten, daß das 
Er-gebnis der jetzt laufenden Koordinierungs­
gespräche abzuwarten sein wird. Die OIAG 
ha.t eine Reilhe von Ausschüssen mit der Auf­
grube eing·e·setzt, im einzelnen di-e Ko.stenvor­
teile, die aus der einen oder der anderen 
Lösungents.tehen, zu prüfen. Wir können 
etwa in sechs Monaten oder vielleicht etwas 
läng.er damit rechnen, daß die Ergebnisse auf 
dem Tisch liegen. Aber eine vorherige Stel­
lungnahme dazu wäre jedenfalls nicht 7Jweck­
mäßig. 

Herr Abgeordneter Dkfm. Gorton kriti­
sierte, daß die Gründung der petrodl-emisrnen 
'f,omter der OMV :und OSW, mit 22. Dezem­
ber 1911 vorgesehen, ein Schritt wäre, der 
eigentlich ~einen Fortschritt bedeute. (Zwi­
sdzenruf des Abg. Dkim. Gor ton. - Abg. 
Dr. M,u S S i 1: Ein Sdzritt zurück/ - Heiter­
keit bei der OVP.) 

Ich .glaube demgeg,enüber ,sa'gen IZU dürfen, 
daß di·eser Schritt in Uibereins-ti.m:mung mi,t 
allen beteilig.ten Partnern tg·etan werden kann, 
und das unterscheidet diesen Schritt wesent­
lich von dem, was ge.schehen wäre, wenn man 
den überhasteten und nicht vor.ber,eUeten 
FusionsbesChluß gleich in die Tat umgesetzt 
hätte. Eindeutig wurde v,om Vorstand der 
OIAG f-estgestellt, daß es sich um etnen ersten 
Sdlritt handeln soll, und eindeutig hat dazu 
auCh der Bundeskanzl1er Stellung genommen. 

Zur Frage der Unternehmensplanung, die 
vom Herrn ,Alb 'eordneten Gorton an eschnit-
ten wurde, ,gehört selbstverständlich auch die 
Finanzplanung, und daher ist es vernünftig, 
daß heides in einer Verantwortung auch vor­
ber,eitet wird. 

Die Siemens-Verträge rwurden angeschnLt­
ten, und es wurde darauf hingewiesen, .daß 
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Staatss~kretlr Dr. Veselsky 
da·bei auf Elin-Interessen nicht genügend 
Rücksicht genommen wurde. Demgegenüber 
dam ich Ihnen mitteilen, daß die Verträge mit 
Siemens DeutschLand 'Sehr wohl auf die Inter­
essen von Elin Rücksicht-nehmen, daß eine 
Interessensabgrenzung vorlieg,t (Zwischenruf 
des Abg. Dkfm. Gor ton), und schließlich 
und endlich ist auch der Aufsichtsrat von Sie­
mens Osterreich nicht nur mit Vertretern der 
OIAG beschickt, sondern auch mit Vertretern 
der Elin, und diese sind dort nun im Auf­
sichtsrat namens der OIAG tätig, können also 
unmiUel·ba:r auch auf die Interessen der Elin 
acht-en~ 

Sie sagten -in dies-em Zusammenhang auch, 
der E:r.wenb von.\3eteiHgungen wäre nicht 
Sache der UlAG. A!ber er ist ·auch nichtaus-ge­
schlossen durch das Ge'setz. 

Es muß zu dieser Transaktion weiters fest­
gehalten werden,' daß der EUn der Betrag 
von 231 Millionen Schilling, verzinslich bei 
der OIAG, gutgeschroieben wurde, sodaß der 
Elin kein Schaden erwächst. (Abg.· Dkfm. 
Gor ton: Aber sie kann ncht darüber ver­
fügen!) 

Herr Abgeor-dneter Dkfm. Gorton monierte 
Grundsatzrichtlinien der OIAG für den Er­
wellb von Beteiligungen. Ich möchte dazu 
einiges sagen, weil offenkundig die Ge·fahr 
be'steht, daß ein Gespenst an die Wand g,emailt 
wird, iIläml.ich das GeSipenst der AusweUung 
der V·erstaatlichung über das Hintertürl des 
EIlWeI'lbs von Beteiligungen. 

Ich darf dazu sagen: Es handelt sich um den 
Errwerb von Beteiligung-en, die .für die Unter­
nehmen notwendig sind, die der Verrbesse­
rung der Albsatzmöglichk.eiten der Unterneh­
mungen dienen. Ich glaube, wir, sollten ver­
'staatlichte Unternehmungen :nicht anders ,be­
handeLn. als prilvate. Wenn es ein Privat­
unternehmer für notwendig 'erachtet, eine 
Beteiligung zu erwer.ben, um damit seinen 
Interessen ~echnung :ru tra,gen, so soll das 
auch den verstaatlichten Unternehmungen 
möglich s-ein. 

Um hier einer Legende entgegenzutre,ten: 
Es ist nicht so, daß es sich dabei um ein Poli­
til1mm handelt. Auch die Vertreter der OV,P im 
Aufsichtsrat der OIAG und in den Or,ganen 
der Unternehmungen haben für dies,e Trans­
aktionen !gestimmt, weil si·e durchaus richtig 
sind. Man soHte <lcllher auch hier, glauibe ich, 
kein Politikum daraus machen. 

Es wurde auch die Frage aufgeworfen, wo­
her das Geld für dLese Ankäufe stammt. Die 
Antwort ist sehr einfach: Es wird von den 
Untemethmll,lngen selbst aufgebracht. Jn. kei­
nem dieser Fälle ist die OJAG -selbst betrof­
en.(Abg. Dr. Mus s i 1: Das mindert aber die 

Dividenden!) Die· Dilvidendenpolitik wird letzt­
lich durch sefur viele -Dinge ibeeinflußt. 

Ferner wu;r:de die Frage aufgeworfen: Wa.s 
·ist. mit der Elektrolyse Ranshofen? Der Herr 
Bundeskanzler hat dazu bereits im AUsschuß 
Stellung genommen. Es :wurde darauf hinge­
wiesen, daß ein Preisverfall von etwa 20 Pro­
zent bei Aluminium weltweit eingetreten ist, 
und es 'wurde auch !betont, daß die gegenwär­
tigen Schwierigkeiten auf die Wasserknapp­
heit zurück:nuführen sind. Wir können darauf 
hinweisen, daß die Regierung ihre guten 
Dienste 'angeboten hat, um zu einem tfilg­
baren Stromt.arH ,fü,r den künftigen Autbau 
der El~ktrolyse zu kommen. Jetzt ·ist eine 
endgültige Begutachtung !(les Projek,tes durch 
den Sch'Weizer lPartnEH eingeloeitet worden. 

Herr AJbgeordneter Schmitzerf Ich <lad Ihnen 
hier mitteilen, daß die Kosten für die 25-Jahr­
Feier der verstaatlichten Industrie iVon der 
OIA:G g-etragen wurden. Wenn Sie, Herr Ab­
geordneter Schmitz er, krit-isiert haben, ,daß in 
dEm Finanzierungsrichtlinien un'd -empfehlun­
gen der Regierung .an die OIAG auf die Mög­
lidJkeit der Ausnützung der Steuerbegiinsti­
gung hingewiesen wird, so dar,f ·ich In:men 
sagen, daß es sich :hier um die Ausnütrz;ung 
der Möglidikeit des gespaltenen Körper­
sch·aftsteuersatzes hande1t, und es i.st nur 
konsequent, den verstaatlichten Unternelhmun­
gen die gleichen Rechte zuzubilligen ,wie den 
Prilvatunternenmen, für die ja dieseLben ge­
setzlichen Bestimmungen gelten. (Beifall bei 
der sPoa.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Suppan. Ich ertei:le es 
ihm. 

Abgeordneter Suppan (OVP): Herr Pr'äsi­
dentl Hohes Haus! Herr Bundesminister! Es 
ist Nacht geworden. -Ich hofte, das ist nich1 
symptQmatisch für das Simerheits'Wesen in 
Osterreich,sodaß nicht ,auch hier di'e Nacht 
hereinbricht. 

Unser Sprecher, der Herr Abg,eotdnete WH­
halm, hat schon erklärt, daß wir mit Aus­
nahme des Kapitels Oberste Or,g,ane dem Bud­
get unsere Zustimmung nicht geben werden. 
Die Verw,eigenmg der Zustimmung zum Kapi-

sitionsge1st, sondern wir sind der MeinuIllg, 
daß be,im Budget 1912 die AJkzen1e falsch 
g.es1etzt wurden, falsch insof.em, als mm der 
Bedrohung der öffentlichen Sicherheit ~ die 
immer mehr '1JUmmmt - im Budget 1912 im 
Ka.pi1el Inneres nicht I~echnung trägt. 
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Suppan 

Sie, Herr Bundesminister, .bJahen im Fin.anz­
und Budgetausschußerklärt, daß das Ka.pitel 
Inneres in seinen Ansätzen eine w.esentlidle 
Steigel'ungerfahren hätte. Idl stelle fest,. ·im 
Jahre 1970 betrug der Anteil am Gesamtbud­
gel 2,15, im Jahre 1911 ist ·er auf 2,69 Pro­
zent .abgesunken. Im Budget 1912 steigt der 
Anteil für das Kapitel Inneres wied·er leicht 
auf2,18 Prozent. 

nie Ber:atung über das KapUel ,Inneres giht, 
so glaube ich, .Anlaß, über 'Zwei Gegebenhei­
ten ·ausführlich zu diskJutieren: Erstens wie 
gut oder wie schlech.t :l-ebt man in Osteueich, 
und tzWeiJtens wie sich·er oder wie .uI1,sicher 
lebt man in diesem Staate? 

Zur ersten Frage, wie gut oder sdllecht, muß 
idl doch anmerken, daß die P.reise in Oster­
reidl ·seit Oktober 1910um 5,3 Prozent gestie­
g·en sind. Seit April 1910, seit der Amtsooer­
na'hme durdl die sozialis'bisdle Minderheits­
regierung, sind die Preise in Osterreidl um 
1,5 'Prozent gesu.~g·en. Die Behaup.tung, ma;n 
würde der Regienung das Instrumentarium oor 
Bindämmung dieser Preissteigerungen verwei­
gern, wird, wie ich glauibe, dadurch wider­
legt, daß wir aus dem Index ersehen, daß 
die preisgeregelten W,aren 'Um 1,1 Prunkte über 
dem Durchschnitt liegen und die· nicht preis­
geregelten 'War;en sich l1llm 1,5 PuIllk.if:e unter 
diesem Durdlschnitt 'bewege~. 

, Zum Glü<k haben wir in Osterreich Voll­
besdläftiguDg, wenngleich meiner Meinung 
nach diese Vollbeschäftigung nicht g,anz echt 
ist. Wir sajg·en 7JW·ar, wir beschäftigen 
168.000 Fremdarbeiter in Osterreich, ,es wird 
aber immer verschiwiegen, daß ·es 130.000 
Osterreicher vorgezogen haben, nicht in Oster­
reich zu arbeiten, sondern entwede·r in der 
Bundesrepubli'k Deutschland oder in der be­
nachbarten SchW,eilZ. Das ist ein nicht ganz 
objektives BUd der Vollbeschälfti.gung. 

Wir stehenootürlich v-or weiteren Pr·ei·s­
steigerungen. Die östeneichi:sche BevöLkerung 
muß zur Kenntnis nehmen, daß der Preis für 
Benzin steigen wird, daß die Bahntarif.e ang·e­
hoben werden. Wiir müssen zur Kenntnis neh­
men, daß in wenigen Stunden eHe Preise rur 
Tabakrwaren steigen werden und daß in dies·er 
Zeit die sozi.alistische Regierung, wie sie er­
klärt, den Mut hat, k.eine ·Pr,ogressionsmilde-

müssen anmerken, daß zur .gleichen Zeit der 
Herr Bundeskanzler sehr unterscbJwellig er­
kllärt, er werde nun die österreichische Bevöl­
kerung fragen, was ihr die Gesundheit wert 
sei, wieviel die österreichische . Bevölkerung 
bereit ist, für di,e Erhaltung der Gesundheit in 

den Staatssä<kel . abzuliefern. Soviel zunächst 
einmal zum ersten Fragenkomplex. 

Zum. IZweiten Fragenlk.-omplex: Wie sicher 
oder wie unsicher leben lWir in Osterreich, 
möchte ich, olme .neuerlich eine Debatte über 
die sogenannte Stein-Affäre entfachoo. IW wol­
len, doch feststellen, daß bei dieselIIl - unter 
Anfülhnmgszeichen - "KalVaHersdelik.t", das 
hier begangen wuroe, die österreichische 
Offentlichkei,t doch sehr besorgt aufgehordlt 
hat, 'be'sorgt aufgehorcht hat erstens wiegen 
der MUtei}lung des Herrn 'Bundesministers, dlaß 
üoor die österreidrische BeJvölkemng bezie­
hungsweise über einzelne Staat.shürger außer 
der StmfregistervormeJik,ung andere Vormer­
kUlßjgen gefübrt werden. Die Ausführungen des 
Herrn Bundesministers in dieser Frage sind, 
wi,e ich glauhe, nicht befriedigend. 

Herr lMinis1:er! Ich möchte Sie sehr dezidiert 
fragen: Wird der österreichisdle Staatsbürger 
bespitzelt? Werden über österreichische 
Staatsbürger Aurfz.eichnungen geführt, die 
nachdem Gesetz nidlt zu führen wären? 

Die zweite Sache, die uns und die Off.ent­
lichkeit aruTh.orchen ließ, bestand darin, daß 
Sie mitgeteilt lbIalben, Sie hätten den Oster­
reichischen RIllndfunlk. ,bewußt falsch informiert. 
Das heißt, Sie haben die Off.en.tlichkeit, die 
doch unter einer gewissen S<hockwirlm.ng 
,gestanden ist, in dieser Si-tua:tion faIsdl infor­
mier;t. 

Wenn ich an die Fernsehsendung.en des 
Herrn Dr. nimmer.mann de,nlke, so kann ich, 
wie ich glaube, mit Fug und IRecht behaupten, 
daß gerade die umfassende IInformation der 
Bevölke,rung dazu führt, daß soundso viele 
Verbrechen aufgeklärt wem·en. 

Ich glaube, man muß rvior dem Stad~up.t­
ma'IHl von Krems, der siro ,a,ls Geisel ~ur Ver­
füJgung gest,eIlt hat, um .eine Mutter aus den 
Händen der Ausbrecher zu befreien, mit 
Respekt den Hut ziehen. 

Ich h(i!be in einem ähnlichen Zlusammenhang 
einmal g.elesen, daß sich anläßlich einer Flug­
Zieug,entführung in Jap;an der do,rtige Kriegs­
mini'Ster aLs Geisel 'Zur Verfüg.ung gesteIlt hat. 
Ich glaube, solche Dingepassi-eren halt nur in 
Japan, nicht ,aher i.n Osterreich. 

Der Herr Bundesminister hat schon vor 
Jahresfrist ang·ekündljgt, ·er werde dem Hohen 
Haus einen Sicherheitshericht vorleg,en. Er hat ... . . 
heitsbericht werde in den ersten Dezember­
tag.en d.em Hohen Ha:us zugemittelt werden. 
Es wäre eine noble Geste gerwes-en, hätte der 
Herr !Minister daf,ür geSODgit, daß dieser Sidler­
heitsberidlt schon jetzt bei den Beratungen 
ülber das Kap i.te 1 Lnneres vorlieg,en würde, 

J 
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damit wir sdlon jetrzt darüber diskutieren ten, daß' die öffentliche Sicherheit' in Os-ter-
könnten. r.eich weitestg,ehend gefährdet ist. 

Ich habe mir bei der' Suche' -nach der Ant­
wort ,auf die Frage, wie sicher oder wie 
unsicher man in Oster reich. lebt, Einblick in 
die Kriminalstatistik . versch.affen können. Ich 
möch,te hier dem Herrn Bundesminister dafür 
daI1Jken, daß -er es ermöglicht that, .daß man 
alU(h als Abgeordneter in die Kriininal:statis1Jik 
Einblick nehmen ~ann. Ich. gl·a.ube :BJber., diese 
Krimi.na.lstatistilk müßte einem größer,en Per­
scmen.k:reis ~ugänglich sein. leb. möchte die 
Fr-ag·e, wie sicher oder wie :unsicher wir ,in 
Osterreich }ieben, doch auf Grund dieser Kri­
minaLsta tistik. beantworten. 

Herr .A!~9'eordneter Serimi hat 'ja nach der 
Erlklärung des Jus:tizministers Broda sch,on die 
Feststellung ·getroffen, daß jeder ,fünfte heran­
wachsende Osterr:eicher !kriminell anfällig 
wird. 

WelUl wir die Krimi,n·alstatistik genau lesoor 

da.nn steLlen wir, Hohes Haus, fest, daß in 
Osteneich innerha1b von' 48 Stunden ein 
Mord, ein Mordversuch. oder ein Totschlag 
begangen wird. 

Wir stellen fest, daß in Osterreich in jeder 
Stunde drei ,sdltwere Körpe1ibesdlädigungen 
v.erübt >wer.den. . 

Wir stellen fe'st, daß i,n jeder Stunde in 
Osteneich zehn VeIibredlen beg.ang·en werden. 

Wdr stellen darüber hinaus fest, daß i,n 
Osterreidl pro Stunde 30 Venbrechen, Ver­
g.ehen ,und Ubentretungen begla.ng·en werden. 

Ich glaube, wir können auf Gr.und dieser 
Zahlen nicht mit Fug und Recht behaupten, 
wir würden in Osterreich :aHm sicher leben; 
denn diese Zahlen si,nd aJ.amüerend. 

,Meiner MeinullJQ' na.ch hätte der V1er·an1Jwor.t­
liehe Ressortminister mit allen ifum zu Ge­
bote stelhenden 'Mitteln dafür zu sorgen, :daß 
die öff.entliche Sicherheit in Osterreich lllidIt 
weiter so ,g.efährde.t ist. 

Ich weiß Ischon, daß dieWlUrzel dieser kri­
m1nellen Verfehlungen nicht allein sozialer 
Notstand ist. Ich weiß auch, daß wir nicht 
di,e Sicherhei1sorgane für eine nicht hundert­
prozentige Aufklärung dies'er Verbredlen ver­
antwortlich machen kiönnen. 

Mir steht eine Wahlfibel der Sozialistischen 
P.artei zur Ver.fÜlgung, in der es, wie ich 

"Innenmintster Rö,sdl, der Wegbereiter 
eines gerechten Wahlrechtes, sorgt für Aillf­
r.echter~altung der Ordnung." 

Meiner Ansicht nach kann man aus den von 
mir dargelegten Zahlen doch schlüs'sig ablei-

Der lHerr ,Bundesminister bat ja schonange­
kündigt, daß das sogeIlJaIliIltePolilzeibe1.ugnis­
gesetz demnächst ins Haus rur Ber.a'ttIng kom­
men wird. Sdlon 1969 :war dieses Polizei­
befugnisgesetz fertiggestellt, aber es war an­
scheinend nicht möglich, daß d1reses Gesetz, 
das meiner Ansidlrt nach doch auf die innere 
Organisation des SicherheitslWesens rweit­
g-ehend Einfluß haben wird, vom Haus ver­
.aJbschiedet wurde. 

Ich möchte hei dieser Ge:legenheit auch ian 
unsere Massenmedlj,en ei.n.e BiUe richrten. ICh 
glaube, daß durdI eine übertrtebene Bericht­
er.s.tattu:ng das .gute VeIlhältnis 7JWisch'en der 
BEWiölkemng und den Sicherheits organen 
immer wieder rversdIleChtert wird. Ich bin der 
M·einung, daß man sidl auch bei Berichterstat­
tungien eine gewisse Zuruc:klhaltung aufer­
legen ·solL 

Nun, Herr Bundesminister, möchte ich mich 
doch noch mit den WadleJkörpern der Sicher­
heltswache und ·der Gendarmerie beschäftigen. 

Ich ;glaube, HdhesHaus, wir können mit 
Re mt feststellen: Die Sicherheits.wadle der 
Bundespoli'zeidirektion Wien befindet 'sich in 
einer iausg.esprochenen IPersonalmisere. Was 
madIt man, um diese J>ersonalmisere ·abz.u­
steHen? Man bea.uftra)g!t e111 Institut, 'Zu prü­
fen, warum das Image dieses Wach-eikörpers 
in .der Bundeshauptstadt so schlecht sei, nimmt 
aber dann sdion hei den Budgetber,atuD..gen 
irgendwie das Untersuchungserg·ebnis v·or­
weg, i,ndem man er.Idärt, in MünChen hätte 
man eine ähnlidle Un1er:suchung durchgle.führt 
und nimt die schl,edlte Bezahlung, sondern 
das Betriebsklima wäre schuld daran, daß 
jung.e Menschen von .heute nicht mehr den 
Ber·uJ eines Sicher'beitsw,adlebeamten ergrei­
fen wollen. 

Ich hatte mir eigentlich erwartet, .daß das 
Ergebnis dieser Untersuchungen bald abge­
schlossen sein werde und daß der Herr Mini­
ster bald Schlüsse !Ziehen und 'entsprechende 
Maßnahmen .er,gr·eif.en werde. 

Es ist mir eine ,Fragebogenaktion in die 
Hände g,eraten, die' dieses Institut bei den 
Sicherheitswachebeamten in Wien selbst 
durdlgeführt hat, und dort heißt es: Schul­
·und Berufsausbildung des WI8.Chebeamten? -. . .. . 
gUl1l9 der Pflich.tsdrule und Einberufung in dIas 
ö.st'erreichi'sche Bundesheer? - Wie lange 
wohnten S1e ins.gesamt in Wi'en, bevor Sie in 
die Polizei eintraten? - Wie ;viele Belobi­
gungen und Belohnungen thaben Sie im Laufe 
der letzten zwei Jahre eI1halten? - Abge-

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)118 von 128

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP- 9. Sitzung - 7. Dezember 1971 511 

Suppan 
schlossene Schulbildung des Vaibers und der 
Mutter? 

Ich glaube, e·s ist nichts einzuwenden, ~enn 
derartige Fragen g,esteUt werden. Aber die 
einzelnen Wachebeamte·n mit di,eser Frage­
stellrung zu beschäftigen, geht meiner Meinung 
nach doch etw,as zu weit, dennaHe diese 
Dtnge müßten doch im Personalalkt ersicht­
lich sein. 

Ich messe daher, Herr Bundesminister, die­
ser Untersumung des Instituts nicht allzu vtel 
BedeutuIllQ bei. Es 'W:ürde mich interessieren, 
wieviel diese Untersuchung schon bis jewt 
g'ekostet htlJt und wierviel sie überhaupt kosten 
wird. 

Reim WachelkiÖrper der Gendarmerie ist das 
Nadlwruchspmblem allerdings nicht so groß 
wie bei der Sidlerheitswache. Hi!er ist Nach­
wuchs 'ion .genügender Zahl .vorhanden. 

AIb'er hören Sie und ,staunen Sie: Das Mini­
sterium hat es ver.absä.umt, für die jungen 

. Gendarmen so viel Sc:hulr,aum zur Verlügung 
zu stellen, daß dies,e ä,ungen Männerauch 
einberufen werden können. 

Nun, !Wie schaut die Situation bei der Gen­
darmeri'e hinsidltlich der Ubersbuooen aus? 
Die Beamten der österreidüsdl·en Bundes­
gendarmerie haben im Burgenland im August 
1910 1590 Uberstunden, im August 1911 
11.265 Uberstunden, in Kärnten 5822 zu 
18.198, in Niederösterreich 11.235 Z'U 34.861 
gemacht. So k,Ö'nnte ich die Li:s,te der geleiste­
ten Uberstunden ·fortset~n. Ich verstehe es 
nicht, lWenn auf der einen Seite gen.wgend 
Nachwuchspersonal vorhanden wäre, daß nidlt 
die Vor,aussetruIJIgen g.etroffen werden, daß 
wir diese j.ung;en Männer einb.erufen, .um diese 
erdrückende Anz'ahl von lJiberstunden der 
aktiven Gendarmeriebeamten doch hintanzu­
halten. 

Der Herr M~nister ihat auch groß eriklärt: 
Die Vol1mo·torisi.erung der österreichi:schen 
Gendarmerie sei abgeschlossen. Schein.bar 
~ann man seinen Aussagen aber nicht hun­
dertprozentig Glauben sche.nik.en, denn mir 
wurde berichtet, daß noch 1mmer 60 Gen­
d·armerieposten in Osterreich über kein 
Dienstfahrzeug VlerfÜlg.en, daß noch immer 
85 Hauptposten nrur mit einem Kr,aftfahrneug 
ausgestattet sind. Der Fahrzeugbestand der 
österreichischen Bundesgendarmerie is,t zum 
T.eil überaltert, w,eil esF,aihrzeugty-pen der 

nach dem anderen. Ich möchte mich in dieser 
Frage nicht verbmiten. Ich glaube, Sie errei­
chen mit d1es;en Sparerlässen, daß Sie einfach 
die Eins'atzfähigkeit der Gendarmerie nicht 
voll gewährleisten. 

Herr Bundesminister I Ein altes Anliegen 
der Bundesgendarmerie ist, daß sie von 
behördenfremden Tätigkeiten, wie Uber­
wachung der Hundemarken, Erhebungen für 
die Sozialversichemng und für die Haftpflicht­
versicherungs anstaHen , endlich entbunden 
wird und daß sie sich ganz doem Straßendienst 
und dem Kriminaldienst widmen !kann. Idl 
,glaube, es wäre auch höchste Zeit -- ich habe 
es hier sdlon emmal uligiert --, daß die Gen­
darmeI1iediensUnstruktion, die ja wirklich 
schon museumsr,eif ist, doch 'endlich einmal 
den heutigen modernen Verhältnissenange­
paßt wud und daß man von der Formulierung, 
"der Gend.a·rm soll über ihinlängliche Kennt­
nisse des Lesens, Schreibens .und Rech­
nens verfügen", erudHch wegkommt und den 
heutigen Gegebenheiten Rechnung trägt, denn 
wenn man mit Gerichtsvorständen ode.r Vor­
ständen von Verwaltungsbehörden spricht, 
dann wird man allerorts höchstes Lob über 
die Gendarmerie hören. 

Herr Bundesminister I Ich möchte nun doch 
auf eine schriftliche Anfrage, die wir einge­
br,acht haben, rzu sprechen ikommen. Das Hdhe 
Haus hat am 11. Feber 19,1J die Fahlitkosten­
zuschüsse für Hundesbeamte hier verabschie­
de,t. Wir schreiben nun den Monat Dezember, 
und üboer 1800 Gendoarmeriell>eamt,e in tJster­
reich h~ben di.ese Fabrtkostenzuschüsse noch 
immer nicht erhalten. 

Herr ·M.inisterl W,enn Sie :sich vielleicht tlJUS­
r,eden woUen, daß das 2. Budgetüherschrei­
tungsgesetz ers't in der VOIlWochie beschlossen 
WiUrde, so möchte ich Ihnen entg.egenhalten, 
daß diese Rahr.tkos,ten'ZlLschüsse bei anderen 
Ressort·s sehr wohl ·ausg,ezahH wurden. Schon 
im Juli hat der zuständig,e Referent Ihres 
Ministeriums 'um eine p.ersonalverstärkung 
gebeten, weil er mit den 'zur Verfügung ste­
hend·en ,Beamten nicht das Auslangen findoen 
konnte, alber seine Bitte ist ungeltört geblieben, 
und über 1800 Gendarmerielbeamte warten 
noch auf die Flüssigmac:hung der ihnen zu­
stehenden Fahrtkosuenru:schüsse. 

Di,eselbe Situation finden wir bei der Ge­
währung von Ge'haLtsvorschüssen vor. Smon 
im Juli waren die Geldmittel erschöpft, .über 

--------~~~~~QD~~~~·~~~~~~~·Hu~~~~~~~~~~~~~ge~~~~~~Wl~~-----------------
festgestelLt haben, daß einzelne Eins·atZlM'hr- nächste Jahr vertI,östet weroen. Das zu einer 
z·euge der Bundesgendarmerie nicht mehr Zeit, Herr Bundesminister - das möchte ich 
g.anz den V1er.k!ehrsvorschriften ents.pr;echen kritisch und ;sehr kritisch hier vermerken -, 
würden .. Wenn das stimmt, Herr Burndes- wo man für andere Dinge in Ihrem Ressort; 
minister, so ist das äußerst bedauerlich. Zur wie aJumBej,s'piel der Ausstattung der l(janzlei 
seLben Zeit erlass·en Sie aber einen Sparerlaß eines höheren Beamten, 10.000 S selhr wohl in 
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der Lage ist aufzUbringen, eines 'Beamten, 
der schon einmal di-eOffentlichkeit e,twas 
sChoddert hat,' als er seine Diensträume mit 
einem äußerst kostspieligen und teuren Luster 
ausg'estattet hat, scheinbar um in .a:lle Winlkel 
seines Büros Licht hineinzubringen. Das, Herr 
Bundesminister, muß ich Ibier wirklich kritisch 
feststellen, weil ich es nicht einsehe, daß die 
G endarmeri ehe amten, die von ihren Dienst­
orten entrernt wohnen, Faihrtkos,ten Ibezahlen 
müssen, nach dem Gesetz einen Anspruch auf 
Ersatz dieser PahrtkoSlten hahen,aober durch 
diese Verzögerung so lange warten müssen. 

Nun ru den Uberstundeu, Herr Bundesmini­
ster. Ich weiß, das geht mehr .den Bundesminj~ 
ster für Finanzen an, ,aber doch ist es ein' 
Erlaß IhI1es Ministeriums. Im Jahre 1968, und 
zwar am 11. Dezember, wurde die Besteuerung 
der Ex offo-Gebühren, der Sonn-und IFeier­
tagsgebühren und der iNachtdienstveI1gÜ1un­
g'en neu gereg,elt. Am 8. Februar 1911 hat man 
sich aber ver,anlaßt ges,ehen, diese Regelung, 
die zweifellos zum Vorteil der Exekutiv­
beamten gewesen wäre, anders zu g,estalten. 
Herr B.undesministerl niese Neureg,elung be­
deutet, daß nun 'Z'um Beispiel ein eing.eteiltter 
Sicherheitswachebeamter um 20 Prozent mehr 
Lohnsteuer von seinen Uberstundenzu ent­
richten hat. Ich miöchte Sie fragen, Herr Bun­
desmin,ister: Was haben Sie zu dieser Schlech­
terstelluilg der Sich:erheitsWlachebeamten Ihres 
Ressorts .unternommen? 

Sie kennen das Problem des § 33 Abs. 3 des 
Gehaltsgesetzes. Es war seinerzeit für die 
Gendarmerie, Sicherheitswacheund Kriminal­
beamten nicht möglich, die Bestimmung zu 
erreidlen, daß bei guter Qualifikation diese 
StichtagsveI1besserung des § 33 Abs. 3 erreicht 
wurde. Inzwischen, höre ich, soll der Min,ister­
rat einen Beschluß gefaßt haben, daß mit 
1. Jänner 1912 allen Beamten, die von der 
Dienstklasse 11 in die Dienstkl'asse III vor­
ru<ken, eine Stichtagsverbesserung . von zwei 
Jahren g,ewährt wird. Ich frage Sie, Herr 
Bundesminister: Was geschieht mit jenen, die 
diese Stichtagsverbesserung a) wegen nur 
guter Qualifikation, b) weil sie zum damaligen 
Zeitpunkt in einer Disziplinaruntersuchung 
gestanden sind, diese Untersuchung aber dann 
mit einem Freispruch geendet hat, was ge­
schieht mit diesen hunderten, und ich möchte 
fast sagen, tausenden Beamten, die dieser Ver­
besserung nicht teilhaftig werden konnten? 

unternehmen? 

Anläßlich der Verabschiedung der Gehalts­

Die Bundesregierung wird ersucht zu prü­
fen,inwieweit die in der GehaltsÜlberlei­
tungsgesetz-Novelle 1911 getroffenen Be­
stimmungen für die Kriminalbeamten auch 
auf andere W,achekörper angewendet wer­
den können. 

Bei der Ber:arung des Kapitels Finanzen 
habe ich dies,e Frage dem Herrn Staatssekretär 
V'es'elsky, der den Herrn Bundeskan'zloer ver­
treten hat, vorgelegt. Er konnte mir auf diese 
Frage keine schlüssige AntwOIlt geben. Ich 
habe angenommen, :er keIllD.t g.ich bei dieser 
Materie überhaupt nicht aus. 

Aus diesem Grunde, Herr Bundesminister, 
frage ich Sie: Was w·erden Sie hinsichtlich 
dieses Problems für die Sicherheitsw,ache­
beamten und Gendarmeriebe:amten, nachdem 
Sie ressortzuständig sind, unternehmen? Damit 
man vielleicht nicht einmal kommt und 
Soaigt, daß dieser Entschließungsantr,ag in der 
XII. Gesetzgehungsperiode eingebradlt !WOI­

den sei, möchte ich diesen E n t s chi i e­
ß oll n g ,s an t rag heute neuerlich eiIIibriatgen. 
(Der Prä s i den t übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Zum Schluß, Herr Bundesminister: Von die­
ser Stelle aus hat einmal der Oppositions­
führer erklärt, er werde von dieser Stelle 
aus Listen von Beamten verlesen, denen 'unter 
der OVP-Regierung nur ein Haar gekIiÜm.mt 
würde. !Er ist ,aber nicht dazu geklo:mmen, 
Listen zu verlesen. 

Ich möchte aber heute, Herr Bundesminist,er, 
bei der Beratung des Kapitels Inneres hier 
zwei Fälle aufzeigen.' Ich werde bew.u&t keine 
Namen nennen. Auch wenn Si,e, Herr Mini­
ster, lachen, werde ich das tun. Vielleicht ist 
das so lustig, wenn man über p.ersonalpro­
Meme spricht. Das ist ja bei Ihnen mlÖglich 
(Bundesminister R öse h: Dann sagen Sie 
es!): Wenig reden, aher viel lachen. Viel­
leicht ist das auch transparent. 

Ich werde zwei Fälle aufzeigen, ohne die 
Namen zu nennen, und möchte Sie doch bit­
ten, hier Aufklärung .zu g,eben. Sie haben in 
meinem Wahlkreis mit Fernschreiben ange­
olidnet, emen Beamten zum 1. Jänner 1912 ~ur 
Beförder.ung ztUm Bezirksinspektor einzu­
geben, ob;wohl Sie g.enau wissen, daß dies,er 
Beamte nicht alle Voraussetzungen für diese 
Beförderung hat. (Bundesminister R öse h: 
Sie müssen den Namen nennenl) Sie wissen 
ihn schon. Sie 'brauchen sich nur das Fe rn-

überleitungsgesetz-Novelle 1911 wurde hier im Der ·zweite Fall beI1uht ebenfalls auf einem 
Haus ein einstimmiger Entschließungsantrag Fernsdueiben, Zahl 139.485; vom 2. Dezember 
angenommen, der besagt: 1971 an das Landesgendarmeriekommandof.ür 

9. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)120 von 128

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 9. Sitzung - 7. Dezember 1971 573 

Suppan 
Niederösterreich, wo Sie eine ähnliche Ver­
fügung als Ressortminister getroffen haben. 
Sie ,fordern darin Be!hördenleiil·er auf, iBeförde­
r.ungseinga'ben zu machen, obwohl diese Be­
amten die Vor,aussetzungen dazu nicht haben. 

Hohes Haus! Ich möchte meinen Diskus­
sions·beitra.g zum. '~apitel Inneres mit der Fest­
steUung ,abschließen, daß sich die Sicherheits­
w,acheheamten Osterreichs im Jahre 1971 nach 
ihren ge.gebenen Möglichkeiten bemü!ht haben, 
die öffentHche lSicherheit!: in Osterreich auf­
rech tzuerhalten. 

Ich gla.ube, wir sollen und können diesen 
Wachelbeamten für ilhIe Tätigkeit nur den 
alleryrlÖßten Danlk aJussprechen und sie er­
s.uchen, trotz F'ehlens mancber Voraussetzun­
'g,en ihren schweren Dienst auch im J ahn~ 1972 

. zum Wohle der österreidlischen Bevölkerung 
zu versehen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der von den kbgeordneten Sup­
pan und Genossen zur Beratungsgruppe IV 
eingebrachte EntschJließungsantrag ist 'genü­
gend unterstützt und steht daher mit zur Ver­
handlung. Die Abstimmung 'hieIiÜ!ber wird nach 
der dritten Lesung ·erfolgen. 

Als nächster Redner ist zum Wort gemel­
det der Herr A:bgeordnete Dr. Sdnnidt. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Sdunidt (FPO): Herr Prä­
stdent! Hohes Haus I Herr Minister! Meine 
Dam-en und Herroen! Angesichts der' vorge­
rückrten Stunde werde ich mich bemühen, zu 
dem umfangreichen Fr.agen.kompl-ex Kapitel 
Inneres so kurz wie möglich Stellung zu neh­
men. Ich werde alle nebensächlichen Fra­
gen wegl:asS'8n (demonstrativer Beifall bei der 
SPO) und mich hauptsächlich mit dies-er Frage 
befassen, di'e uns heute alle berührt, nicht nur 
die, die hier im Saale s'itzen, sondern darüber 
hinaus die ge·samte BevölJkerung. 

Es ist doch heute eine nicht rwegr.zuleugnende 
und nicht zu Ibesü'eHende Tats·ache, daß es 
mit d-er Siche:r1heit in Osterreich nicht allzu 
gut bestellt ist. Ich weiß, daß der Frag.en­
komplex Sicher!heit eine ganze Reihe von Pro­
blemen umfaßt. Unter Sicherheit kann man 
alles mögliche v,erstehen. De.r Bogen spannt 
sich hier von der Landesw-erteLdig.ung über 
die Verbrech·ensbelkämpftmg bis zur Sicherheit 
im Straßenverkehr. 

M,eine Damen und Herren! Was die Bevöl­

machen. - Es wird so ges'agt, als ob man 
di,ese Welle der Brutalität ebenso hinnehme·n 
müßte, wi'e vor Jahren und Jahrzehnten und 
Ja!hrthunderten die Krankheiten und Kri'ege 
sozusagen als Geißel Gottes betrachtet wur­
den. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Ich glaube, es ist festzrustellen, daß die 
Sicherheit der B'Bvölk-erung bei uns in Oster­
reich in einem sehr bedeIl!klich.eill Ausmaß in 
Gefahr ist. In .dieser Situation bedeutet es 
keinen Trost, daß es anderswo genauso oder 
noch ärger ist. Die Situation 'Vor allem in der 
Bundeshauptstadt ist doch so, daß sich in man­
chen Bezirken oder ,BerzirksteHen von Wien 
ältere Frauen nach lEinbruch der Dunkelheit 
allein kaum noch auf di·e Straße tr,au~m. Bei 
GeschäHsleuten, bei Banlk- und 'Sparkassen­
angestellten und bei Str,aßenpassant,en ver­
stärkt sich di-e Angs.t, Opfer d-es nächsten 
Raubüberfalles zu werden. 

Erst kürzlich haben wir doch e.rle·bt, ,daß 
eine Fr,au, die kurz zuvor in einem Bank­
institut einen 'höheren Geldbetrag behoben 
hatte, mitten im Stadtzentrum von ein.em Aus­
länder ang,efallen wurde. Das is.t bezeichnend 
da,für, Idaß sich .bei uns schon ameriikanische 
Zustände breitgemacht haben. 

Was noch eig,enartiger lund verschärfender 
ist, ,ist die Tatsache, daß sich Augenzeugen 
'eines Uberfalles, ,also Passanten ,auf der 
Str·aße oder P,ersonen, die Augen- und Ohren­
z-eugen ,eines Einbruchsdiebstahles sind, immer 
weniJger bereit zeigen, sich in Form der HUfe­
leistung oder in Form der VerfoLgung von 
Verbrechern zu engagieren. Der Portier des 
f.inanrzministeriums, der in diesem von mir 
eben zitierten Fall den ftüdltigen Täter ein­
holte, ma.9 als rühJmliche Ausnahme g,eIten. 

A:ber die meisten Zeugen eines Uberftalles 
sind nicht bereit und zeigen sich auch gar 
nicht dar,an interessiert, 1jU helifen, sie ver­
halten sich passiv und .schauen höchstens zu. 
Nicht seIlten wird die Sz·ene zum V'ol!ksfest, 
wie wir es seinerz'eit .in Kagran aei der Stein­
Affär,e erlebt haben. Zumeist wird das passive 
V-emalt-en ,der iBeViö~ker.ung durch die Resi­
gnation heliVorgerufen: Ich kann ohnedies 
nichts machen, man kann nur SchfWiierigkeHen 
halben, nur ja nicht als Zeuge bei Gericht auf­
treten. - Sie fürchtet die Rache der Ver-
breCher, die die &tram ohnehin nicht im voll-en 

. kerung. jed0<il: aJIIl meis.ten bewegt, w,as sie Ausmaß absitzen i das kommt noch dazu. 

der Umstand, daß sich das Verbredlerunwesen 
bei uns in Osterreich immer mehra,uSbreitet. 
Die Welle der BrutaHtät wälzt sich auch auf 
Osterreich ,über. Daru sagt mau da und dort: 
Mein Gott! Das -ist doch eine weltweite Er­
scheinung, da können wir eben nichts 

Weiters kommt noch hmu, daß sich die 
Bevölkerung von der Polilzei le,ider verlassen 
fühlt, daß sie 'Zur Polizei kein Zutrauen mehr 
halt. Das heißt, man traut der Poli'zei heut­
zutage nicbtmehr 'ZU, mit der steLgenden 
Kriminalität fertig zu weroen. 

j 
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Herr Bundesminister I Daß die Kriminalität 

in österreich steigt, ist kein Geheimnis. Sie 
selbst halben im Aussdluß zugegeben, daß die 
Zahl aller Ver,brech.en von 1969 bis 1970 um 
rund 2 Prozent, nämdich von 92.916 auf 95.134 
gestie.g:en ist. 

Meine Damen und Herren! Die sogenannten 
Verbrechen geg·en Leib und Leben sind beacht~ 
lieh angesUeg,en, und ZlWar um 8,1 Prozent; die 
Verbrechen geg,en das V,ermögen, die Ein~ 

brucbssdiebstähle, stiegen von 74.814 auf 
7.6.196. 

Herr Bundesminister! Sie haben geaneint, 
obwohl in der 'Bevölkerung al1gemein der Ein~ 
dru&: vorherrscht, daß das Ansteigen der Kri~ 
minalität sehr :stark sei, daß dies in Wirklich­
keit nicht der Fall ist.' Als Grund haben Sie 
dafür angegeben, daß die Massenmedien an 
dieser Autfassung schuLd seien, iW'eil sie eben 
über joedes Delikt iberichten. Si,e sagi'en, hinter 
der ,rMord"-Uberschrift stünde oft nur der 
Verdacht, rUnd mancher mit großen Lettern 
ang,ezeigte UberfaU s'ei nur fingiert g8lW1esen. 

Ich glaube nicht, daß man dieses Prohlem 
v'e.miedlichen soll, indem mansa,gt: Es 1st 
ohnedies nicht :so arg. Ich glaube, daß man 
melb.r dagegen tun sollte. IMit der Bagaoollisie­
rung der ans'teigenden Kriminalität schreckt 
man keine Verbrecher ab, wohl setzt man aber 
den noch vorhand·enen Widersta,ndswilLen der 
Bevölkerung herab. 

Die alte Frau, der in der Dunkelheit auf der 
Straße die Hand1asche lWeggerissen wird, der 
Trafikant oder der Juwelier, den man im Ge., 
schäJft niederschlägt, oder der Espressoinhaber, 
der woChenlang von einer jugendlichen Bande 
terrorisiert wird - sie alle haben nichts 

. davon, wenn man das Ansteigen der Kri ~ 
minaHtärt verniedliCht, wennIrian die Krimi­
nalität verharmlost. 

Hohes Haus! Die Schuld der Massenmedien 
liegt meiner Meinung nach ukbt dar,ain, daß 
sie über jedes Delikt berichten - ich glaube, 
daß das ihre Pflicht ist -, sondern wenn man 
von einem Verschulden sprechen kann, so liegt 
es darin, daß die Delikte in allen Einzelheiten 
geschildert Wlerden. Di,e Unta·ten werden in 
allen Einzelheiten ,g,eschildert, sodaß man 
dadurch -der Verbrecherwelt geradezu Rezepte 
lief.ert. 

Ich glaube, ,es ist vor ailem ein Umstand, 
der dazu führt . ß n r Kri-
minalität von der Bevöl'k.erung in einem höhe~ 
ren AllJ.smaß empfunden wird, wie es .tatsäch­
lich der Fall sein magi dieser Umstand liegt 
darin, daß die Polizei immer ohnmäChtiger, 
immer erfoLgloser wi:rd im Kampf gegen das 
Verbrecherturn. Vor allem bei den Eigentums-

delilkten sind im Jahre 1970 'Von 76.796 Fällen 
lediglich 30 Prozent aufgeklärt worden. Das 
Ver.trauen der Bevölkerung zur Polizei sinkt, 
und dadurch verstäIikt sich der Eindruck der 
ste.igenden Kriminalität überproportional. 

Wir kommen um ,die Tatsache nicht länger 
herum, daß unsere Sicherlheitsbehörden 
ger:aderz:u von' einer erschreckenden Hilf­
losigkeit befallen sind, einer Hilflosigkeit, 
an d,er ·allerdings der kleine Beamte, der Poli­
zist, das Ex~kutivoligan, der Kriminalbeamte 
und der Gendarm nicht die SchuLd tragen,son­
dem meiner Meinung nach ist es die Hilf­
losigkeit der Behörde, die letztlich aus der 
Unfälhigk.eit der o'bersten F,ührung entstanden­
ist, rechtzeitig Reorganisationsmaßnahmen zu 
trefien. Man hat doch jahrelang zugesehen, 
wie Beamte, di.e Iberuflich daffir ausgebildet 
worden sind, Velibrechen ~u verhüten oder 
aufzuJdären, was ja zum Aufgabenbereidl der 
Kriminalbeamten gehört, als Laufburschen von 
Behörde zu Behörde g.eschlickt werden, wie sie 
mit Erhebungen in Lappalienangelegenheiten 
befaßt werden. Natürlich haben sie dann nicht 
die Zeit, Verbr,echen aufZUlklär,en -oder gar !Z'U 

verhüten. Sie können sie bestenfalls nur noch 
re.gistrieren. 

Kein W.under, meine Damen und Herren, 
w.enn sich ,die BevölkeI'Ung g.ar kein·en Erfolg 
mehr von der P01izei ,errwartet. Die Bevölke­
rung hält bereits' di'e Anzeig·e mancher Ver­
bremen für sinnlos. Smade um den Wegl, 
sagt man sim. Die Polizei nimmt die Anz·eigen 
mit einem mehr oder minder deutlichen 
Amsel'zuck·en d·er Hoffuungslosi.gkeit ent­
gege·n. Und manche rBeamte im Kommissariat 
geben iVertr·aulich so IlJ.nter der Hand den Hin­
weis, sich doch ·einen Privatdetektitv zu neh­
men, .das würde sicherlich er:foLgreicher sein . 

Hohes Hausf Wenn .zahlreiche Frauenmorde 
der letzten Monate noch ung.eklärt :sind, wenn 
von 160 Raubübenfällen nur 30 geklärt wer­
den können, wenn Zehntausende Einlbruchs­
di'ebstälhlealsungeklärt abg,elegt werden 
müss'en, dann, glauhe ich, kennzeichnet doch 
diese Tatsache die eklatante Hilflosigkeit und 
Unsicherheit unserer Sicherheitsbehörden. Ist 
denn bei den ver,antwortlichen Stellen eig,ent­
lieh noch nieman.dem ,aufgefallen, daß 'sidl die 
MeldllJ.ngen zu Tausenden häu.fen, die etwa 
folgenden Wortlau.t haben: .oie aUJf Grund 
der telephonischen rMitteilung des Wacnzim­
meTS in der X-Gasse bezügHch des Einbmchs-. . . 
ten Erhebungen und Nachforschung.en nach 
den unbekannt.en Tätern am Tatort verliefen 
ergebnislos. V-erwertbare Spuren konnten 
k.eine festgestellt werde·n. Es konnten auch 
keine Anhalts'PuIllkite, weldle zur Ausfor­
sChung zwecx..di,enlich wären, in Erf.ahrung ge-
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bracht werden. - Und so weiter. In diesem 
Stil landen Zehntausende solcher Meldungen 
der Polizeikommissafi.ate auf dem "f.isch der 
übergeordneten Stellen. 

Heute hat die Uberlastung ,vor allem der 
Kriminalbeamten berei1s ein Ausmaß erreicht, 
daß es ihnen fast nirnt mehr möglich ist, eine 
wir(ks,ame Veflbrechenslbekämpfung durchzu­
f.ülhren. Worin 'b.estelht denn die Uberlas·tuIllg? 
Da wird der Kriminalbeamte mit Angelegen­
heiten überhäuft, die man einfach als betriebs­
fremd bezeichnen muß. Wenn zum Beispiel 
vor Graz die Radarfalle einer Gendarmerie­
str,eife zusdmappt ,und feststellt, daß ein Mer­
cedes mit Wiener Kennzeichen mit 10 Stun­
denkilometer gefalhren ist, auf einer Strecke, 
wo nur 30 Stundlßnldlometer erlaubt sind, 
dann vertut in der Folge ein Kriminalbeamter 
mehrere Stunden, um den Wagen'besitzer in 
Erfahru.ng zu bringen, um in Erfahrung ZI\l 

bringen, wer dieses Delikt begangen hat, wer. 
also diesen Meroedes gefahren hat.. Dieser 
Kriminalbeamte hat nicht nur diese eine Fahn­
dung durchZUIführen, sondern er hat sechs bis 
zehn solcher Arbeiten täglich zu erledigen. 
Natürlich hetzt er sich hei diesen Hilfsar!bei­
ten a<b, er, -der für seinen Beruf ,aJ:S Kriminal­
beamter ,eine Spezialaus;bildullJg .erfahren hat. 

Der durchschni1tlicheWiener Kriminal­
beamte, der im K!ommissariat seinen Dienst 
verrichtet, verbraucht 15 bis 80 Prozent seiner 
Arbeitszeit mit der Erl'€digung derartig,er 
bürokratischer Arbeiten, die ·auf seinem T,isch 
landen. Es ist klar, daß ein Kriminalbeamter, 
der täglich acht bis zehn Lerukererlhebungen 
mach.en muß, natürlich keine Zeit mehr hat, 
sich um Diebstähle .und Einbrüche zu küm­
mern. 

Hohes Haus! Die Häufung dieser Kr,iminal-

Spezia:1isierung erreichen kann, und /Zwar 
Spezialisierung und Konzentri·eI1ung auf dem 
Sektor der Schwerkriminalität. Den Klein­
kram der Kriminalität müßte man dem uni­
formierten Sicherheitslkorps überlassen. 

Es gibt ja, glaube ich, erfolgreiche Versuche, 
die in Osterreich 'einmal gestartet worden 
sind. Es dürfte Ihnen nicht unbekannt sein, 
Herr Minist'€r, daß im Jahre 1961 im Rahmen 
der Bundespolizei.direk.,tion Lin~ ein solcher 
Versuch der Spezialisierung auf dem Gebiete 
der VerbI:echensbekämpfung gemacht worden 
ist. Dieser Versuch hat sich ·aiUch bewährt; 
denn wie doie Statistik 'beweist, hat man im 
Ralhmen der Bund.espolizeidireiktion Linz ein 
viel höheres Ausmaß an V erbrechensaufklä­
rung erzielt aLs anders'Wo in Osterreich. 

In den abgelaufenen zehn Jahren, . also in 
den zehn Jahren von 1961 bis 1971, waren 
in Linz zwölf Morde, ,elf Mor,dlversuche, aCht 
Fälle von Kindesmord und acht Fälle von 
Totschlag zu veI'Zeichnen, die bis auf 'ZWei 
MOrde autgeklärt ·wurden; also 83 Prozent von 
diesen Untaten wuroden aufgeklär,t. 

Und aiUch die anderen V,erbrechen wurden 
in einem viel höneren Ausmaß aufgeklärt, als 
es sonS't in Osterreich der Fall ist. Im darf 
nur die Statisttk des Jahres ·1970 hernehmen: 
Von den Raubüberfällen wurden 53 Prozent 
aufg.eklärt; von den Vellbrechen der boshaften 
Sachbeschädigung allerdings nur 15, das liegt 
auf der Hand; von den Diebslahlsdelikten ins­
gesamt - im greife nur einige heraus -
44,4 Prozent. Das ist ein E:rfolg, denn in der 
Zeit vor 1961 lag die Aufklärungsziffer 
in Linz unter 30 Proz·ent. Ich glaube also, die­
ser ·erfo:lgreime Versuch müßte dom Anlaß 
sein, diese Maßnahmen überall i,n Osterreich, 
vor allem in Wien, durch:rusetzen. 

fälle müßte .eigentlich tür alle veroantwort- In diesem Zusammenhang möchte im fra­
lichen Stellen ein Anlaß sein, sich intensivst gen, es ist angekündigt 'Worden ein Sicher­
mit diesen .Problemen zu beschäftigen. Das heitsbericht vom Herrn Bundesminister; aber 
derzeit bestehende SichetheH.ssy:stem ist in er liegt bis dato im Haus nimt vor. Es wäre 
se,inen Funktionen ·ZJW,eifello.s veraltet. Wien doch sicherlim interessant und nach meiner 
und ·ganz Usterreich hat 'bis heute k,eine Kri- Meinung n-otwendiJg gewesen, bis zum Beginn 

. minalpoliz'ei in dem Sinne, wie man diese dieser OehaHe hier den Sicherheitsbericht vor-
Einrichtung sonst in aller Welt versteht. gelegt zu bekommen, damit man auf ibn hätte 

eingehen können. 
Wäre es, Her.r Bundesminister, vielleicht 

für die Schlagkraft des kriminalpolizeilichen .Meine Damen und Herren! Bei der Sicher­
Dienstes nicht von Vorteil, 'Würde man der heitswachesind die VeIfuältnisse ähnlich wie 
Kriminalpolizei eine größere Selbständigkeit bei der Kriminalpoliz.ei. Auch hier -hat man 
im Rahmen des Bundlesministeriums f,ür Inne- jahrelang zuges·ehen, wie .das Polizeikorps 

-----J~ciwiliw~~?Jili~~~Umnru~~~~~~~·lli· ~~LllruL~'rlL~mll'~~mL _________ ~ ___ _ 
allein weisungsgebunden und richtung·gebend Der Rechnungshof hat festgesteHt, daß siCh 
für den g·esamten namgeordneten Kriminal- bei der Sicher.b.eitswach-e in Wien die Anzahl 
dienst sein müßte, 'würde sim v.ort1eilhaft für der !besetzten Dienstposten in der Zeit vom 

. die Schlagkraft des Kriminalbeamtenlkorps 1. Jänner 1962 bis 1. Juni 19"111 um insgesamt 
auswirken. Im glau.be, ,daß man di'e iLeistungs- 1507 verringert hat; allein also in der Bundes­
steigerung auf diesem Sektor nur durch hauptstadt 1500 Sicherhei1swachebeamte weni-
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ger als in den vengangenen ,zehn Jahren. Der­
zeit sind 594 Dienstposten nicht besetzt. Weni­
ger Wachebeamt.e in der Großstadt bede.ut,en 
natürlidl eine geringer.e Sidlerheit. 

Es nütz,t seihr wenig, meine Damen und 
Herren, wenn wir an SteUe der immer gerin­
ger iWerden Man'Ilscha.ft moderne Ausstattung 
bringen, wenn wir vollmotorisieren, wenn wir 
StreifeIllWagen hers'tellen. Sicherlich, crlIes sehr 
gut. Aber zu ,g:lauben, daß das ein Ersatz 
wäre für den patrouilli,erenden Polizeibeam­
ten, tür den Poli:zeibeamten Z1U Puß, der dem 
flüchtigen Verbrecher in der Großstad1 tau­
sendmal überlegener ist als die Besatzung 
des FoUnkstreifenwag.ens, ist ein Irrtum. 

Wir wissen ja auch, wie es im Ausland 
gelhandthabt wird. In :England zum Beispiel 
kehrt man wieder rzurück zu dem auf der 
Straße patrouillierenden Boblby, der zwar jetzt 
keine Trillerpfeife mehr hat, der aber mit 
einem' kleinen Funkgerä,t aUSigestattet ist, um 
Verhindung zu 'den anderen Kollegen herbei­
zuführen. Man ist auch i,n England wieder 
vom System der Runkstreifen abgegangen, 
weil man erkannt hat, daß dies·e F.unkstreifen 
keinen brauchbar·en Ersatz für den xu Fuß 
patrouilli,erenden Beamten '<larstellen. Denn 
d<er Beamte ·zu Fuß kennt die Verhältnisse 
seines iRayonsgenau, er ist ver,traut. mit der 
UIlllgebung sein<es Inspektionsge.bi.etes, und 
seine bloße Anwesenheit ist bereits ein vor­
.beugendes Element, ,um Ansätze zur Gefähr­
dung der Sicherheit im Keime zu !ersti~en. 

Hohes Hausl Ich möchte sagen, daß auch 
hier im PoliJzeikotps der Minister und die 
Minister für Inneres und die oberste Führung 
der Sicherheitsbebörod<en versag,t !haben. Ich 
verkenne keineswegs die Schw.ierigkeiten, die 
sich in personalpolitischer Hinsicht entgegen­
stellen, aber ich muß schon ein<es be.tonen: 
Wenn Sie hier, meine Damen und Herren 
von der SozialistismenPartei, immer .wieder 
gesagt 'ha'ben, Sie halben ein undankbares 
Erbe anzutreten geihabt, Si,e haben Verhält­
nisse vorgefunden, di'e es Ihnen jetzt schwer­
machen, ordentlich.e Zustände herzustellen, 
eine geordnet.e Budgetsttuation, in der Frage 
des Inneren können Sie das nicht sagen. In 
der Frage des InneI1en halben Sie s.eit 1945 
den Innenminister gestellt, mit Ausnahme der 
vier Jahre von 1966 his 1970. Das Innenressort 
liegt seit 1945 in der Hand der Sozialistischen 
Partei, Sie haben also Zeit genug ge'l1abt, 
meine Damen und Herren,. an die Lösung der 

ren. 

Und wenn Sie sich als bestvofibereitete 
Regierung, die es je g,ab, bezeichnen, soge­
statten Sie, meine Damen und Heuen, da.ß 
wir hier angesichts Ilhres totalen Versagens 

im Inne-nressort, angesichts des Rückganges 
der Sicherheit und angesidJ.ts der Unfähig­
keit der sozia:1istischen' Innenminister seit 
1945 feststellen, ·daß Sie eigentlich die Haupt­
verantwortung an den Zuständen bisher tra­
gen. 

.Es ist daher klar, meine Damen rund Her­
r·en ,und Herr Bundesminister tür Inneres, daß 
wir aus diesen Erwägungen her·aus diesem 
Kapitel nicht unsere Zustimmung geben kön­
nen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Als nächster zum. Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Neuhauser. Bitte. 

Abgeordneter Neuhauser (SPO): He:.rr Präsi­
dentl Hohes Haus I Es wäre jetzt verlockend, 
auf einige Ausruihrungen meiner heiden Vor­
redner einzugehen. Ich glaube aber, daß das 
Kapitel Inneres nicht Anlaß ist, auf Preis­
steigerungen, Vollbeschäftigung und Steuer­
progression einzugehen. Ich darf mich daher 
im besonderen auf drei Punkte zum Kapitel 
Inneres beschränken; Einerseits auf die bereits 
vom Kollegen Suppan angezogene Sicherheit 
in Osterreich, andererseits ,auf die Rationali­
sierung und Modernisierung und zum dritten 
auf den Personalstand. 

Zu 1 ist hervorzuheben, daß selbst­
verständlich bei Behandlung' des Kapitels 
Inneres die SidleIiheit der österreichischen 
Bevölkerung, oder anders formuliert, die 
Frage: Wie sicher leben wir in Osterreich?, 
das Primäre ist. Bei Behandlung dieser Frage 
müssen aber alle Komponenten in Betracht 
gezogen werden. Von der Seite der Kriminali­
tät her muß dom aufgezeigt werden, daß zwar 
nach wie vor ein Ansteigen der ZaJhl der 
Delikte anhält, der Prozentsatz des Anstieges 
in den letden Jahren aber doch eine siDlkende 
Tendenz aufweist. 

Eine Durchleuchtung zeigt uns den stärk­
sten Anstieg bei Eigentumsdelikten. Gerade 
hier. aber beweisen auch die Statistiken ein­
deutig, daß in allen Staaten, wo ein gewisser 
höherer Lebensstandard vorhanden ist, diese 
Delikte als Wohlstandserscheinung im beson­
deren auftreten. Einsame Spitze bilden die 
KraftJfa'hrzeugeinlbrüche; aber auch hier muß 
man wiederum aufzeigen, daß die enorme 
Zahl der zum Verkehr zugelassenen Kraft­
fahrZ'euge natürlich sehr wesentlich entschei­
dend i,st, wo doch derzeit täglich zirka 

In diesem Zusammenhang muß man 
auch aufzeigen, daß in Städten mit einem 
forcierten Garagenbau keinesfalls ein Sinken 
dieser Einbrüche festzustellen ist, sondern daß 
sich hier nur eine Verlagerung der Einbrüche 
zu den garagierten Falhrzeugen e(fJibt. 
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Neuhauser 
Die Zahl der Verbre<hen im Vergleich von 

1969 zu 1910 ergibt eine Steigerung von ~wei 
Prozent oder ,aber, wie ,bereits ausgeführt, von 
93.000 auf 95.000 Fälle. Die Zahl der Ver­
gehen und Ubertretungen ist fast gleich­
geblieben. Addiert man nun diese sämtLidlen 
Delikte, ergilbt sich ein Anstieg von einem 
Prozent. 

Bedenklich ist jedenfa:Us der relativ hohe 
Anstieg von VeIlbrechen g·egen Leib und 
Leben, wahrend auf der anderen Seite erfreu­
licherweise Sittlichkeitsverbrechen eine sin­
kende Tendenz aufweisen. Dem Anwachsen 
der ZaJhl' der VeI'lbrechen gegen das Ver­
mögen steht wieder eine schwank~nde Ten­
denz ,bei Mord gegenülber. 

Hier darf ich auch darauf eingehen, daß bei 
der Bevölkerung teilweise die irrige Meinung 
aufgekommen ist, daß ein enonn hohes An­
steigen der Kriminaldeliikte in Osterreich vor­
liegt. Der Grund dazu sind vor allem die 
Massenmedi'en, denn hier wird echt über 
jedes Delikt einzeln berichtet, obwolhl sich 
nachther sehr häufig herausstellt, daß diese 
Meldungen auf Verdachtsmomenten beruhen 
oder üiberhaupt fingiert sind und dann mei­
stens keine Richtigstellung bei diesen Massen­
medien stattfindet. Dabei soll ein Ansteigen 
nicht jn Abrede gestellt werden. Es muß alber 
doch mit aller Deutlic:fl!keit festgehalten wer­
den, daß dieses Ansteigen ein weitaus gerin­
geres Ausmaß hat, als dies in der Offentlich­
keit vermutet wird. 

Zur SiCherheit in unserem Staate gehört 
aber auch im besonderen die Sicherheit des 
Lebens im Straßenverkehr. Hier .ist als beson­
ders erschreckend, trotz der vielen Vorkehrun­
gen und des massiven Einsatzes der Exeku­
tive, das ständige Ansteigen von VerkeIhrs­
unfällen aufzuzeigen. Ebenso ,ist 'ein Ansteigen 
von ALkohol- und Rauschgiftdelikteri bedenk­
lich. 

Als Resümee dieses Punktes kann dahin­
gehend doch die Zusammenfassung erfolgen, 
daß wir trotz dieser negativen Erscheinungen 
in einem Land lehen, in dem die SicherheIt 
in einem höchstmöglichen Ausmaß gegeben 
ist und in dem alle Staatsbürger vollstes Ver­
trauen zu der Legislative, aher auch zu den 
Handlungen der Exekutive hahen. (Beifall bei 
8Pt) und bei Abgeordneten der OVP.) 

Weiters kann ein Vergleich Osterreichs mit 
der Bundesrepublik Deutschland !herange­
zogen werden. Pro hunderttausend Einwohner 
ist die Kriminalitätshelastung,srz:iffer im Jahre 
1969 in Osterreich um 1,4 gegenüber dem 
Vorjahr gestiegen, .in Deutschland um 1,6, im 
J alhre 1970 in Osterreich nur um 0,6 Prozent 
angestiegen, während der Anstieg in der :aun­
desrepwblik Deutschland im Jahre 1910 plus 
1,1 Prozent betragen hat. 

Meine Damen und Herren! Ich komme nun 
zum zweiten Punkt meiner Auslführungen, der 
einen wesentlichen BestandteH einer moder­
nen Ressortverwaltung beinhaltet, nämlich die 
Rationalisierung. Hier wurden schwerpunkt­
mäßig bereits im Budget 1911 340 Einsatzfahr­
zeuge für die Exekutive vorgesehen und in 
der Zw.ischenzeit audl eingesetzt. Für 1912 
steht der Polizei ein Kraftfahrzeugparlk von 
1002 Fahrzeugen zur Verfügung. Bei der Gen­
darmerie konnte heuer die Vollautomatisie­
rung erreidlt werden, und durch diese Voll­
automatisierung wurde erreicht, daß mit Aus­
lieferung der letzten Fahrzeuge im Juni 1911 
jeder Gendarmerieposten in Osterreich über 
mindestens einen Patrouillenwagen verfügt. 
Damit kann nun zum zweiten Schritt dieser 
Schwerpunktbildung gekommen werden, daß 
nämlich ab 1972 der Austausch der Fahrzeuge 
nach Erfordernis der Betriebs- und Verkehrs­
sicherheit in einem voraussichtli~en Turnus 
von fünf Jahren erfolgen kann. 

Ich darf weiters darauf h4nweisen, daß nun, 
michdem bereits in diesem Jahr die Umstel­
lung des UKW-Funknetzes vom Viermeter­
auf das Zweimeteliban-d intensivst fortgesetzt 
wurde, mit Ende 1912 bis auf das Bundesland 
Steiermark in allen Bundesländern mit dem 
Zweimeterband gearbeitet werden kann. Im 
Jahre 1973 und 1914 wild dann die Umstellung 
im Bundesland Steiermark durchgeruhrt, und 
damit steht für das. ganze Bundesgebiet das 
Zweimeterlband ~ür den Funkverkehr zur Ver­
fügung. 

Der weitere Ausbau der seinerzeit unter 
Minister Ozettel eing·eJoeiteten elektronischen 
Datenverarbeitungsanlage .ist eine der Ur­
sachen der Erhöhung des Sachaufwandes im 
Voranschlag 1912. Die VielseItigkeit dieser 
Datenverarbeitungsanlage zeigt ,sich in den 
bereits gespeicherten Gelbieten. Weitere neue 

Dies ist dadurch zu untermauern, daß ein Spe.icherungsmöglichkeiten werlden ständig 
. . .. e', "f bezie un , 

Aufklärungsquote bei den Vergehen und dadurch laufend echte Rationalisierungseffekte 
Ubertretungen vergleichsweise 1969 zu 1910 geschaffen. 
gleichgebl,ieben ist, bei der Verbrechensauf- Mit Wirkung vom 1. Jänner 1912 wird im 
klärung aber 'hinge-gen ejne Steigerung der Innenministerium eine zentrale Beschaffungs­
Aufklärungsquote um 1 Prozent erzielt wer- abteilung erricht'et bei gleichzeitig'er Auf­
den konnte. lösung der Poliz'ei- und der Gendarmerie-
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Neuhauser 
besdlaffungsämter. Diese Abteilung wird mit sei es bei Beförderungen oder anderen dienst~ 
Ausnahme der technischen Geräte fast alle rechtlichen Besser,stellungen, wird hier A:b­
Waren un{l Gegenstände für das ganze Ressort hilfe schaffen können. 
zu beschaffun haben. (Beifall bei der SPO.) 
Die Vorteile dabei liegen erstens in der Ver­
waltungsvereinfachung, zweitens in der Per­
sonalersparnis, und drittens 'bestehen sie in 
größeren Rabatten durch Einsparung beim 
Sachaufwand. Weiters ist die Einbeziehung 
der tedmisdlen Geräte als zweUe Etappe in 
zwei bis drei J a!h~en in Aussicht genommen. 

Weiters, meine Damen und Herren, darf 
ich auf die geplante Vereinfachung des Melde­
wesens hinweisen. Das dazu notwendige 
Meldegesetz läuft derzeit im Begutachtungs­
verfahren. Hier wird einem langj ä'hrigen 
Wunsch des österreichischen Fremdenver­
kehrsverbandes nachgekommen, und mit die­
sem Meldegesetz dürfen wir für uns in An­
spruch nehmen, daß wir auf diesem Gebiet 
führend in Europa sind. 

Zum dritten und le,tzten Punkt, dem Perso­
nalstand, ist festzustellen, daß nach der Redu­
zierung des Personalstandes im Dienstposten­
plan 1971 um 57 Dienstposten nun 1972 neuer­
lich 29 Dienstposten eingespart werden. (Abg. 
Dr. M u 8 S i 1: Das ist zuwenig/) Ja, für Sie 
ist das zuwenig, Sie ha:ben es aber in den 
vier Jahren nie zusammengebracht. (Beifall 
bei der SPO.) 

Der Personalmangel bei der Polizei und 
Gendarmerie hat ,sich neuerlich verstär:kt. 
594 Dienstposten konnten in diesem Jahr bei 
der Polizei nicht besetzt werden. Es' Hegt aber 
leider auch bei der Gendarmerie eine ähn­
liche Tendenz vor, da hier ebenso ein Fehl­
bestand von über 100 unbesetzten Dienst­
posten aufscb.eint. 

Meine Damen und Herrenl Hier muß grund­
sätzlich einmal festgehalten werden, daß bei 
Polizei und Gendarmerie ebenso wie auch bei 
anderen ausülbenden Dienstst-e'llen des Bundes, 
zum Beispiel auch ,im Justizdienst, dieser 
Nachwuchsmangel auch sehr stark autf das 
Sozialprestige zurüduuführen ist. Ich darf 
hier auf die Ausführungen des Professors 
Armand Mergen von der Universität Mainz 
verwe'isen, der in seinem Buch "Verbrechen 
der Gesellschaft" .im Teil "BI,iek. nach vorn" 
sinngemäß festgestellt hat, daß mit allen Mit­
teln der Wissenschaft und Technik angestrebt 
werden muß, diesen Berufsgruppen ,ein höhe-

Wenn wir immer wieder feststel'len, daß 
das Bundesheer unsere Grenzen nach außen 
zu schützen hat, so hat die Exekutive den 
Schutz und die Sicherheit innerhalb Oster-
reichs zu eI1halten. Für diesen täglich-Em Ein­
satz von Polizei und Gendarmer.ie auf allen 
Gebieten zum Schutze der Staatsbürger ge­
bührt diesen Beamten unser Dank. (Beifall 
bei SPO und tJVP.) -

Wie gefährlich und riskant dieser Dienst 
ist, zeigen _ einige sehr wesentliche Zahlen. 
In der Dienstausübung haben im Jahr 1969 
bei der Gendarmerie drei Beamte und bei der 
Polizei zwei Beamte und 1970 bei der Gen­
darmerie fÜD!f und bei der PO'lizei drei Beamte 
ihr Leben gelassen.· Weiters wurden bei der 
Gendarmerie 1969 108 und bei der Polizei 95, 
1910 bei der Gendarmerie 92 und bei der 
Polizei 76 SchwerV'erletzte :beklagt. Seit 1945 
hat die Gendarmerie 157 Tote und 1692 
Schwerverletzte und die Polizei Ausfälle- von 
12 Toten und 1113 Schwerverletzten zu bekla­
gen. Ich glaube, diese Zahlen sprechen eine 
sehr deutliche Sprache. 

Meine Damen und Herren! Ich darf ab­
schließend feststellen, daß wir dem Kapitel 
Inneres gerne unsere Zustimmung geben aus 
der Uberzeugung heraus, daß die Mittel wie­
der so eingesetzt wurden, daß wir erwarten 
können, daß -in tJsterreich auch für 1912 die 
Vorauss'etzungen für größtmögliche S!icherheit -
des Lebens a1.lf diesem Gebiet nach dem Motto 
"Leben hat Vorrang" geschaffen wurden. 
(Beifall bel der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister für Inneres Rösd1: Herr 
Präsident I Hohes Haus! In Anbetracht der fort­
geschrittenen Zeit bitte ich um Verständnis 
dafür, wenn ich nur se'hr kurz auf, einzelne 
Punkte eingehe. Ich setze die Zustimmung des 
Hohen Hauses voraus. 

Ich möchte zu allen Fragen, die im Zusam­
menhang mit Sicherheit gestellt wurden, dar­
auf verweisen, daß die Bundesregierung heute 
den vom Nationalrat verlangten Sicherheits­
beridlt beschlossen hat. Er geht heute bezie-... .. . 
Hause zu. Alle Fragen, die Slicherlich heute 

Dies und damit verbunden die Schaffung diskutiert werden sollten, werden dann sowie­
eines modemen, der Zeit angepaßten Dienst- so noch einmal diskutiert werden, sodaß ich 
und Besoldungsrechtes, wo vor allem nicht glaube, daß man sich das vielleicht heute 
nur dieabg'elei'stete Dienstzeit, sondern pri- ersparen und dann bei der Diskussion dieses 
mär auch die Leistung entscheidend sein muß, Berlichtes noch einmal darauf eingehen kann. 
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Bundesminister Rösm 
Der Abgeordnete Suppan hat die Frage 

gestellt, ob Osterreicher bespitzelt werden. 
Er bezog sich ,auf eine Anfrage jn einem 
Diskussionsheitrag des Herrn Professors Dok­
tor Ermacora in der Aushrecherdebatte. Ich 
darf festhalten: Herr Professor Ermacora hat 
nicht von Bespi'bzeln gesprochen, sondern er 
meinte, daß die Vormerkungen, die ich er­
wähnt hatte, einer gesetzlichen Grundlage 
entbehrten. Ich glaube, es hat sich in der 
Zwischenzeit herausgestellt, daß Herr Profes­
sor Ermacora im Irrtum ist. Der Strafregister­
auszug ist selbstverständlich gesetzlich ge­
deckt, und die Vormerkung der Verwaltungs­
strafen ergibt sidl aus dem Verwaitungsstraf­
recht, wo ausdrücklich drinnen steht, daß Vor­
strafen erschwei"end sind. Wenn eine Vor­
strafe erschwerend ist, muß man sie vorher 
vermerkt haben, sonst kann man sie nachher 
nicht berücksichtigen. § 100 Abs; 1 des Ver­
kehrsrecht-Anpassungsgesetzes spricht wört­
lich davon': Wenn eine Person bereits einmal 
vorbestraft worden ist ... und so weiter. Auf 
diese Vormerkungen hat sich die ganze Dis­
kussion damals bezogen und auf nichts ande­
res. 

Eine weitere Frage war, wieso der Rund­
funk falsch informiert wurde. Ich habe es 
schon das letzte Mal versucht darzustellen. 
Im Einvernehmen mit dem Rundfunk wurden 
verschiedene Meldungen nicht gebracht. Ich 
glaube, es ist selbstverständlich, daß man, 
w:enn man drei Ausbrecher sucht, von denen 
man weiß, daß sie ein Kraftfahrzeug mit einem 
Radio haben, dann nicht über den Rundfunk 
Fahndungsmeldungen hinausgelben kann. 
Darum ist es gegangen. Der Rundfunk hat 
Verständnisgezei'gt, wofür ich ihm nochmals 
danke, und hat einige dieser Meldungen nicht 
gebracht, um die Fahndung überhaupt durch­
führen zu können. 

Die Vorlage für ein Po!izejlbefugnisgesetz, 
die 1969 fertiggestellt wurde, wurde bekannt­
lich vom Hohen Haus nicht mclJ.r behandelt, 
und zwar aus zwei Gründen. Erstens, weil die 
Legislaturperiode abgelaufen war, und zwei­
tens, weH sich im Rahmen des Begutachtungs­
verfahrens herausgestellt hat, daß es auch um 
die Bestimmungen der Polizeiorganisation er­
weitert werden müßte. Nunmehr ist ein neuer 
Entwurf eines Polizeibefugnis- und -organi­
sationsgesetzes im Grundsatz fertig. ICh hoffe, 
daß es im Laufe des Jahres 1972 tatsächlich 
möglich sein wird, dem Hohen Hause diesen 
Entwurf zuzuleiten. 

Die Vollmotorisierung der österreichischen 
Exekutive ist erreicht. Es ist richtig, daß 
60 Posten nicht mit Autos versorgt sind. Ich 
habe im Ausschuß mitgeteilt, daß 100 Posten 

zur Auflösung vorgesehen sind. Daß Gen­
darmerieposten, die zur Auflösung vorgesehen 
sind, keinen Wagen mehr .zugewiesen bekom­
men haben, glaube ich, ist logisch. 

Die Frage der Fahrtkostenzuschüsse, die 
nicht ausbezahlt worden sind, ist eine echte, 
berechtigte Kritik. Am Personal kann es nicht 
gelegen sein. Es handelte sich damals um 
einen Beamten, der allerdings dann wieder 
weggegang·en ist. Warum nicht ausbezahlt 
wurde, lag .einfach daran, daß 1800 eine so 
große Zahl ist, zum Unterschied von anderen 
Ressorts, die weniger personalintensiv sind. 
Um das zu beschleunigen, haben wir daher 
jetzt die Berechnung und Auszahlung den 
Landesgendar.meriekommanden übergeben, 
damit sie das direkt machen. Leider ist das 
ursprünglich nicht möglich gewesen, weil es 
im Gesetz anders vorgesehen ist. 

Die Fragen über die Besteuerung der 
Ex offo-Gebühren, die Stichtagsverbesserung 
und die Angelegenheit von W 2-Beamten 
außerhalb des Kriminalbeamtendienstes sind, 
wie Sie, Herr .A!bgeordneter, wissen, keine 
Sache des Ministeriums, sondern werden zwi­
schen der Zentralgewerkschaft und dem Bun­
deskanzleramt verhandelt. Das Bundesmini­
sterium für Inneres hat hier nur beratende 
Funktion. Wieweit die Verhandlungen von 
seiten der Zentralgewerkschaft weiter geführt 
wurden, weiß ich zurzeit nicht. 

Zu den zwei Beförderungsanträgen, von 
denen Sie gesprochen haben, darf ich ergän­
zen: Sie haben leider die Namen nicht ge­
nannt. Es sind aber viel mehr als zwei, wo 
ich Auftrag gegeben halbe, Beförderungs­
anträge vorzulegen. SeLbstverständlich immer 
dann, wenn ich der Meinung war, daß es rich­
tig ist, solche Beförderungsanträge vor,zu­
legen. Wenn die Voraussetzungen nicht gege­
ben sind, sUmmt das Bundeslkanzleramt sowie­
so nicht zu. Die Beamten können dann auch 
nicht befördert werden. Das stellt sich dann 
immer heraus, wenn alle Anträge vorliegen. 

Das waren, glaube ich, die wesentlichsten 
Fragen. tJIbrig bleibt noch die letzte Frage 
nach den Kosten der Untersuchung. Sie 'haben 
etwas ironisch .gemeint, daß dazu ein Institut 
eingeladen wurde. Ich glaube, es ist korrekt 
dem Institut gegenüber zu sagen: Es handelt 
sich um das international anerkannte Institut 
des Herrn Professors Brud!mann. Die Fragen, 

Sie nicht wüßten, ob sie sinnvoll sind, hat 
ausschließlich Herr Professor Bruckmann mit 
seinen Fachleuten zusammengestellt. Ich habe 
mir weder angemaßt noch sonst eingeibildet, 
mich überhaupt einmischen zu können. Diese 
Fragen sind von Fachleuten zu erstellen. Ich 

-
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Bundesminister Rösm 
glaube, Herr Professor Brudcmann und seine 
M.itarbeiter sind Fachleute g-enug, um zu wis­
sen, welche Fragen sie zu stellen haben. Die 
Kosten werden sich auf 450.000 S belaufen, 
die in zwei Jahren zu bezahlen sind, 300.000 S 
im heurigen Jahr und 150.000 S im nächsten 
Jahr. 

Ich bitte jene Damen und Herren, dte die­
sen Kapiteln in der Fassung' der Regierungs­
vorlage ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu eIiheben. - Ein s tim m i 9 
angenommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die Beratungsgruppe II. Diese umfaßt: 

Das, Hohes Haus, sind die Einzelfragen Kapitel 10: Bundeskanzleramt mit Dienst­
gewesen, die im Rahmen der Debatte zu stellen, Kapitel 70: Staatsdrudcerei. 
beantworten waren. 

Ich wiederhole: Alles, was mit der Sicher­
heit Osterreichs, mit dem Einsatz von Gendar­
merie, Polizei und KriIl!inalbeamten zusam­
menhängt, wird sinnvoll bei der Debatte über 
den Sicherheitsbericht, der nunmehr dem 
Hohen Hause zugeht, besprochen werden kön­
hen. (Beifall bei der SPO.) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Kapitel 10 und dem Kapitel 70 mit dem dazu­
gehörenden Konjunkturausgleich-Voranschlag 
in der Fassung der Regierungsvorlage ihre 
Zustimmung erteilen; sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das· ist die Mehrheit. An g e­
nom'men. 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. über die Beratungsgruppe IV. Diese umfaßt: 

Wünscht einer der Herren Spezialbericht­
erstatter das Schlußwort? - Bitte, Herr Ab­
geordneter Wielandner. 

Spezialberichterstatter Wielandner (Schluß­
wort): Hohes Haus I Den eifiigebrachlten Ent­
schLießungsanträgen des Herrn Abgeordneten 
Dr. König und des Herrn Abgeordneten Doktor 
Neuner kann ich nicht beitreten. 

PräSident: Herr Albgeordneter Robak .. 

Spezialberichterstatter Robak (Schlußwort): 
Hohes Haus! Auch ich kann dem von der Her­
ren Suppan und Genossen eingebrachten Ent­
schHeßungsantrag nicht beitreten. 

Präsident: Damit ist die Aussprache Ülber 
die Beratungsgruppen I, 11 und IV ·beendet. 

Wir gelangen nunmehr zur Ab s t i m­
mungo 

Ich lasse zunächst über die Beratungs­
gruppe I, Oberste Organe, abstimmen. Diese 
umfaßt: Kapitel 01: Präsidentschaftskanzlei, 
Kapitel 02: BundesgesetZ'gebung, Kapitel 03: 
Verfassungsgerichtshof, Kapitel 04: Verwal­
tungsgerichtshof, Kapitel 06: Rechnungshof. 

Kapitel 11: Inneres. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Kapitel 11 mit dem dazugehörenden Kon­
junkturausgleich-Voranschlag in der Fassung 
der Regierungsvorlage ihre Zustimmung er­
teilen, sich von den Sitzen zu el1heben. - Das 
ist die Mehrheit. An gen 0 m m e n. 

Uber die zu diesen Beratungsgruppen I, 11 
und IV eingebrachten Entschließungsanträge 
wird !lach der dritten' Lesung abzustimmen 
sein. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitz·ung berufe ich für Don­
nerstag, den 9. Dezember, 10 Uhr mit folgen­
der Tagesordnung ein: Bericht des :Finanz- und 
Budgetausschusses über die Regierungsvor­
lage (2 und Zu 2 der Beilagen): Bundesfinanz­
gesetz für das Jahr 1972 (80 der Beilagen). 
Spezialdebatte über die Beratungsgruppen 111 
und V. Die Beratungsgruppe III umfaßt: Kapi­
tel 20: Äußeres. DLe Beratungsgruppe V um­
faßt: Kapitel 30: Justiz. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

S~luß der Sitzung: 21 Uhr 55 Minuten 

österreichisehe Staa"tsdruckerei L6142091 
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